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Geschiftsordnung

1 Tagungsprisidium: Wihrend der Veranstaltung — aber vor Eintritt in
die Plenardebatte — wihlen die durch den Prisidenten des Landtages ein-
geladenen Jugendlichen aus ihrem Kreis ein vierkopfiges Prasidium. Auf
die Feststellung einer Rangfolge wird verzichtet.

Im Prasidium miissen genauso viele weibliche wie minnliche Jugendliche

vertreten sein. Aus diesem Grund hat jede Teilnehmerin / jeder Teilneh-
mer vier Stimmen: Zwei Stimmen fiir weibliche und zwei Stimmen fiir
minnliche Kandidatinnen und Kandidaten.

Die Wahl des Tagungsprasidiums wird durch das Prasidium der Vorjah-
resveranstaltung geleitet. Eine einmalige Wiederkandidatur ist méglich.

Ein Mitglied des Prasidiums leitet die Aussprache in der Plenardebatte. Ein

weiteres Mitglied fiihrt die Rednerliste.

Das Prisidium wird zu den Gesprichsrunden des Landtagsprasidenten,
die zwischen dieser Veranstaltung und der folgenden stattfinden, ein-
geladen.

2. Beratung in Arbeitsgruppen und Plenum: ,,Jugend im Landtag" bildet
zu Beginn der Veranstaltung Arbeitsgruppen, die sich mit den von den
Teilnehmer*innen eingereichten Antragen befassen. Die Arbeitsgruppen
haben die Aufgabe, die vorliegenden Antrige zu diskutieren, ggf. Ande-
rungsvorschlige zu formulieren, Beschlussempfehlungen abzugeben und
die Reihenfolge der Beratung im Plenum festzulegen. Dabei steht es den
Arbeitsgruppen frei, sich mit einzelnen Antrigen nicht zu befassen und/
oder neue Antrige zu erarbeiten.

Die in den Arbeitsgruppen erarbeiteten Beschlussvorlagen dienen dem
Plenum als Diskussionsgrundlage fiir seine zu fassenden Beschliisse.
Uber Antrige, die bis zum Ablauf der zur Verfiigung stehenden Redezeit
nichtabschlief3end beraten werden konnten, wird am Ende der Veranstal-
tung ohne Aussprache abgestimmt.

Jede Arbeitsgruppe wihlt zu Beginn eine(n) Vorsitzende(n). Auflerdem
kann ein Mitglied der Arbeitsgruppe fiir die Berichterstattung im Plenum

gewihlt werden.
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Stand: Oktober 2020

Mitglieder sowie Gaste der Versammlung, Abgeordnete und Reprisentan-
ten des Altenparlamentes konnen im Plenum und in den Arbeitsgruppen
sprechen, wenn ihnen ein Mitglied des Prasidiums bzw. die/der Vorsit-
zende das Wort erteilt.

Sowohlin den Arbeitsgruppen als auch im Plenum gilt das Erstrederecht.
Das heifdt, Teilnehmer*innen, die sich das erste Mal auf die Rednerliste
setzen lassen, wird vor denjenigen, die bereits mehrmals gesprochen ha-
ben, bevorzugt das Wort erteilt.

Ein einzelner Redebeitrag soll nicht linger als drei Minuten dauern. Die
Versammlung kann jedoch mit Mehrheit eine Verkiirzung oder Verlinge-

rung der Redezeit beschliefSen.

Antrige zur Beratung in den Arbeitsgruppen: Die Teilnehmer*innen
sind gebeten, Antrige (max. drei pro Person) fiir die Beratung in den Ar-
beitsgruppen an die Landtagsverwaltung zu senden (siche Antragsschluss
in der Einladung). Die fristgerecht eingereichten Antrige werden allen
Beteiligten dann einige Tage vor der Veranstaltung zur Vorbereitung auf
die Diskussion zugeschickt.

Dringlichkeitsantrige: Weiter ist es ist moglich, nach Ablauf der Frist
Dringlichkeitsantrige einzureichen. Fiir die Einreihung in die Tagesord-
nung ist eine Zweidrittelmehrheit im Plenum erforderlich.

(Anderungs-)Antrige: (Anderungs-) Antrige zu den Beschlussvorlagen
der Arbeitsgruppen konnen - ausschliefglich in druckfertiger Form —am
Vorabend der Debatte beim Prisidium eingereicht werden.
Anderungsantrige, die sich aus der laufenden Debatte heraus ergeben,
sind — zumindest in handschriftlicher Form — dem Prisidium vorzulegen.
Das Nachreichen von Antrigen zu einem vom Plenum durch Abstim-
mung bereits abgeschlossenem Thema ist nicht zulissig.

Liegen zu einer Sache mehrere Antrige vor, so ist iiber den weitestge-
henden Antrag zuerst abzustimmen. Anderungsantrige sind vor dem
Hauptantrag abzustimmen. Uber den geinderten Antragist zum Schluss
als Ganzes abzustimmen.
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Geschiftsordnungsantrige: Zur Geschiftsordnung konnen miindlich
folgende Antrage gestellt werden:

* Auf Unterbrechung oder Schluss der Sitzung,

e auf Ubergang zur Tagesordnung,

¢ auf Nichtbefassung,

¢ auf Schluss der Debatte,

o auf SchliefSung der Rednerliste,

* auf sofortige Abstimmung,

* auf Beschrinkung oder Anderung der Redezeit.

Antrige zur Geschiftsordnung werden durch Heben beider Hinde ange-
zeigt und sind unverziiglich zu behandeln. Eine Rede darf dadurch jedoch
nicht unterbrochen werden. Bei Gegenrede zum Geschiftsordnungsan-
trag ist abzustimmen.

Das Prisidium ist berechtigt —auch ohne Zustimmung durch das Plenum —
die Zahl der pro Debattenpunkt zuldssigen Geschiftsordnungsantrige zu

begrenzen.

Beschlussfassung: Beschliisse werden durch die Mitglieder der Ver-
sammlung durch Heben der Stimmkarte mit einfacher Mehrheit der
abgegebenen Stimmen gefasst. Zum Auszdhlen der Stimmen kann das
Prisidium fiir unklare Abstimmungssituationen aus den Reihen der Teil-

nehmer*innen eine Zihlkommission einsetzen.

Schluss der Beratung: Das Prisidium erklirt die Beratung fiir geschlos-
sen, wenn die vorgesehene Zeitabgelaufen, die Redner*innenliste beendet
ist oder keine Wortmeldungen mehr vorliegen. Das Prasidium hat darauf
zu achten, dass sich die Diskussionszeit auf alle Beratungsgegenstinde

angemessen verteilt.

Beschliisse: Die vom Plenum gefassten Beschliisse werden an die Fraktio-
nen des Landtages, die zustindigen Ministerien der Landesregierung und
die schleswig-holsteinischen Bundestagsabgeordneten zur Stellungnah-
me weitergeleitet. Des Weiteren werden die Beschliisse den zustindigen
Fachausschiissen des Landtages zur Kenntnis gegeben. Die Stellungnah-
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10.

men werden den Teilnehmer*innen der Veranstaltung unverziiglich nach
Vorlage zugeleitet.

Teilnahmebegrenzung: Die Teilnahme an der Veranstaltungistauf drei
Mal begrenzt, fiir Mitglieder des Prisidiums auf vier Mal.
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Programm

Freitag, 19. November 2021 (Onlineangebot)

16.00 Uhr Begriiffung

anschl. Virtuelles ,,Politisches Planspiel“ zum Kennenlernen:
,,JHate-Speech und Fake-News"

Sonnabend, 20. November 2021 (im Landeshaus)

10.00 Uhr BegriiBung durch Landtagsvizeprisidentin Kirsten Eickhoff-
Weber

anschl. Zuordnung der eingereichten Antrige zu Arbeitsgruppen
und Beginn der Arbeitin Arbeitsgruppen

ca.12.30 Uhr Mittagspause

ca.14.00 Uhr Fortsetzung der Beratung und Formulierung der Arbeitsgruppen-
ergebnisse

16.00 Uhr Wahl eines neuen Prasidiums

16.30 Uhr Diskussion mit den jugendpolitischen Sprecher*innen der
Landtagsfraktionen

18.30 Uhr Bekanntgabe des Wahlergebnisses

18.45 Uhr Abendessen

anschl. Freizeitangebot in der Jugendherberge

Sonntag, 21. November 2021 (im Landeshaus)

9.30 Uhr Er6ffnung von ,,Jugend im Landtag® 2021 im Plenarsaal des
Landeshauses, Vorstellung und Begriindung der Arbeitsgruppen-
ergebnisse, Plenardiskussion

ca.12.30 Uhr Mittagspause

ca.14.00 Uhr Fortsetzung der Debatte

ca.17.30 Uhr Ende der Veranstaltung
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Lennard Hamelberg aus Seth
Pia Dietz aus Ahrensburg

Tim Post aus Alveslohe

Tamina Vahlendieck aus Libeck

Prasidium ,,Jugend im Landtag® 2021

Prisidium v.l.: Tim Post, Lennard Hammelberg, Tamina Vahlendieck
hinten v.1.: Pia Dietz




Presseteam 2021

Amelie Middel

Janne Koster

Maya Kathrina Sartor
Simon Ristow

Presseteam v.l.: Amelie Middel, Simon Ristow,
Maya Katharina Sartor, Janne Késter




CDU:
Tobias von der Heide
Ole-Christopher Plambeck

SPD:

Martin Habersaat
Tobias von Pein
KaiVogel
Wolfgang Baasch

Teilnehmende Abgeordnete

BUNDNIS 90/DIE GRUNEN:
Eka von Kalben

Burckhard Peters

Bernd Vof3

SSW:
Jette Waldinger-Thiering

Jugendpolitische Sprecher*innen v.l.: Tobias von Pein, Jette Waldinger-Thiering,
gendp P g g
Eka von Kalben, Tobias von der Heide
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Grufdwort

von Landtagsvizeprisidentin Kirsten Eickhoff-Weber

Sehr geehrtes Prasidium,
sehr geehrte Delegierte von ,,Jugend im Landtag®,
sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen,

meine sehr geehrten Damen und Herren,

herzlich willkommen zu ,,Jugend im Landtag® 2021 im Kieler Landeshaus.
Es freut mich sehr, dass Sie der Einladung des Landtages gefolgt sind. Be-
sonders freue ich mich dariiber, dass die ,,Jugend im Landtag® nach einer
unfreiwilligen Pause nun wieder ,,live und in Farbe“ tagen kann - nattirlich
unter Beachtung der Hygieneregeln.

Wir alle haben in den vergangenen eineinhalb Jahren viele Einschrankun-

gen unseres gewohnten Lebens hinnehmen miissen.

Aber, meine Damen und Herren, dass sage ich ganz offen:
Sie, die jungen Menschen in unserem Land, haben ganz besonders unter
diesen Einschrinkungen leiden miissen. Mein Eindruck war sogar, dass

man Sie oft regelrecht vergessen hat.

Die Folgen sind dramatisch und ich habe einigen der Antrige fiir Thre
Beratungen entnommen, dass sie die psychischen Folgen der strengen
Kontaktbeschrainkungen und anderer Mafdnahmen unter Kindern und

Jugendlichen besonders bewegen.
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Ich kann Ihnen versichern, dass Thre Uberlegungen zu diesem Thema von
den Abgeordneten des Schleswig-Holsteinischen Landtages aufmerksam
verfolgt werden.

Wir miissen gerade angesichts der Tatsache, dass die Corona-Epidemie
noch nicht vorbei ist, kiinftig die besonderen Belange der jungen Men-
schen bei den Mafdnahmen stirker als bisher berticksichtigen. Thre Ansich-
ten und Erfahrungen sind also sehr wichtig fiir ganz aktuelle und konkrete
Fragen, mit denen sich der Landtag beschiftigt.

Sie, liebe Delegierte, stehen fiir eine aufgeschlossene und diskussions-
freudige Generation junger Menschen, die sich nicht nur fiir Politik inte-
ressiert, sondern sich auch aktiv einbringen mochte. ,,Jugend im Landtag®
ist ein Weg dies zu tun.
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Es gibt aber auf kommunaler Ebene noch eine weitere Moglichkeit, dass
junge Menschen in politische Entscheidungsprozesse eingebunden und
daran beteiligt werden. Der §47f der Gemeindeordnung erméglicht diese
Teilnahme —und ich habe sehr positiv zur Kenntnis genommen, dass sich
einer Threr Antrige mit genau diesem Paragraphen beschiftigt.

Ich kann nicht nachdriicklich genug dafiir werben, dass Sie in Ihren Ge-
meinden Gebrauch von dieser Moglichkeit zur Mitsprache an den Ent-
scheidungsprozessen machen. Und ich méchte Sie bitten, dass Sie, wenn

Sie hier auf Probleme stof3en, gerne mit den Landtagsabgeordneten Ihres

Wahlkreises Verbindung aufnehmen, denn Ihr politisches und gesell-
schaftliches Engagement ist sehr wichtig.

Die Kommunalpolitik ist iibrigens ein sehr guter Einstieg in die Politik,
denn hier werden Fragen diskutiert und Beschlusse gefasst, deren Folgen
meist ganz unmittelbar sichtbar werden. Kommunalpolitik ist Politik vor
der eigenen Haustiir und fiir die Menschen, mit denen man téglich zu-
sammenlebt.

Die Ideen junger Menschen sind ganz besonders wichtig fiir die Kom-
munalpolitik, denn es ist ganz entscheidend fiir unsere Gemeinden, dass
dortalle Altersgruppen und alle Menschen vertreten sind und zu Wort
kommen, denn nur so schaffen wir es, unsere Gesellschaft zu einem Ort

zu machen, in der die Generationen voneinander lernen und profitieren.

Liebe Delegierte,
meine Damen und Herren,

ich bin tiberzeugt davon, dass das, was Sie hier im Plenarsaal des Landtages
diskutieren und beschliefSen werden, von den Abgeordneten zur Kennt-
nis genommen —und mehr noch —in ihre politische Arbeit mitgenommen
wird. Meine Kolleginnen und Kollegen und ich sind darauf gespannt.
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Ich wiinsche Thnen dazu eine interessante und spannende Zeit und an-
geregte, engagierte und sachliche Diskussionen!

Grufdwort



Antrage

Dringlichkeitsantrige

JiL 34 /Dringlichkeitsantrag 4
Beratungin AK2

Aktuelle und zukiinftige Situation in Kindertagesstdtten

Antragsteller: Lukas E. Junghanf
Adressat: Landtag Schleswig-Holstein; Bundesministerium fiir Familie, Senioren,
Frauen und Jugend; Landesministerium fiir Soziales, Gesundheit, Jugend,
Familie und Senioren

Antrag: , Jugend im Landtag” moge beschliefRen:
Um die teils prekire Situation in den Kindertagesstitten zu beheben und
dieser zukiinftig vorzubeugen, wird die Landesregierung verpflichtet Ge-
setzesentwiirfe vorzulegen, die sich mit den folgenden Punkten befassen:
* Schaffung von zusitzlichen Plitzen in Fachschulen fir Erzieher*-
innen und Sozialpidagog*innen durch finanzielle Férderung
» Kampagnen zur Férderung des Ansehens des Berufs und zur Gewin-
nung neuer Nachwuchskrifte
» Moglichkeit zur Schaffung mehrerer Fachschulen von 6ffentlichen
Tragern in einem Landkreis
* Vereinfachung des Auschreibungsprozesses fiir Stellen in kommu-
nalen Kindertagesstatten
* Ausschreibungen von Stellen in kommunalen Kindertagesstitten

grundsitzlich ohne Befristung
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* Regelungen zu einer fairen Bezahlung aller Fachkrifte und Auszu-
bildenden

Begriindung: Aufgrund des Personalmangels in Kindertagesstitten

kommt es teils zu prekiren Zustinden. Die Kombination aus Kranken-
stand und unbesetzten Stellen fithrt zu Verhiltnissen, die den Anforde-
rungen an Einrichtungen zur Betreuung und Bildung von Kindern absolut

nicht gerecht werden. So kommt es bereits jetzt in einigen Einrichtungen

zu Situationen, die bei einer ausbleibenden politischen Intervention auch

in weitern Einrichtungen vorkommen werden. So ist es beispielsweise in

einer Einrichtung von der ich personlich erfahren habe, der Fall dass dort

Erzieher*innen und Sozialpidagog*innen teils 13-14 Stunden am Stiick

arbeiten da sonst nicht ausreichend Personal vorhanden ist. Durch einen

dauerhaften Krankenstand der Einrichtungsleitung kénnen selbst not-
wendige Dinge wie zum Beispiel Windeln und Biiromaterial nicht bestellt

werden. Warmes Essen gibt es nur teilweise in der Woche da die hier-
fiir zustindige Stelle nur zur Hilfte besetzt ist. Es wird iberwiegend von

Einmal-Geschirr gegessen da nach dem Mittagessen keine Person mehr
fur die Kiiche verfiigbar ist und bereits jetzt nicht genug Erzieher*innen

vorhanden sind. In dieser Einrichtung sind aktuell 4 volle und 2 halbe Stel-
len unbesetzt. Hierzu kommt noch der Krankenstand der nicht unerheb-
lich ist. Auferdem verlassen zum Jahreswechsel weitere Fachkrifte die

Einrichtung aufgrund eben dieser Problematiken. Die Eltern sind bereits

jetztin Sorge aufgrund vermutlich bevorstehender Schlieffungen. Die Be-
zahlung der Fachkrifte steht aktuell in keinem Verhiltnis zum aktuellen

Krifteaufwand.

Dieses Beispiel mag sehr drastisch sein, jedoch wird eine solche Situation

in weiteren Einrichtungen Einzug halten, wenn dem nicht entgegenge-

wirkt wird.

Angenommen.

Antrdage



JiL 34 /Dringlichkeitsantrag 5
Beratungin AK1

Ist es richtig, mitten in einer Pandemie eine Klinik zu schlief3en?
SchliefSung Lungenklinik Borstel (Kreis Segeberg)

Antragsteller: Tim Post
Adressaten: Landtag, Landesregierung, BM Gesundheit, LM Gesundheit, LM Finanzen

Antrag: Jugend im Landtag mége beschlief3en, dass die Lungenklinik Bor-
stel nicht geschlossen sondern erweitert wird.

Begriindung: Nach dem Sommer und dem Herbst kommt der Winter

2021. Ein Winter in dem die Corona-infektionszahlen so hoch sind wie

noch nie. Ein Winter, in dem wir mitten in einer Pandemie sind. Viele

renommierte Experten warnen vor Uberlastungen der Kliniken. Dies be-
deutet, dass Menschen, die unter schweren Verliufen von Corona leiden,
nicht richtig behandelt werden kénnen. Auch kénnen andere Patenten

nicht so behandelt werden, wie es erforderlich wire. Dies kann fiir Patien-
ten zu bleibenden Schiden, bis gar zum Tode fithren.

Trotz der beschriebenen aktuellen Situation, soll ein Krankenhaus schlie-
Ben. Eine Fachklinik fiir Lungenerkrankungen und Infektionskrankhei-
ten/Atemwegserkrankungen. Die Klink verfiigt iber eine Intensivstation,
die spezialisiert daraufist, Patienten zu beatmen. Aufderdem ist die Klinik
eines von zwei zertifizierten Krankenhiusern zur Entwohnung von Be-
atmungsmaschinen in ganz Schleswig-Holstein.

Es geht hier um die Lungenklink Borstel (Kreis Segeberg), die aufgrund

von wirtschaftlichen Griinden geschlossen werden soll. Betrieben wird

die Klinik vom benachbarten hoch renommierten Forschungszentrum

Borstel. Die Finanzierung iibernehmen der Bund und das Land Schleswig-
Holstein. Dementsprechend besteht das Fiihrungsgremium gréfStenteils

aus Staatssekretiren vom Bund und Land. Generell konnte die Klinik,
nach Meinung des klinischen Direktors, viel wirtschaftlicher betrieben
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werden, wenn man Borstel als Auf3enstelle des UKSH betreiben wiirde.
Dies ist aber offensichtlich politisch nicht gewollt

Aber auch ohne Corona ist die Schlief3ung der Klinik ein riesiger Verlust.
Die Lungenklinik Borstel ist europaweit fithrend in der hoch ansteckenden
Tuberkulose- Behandlung (Tuberkulose ist die haufigste zum Tod fithren-
de bakterielle Infektionskrankheit auf der Welt). So kommen regelmif3ig
Patienten aus ganz Europa nach Borstel. So wie z.B. ein junger Ukrainer,
der seit 2018 durchgehend in Borstel in Behandlung ist. Seine Tuberku-
losebakterien halten den Weltrekord fiir Antibiotikaresistenten. Pro Jahr
erhilt die Klinik mehr als 1.000 Anfragen von Arzten und Kliniken, die
Rat zu Erkrankungen durch Mykobakterien wiinschen bzw. benétigen.
Wire es nicht das Mindeste, die Klinik weiter zu betreiben bis die Corona-
pandemie besiegt ist?

Ist es also wirklich richtig, eine so renommierte Klinik, mitten in einer
Pandemie, zu schlief3en?

Dies scheint leider die Ansicht der Landesregierung zu sein.

In geinderter Fassung angenommen.

Antrdage



JiL 34 /Dringlichkeitsantrag 6
Beratungin AK1

Medizinische Versorgung sicherstellen

Antragsteller: Thore Schénfeldt
Adressaten: Deutscher Bundestag, Bundesregierung, Schleswig-Holsteinischer Landtag,
Ministerprisidentenkonferenz

Dringlichkeitsbegriindung: Durch die steigende Auslastung der In-
tensivstationen durch Covid-19-Patienten wurden ab dem 9. November
—nach Einreichschluss fiir Antrige — wichtige operative Eingriffe abgesagt.
Dies hat drastische Folgen fiir Einzelpersonen. Die Behandlung dieses An-
liegens duldet keinen Aufschub.

Antrag: , Jugend im Landtag” moge beschliefRen:

Jugend im Landtag stellt fest: Aufgrund der steigenden Belegungszahlen

der Kliniken in Berlin werden alle planbaren Eingriffe abgesagt. [1,2]

Dies hat drastische Folgen fiir das Leben, der Menschen, deren medizi-
nisch notwendigen Eingriffe abgesagt worden sind. [vgl. Begriindung fiir

Einzelfall]

Diese Vorkommnisse bestiirzen Jugend im Landtag zutiefst.

Damit die Menschen in Wiirde leben kénnen, muss der Staat sie vor ver-
meidbaren Qualen schiitzen! Alle Menschen haben grundsitzlich das

Recht auf medizinische Behandlung, genauso wie auf Leben und korper-
liche Unversehrtheit!

Esist wichtig, dass es grundsitzlich allen Menschen freisteht, sich gegen

das Corona-Virus impfen zu lassen. Nichtsdestoweniger konnen medizi-
nische Behandlungen, die durch Impfung nie nétig geworden wiren, an-
dere erkrankte Menschen gefihrden, da die Kapazititen in den Kliniken

begrenzt sind.

Jugend im Landtag ruft alle Menschen auf, sich wenn irgend méglich

gegen das Corona-Virus impfen zu lassen!
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Jugend im Landtag fordert:

Der Deutsche Bundestag, die Bundesregierung, der Schleswig-Holstei-
nische Landtag und die Ministerprisidentenkonferenz werden deswegen
aufgefordert:

1. durch geeignete Mafsnahmen sicherzustellen, dass medizinische
Behandlung und Versorgung fiir alle Menschen zu jeder Zeit sicher-
gestellt bleibt,

2. mitnoch gréf3erer Anstrengung darauf hinzuwirken, dass sich mog-
lichst viele Menschen gegen das Corona-Virus impfen lassen,

3. sicherzustellen, dass sich keine gesellschaftlichen Konflikte zwi-
schen Geimpften und Ungeimpften entwickeln.

Dem Beschluss wird die Antragsbegriindung beigefiigt.

Begriindung: Hier sei exemplarisch der Fall der Berlinerin Angelina S.
geschildert; ihre Operation wurde wegen der steigenden Corona-Fallzah-
len abgesagt:

Angelina S. leidet unter Endometriose, einer schmerzhaften und chro-
nischen Krankheit. Die chronischen Schmerzen beeintrichtigen sie in
ihrem Alltag sehr und sie muss hochdosierte Schmerzmedikamente zu
sich nehmen, um tiberhaupt einen Arbeitstag am Schreibtisch bewiltigen
zu konnen. Fir diese Krankheit gibt es keine Heilung. Medikamentdse
Behandlungen wurden schon ausgeschopft. Die einzige Moglichkeit auf
Besserung liegt bei einer Operation. Wegen der drohenden Uberlastung
der Kliniken wurde Angelina S.s Eingriff in der auf Endometriose spe-
zialisierten Berliner Charité auf unbestimmte Zeit verschoben. Von dem
Eingriff erhofft sie sich eine deutliche Besserung ihrer Gesundheit und
auch ihrer Lebensqualitit. Unter der Absage des Eingriffs leidet Angelina
S. stark sowohl physisch als auch psychisch, da sie auf unbestimmte Zeit
mit unertraglichen Schmerzen leben muss.

Die Betroffene wendete sich iiber eine gemeinsame Freundin und Kom-
militonin an den Antragsteller.

Antrdage
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[1] www.aerzteblatt.de/nachrichten/128932/Charite-sagt-alle-planba-
ren-Operationen-ab

[2] m.tagesspiegel.de/berlin/viele-covid-19-patienten-volle-intensivs-
tationen-berliner-charite-verschiebt-nahezu-alle-planbaren-operatio-

nen/27782884.html

In gedinderter Fassung angenommen.
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Arbeitskreis 1
,,Gesundheit — Arbeit - Rente - Wohnen - Umwelt- OPNV*“

JiL34/1
Die bedingte Legalisierung des Wirkstoffes THC
der Cannabis-Pflanze

Antragsteller: Julian Antonius Geist
Adressaten: Der Deutsche Bundestag, Bundesregierung

Antrag: ,Jugend im Landtag” moge beschliefRen:

Der Deutsche Bundestag wird aufgefordert, den Verzehr, Besitz und Ver-
trieb des Wirkstoffes THC der Cannabis-Pflanze, mit einem Mindest-Ver-
hiltnis von 50 % des Wirkstoff CBD und einer Maximal-Konzentration
von 25% im Verhiltnis zum gesamtverzehrbarem Konsummittel zu le-
galisieren.

Begriindung: Eine jede Freiheitseinschrainkung muss gerechtfertigt sein.
Aufgrund dessen, dass das aktuelle Kernargument fiir eine Aufrechter-
haltung des Verbotes, dass Cannabis eine ,,Einstiegsdroge fiir stirkere,
chemische Drogen sei, von der deutschen Hauptstelle fiir Suchtfragen
widerlegt, ist, ist dieses Verbot unhaltbar.

Zudem wiirde eine Legalisierung bewirken, dass in diesem, noch illegalem,
Geschiftsmodell Steuern erhoben werden, wihrend bei der Justiz und
den Strafverfolgungsbehérden massiv Gelder eingespart werden. Unter
aktuellen Bedingungen wiirde der deutsche Staat laut einer Studie von
DICE Consultrund 2,4 Mrd. Euro im Jahr einnehmen. Da durch eine Lega-
lisierung das Interesse an Cannabis massiv gesteigert werden wiirde, kann
wohl mittelfristig mit einem weitaus héheren Ertrag gerechnet werden.
Auflerdem wiirde eine Legalisierung des Wirkstoffes THC die aktuell im
Hauf teils vorkommenden beigemischten kiinstlichen Cannabinoide, wel-
che sehr schnell und auch nicht nur psychisch, sondern auch korperlich

Antrdage
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stichtig machen, durch die Standartpriifungen durch das Gesundheitsamt
vermeiden und somit auch die Konsumenten schiitzen.

In gedinderter Fassung angenommen.

24

34. Veranstaltung ,,Jugend im Landtag”



JiL 34/2
Gesundheitschecks fiir alle Autofahrer und Autofahrerinnen
ab 65 Jahren

Antragsteller: Tim Post
Adressaten: Der Schleswig-Holsteinische Landtag, Landesregierung, LM-Verkehr,
BM-Verkehr, Bundestag, Bundesrat

Antrag: ,Jugend im Landtag” moge beschliefRen:
Fir Autofahrer und Autofahrerinnen ab 65 Jahren regelmif3ige verpflich-
tende Gesundheitschecks sowie Fahrsicherheitstrainings einzuftihren.

Begriindung: Jeder kennt diese Schlagzeilen: ,,Senior verwechselt Gas
und Bremse®, ,,Senior iibersieht Radfahrerin, Tod“. So auch passiert in
meinem Nachbardorf. Ein 86-Jihriger tibersieht ein kleines Midchent,
das mitihrer Schwester auf dem Riickweg von der Schule war. Sie wurde
nur 11 Jahre alt. Dies ist leider kein Einzelfall, wie Studien aus der USA
belegen. Statistisch verursache ein 8o-Jahriger dort pro eine Milliarde ge-
fahrener Kilometer 20 Todesopfer. Eine Frau Mitte 30 hingegen drei Tote.
Fiir Deutschland wird im Ubrigen nur statistisch erfasst, wie hoch der
Anteil von Verkehrstoten, verursacht durch Senioren, insgesamt ist. Al-
lerdings wird nicht proportional auf den gefahrenen Kilometer erfasst, die
bei Senioren deutlich weniger sind, als bei anderen Verkehrsteilnehmern.
Sofern in Deutschland iiber 64-jahrige PK W-Fahrer in einen Unfall all-
gemein verwickelt waren, trugen sie sehr haufig (68,7 %) die Hauptschuld.
Bei den mindestens 75-Jahrigen wurden sogar drei von vier Unfallbeteilig-
ten PKW-Fahrern die Hauptschuld am Unfall zugewiesen (76,0 %). Diese
Zahlen miissen zu unser aller Sicherheit gesenkt werden! Auch ist dies
nicht nur ein Problem fiir die Grof3stadt. Schleswig-Holstein liegt in der
Statistik, bundesweit gesehen auf die Einwohnerzahl, im obersten Viertel.
Es geht nicht darum Pauschal etwas fiir Senioren zu verbieten, gar sie zu
diskriminieren. Jeder der noch geeignet ist, kann auch noch im héchsten
Alter Auto fahren. Es soll kein Hochstalter geben. Es miissen nur regelmai-
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Bige verpflichtende Gesundheitschecks sowie Fahrsicherheitstrainings
bestanden werden, dhnlich wie z. B. der rangmifRige ,, TUV “ fiirs Auto. In
anderen EU- Liandern ist dies ganz normal z. B. in Spanien miissen Auto-
fahrer*innen bereits ab dem 45. Lebensjahr alle 5 Jahre zu einem Gesund-
heitscheck. Mit zunehmendem Alter dann auch entsprechend 6fter. Auf
freiwilliger Basis funktioniert dies leider nicht.

Den Fithrerschein bei nicht bestehen, abgeben zu miissen wird auch nicht
einfach sein, gerade auf dem Land. Es ist aber notwendig. Es geht dar-
um, dass Leben von anderen zu schiitzen. Jeder mochte doch, dass seine
Geschwister, Kinder und alle anderen Angehérigen immer nach Hause

kommen.

In gednderter Fassung angenommen.
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JiL34/3
Programm zur Schaffung neuer Psychotherapiepliitze

Antragsteller: Lukas E. Junghanf
Adressaten: Bundesministerium fiir Gesundheit; Landesministerium fiir Soziales,
Gesundheit, Jugend, Familie und Senioren

Antrag: ,Jugend im Landtag” moge beschliefRen:

Die Regierung wird verpflichtet sich fiir die Schaffung neuer Psychothe-
rapieplitze einzusetzen. Dies soll durch eine Forderung der Ausbildung
und Schaffung von Anreizen fiir diesen Berufszweig erfolgen. Dies gilt
sowohl fiir Psychotherapeut™innen als auch Kinder- und Jugendpsycho-

therapeut*innen.

Begriindung: Aufgrund der fehlerhaften Berechnung von benétigten
Therapieplitzen — diese beruht ausschlieflich auf Personen mit diagnos-
tizierten psychischen Erkrankungen- sind bei weitem nicht ausreichend
Therapieplitze vorhanden. Sowohl fiir Kinder und Jugendliche als auch
fur Erwachsene sind die Wartelisten fiir Therapieplitze teils so lang das
ein Jahr oder sogar linger auf einen Platz gewartet werden muss. Es muss
sich etwas am Stellenwert der psychischen Gesundheit indern und ein
erster Schritt in diese Richtung muss iiber die Forderung von Therapie-
plitzen erfolgen. Die Therapeut*innen zahlen im Regelfall selbst fiir Thre
jahrelange Ausbildung. Eine Férderung der Ausbildung wiirde Anreize
schaffen und mehr Menschen dazu bewegen wirklich diesen Beruf ein-

zuschlagen.

In geinderter Fassung angenommen.
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JiL 34/4
Annullierung der CoronamafSnahmen

Antragsteller: Leonard John
Adressat: Der Schleswig-Holsteinische Landtag, Landesregierung

Antrag: Der Schleswig-Holsteinische Landtag, die Landesregierung und
der Deutsche Bundestag werden aufgefordert, die aktuellen Coronamaf2-
nahmen unverziiglich und ausnahmslos zu annullieren, da keine weitere
Notwendigkeit mehr fiir diese besteht.

Begriindung: Die Herdenimmunitit, welche bei 60—70 % liegt, ist inner-
halb Deutschlands bereits erreicht, denn der aktuelle Impfstand Deutsch-
lands liegt nun bei 61,1%. All jene, die noch nicht geimpft sind, konnen
sich nach Wunsch durch ein kurzes Telefonat bei einem zustindigen Arzt
melden und sich impfen lassen. Es gibt hier selbstverstindlich Ausnah-
men, die die bisher erforschten Impfstoffe nicht vertragen, dennoch ist es
nicht im Interesse aller, auf jeden Riicksicht zu nehmen, denn so miisste
auch gleiches fiir andere verpflichtende Impfungen gelten.

Der Antrag wurde vom Antragsteller zuriickgezogen.
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JiL34/5
Verbeamtung nach Psychotherapie

Antragstellerin: Melis Tas
Adressat: Der Schleswig-Holsteinische Landtag, Landesregierung

Antrag: ,Jugend im Landtag” moge beschliefRen:

Die Landesregierung ist aufgefordert, mehr Aufklirung zu betreiben und
sich weiter dafiir einzusetzen, dass jegliche Formen von Therapien kein
Hindernis mehr fiir eine sichere Verbeamtung darstellen.

Begriindung: Aus Angst spiter nicht mehr verbeamtet werden zu kén-
nen, scheuen sich viele junge Menschen davor, psychologische Hilfe in

Anspruch zu nehmen. Das darf nicht sein. Fiir gesundes und erfolgreiches

Arbeiten ist es essenziell, dass friih erlernt wird, mit den eignen Proble-
men umzugehen. Psychisch oder physisch kranke Menschen diirfen in

der Verbeamtungsregelung nicht benachteiligt und ausgegrenzt werden.
Es darf nicht sein, dass die Personen, die sich Hilfe holen wollen, bestraft

werden. Wenn Therapien hinausgezogert werden, birgt es zusitzlich die

Gefahr, dass das Burnout-Risiko steigt und der Krankheitsverlauf schwer-
wiegender wird. Im Sinne der Chancengleichheitist es wichtig, Menschen

akuten und chronischen Erkrankungen zu unterstiitzen und aktiv mitin

die Gesellschaft einzubinden.

In gednderter Fassung angenommen.

Antrdage
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JiL 34/6
Gesetzliche Kapitaleinlagerung im Rentensystem

Antragsteller: Julian Antonius Geist
Adressat: Der Schleswig-Holsteinischer Landtag, Landesregierung

Antrag: ,Jugend im Landtag® moge beschlief3en:

Der Schleswig-Holsteinischer Landtag wird aufgefordert, sich im Bundes-
rat fiir eine zweiprozentige Kapital-Einlagerung an die gesetzliche Rente

und an die Pensionskasse fiir eine geringere Korrelation mit den Demo-
graphischen Indizes, auszusprechen.

Begriindung: Aufgrund des aktuellen Rentenmodells sind Rentner von
der zurzeit Arbeitenden Bevolkerung abhingig. Bei einer Verinderung
der Bevolkerungszusammensetzung, wie wir sie aktuell in Form einer
alternden Gesellschaft erleben, verindern sich die Proportionen von
Rentenbeziehenden und Arbeitenden, was bewirkt, dass in dem Aktu-
ellem System unter aktuellen Geschehnissen prognostizierbar ist, dass
die zukinftigen Rentner weniger Rente bekommen und die Arbeitenden
dann mehr Geld einzahlen miissen. Da sich dies auf3erdem laut aktueller
Prognose der Geburtenraten noch verschirfen wird, ist davon auszugehen,
dass dieses System insgesamt an Funktionalitit verliert. Mit einer Kapi-
tal-Einlagerung in beispielsweise Anleihen, Aktien usw; moglicherwei-
se auch ausgelagert, je nachdem wie eine mogliche Expertenkommission
das Risiko bewertet, konnte diesem Prozess endgegengewirkt werden. Es
wiirde nicht nur die Korrelation zwischen demographischen Ereignissen
und des Rentenniveaus abgedimpft werden, sondern es konnte auch von

den Entwicklungen der Finanz- und Kapitalmirkten profitiert werden.

Das Plenum hat sich nach inhaltlicher Beratung entschieden,
die Debatte tiber den Antrag ohne Abstimmung zu beenden,
da bei hoher Komplexitdt des Sachverhalts eine unzureichende
Informationslage vorlag.
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JiL34/7
Einftihrung eines Gesetzes zum Schutz von Menschenwiirdigen
Wohnraum

Antragsteller: Lennard Hamelberg
Adressaten: Schleswig-Holsteinischer Landtag; Landesregierung; Ministerium fiir Inneres,
lindliche Riume, Integration und Gleichstellung; Ministerium fiir Soziales, Gesundheit,
Jugend, Familie und Senioren

Antrag: ,,Jugend im Landtag” moge beschliefSen:

Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung werden
aufgefordert, zum Schutz von menschenwiirdigen Wohnverhiltnissen
die Kommunen gegeniiber Immobilieneigentiimern bei deren Nichterfiil-
lung ihrer Pflicht zur Sicherstellung der Bewohnbarkeit der entsprechen-
den Immobilie mit mehr Handlungsméglichkeiten auszustatten.

Die Landesregierung soll unter Beriicksichtigung der fiir ein Flichenland
herrschenden Voraussetzung, sowie der personellen Moglichkeiten von
Kommunen, einen an das Hamburgische Wohnraumschutzgesetz ange-
lehnten Gesetzentwurf erarbeiten.

Neben dem allgemeinen, von der Landesregierung oder den Landtags-
fraktionen zu erarbeitendem Gesetzestext, soll dieser den Gemeinden die
Befugnis erteilen und diese dazu verpflichten, im Falle von Verwahrlosung
und Missstdanden bei Wohnraum, diesen entgegenzuwirken. Des Weiteren
sollen folgende zwei Paragraphenen (Auszug aus HmbWoSchG) leidtra-
gend fiir den entsprechenden Gesetzesentwurf sein:

§ 3 Erfiillung von Mindestanforderungen
(1) Entspricht die bauliche Beschaffenheit von Wohnraum nicht den Min-
destanforderungen an ertrigliche Wohnverhiltnisse, so soll die zustin-
dige Stadt oder Gemeinde anordnen, dass der Verfligungsberechtigte die
Mindestanforderungen zu erfiillen hat.
(2) Die Mindestanforderungen sind insbesondere nicht erfiillt, wenn

1. die Heizungsmoglichkeit oder die Moglichkeit des Anschlusses ei-
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nes Herdes, von elektrischer Beleuchtung oder elektrischen Geriten
fehlt oder ungeniigend ist,
2. Wasserversorgung, Ausguss oder Toilette fehlen oder ungentigend
sind, Drucksache
3. nicht wenigstens ein zum Wohnen bestimmter Raum der Wohnung
eine Wohnfliche von mindestens 10 Quadratmetern hat,
4. Fulbéden, Winde oder Decken dauernd durchfeuchtet sind oder
5. nicht wenigstens ein zum Wohnen bestimmter Raum ausreichend
beliiftbar oder durch Tageslicht beleuchtet ist.
(3) Die Absitze 1und 2 gelten entsprechend fiir Riume, die zwar nicht zur
Wohnung selbst gehoren, die aber zur bestimmungsgemifden Nutzung
der Wohnung unmittelbar erforderlich sind oder deren Benutzung im
direkten Zusammenhang mit der Nutzung der Wohnung stehen.

§ 4 Instandsetzung
(1) Sind am Wohnraum Arbeiten unterblieben oder unzureichend aus-
gefiihrt worden, die zur Erhaltung oder Wiederherstellung des fiir den
Gebrauch zu Wohnzwecken geeigneten Zustands notwendig gewesen
wiren, so soll die zustindige Stadt oder Gemeinde anordnen, dass der Ver-
fiigungsberechtigte diese Arbeiten nachholt. Die Anordnung setzt voraus,
dass der Gebrauch zu Wohnzwecken erheblich beeintrichtigtist oder die
Gefahr einer solchen Beeintrichtigung besteht.
(2) Der Gebrauch ist insbesondere dann erheblich beeintrichtigt, wenn
1. Dacher, Wande, Decken, Fufsboden, Fenster oder Tiiren keinen aus-
reichenden Schutz gegen Witterungseinfliisse oder gegen Feuchtig-
keit bieten,
2. Feuerstitten, Heizungsanlagen oder ihre Verbindungen mit den
Schornsteinen sich nicht ordnungsgemaf$ benutzen lassen,
3. Treppen oder Beleuchtungsanlagen in allgemein zuginglichen Riu-
men sich nicht ordnungsgemifi benutzen lassen oder
4. Wasserzapfstellen, Ausgiisse, Toiletten, Bader oder Duschen nicht

ordnungsgemifs benutzt werden kénnen.
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(3) &3 Absatz 3 gilt entsprechend

Begriindung: Mieterinnen und Mieter brauchen mehr Schutz vor riick-
sichtslosen Immobilieneigentiimern. Menschenwtirdiger Wohnraum gilt
als eine der wichtigsten Grundvoraussetzung fiir gesellschaftliche Teil-
habe, Bildung, und soziale Interaktion. Um diesen sicherzustellen, bedarf
es an Mindestanforderungen, die es zum aktuellen Zeitpunkt noch nicht
gibt, was verheerende Folgen fiir Hunderte von Menschen in Schleswig-
Holstein hat. Laut unserem ersten Verfassungsartikel sei ,,Die Wiirde des
Menschen unantastbar® und von aller staatlicher Gewalt zu achten und zu
schiitzen, doch nimmt man den Blick vom Papier und schaut sich die reale
Lage an, findet man schnell einige Beispiele, die das Gegenteil beweisen
und bei welchen das Land sowie die Kommune zuschaut, da die entspre-
chenden Handlungsmdéglichkeiten gegentiber privaten Eigentiimern fehlt.
Viele der BewohnerInnen haben hiufig keine Chance, etwas gegen die-
se Situation zu unternehmen, da es kaum bezahlbaren Wohnraum gibt.
Vielen der MieterInnen fehlt es zudem iiber das Wissen ihrer rechtlichen
Moglichkeiten. Es sind Fille bekannt, in denen die Adler Real Estate auf
Mietkiirzungen seitens der MieterInnen in den Oldesloer Holk Hochhidu-
sern direkt mit Mahnverfahren reagierten. (Unter dem Suchbegriff Holk
Hochhiuser lassen sich zahlreiche Artikel finden, welche auf die prekiren
Wohnverhiltnisse und die Lage der knapp 400 EinwohnerInnen, darunter
auch knapp 8o Kinder und Jugendliche aufmerksam macht.)

Da es zum aktuellen Zeitpunkt keine Mindeststandards gibt, fehlt den
Stadten und Gemeinden eine rechtliche Grundlage, um gegen solche Ver-
wahrlosung von Wohnraum vorgehen zu kénnen. Aufgrund dhnlicher
Fille in Niedersachsen wurde dort im vergangenen Jahr ein Wohnraum-
schutzgesetz erlassen.

In geinderter Fassung angenommen.
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JiL 34/8
Besserer Schutz der Ostsee vor Néhrstoffeintrigen

Antragssteller: Mia Kaufhardt
Adressat: Der Schleswig-Holsteinische Landtag, Landesregierung

Antrag: , Jugend im Landtag” mdge beschliefRen:

Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert, die Verwendung von
organischen und mineralischen Diingemitteln in der Landwirtschaft zu
reduzieren, um so die Ostsee besser vor Nihrstoffeintragen zu schiitzen.

Begriindung: , Der Patient Ostsee ist in einem kritischen Zustand.“ sagt
der Meeresbiologe Thorsten Reusch vom Geomar Helmholtz-Zentrum

fiir Ozeanforschung in Kiel. Neben Munitionsaltlasten, Vermiillung und
Lirmbelastung fiir die Meeressduger, stellt die sogenannte Eutrophierung,
also die Anreicherung von Nihrstoffen, das grof3te Problem dar. Laut Stu-
dien des Umweltministeriums Kiels gelten rund 97 Prozent der Ostsee

als tiberdiingt. Grund fiir diese Eutrophierung ist zu einem grof3en Teil

der Nihrstoffeintrag aus der Landwirtschaft. Diingemittel sorgen fiir ein

unnatiirliches Algen-Wachstum. Dieses wiederum fithrt dazu, dass das

Wasser tritber wird und es zu einem Sauerstoffmangel kommt. Beides hat
negative Auswirkungen auf Tier- und Pflanzenwelt. Deshalb muss es zu

einer Reduzierung oder sogar zu einem Verbot von Diingemitteln in der
Landwirtschaft kommen. Es reicht nicht aus, lediglich Kliranlagen auf den

neusten Stand zu bringen, um das Problem in den Griff zu bekommen.

In gednderter Fassung angenommen.
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JiL 34/9
Férderung von regionalen und nachhaltigen Lebensmitteln

Antragsteller: Hannah Bockholt
Adressat: Der Schleswig-Holsteinische Landtag, Landesregierung

Antrag: ,Jugend im Landtag” moge beschliefRen:
Der Landtag Schleswig-Holstein wird dazu aufgefordert, nachhaltige Le-
bensmittel, die aus Schleswig-Holstein kommen zu férdern, indem
e Verbraucher den finanziellen Anreiz bekommen, diese Produkte zu
kaufen,
¢ die Kennzeichnung fiir nachhaltige Lebensmittel kenntlicher ge-
macht wird,
* Werbung besonders auf nachhaltige und regionale Produkte ausge-
richtet wird,
* Landwirte und Produzenten speziell aus Schleswig-Holstein vom

Land gefordert werden.

Begriindung: In der Lebensmittelproduktion werden immer noch zu viele
Emissionen ausgestof3en. Vor allem lange Transportwege sind mitverant-
wortlich fiir diese. Dabei lassen sie sich vermeiden, indem man auf regionale
Produkte zuriickgreift. Leider sind diese oft teurer, da Produktionskosten
fiir Lebensmittel in anderen Gebieten oft geringer sind. Deswegen muss
die Landesregierung speziell 6kologische Landwirtschaft in Schleswig-Hol-
stein férdern. Denn es gibt hier durchaus Betriebe, die besonders auf Nach-
haltigkeitachten. Diese sind aber im Supermarkt nur schwer zu finden. Oft
weif$ man tiberhaupt nicht, welche 6kologischen Giiter mit den Produkten
einhergehen. Dahingehend muss es fir den Verbraucher einfacher wer-
den dies zu erkennen. AufSerdem muss nachhaltige Landwirtschaft, zum
Beispiel durch gezielte Werbung, mehr in unserer Gesellschaft etabliert
werden. Schleswig-Holstein hat das Potenzial fiir mehr Nachhaltigkeit in
der Lebensmittelbranche. Engagierte Betriebe geben den Weg vor, den die
Landesregierung und der Landtag weiter voranbringen muss.

In gednderter Fassung angenommen.
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JiL 34/10
Reform und Ausbau von OPNV und Regionalverkehrs

Antragsteller: Lukas E. Junghanf3
Adressat: Bundesministerium fiir Verkehr und digitale Infrastruktur; Landesministerium
fiir Wirtschaft, Verkehr, Arbeit, Technologie und Tourismus;

Antrag: ,Jugend im Landtag” moge beschliefRen:
Der Offentliche Personennahverkehr und der Regionalverkehr sollen
unter den folgenden maf3geblichen Gesichtspunkten reformiert bezie-
hungsweise ausgebaut werden.

* Bessere Taktung im landlichen Raum

* Subventionsausbau

* Ausbau von Buslinien und Schienennetz

» Senkung von Fahrpreisen (kurzfristig) — kostenfreier Nahverkehr

(langfristig)

* Ausbau der Regionalbahnlinien

* Schaffung besserer Anbindungen

* Abstimmung von Bus- und Zugfahrplinen

Begriindung: Fiir einen Wechsel vom Individualverkehr auf den OPNV
muss dringend eine Verbesserung der Situation im OPNV und Regio-
nalverkehr erfolgen. Die Regionalbahnlinien sind teils nicht auf die zu-
bringenden Bus-Linien abgestimmt. Teils sind die Bus-Linien nach wie
vor nur stiindlich, teils sogar seltener erreichbar, ebenfalls die Regional-
bahnen. Um die Anbindung und Attraktivitit des lindlichen Raums zu
erhohen, muss dringend eine Verbesserung stattfinden. Zudem ist trotz
Mehrkosten durch Neuanschaffungen z.B. von Elektrobussen teils ein
Riickgang bei den Subventionen zu verzeichnen. Dieser Riickgang ist ge-
rade in Anbetracht der Umsatzeinbufen durch die Pandemie mit Sorge
zu beobachten. Die Verkehrsverbinde haben bereits teils jetzt Probleme
mit der Finanzierung der einzelnen Betriebe. Es muss ein Plan zur Ver-

besserung der Situation ausgearbeitet und umgesetzt werden.

In gednderter Fassung angenommen.
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JiL34/11
Frei Fahrt fiir Freiwillige

Antragsteller: Jan.-Niclas Zeitz
Adressat: Der Schleswig-Holsteinische Landtag, Landesregierung

Antrag: ,Jugend im Landtag moge beschliefen:

Der Landtag Schleswig-Holstein und die Landesregierung werden aufge-
fordert, die Nutzung der 6ffentlichen Verkehrsmittel fiir alle freiwilligen
des Landes, unabhingig des Tragervereins oder der Freiwilligentatigkeit,
kostenlos zu ermoglichen. Ideal fiir Fahrten in der gesamten Bundesrepu-

blik Deutschland, ansonsten zundchst im Land Schleswig-Holstein.

Begriindung: Freiwillige leisten in den verschiedenen Bereichen, Sozia-
les, Politik, Kultur und Okologie, der Gesellschaft ihren Dienst. Mit viel
Energie und Engagement setzen sie sich ein und lernen dabei fiir die Zu-
kunft. Durch die steigenden Bewerbungszahlen im Land Schleswig-Hol-
stein wird deutlich, dass das Interesse an einem freiwilligen Dienst im
Land wichst. Viele Freiwillige ziehen fiir den Dienst von Zuhause in eine
Wohngemeinschaft oder eigene Wohnungin die Nihe ihrer Einsatzstellen
und somit manchmal mehre hundert Kilometer weit weg. Die freiwilligen
bekommen zwar eine Entlohnung, die sich aber unterteilt in die Bereiche,
Miete, Verpflegung und Taschengeld. Somit wird kein Geld explizit fir
die Fahrten in die Heimat von den Tragern ausgezahlt und die Freiwilligen
miissen ihr Taschengeld dafiir investieren. Auch gerade wenn es um die
Vernetzung zwischen den Freiwilligen geht, bleiben sie immer auf den
Kosten sitzen. Dieser Antrag wird von den ca. 180 Einsatzstellen aus dem

Okologischen Bereich unterstiitzt.

In gednderter Fassung angenommen.

Antrdage
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JiL34/12
Massiver Ausbau von dffentlichen Verkehrsmitteln im landlichen
Raum und Schaffung von attraktiven Angeboten im OPNV fiir
junge Menschen.

Antragsteller: Niklas Binder, Kjell Berg
Adressat: Der Schleswig-Holsteinische Landtag, Landesregierung

Antrag: ,Jugend im Landtag” mége beschliefRen:

Der Schleswig-Holsteinische Landtag wird aufgefordert, einen massiven
Ausbau von 6ffentlichen Verkehrsmitteln zu unterstiitzen und zu férdern.
Eine Preisangleichung an den SH Tarif in allen Kreisen und Stadten des
Landes Schleswig-Holsteins soll ebenso erfolgen. Fiir junge Menschen
bis zu einem Alter von 25 soll ein verminderter Betrag zur Nutzung des
OPNVs oder die freie, unbegrenzte Nutzung erméglicht werden.

Die Kosten dafiir soll das Land Schleswig-Holstein mit eventueller For-
derung des Bundes iibernehmen.

Begriindung: Der 6ffentliche Personen-Nahverkehr wird in Zukunft ein
wichtiges Standbein fiir uns werden miissen.

In klimapolitischen Fragen geht es unter anderem darum, wie wir CO»,
einsparen und die Menschen in unserem Land mehr fiir die Idee eines kli-
maneutralen Deutschlands begeistern konnen.

Lasst uns in Schleswig-Holstein also doch ein Vorbild sein. Wir miissen
die Strafden, die Stidte, den Verkehr entzerren und die Menschen dazu be-
wegen, sich auch mal in den Bus oder in die Bahn zu setzten. Dazu miissen
die Betreiberfirmen aber zuverldssige und gut geplante Dienstleistungen
anbieten.

Barrierefreie Busse und Bahnen die piinktlich ankommen und abfahren.
Gerade in den lindlichen Rdumen fihrt ein Bus ins Dorf vielleicht nur 2
Mal am Tag. Junge Menschen in kleinen Gemeinden sind somit auf das
Auto angewiesen. Das lisst sich mit mehr attraktiven Angeboten fiir junge
Menschen aber dndern. Eine Verglinstigung fiir Bus- und Bahntickets fiir
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junge Menschen verbindlich im ganzen Land einzufiithren, wire ein wich-
tiges Zeichen fiir unsere und folgende Generationen in Bezug auf solch

wichtige Themen, wie Klimaschutz und Mobilitit. Wir diirfen lindliche

Gebiete nicht noch weiter von der wandelnden Welt abgrenzen, sondern

miissen diese férdern.

Um Familien, deren Kinder aus unterschiedlichsten Griinden aus dem

momentan doch sehr unterschiedlichen Modellrastern, die noch in

Schleswig-Holstein genutzt werden, durchfallen, kénnte man bis zu

einem bestimmten Alter die Fahrt mit Bus und Bahn kostenfrei machen.
Zum Beispiel Schiiler*innen, die im lindlichen Raum leben und momen-
tan ihr Abitur anstreben, dessen Gymnasium oder Gemeinschaftsschule

mit gym. Oberstufe nun mal leider nicht nur einen Kilometer entfernt

sind, werden davon unmittelbar profitieren. Ein freiwilliger Nebenjob fiir
die Finanzierung einer Monatskarte fiir den Transport neben der Schule

wird nicht mehr zwingend benétigt und entlastet Familien mit niedrigem

Einkommen ungemein. Trotzdem helfen erste berufliche Erfahrungen da-

bei, sich spater im Berufsleben zurecht zu finden.

In geinderter Fassung angenommen.

Antrdage
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JiL34/13
OPNV-,Deutschland Abo-Upgrade* dauerhaft umsetzen

Antragsteller: Thore Schénfeldt
Adressat: Schleswig-Holsteinischer Landtag, Landesregierung

Antrag: , Jugend im Landtag” mdge beschliefRen:

Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung werden
aufgefordert, nach den guten Erfahrungen des ,,Deutschland Abo-Upgra-
de“ darauf einzuwirken, dass OPN V-Abonnenten kostenlos deutschland-
weit den gesamten Nah- und Regionalverkehr dauerhaft und ganzjahrig
nutzen dirfen. Fir einen Lastenausgleich soll dabei gesorgt sein.

Begriindung: Diesen September haben Nahverkehrsverbiinde bei der
Aktion Abo-Upgrade Kunden ermdéglicht, kostenlos den Nahverkehr in
ganz Deutschland ohne weitere Kosten zu nutzen. Die Aktion war er-
folgreich. Dass Nihverkehrsstammkunden deutschlandweit den OPNV
nutzen kénnen, wire aus verschiedenen Griinden ein wiinschenswerter
Zustand.

Weiteres erfolgt miindlich.

Angenommen.
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Arbeitskreis 2
»Schule — Ausbildung®

JiL34/14
Klimaschutz als Teil der Bildung- und Entwicklungsziele

Antragssteller*in: Philippa Petersen
Adressaten: Schleswig-Holsteinischer Landtag; Die Landesregierung; Ministerium
fiir Bildung, Wissenschaft und Kultur; Ministerium fiir Energiewende, Landwirtschaft,
Umwelt, Natur und Digitalisierung

Antrag: Jugend im Landtag fordert die Erginzung von Klimaschutz und
der Einhaltung des 1,5 Grad-Ziels in §4 des Schulgesetzes.

Begriindung: §4 des Schulgesetzes beschreibt die Bildungs- und Ent-
wicklungsziele fiir Bildungseinrichtungen in Schleswig-Holstein. Unter
anderem geht es dabei um Schiiller*innen zum eigenstindigen Denken
zu befihigen, Suchtpravention oder der Befdhigung zum Umgang mit der
Digitalisierung. Ebenso soll laut diesem die Schule Verstindnis fiir Natur
und Umwelt schaffen und die Bereitschaft wecken, an der Erhaltung der
Lebensgrundlagen von Pflanzen, Tieren und Menschen mitzuwirken.

Da der Klimawandel in den kommenden Jahren unser Leben maf3geblich
beeinflussen wird sollten Schiiler*innen dazu befihigt werden zu diesem
Thema eine eigenstindige Meinung zu finden und einen Umgang mit der
uns drohenden Kriese zu finden. Da der Klimawandel und das 1,5 Grad
Ziel wissenschaftlich belegt sind ist dieses keine Vermittlung persénlicher

Meinung im Schulunterricht.

In gednderter Fassung angenommen.

Antrdage
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JiL 34/15
Neue Schwerpunktsetzung fiir Schulen

Antragsteller: Hauke Blaas
Adressat: Der Schleswig-Holsteinische Landtag, Landesregierung

Antrag: , Jugend im Landtag” mdge beschliefRen:

In Schulen aller Formen moge der Anteil an traditionellen Lernfichern
wie Mathematik reduziert werden und stattdessen ein grof3eres Angebot
an Fichern mit einem erkennbaren Wert fiir das spitere Leben, beispiels-
weise berufliche Orientierung in den Stundenplan gebracht werden.

Begriindung: Es ist ein offenes Geheimnis, dass Schiiler auf der ganzen
Welt sich frustriert mit ihrem Unterricht fithlen. Dies hangt maf3geblich
mit drei Faktoren zusammen. Zum einen besteht der Schulunterricht zu
einem unnotig groflen Anteil aus dem auswendig lernen von grofStenteils
irrelevanten Fakten. Zweitens wird die zentrale Fertigkeit, die man in der
Schule braucht, die Fertigkeit, Dinge zu lernen wenig bis gar nicht gelehrt.
Der dritte Punkt, der weitgehend Schiiler plagt ist eine fehlende Perspek-
tive auf die Zeit nach der Schule. Mit Ausnahme von vereinzelten impro-
visierten Initiativen wird auf dieses Problem keine Perspektive geboten.
Mein Vorschlag also ist eine ginzlich andere Schwerpunktsetzung in
Schulen. Der Hauptfokus sollte auf einem neuen Fach liegen, in dem auf
jeden Schiiler zugeschnitten Lerntechnik, sowie das Vorbereiten von
Prasentationen und Gruppenarbeiten beigebracht wird und berufliche
Orientierung geboten wird. Die klassischen Lernficher, wie Mathematik
wiirden als Uberpriifung der in diesem neuen Fach gelernten Lerntechnik
dienen, anstatt sich als den Hauptaspekt, den Schiiler in ihr Leben mit-
nehmen zu sehen.

In gednderter Fassung angenommen.
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JiL34/16
Anpassung des Sportunterrichts in den Schulen

Antragsteller: Philipp Koop
Adressat: Der Schleswig-Holsteinische Landtag, Landesregierung

Antrag: ,Jugend im Landtag® mége beschlief3en:

Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert, den Lehrplan des
Sportunterrichts aller Schularten so anzupassen, dass alle Schiiler*innen,
trotz ihres Geschlechts, Ethnie, Gr6f3e, sowie Muskel- und Fettgewebs-
verteilung die Chance auf gleiche Noten haben.

Begriindung: Auf Grund von Geschlecht, Ethnie, Grof3e, oder Muskel-
und Fettgewebsverteilung sind mache Schiiler*innen im Sportunterricht
stark benachteiligt. So werden im Sportunterricht nur Leistungen gewer-
tet, wie z. B. ein Schiiler beim Weitsprung gesprungen ist und nicht die
Technik, welche beim Springen angewendet wurde. Ebenfalls werden fast
ausschliefSlich nur korperliche Leistungen bei der Notengebung bertick-
sichtigt und keine geistigen, wie in den meisten anderen Fichern. Per-
sonen, die z. B. auf Grund einer Schilddriisenerkrankung fettleibig sind,
werden auf Grund ihres Ubergewichts bei der Notengebung benachtei-
ligt. Man konnte bspw. eine Formel aufstellen, bei der alle grundlegenden
Faktoren einbezogen, die einen Nachteil fiir Schiiler*innen sein kénnten.

In gednderter Fassung angenommen.

Antrdage
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JiL34/17
Freihaltungen im Stundenplan fiir AGs

Antragsteller: Hannah Bockholt
Adressat: Der Schleswig-Holsteinische Landtag, Landesregierung

Antrag: , Jugend im Landtag” mdge beschliefRen:

Der Landtag Schleswig-Holstein soll unterstiitzen, dass Schulen an einem
Tag in der Woche den Stundenplan so gestalten, dass nach der Schule Ar-
beitsgemeinschaften stattfinden konnen. Es miissen also alle Schiilerin-
nen, Schiiler und Lehrer zur selben Zeit Unterrichtsschluss haben.

Begriindung: Heutzutage ist es oft nicht méglich AGs Klassen- oder Jahr-
gangsiibergreifend zu veranstalten. Denn meistens ist es schwierig einen
Termin zu finden, an dem alle Schiilerinnen, Schiiler und der betreuende
Lehrer zur selben Zeit Schluss haben. Das fithrt dazu, dass man entweder
in der Schule warten muss oder eben nicht teilnimmt. Dadurch nehmen
an einigen Arbeitsgemeinschaften nur wenige Schiiler und Schiilerinnen
teil oder die AG fillt ins Wasser. Das ist zum einen kontraproduktiv fir
die Schulgemeinschaft, da jahrgangstibergreifende Kontakte erschwert
werden. Zum anderen wird es den Schiilern erschwert, sich zu engagieren.
In der Schule kénnte man tolle Dinge voranbringen, was sicherlich auch
der Wille der Schulleitung ist. Allerdings braucht man dafiir gewisse Vo-
raussetzungen und die sind momentan an vielen Schulen nicht gegeben.

Abgelehnt.
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JiL34/18
Einfiihrung einer Wahlfreiheit fiir Schiiler, Studenten und
Lehrkridfte zur Benutzung von generischem Maskulinum und der
gendergerechten Sprache

Antragsteller: Julian Antonius Geist
Adressat: Der Schleswig-Holsteinische Landtag, Landesregierung

Antrag: ,Jugend im Landtag” moge beschlief3en:
Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert,
¢ die Regularien im Bereich der gendergerechten Sprache an Schulen
und Hochschulen aufzuheben, und somit Verantwortung tiber die
eigene Wortwahl an Schiiler, Studierende sowie Lehrkrifte zu geben
¢ die anders Bewertung der gendergerechten Sprache und dem gene-
rischen Maskulinum zu unterbinden
* die gendergerechte Sprache in die Abiturprifungsverordnung auf-

zunehmen

Begriindung: Eine jede Freiheitseinschrainkung muss gerechtfertigt sein.
Das Verbot der gendergerechten Sprache an Schulen ist ungerechtfertigt,
daes sich bei der genderechten Sprache um eine in der deutschsprachigen

Bevolkerung mehrheitlich bekannte sowie unmissverstindliche Sprach-
Systematik handelt.

Aufierdem konnte die in der Gesellschaft entbrannten Diskussion iiber die

gendergerechte Sprache, durch eine geforderte Wahlfreiheit diesbeztiglich

in den Bildungseinrichtungen, entschirft werden. Zudem kann sich ohne

Erwartungen, Druck und Vorgaben eine jeder diesbeziiglich frei entfalten.
Zudem haben die Bildungseinrichtungen Orte der Neutralitit zu sein.
Durch Pflichten und Verbote beziiglich der gendergerechten Sprache

bzw. des Generischem Maskulinum, findet eine vermeidbare Beeinflus-
sung statt.

Des Weiteren ist momentan das Gendern an Schulen Verboten, wihrend

es an Universititen und Fachhochschulen teilweise vorausgesetzt und

Antrdage
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dementsprechend in die Benotung mit einbezogen wird. Daher wiirde
eine Befreiung von Regularien eine einheitlichere Linie in unserem Bil-

dungssystem darstellen.

Gemeinsame Beratung der Antrdge JiL 34/18+19+21.

Annahme der gednderten Fassung des Gemeinschaftsantrages.
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JiL 34/19
Aussetzung des Erlasses der Ministerin fiir Bildung, Wissenschaft und
Kultur zum Verbot von Gendersternchen ,,* “ und anderen
Schreib- und Spracherginzungen zur geschlechterneutralen Sprache

an Schulen.

Antragsteller: Niklas Binder, Kjell Berg
Adressat: Der Schleswig-Holsteinische Landtag, Landesregierung, Ministerium fiir
Bildung, Wissenschaft und Kultur, Ministerin Karin Prien

Antrag: ,Jugend im Landtag” moge beschliefRen:

Der Schleswig-Holsteinische Landtag wird aufgefordert, den Erlass vom

09.09.2021 der Ministerin fiir Bildung, Wissenschaft und Kultur des Lan-
des Schleswig-Holstein, Karin Prien, in Bezug auf das Verbot von Nutzung

von erganzenden Hilfszeichen zur geschlechtergerechten Schreibweise

wie Gendersternchen an Schulen per Abstimmung in der nichstmogli-
chen Plenarsitzung entweder zu bestitigen oder wieder zu besprechen.

Begriindung: Ein Erlass einer Minister*in ist etwas, was nur eine be-
stimmte Zeit bestehen kann.

Ein wandelndes Vokabular, welches von breiten Massen der Bevolkerung

angenommen wird, besteht aber immer.

Eine Fars ist aber, Schiiler*innen zu verbieten, eine politische Meinung

zu duflern.

Genau das, zumindest ein kleines Stiick, wird unserer politisierten Jugend

jamit diesem Erlass genommen.

Schiiler*innen entscheiden doch explizit, ob sie gendern wollen oder
nicht.

Sei es mit Gendersternchen, Binnen-I, oder Unterstrich.

Diese so alte Sprache, der wir doch alle michtig sind, hat sich iiber Jahr-
hunderte verandert.

Das Deutsch, was wir also heute sprechen, ist lingst nicht mehr das, was

esnoch vor 300 Jahren war.

Antrdage



Selbst vor 100, 50 oder auch 10 Jahren, hat sich das Deutsch, was wir alle
heute als ,,Deutsch® kennen, immer wieder verindert. Es ist also nichts
Neues, dass sich unsere Sprache also der Masse anpasst.

Gebt den Schiiler*innen in unserem Land also doch die Moglichkeit, aus
voller Uberzeugung ihre gendergerechte Version mit Genderstern oder
Binnen-Iin Aufsitzen oder dhnlichen Aufgaben in Schulen zu nutzen.
Der Landtag, die Abgeordneten, unsere Volksvertreter sollen nun dariiber
entscheiden, ob dieses einschrinkende Verbot, welches die politischen Ju-
gend behindert, sich gendergerecht zu artikulieren, fir richtig- oder dieser
Erlass fiir tiberfliissig und nichtig befunden wird.

Ein starkes Statement dazu muss jetzt her.

Gemeinsame Beratung der Antrdge JiL 34/18+19+21.

Annahme der gednderten Fassung des Gemeinschaftsantrages.
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JiL 34/20
Mehr diverse Literatur an Schleswig-Holsteinischen Schulen

Antragstellerin: Greta Radke
Adressat: Der Schleswig-Holsteinische Landtag, Landesregierung

Antrag: ,Jugend im Landtag” moge beschliefRen:

Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert, sich daftr einzuset-
zen, dass im Lehrplan fiir Schulen in Schleswig- Holstein diverse Literatur
verankert ist. Dies bezieht sich einerseits auf die Autor*innen, anderer-
seits auf die Handlung und die Charaktere.

Begriindung: Die aktuelle Pflichtlektiire im Unterricht ist geprigt von
Heteronormativitit, patriarchalen Strukturen, cis- Charakteren, tradi-
tionellen Rollenbildern und iiberwiegend minnlichen Autoren. Dies
spiegelt in keinster Weise die Vielfalt unserer Gesellschaft wieder. Schi-
ler*innen sollten allerdings in dieser prigenden Phase den Wert von ge-
sellschaftlicher Vielfalt anzuerkennen lernen. Dabei spielen Biicher, die
verpflichtend im Unterricht behandelt werden, eine grof3e Rolle. Sie soll-
ten diverse anstatt lediglich traditionelle Lebensentwiirfe, Rollenbilder
und Charakterentwtirfe transportieren, damit schon junge Schiiler*innen
damit in Berithrung kommen und somitauch ihren eigenen Charakter frei
entfalten konnen.

Annahme.

Antrdage
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JiL 34/21
Verwendung geschlechtersensibler Sprache in Schleswig- Holstein

Antragstellerin: Greta Radke
Adressat: Der Schleswig-Holsteinische Landtag, Landesregierung

Antrag: , Jugend im Landtag” mdge beschliefRen:
Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert, sich daftr einzuset-
zen, dass
1. Sonderzeichen im Wortim Sinne der geschlechtersensiblen Sprache
im Unterricht an Bildungseinrichtungen verwendet werden diirfen,
ohne dass dafiir ein Fehler konstatiert wird.
2. In offiziellen Schreiben der Bildungseinrichtungen sowie des Land-
tags, der Landesregierung und ihrer Mitglieder geschlechtersensible
Sprache verwendet wird.

Begriindung: Sprache pragt unser Denken und somit zwangsliufig un-
ser Handeln. Durch die Nutzung der bindren Sprach- und Sprechweise

(z.B. ,,Schiilerinnen und Schiiler”) wird unser Denken wissenschaftlich

erwiesen dahingehend beeinflusst, dass cis-Menschen als ,,Norm* darge-
stellt werden. Die Verwendung von Sonderzeichen im Wortim Sinne der

geschlechtersensiblen Sprache ermdglicht es, zum Beispiel Inter, Trans,
oder nicht- binire Personen sprachlich abzubilden. Dies ist dringend not-
wendig, um der Diversitit unserer Gesellschaft gerecht werden zu kénnen.
Durch die Nutzung geschlechtersensibler Sprache an Bildungseinrichtun-
gen wird dies schon frith Alltag junger Menschen und sie kénnen erwie-
senermaflen freier und offener tiber Geschlechterrollen, auch ihre eige-
ne, nachdenken. Der Landtag, die Landesregierung und ihre Mitglieder
nehmen im Land eine Vorbildfunktion ein und sollten mit einem guten

Beispiel fiir Toleranz, Gleichberechtigung und Progressivitit vorangehen.

Gemeinsame Beratung der Antrdge JiL 34/18+19+21.
Annahme der gednderten Fassung des Gemeinschaftsantrages.
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JiL 34/22
Verpflichtende psychologische Lehrgdnge fiir Lehrkrdfte, sowie
Anpassung des Landesschulgesetzes Schleswig-Holstein,
um psychisch kranke Schiiler nicht zu benachteiligen.

Antragsteller: Philipp Koop
Adressat: Der Schleswig-Holsteinische Landtag, Landesregierung

Antrag: ,Jugend im Landtag” moge beschliefRen:

Der Landtag Schleswig-Holstein und die Landesregierung werden aufge-
fordert, verpflichtende Lehrginge fiir Lehrkrafte aller Schularten einzufiih-
ren. In diesen Lehrgingen soll tiber den Umgang mit psychischen Krank-
heiten und den daraus folgenden Einschrinkungen aufgeklirt werden.
Besonders sollen auf die Krankheiten Soziale Phobie, Depression, Manie,
AD(H)S, Panikstorung sowie Posttraumatische Belastungsstérung ein-
gegangen werden. Diese Lehrginge miissen durch Fachpersonen, wie Psy-
chiater, Psychotherapeuten oder Schulpsychologen erfolgen.

Ebenfalls soll das Landesschulgesetz Schleswig-Holstein insofern ange-
passt werden, dass es Schiiler*innen mit psychischen Krankheiten erméog-
licht wird ihren Schulabschluss trotz ihrer Krankheit/en genauso so gut
zu absolvieren, wie psychisch gesunde Schiiler*innen.

Begriindung: In meiner langjihrigen Schulerfahrung ist mir ein Thema
in den letzten Jahren besonders aufgefallen: ,,psychische Krankheiten
in der Schule®. So gab es beispielsweise mehrere Fille an meiner Schu-
le, in denen Personen, auf Grund einer sozialen Phobie keine Vortrige
halten konnten. Jedoch fehlte einigen Lehrkriften das Verstandnis fiir
diese Krankheit und betroffene Schiiler*innen wurden dennoch dazu
verpflichtet Vortrige zu halten, obwohl diese Ersatzleistungen, wie zum
Beispiel Ausarbeitungen vorschlugen. Daraus folgende Gespriche mit der
Schulleitung brachten Erniichterung und den betroffenen Schiiler*innen
wurde gesagt, dass sie die Vortrage halten missten, andernfalls wiirden
sie fur ,, Arbeitsverweigerung” Null Punkte (Note 6) erhalten.

Antrdage
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Daraufthin entwickelte ein Schiiler eine ,, Angststérung mit Panikattacken®
welche durch einen Psychiater attestiert wurde. Dieses Attest wurde dann
der Schulleitung vorgelegt, worauf mit einer Zwangsbeurlaubung und der
Aussage: ,,Sie sind nicht beschulungsfihig und miissen in Therapie gehen®
seitens der Schulleitung reagiert wurde.

Das Thema ,,psychische Gesundheit” wird nach wie vor in unserer Gesell-
schaft totgeschwiegen, was immer noch an dem fehlenden Verstindnis

fir psychische Krankheiten sichtbar ist. Mein Ziel ist es ein Zeichen fiir

psychisch kranke Personen zu setzen und diese in ihrer schulischen Lauf-
bahn zu unterstiitzen, um ihren Schulabschluss genauso, wie psychisch

gesunde Personen, machen zu kénnen.

Gemeinsame Beratung der Antrdge JiL 34/22 +23. Annahme

der gednderten Fassung des Gemeinschaftsantrages.
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JiL 34/23
Verpflichtende Fortbildungen zum Umgang mit psychischen
Erkrankungen fiir Lehrende an Bildungseinrichtungen in
Schleswig- Holstein

Antragstellerin: Greta Radke
Adressat: Der Schleswig-Holsteinische Landtag, Landesregierung

Antrag: “Jugend im Landtag” moge beschliefRen:

Der Landtag Schleswig- Holstein wird dazu aufgefordert, sich dafiir ein-
zusetzen, dass Lehrende, also Lehrer*innen und Dozierende, an Bildungs-
einrichtungen in Schleswig- Holstein mindestens ein Mal im Halbjahr/
Semester verpflichtend an einer weiterbildenden Veranstaltung zum
Umgang mit psychischen Erkrankungen teilnehmen. Die Durchfithrung
dieser Veranstaltungen obliegt unabhingigen Organisationen, die von
der Landesregierung ausgewihlt und regelmif3ig in ihrer Arbeit tiber-

prift werden.

Begriindung: Mindestens jede fiinfte minderjihrige Person in Deutsch-
land ist an einer psychischen Krankheit erkrankt. Der Umgang mit der
Krankheit in der Bildungseinrichtung der betroffenen Person hat einen
groflen Einfluss auf den Verlauf der Erkrankung. Dennoch sind viele
Lehrende unzureichend bis gar nicht iiber einen angemessenen Umgang
informiert und tragen damit zu einer weiteren Belastung der Betroffe-
nen bei. Alle Lehrenden sollten lernen miissen, bewusst mit ihrer Ver-
antwortung umzugehen und das in den Fortbildungen Erlernte aktiv in
das Unterrichtsgeschehen und den Umgang mit den ihnen anvertrauten
jungen Menschen einzubringen. Dies betrifft beispielsweise den Umgang
mit Leistungsdruck, Triggerwarnungen im Unterricht und zusitzliche

Unterstiitzung betroffener Personen.

Gemeinsame Beratung der Antrdge JiL 34/22 +23. Annahme
der gednderten Fassung des Gemeinschaftsantrages.
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JiL 34/24
Stdrkung und Forderung von Schulsozialarbeitern

Antragstellerin: Jacqueline Kiihl
Adressaten: Schleswig-Holsteinischer Landtag, Landesregierung, Bundestag

Antrag: , Jugend im Landtag® mdge beschliefen:

Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung werden
aufgefordert, Schulsozialarbeit zu férdern, unabhingig vom Haushalts-
plan der Schulen und mit Mitteln von Bund und Land. Danach §6 Abs.6
SchulGe nicht festgelegt ist, in welcher Form Schulsozialarbeit geférdert
werden soll, kann es verschieden ausgelegt werden, deshalb muss es eine
gesetzlich verankerte Zweckbindung geben mit mindestens 2 Sozial-

arbeiter*innen.

Begriindung: Schleswig-Holstein ist das einzige Land in dem Schul-
sozialarbeit explizit im SchulGe erwihnt wird, damit sind wir Vorreiter
im Bundesvergleich. Doch vor allem wihrend der Corona-Pandemie ist
psychische Betreuung zu kurz gekommen und auch so ist Schulsozial-
arbeit ein wichtiger Teil des Schulalltags, doch noch immer nicht im an-
gemessenen Maf3e. Das Wegfallen von Schulsozialarbeit wire eine nicht
zu ersetzende Liicke. Wenn Fachkrifte fehlen, dann fehlt auch Zeit fiir
Beziehungsarbeit und ohne eine tragfihige Beziehung ist keine inhaltliche
Arbeit moglich. Mehr Sozialarbeiter*innen wiren daher sehr wichtig. Der
Vorteil von Schulsozialarbeit ist die Armutspravention und die daraus re-
sultierende Chancengleichheit, die in Deutschland voll und ganz gegeben

sein muss.

In gednderter Fassung angenommen.
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JiL 34/25
Anderung der Vergabekriterien des Psychologiestudiums

Antragstellerin: Melis Tas
Adressat: Der Schleswig-Holsteinische Landtag, Landesregierung

Antrag: ,Jugend im Landtag” moge beschliefRen:
Es sollen weitere abiturunabhingige Kriterien fiir das Psychologiestudium
(orientiert an der Medizin) festgelegt werden, damit mehr Menschen Psy-

chologie studieren konnen, die eine bessere Eignung haben.

Begriindung: Die Psychologiestudienplitze sind rar und sehr beliebt.
Gerade in einer leistungsorientierten Gesellschaft gewinnt die mentale
Gesundheitimmer mehr an Bedeutung. Kein Wunder, dass der NC fiir das
Psychologiestudium steigt. Dass Noten allein nicht dartiber entscheiden,
wie gut jemand spater andere Menschen therapieren kann, ist es wichtig
die aktuellen Vergabekriterien zu iiberdenken. Von Jahr zu Jahr steigt der
NCund die Wartezeit fiir einen Studienplatz liegt allein in Liibeck bei acht
Jahren! Noch 2019 hat das deutsche Verfassungsgericht die langen Warte-
zeiten im Medizinstudium fiir verfassungswidrig erklart. Die Abiturnote
soll nichtals einziges Kriterium fiir ein Psychologiestudium gelten. Hoch-
schulen sollen mindestens ein weiteres Abiturunabhingiges Eignungs-
kriterium festlegen, die bei der Bewerbung an Gewicht gewinnen.

Angenommen.

Antrdage
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JiL 34/26
Bessere finanzielle Forderung fiir Studierende

Antragstellerin: Melis Tas
Adressat: Der Schleswig-Holsteinische Landtag, Landesregierung, Bildungsministerium

Antrag: , Jugend im Landtag” mdge beschliefRen:

Der BAf6G-Satz soll erh6ht werden und die Beantragung soll einfacher
gemacht werden. Fiir Studierende, die kein Anspruch haben, sollen weite-
re finanzielle Mittel zur Verfiigung stehen, die schnell und biirokratiearm

zu beantragen sind.

Begriindung: Das aktuelle BAf6G-System ist mehrals ungentigend. Viel
zu viele Studierende leben in Armut und kénnen sich ein Studium nicht
mehr leisten. Immer weniger Menschen bekommen Anspruch auf BAf6G.
Ein erfolgreiches Studium wird immer mehr vom Elternhaushalt abhin-
gig, was die Klassenunterschiede zum Steigen bringt. Dadurch ist keine
Chancengleichheit zu gewihrleisten. Deswegen ist es wichtig, dass der
Ansatz angepasst wird und mehr Studierende geférdert werden, damit
das Studium fiir alle fairer wird. Ebenso sollen generell mehr finanzielle
Moglichkeiten geschaffen werden, die biirokratiearm und einfach zu bean-
tragen sind. Es darf nicht sein, dass Studierende mehrere Nebenjobs haben
miissen, um ihre blof3e Existenz zu sichern. Bildung ist ein wichtiges Gut

und muss fiir alle gewihrleistet werden.

In gednderter Fassung angenommen.
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Arbeitskreis 3
»Inneres — Recht — Energie - Wirtschaft — Digitalisierung®

JiL 34/27
Junge Menschen in Bundesversammlung entsenden

Antragsteller: Thore Schénfeldt
Adressat: Schleswig-Holsteinischer Landtag

Antrag: ,Jugend im Landtag” moge beschliefRen:

Der Schleswig-Holsteinische Landtag wird aufgefordert, wahlberech-
tigte junge Menschen zu einem angemessenen Anteil als Wahlleute der
Bundesversammlung zur Wahl des deutschen Bundesprisidenten 2022
zu nominieren.

Begriindung: Der Bundesprisident ist das Staatsoberhaupt der Bundes-
republik Deutschland. Er wird durch die Bundesversammlung gewihlt,
die sich zusammensetzt aus den Mitgliedern des deutschen Bundestages
und aus von den Lindern entsendeten Wahlleuten. Bei einer so wichtigen
Wahl sollte junge Menschen mitentscheiden diirfen. Daher soll der Land-

tag auch junge Menschen in die Bundesversammlung entsenden.

In geinderter Fassung angenommen.

Antrdage
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JiL 34/28
Anderung und Konkretisierung des §4;7f der Gemeindeordnung

Antragsteller: Louisa Liebscher
Adressat: Der Schleswig-Holsteinische Landtag, Landesregierung

Antrag: , Jugend im Landtag” mdge beschliefRen:
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung werden
aufgefordert, den §47f der Gemeindeordnung insofern zu dndern, dass

1. er die, in Absatz eins des derzeit giiltigen Paragraphen, aufgefiihrte
Beteiligung konkretisiert.

2. definiert wird, welche Konsequenzen aus dem Nicht-Einhalten der
Beteiligung hervorgehen.

3. festgelegt wird, dass Kinder- und Jugendvertretungen ausschliefSlich
von Kindern und Jugendlichen in der Gemeinde gewahlt und nicht
auf andere Weise, z.B. durch Aufstellen der Mitglieder durch den
Gemeinderat, zusammengefithrt werden.

Begriindung: Zu 1.: Der Paragraph 47f GO besagt zwar, dass Kinder und
Jugendliche ,,bei Planungen und Vorhaben, die die Interessen von Kindern
und Jugendlichen berithren® angemessen beteiligt werden miissen, fithrt
allerdings nichtauf, wie diese ,,angemessene” Beteiligung auszusehen hat.
Dadurch kann es dazu kommen, dass Gemeinden unterschiedliche Aus-
legungen des Wortes ,,angemessen” haben und Kinder und Jugendliche
nichtim besten Sinne, z.B. durch eine Kinder- und Jugendvertretung, re-
prasentiert werden.

Zu 2.: Auch, wenn der Paragraph 47f GO fiir alle Gemeinden in Schles-
wig-Holstein verpflichtend ist, werden keine Konsequenzen bei Nicht-
Einhaltung der ,,angemessenen‘ Beteiligung definiert. Das fithrt dazu,
dass momentan in ganz Schleswig-Holstein nur etwa 8o der etwa 1022
Gemeinden eine Kinder- und Jugendvertretung haben.

Zu 3.: Kinder- und Jugendvertretungen sollten immer von den Kindern
und Jugendlichen einer Gemeinde gewihlt werden, vor allem aus dem
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Grund, dass die Kinder- und Jugendvertretung dadurch in der Gemeinde

mehr Bekanntheit erlangt und somit besser auf die Bediirfnisse der Kinder

und Jugendlichen eingehen kann. Auflerdem konnen so politikinteres-
sierte Kinder, die den Mitgliedern des Gemeinderats nicht bekannt sind,
ihre Interessen besser verfolgen und ausbauen.

In einer schleswig-holsteinischen Gemeinde trat im Jahr 2014 genau die-
ser Fall auf, dass die Kinder- und Jugendvertretung von den Mitgliedern

des Gemeinderats gestellt wurden. Diese Kinder- und Jugendvertretung

war grofStenteils besetzt von Jugendlichen, die keine Ahnung von dem

hatten, was sie tun sollten. Im Jahr 2019 wurde diese Kinder- und Jugend-
vertretung dann das erste Mal von Kindern und Jugendlichen selbst ge-
wihlt. Das hatte zur Folge, dass die Kinder- und Jugendvertretung mehr
Bekanntheit unter den Kindern und Jugendlichen der Gemeinde erlangte.
Dadurch konnten die Kinder- und Jugendvertretung die Interessen der

Kinder und Jugendlichen in der Gemeinde besser vertreten.

In gednderter Fassung angenommen.

Antrdage
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JiL 34/29
Schaffung von Beteiligungsgremien auf Kreis-, Landes- und
Bundesebene

Antragsteller: Lukas E. Junghanf3
Adressat: Bundesministerium fiir Familie, Senioren, Frauen und Jugend;
Landesministerium fiir Soziales, Gesundheit, Jugend, Familie und Senioren;
Bundesregierung; Bundesrat

Antrag: ,,Jugend im Landtag” moge beschliefSen:

Zur besseren Berticksichtigung der Interessen von Kindern und Jugendli-
chen sind auf Kreis-, Landes- und Bundesebene Beteiligungsgremien nach
dem Vorbild kommunaler Kinder- und Jugendbeirite zu schaffen. Diese
Gremien sind durch eine entsprechende Gesetzgebung zu legitimieren.

Begriindung: Bisher sind Kinder und Jugendliche in der Politik leider
deutlich unterreprisentiert obwohl dort Entscheidungen getroffen wer-
den die das Leben von Kindern und Jugendlichen tagtiglich betreffen.
Seien es politische Entscheidungen zu Schulen oder zu Themen, die die
kommenden Generationen direkt betreffen. Auf kommunaler Ebene wird
dies teils bereits gut umgesetzt, jedoch nicht dariiber hinaus. Es gibt iber
die kommunale Ebene hinaus zum aktuellen Stand keine Gesetzgebung.
In einzelnen Bundeslindern wie zum Beispiel in Baden-Wiirttemberg
wurde seitens kommunalen Kinder- und Jugendvertretungen eigene
Dachverbinde gegriindet um auch an landespolitischen Themen beteiligt
zuwerden. Wir bendtigen Partizipation auf allen politischen Ebenen und
entsprechende rechtliche Grundlagen.

Angenommen.
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JiL34/30
Europdische Grundrechtecharta erweitern

Antragsteller: Thore Schénfeldt
Adressat: Schleswig-Holsteinischer Landtag, Landesregierung, Abgeordnete des
Europdischen Parlamentes aus Schleswig-Holstein, Abgeordnete des Deutschen
Bundestages aus Schleswig-Holstein

Antrag: ,Jugend im Landtag” moge beschliefRen:

Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung werden
aufgefordert, mit geeigneten Mitteln insbesondere beim Bund auf einen
Grundrechtekonvent zur Erweiterung der Charta der Grundrechte der
Europdischen Union hinzuwirken. Der Grundrechtskonvent soll nach
erfolgter Biirgerbeteiligung {iber die Erweiterung der Grundrechtscharta
um die von der Stiftung Jeder Mensch e.V. vorgeschlagenen folgenden
6 europaischen Grundrechte debattieren und entscheiden:

Artikel 1 — Umwelt: Jeder Mensch hat das Recht, in einer gesunden und
geschiitzten Umwelt zu leben.

Artikel 2 — Digitale Selbstbestimmung: Jeder Mensch hat das Recht auf
digitale Selbstbestimmung. Die Ausforschung oder Manipulation von
Menschen ist verboten.

Artikel 3 — Kiinstliche Intelligenz: Jeder Mensch hat das Recht, dass ihn
belastende Algorithmen transparent, iiberpriifbar und fair sind. Wesent-
liche Entscheidungen muss ein Mensch treffen.

Artikel 4 — Wahrheit: Jeder Mensch hat das Recht, dass AufRerungen von
Amtstrigern der Wahrheit entsprechen.

Artikel 5 Globalisierung: Jeder Mensch hat das Recht, dass ihm nur solche
Waren und Dienstleistungen angeboten werden, die unter Wahrung der
universellen Menschenrechte hergestellt und erbracht werden.

Antrdage
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Artikel 6 — Grundrechtsklage: Jeder Mensch kann wegen systematischer
Verletzungen dieser Charta Grundrechtsklage vor den Européischen Ge-
richten erheben.

Begriindung: Die oben benannten Grundrechte sollten in der Europai-
schen Union selbstverstindlich sein, sind es jedoch leider grundsitzlich
nicht. Diese Grundrechte kdnnten das Rechtsstaatsverstindnis der libe-
ralen Demokratie erweitern und hitten zugleich reale Auswirkungen; es
wiren Leitlinien fiir eine nachhaltige Politik.

Weiteres erfolgt miindlich. Genaueres verfiigbar unter: www.jeder-
mensch.eu/informationen/fags/

In gednderter Fassung angenommen.
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JiL 34/31
Bildungspolitische Anliegen besser vertreten, Zusammenarbeit
zwischen Jugend im Landtag und Landesschiilervertretungen stdrken

Antragsteller: Thore Schénfeldt
Adressat: Schleswig-Holsteinischer Landtag, Jugend im Landtag

Antrag: ,Jugend im Landtag” moge beschliefRen:

1. Um bildungspolitische Anliegen besser und abgestimmter vertreten
zu konnen, grindet Jugend im Landtag eine Kommission Bildung.

2. Die Kommission Bildung besteht aus dem Prasidium von Jugend im
Landtag und den gewdhlten Mitgliedern fiir Vorsitz und Bericht-
erstattung der Arbeitsgruppe Bildung.

3. Die Kommission Bildung arbeitet nach demokratischen Grundsit-
zen und gibt sich eine Geschiftsordnung.

4. Die Kommission Bildung wirktauf die Umsetzung der bildungspoli-
tischen Beschliisse von Jugend im Landtag hin. In ihrer Arbeitsgestal-
tung ist die Kommission Bildung frei; ihre Arbeit soll sich nach den
bisherigen Beschliissen von Jugend im Landtag richten. Die Kom-
mission Bildung wird ermichtigt, in bildungspolitischen Anliegen
im Sinne der Beschliisse von Jugend im Landtag Stellungnahmen zu
verfassen und an Austauschmoglichkeiten teilzunehmen. Die Kom-
mission Bildung tritt ferner an die Landesschiilervertretungen heran,
um Formen des Austausches und der Zusammenarbeit zu sondie-
ren. Eine Zusammenarbeit mit nichtstaatlichen Organisationen be-
schliefSt die Kommission Bildung mit Zweidrittelmehrheit.

5. Damit Kommission Bildung ihre Arbeit erfiillen kann, wird der
Schleswig-Holsteinische Landtag gebeten, die Kommission Bildung
ideell, personell und materiell bei ihrer Arbeit zu unterstiitzen.

6. Fur die 35. Veranstaltung von Jugend im Landtag wird die Arbeit der
Kommission Bildung evaluiert. Basierend darauf erldsst Jugend im
Landtag eine Satzung fiir die Kommission Bildung.
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Begriindung: Die Herausforderungen der Corona-Pandemie haben ge-
zeigt, dass abgestimmtes Handeln wichtig ist. Im Land gibt es viele Ak-
teure, die Einfluss auf die Bildungspolitik nehmen wollen. Junge Men-
schen vertreten oft ahnliche Ansichten. Um diese durchzusetzen, braucht
es Zusammenarbeit und gegenseitige Riickendeckung. Ein regelmif3iger
Austausch sollte normal sein.

Abgelehnt.
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JiL 34/32
Frauen in IT Berufen

Antragssteller*in: Philippa Petersen
Adressaten: Schleswig-Holsteinischer Landtag; Die Landesregierung; Ministerium
fiir Bildung, Wissenschaft und Kultur; Ministerium fiir Energiewende, Landwirtschaft,
Umwelt, Natur und Digitalisierung; Bundestag

Antrag: In Deutschland liegt der Anteil von Frauen in der I'T Branche bei
etwa 17 Prozent. Das hat besondere Auswirkungen auf das Internet und
digitale Hard und Software und wie diese fiir nicht mannliche Personen
gestaltet sind. Jedoch kénnen erst mit einer gendergerechten Technikent-
wicklung und Gestaltung, bei der die Perspektive von FINTA Personen
relevantist Technik gendergerecht sein (patriarchale Strukturen, die durch
Imethodolgy entstehen auflésen). Seitder Einfiihrung des Personal Com-
puters ist der Anteil an Frauen im I'T Sektor bedeutend unter dem der Man-
ner, trotz vieler Kampagnen junge Middchen dazu zu bewegen in MIN T Be-
rufen titig zu werden. Deshalb brauch es mehr als Férderungsprogramme
in Schulen FINTA Personen fiir MIN T Facher zu begeistern. Damit Frauen
eine echte Perspektive im IT Sektor aufgezeigt wird und so fordern wir:

» Mehr Bachelor Studienginge an mehr Hochschulen im IT Bereich fiir
ausschliefSlich Frauen (z.B. Informatik und Wirtschaftan der HTW
Berlin)

* Mehr Hybrid-Studienginge im IT Bereich etablieren

 Geschlechtergerechte, teilhabeorientierte Technikgestaltung in For-
schung und Lehre etablieren

* Staatliche Unternehmen und Behéorden sollen ein Vorreiter fiir ein
Frauenfreundliches Arbeitsumfeld in der IT Branche sein

* Unterstiitzungsangebote fiir Griinderinnen im I T Sektor aufbauen,
etablieren und erweitern, sowie bestehende Forderprogramme zu
evaluieren und geschlechtergerecht anzupassen

e Mehr Férderung in Schulen von MINT Begeisterten Schiilerinnen

Begriindung: erfolgt miindlich

In gednderter Fassung angenommen.

Antrdage
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JiL34/33
Diskriminierende Algorithmik

Antragssteller*in: Philippa Petersen
Adressaten: Schleswig-Holsteinischer Landtag; Die Landesregierung; Ministerium
fiir Bildung, Wissenschaft und Kultur; Ministerium fiir Energiewende, Landwirtschaft,
Umwelt, Natur und Digitalisierung; Bundestag

Antrag: Einige Seifenspender reagieren nicht auf dunklere Hauttypen
und Frauen werden bei Kreditvergaben aufgrund von vorherigen Be-
rechnungen durch Algorithmen benachteiligt. (Unbeabsichtigt) Diskri-
minierende Algorithmen bestimmen in einer zunehmend digitalen Welt
immer mehr unsere Chancen. Insbesondere durch die Verwendung von
Datensitzen, die Daten beinhalten die verschiedene Bevilkerungsgrup-
pen diskriminieren, da sie aus Daten bestehen die Diskriminierungen
aus der Vergangenheit automatisch mit beinhalten, bestimmt eine von
Diskriminierung geprigte Vergangenheit unsere Zukunft. Dabei werden
nicht nur Frauen benachteiligt, auch Rassismus und Klassismus mani-
festieren sich in vielen Datensitzen. Jenseits der verwendeten Trainings-
daten kénnen auch andere technisch-methodische Entscheidungen, z.B.
bzgl. der Zielvariablen oder Labels, zu diskriminierenden Modellen und
dadurch ungerechten Entscheidungen fithren. Zuletzt konnen sich auch
erst im Einsatz von Systemen Probleme ergeben, z. B. wenn algorithmi-
sche Systeme unter verinderten gesellschaftlichen Rahmenbedingungen
oder in nicht vorhergesehenen Einsatzkontexten genutzt werden. Um die
Zukunft diskriminierungsfreier zu gestalten fordern wir:
* Festlegen von Kriterien zur Regulierung algorithmischer Systemen,
die unter andrem folgendes enthalten:
¢ die den algorithmischen Systemen zu Grunde liegenden Ent-
scheidungsmuster diirfen keine systematischen Verzerrungen
aufweisen, die zu diskriminierenden und ungerechten Ent-

scheidungen fithren.
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* Auch bei Algorithmen, die Testdaten aus der Interaktion mit
User*innen einbeziehen, muss die Diversitit der User*innen
gegeben sein (negativ Beispiel Twitter Bot TayTweets)

* Genderneutrale Suchalgorithmik von Suchmaschinen

* Empfehlungsalgoritmen sozialer Medien sollen weniger ge-
schlechtsverzerrend und diskriminierend sein

¢ Insbesondere bei affecting computing muss auch ein geringes
Maf3 an Diskriminierung geachtet werden

* Kontrollstellen, die sich ein Bild des algorithmischen Systems sowohl
im Rahmen seiner Entwicklungals auch im Zuge seines produktiven
Einsatzes tiber eventuell auftretende ungewollte Diskriminierungs-
Effekte zu machen. Durch Verfahren wie Risikofolgen-abschitzung
und Output-Analysen.

* Geschlechtergerechte diskriminierungsfreie Technikgestaltung in
die Digitalstrategie der Bundesregierung aufnehmen und bei Vergabe
offentlicher I T-Projekte berticksichtigen

¢ Einsatzverbot hochriskanter und stark diskriminierenden Techno-
logien

¢ Gleichstellungsorientierte Perspektive in Technikfolgenabschitzung
integrieren

* Anlegen eines feministischen Datensatzes

Begriindung: erfolgte miindlich

In gednderter Fassung angenommen.
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JiL 34/34
Ausbau von Wasserstoff-Tankstellen.

Antragsteller: Kjell Berg, Niklas Binder
Adressat: Der Schleswig-Holsteinische Landtag, Landesregierung

Antrag: , Jugend im Landtag” mdge beschliefRen:
Der Schleswig-Holsteinische Landtag wird aufgefordert, einen massiven
Ausbau von Wasserstoff-Tankstellen zu unterstiitzen und zu férdern.

Begriindung: Immer wieder tiberlegen Menschen, ob sie als nichstes
Auto immer noch einen Verbrenner Kaufen sollten, denn um CO, einzu-
sparen, werden Verbrenner-Autos frither oder spiter Alternativen wei-
chen miissen.

E-Autos sind fiir viele Menschen eine gute Alternative zum Verbrenner.
Jedoch, wer keinen eigenen Parkplatz mit Stromanschluss hat kann diese
oft nur schwer laden. AufSerdem miissen auf Langstrecken Pausen von ca.
einer Stunde an Autobahn Ladestationen eingeplant werden, um das Auto
wieder auf 80 % zu laden.

Eine weitere Moglichkeit ist Wasserstoff. Das Problem: es gibt aktuell nur
91 Wasserstoff-Tankstellen in Deutschland, davon vier in Schleswig-Hol-
stein.

Wenn es mehr Wasserstoff Tankstellen gibe, wire es fiir alle moglich
ganz einfach in drei bis fiinf Minuten ihr Auto voll zu tanken und damit
500-700 km weit zu kommen, auch ohne eigenen Parkplatz.

Deshalb benétigen wir unbedingt mehr Wasserstoff-Tankstellen, nur so
kann emissionsfreies Auto fahren fiir jeden moglich gemacht werden.

Abgelehnt.
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JiL34/35
Verpflichtung fiir Okostrom in Schulen und anderen staatlichen
Einrichtungen

Antragsteller: Hannah Bockholt
Adressat: Der Schleswig-Holsteinische Landtag, Landesregierung

Antrag: ,Jugend im Landtag” moge beschliefRen:
Der Landtag Schleswig-Holstein wird dazu aufgefordert, Schulen und
andere staatliche Einrichtungen zu verpflichten, ihren Strom aus erneu-

erbaren Energien zu beziehen.

Begriindung: Deutschland sollte so schnell wie méglich klimaneutral
werden und Schleswig-Holstein muss einen grof3en Anteil dazu beitragen.
Der Ausbau der erneuerbaren Energien ist auf dem Weg zur Klimaneut-
ralitit sehr wichtig. Allerdings muss diese Energie auch genutzt werden.
2019 erreichte die Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien im Ver-
gleich zum Bruttostromverbrauch 154 Prozent. Allerdings liegt der Anteil
der erneuerbaren Energien im Strom in Hamburg und Schleswig-Holstein
nur bei 84 Prozent. Vor allem Windkraft schopft in Schleswig-Holstein
nichtall ihr Potenzial aus. Das ist nicht gut, wenn man bedenkt, wie drin-
gend wir diese fiir die Klimawende brauchen. Deswegen muss das Land
mit gutem Beispiel vorangehen. Wenn Schulen und andere staatliche Ein-
richtungen Okostrom nutzen, kénnen die Moglichkeiten von u.a. Wind-
kraft und Photovoltaik besser genutzt werden. Auferdem kann so auch
das Land Schleswig-Holstein mit gutem Beispiel vorangehen. Einerseits
fir andere Bundeslinder und auf der anderen Seite fiir Privatpersonen.
Nur durch eine Verpflichtung kann Schleswig-Holstein sein Potenzial in
Bezug auf erneuerbare Energien ausschopfen, als Vorbild agieren und zur
Klimaneutralitit in Deutschland beitragen.

In geinderter Fassung angenommen.

Antrdage
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Beschliisse

Arbeitskreis 1
,,Gesundheit — Arbeit - Rente - Wohnen - Umwelt - OPNV*

JiL 34/7 NEU
Einfiihrung eines Gesetzes zum Schutz von menschenwiirdigem
Wohnraum
Der Schleswig-Holsteinische Landtag wird aufgefordert zu beschlief3en,
dass die Landesregierung im Bundesrat dafiir Sorge trigt, dass in Ginze
eine sofortige inhaltliche Umsetzung der Richtlinie (EU) 2019,/882 des
Europdischen Parlaments und des Rates vom 17. April 2019 tiber die Bar-
rierefreiheitsanforderungen fiir Produkte und Dienstleistungen erfolgt.
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung werden
aufgefordert, zum Schutz von menschenwiirdigen Wohnverhiltnissen
die Kommunen gegeniiber Immobilieneigentiimern bei deren Nichterfiil-
lung ihrer Pflicht zur Sicherstellung der Bewohnbarkeit der entsprechen-
den Immobilie mit mehr Handlungsmoglichkeiten auszustatten.
Die Landesregierung soll unter Berticksichtigung der fiir ein Flichenland
herrschenden Voraussetzungen sowie der personellen Méglichkeiten von
Kommunen, einen an das Hamburgische Wohnraumschutzgesetz ange-
lehnten Gesetzentwurf erarbeiten.
Neben dem allgemeinen, von der Landesregierung oder den Landtags-
fraktionen zu erarbeitenden Gesetzestext, soll dieser den Gemeinden die
Befugnis erteilen und diese dazu verpflichten, im Falle von Verwahrlo-
sung und Missstinden bei Wohnraum, diesen entgegenzuwirken. Des
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Weiteren sollen folgende zwei Paragraphen (Auszug aus HmbWoSchG)
richtungsweisend fiir den entsprechenden Gesetzesentwurf sein:

,.§ 3 Erfiillung von Mindestanforderungen
(1) Entspricht die bauliche Beschaffenheit von Wohnraum nicht den Min-
destanforderungen an ertrigliche Wohnverhiltnisse, so soll die zustin-
dige Stadt oder Gemeinde anordnen, dass der Verfiigungsberechtigte die
Mindestanforderungen zu erfiillen hat.
(2) Die Mindestanforderungen sind insbesondere nicht erfiillt, wenn
1. die Heizungsmoglichkeit oder die Moglichkeit des Anschlusses ei-
nes Herdes, von elektrischer Beleuchtung oder elektrischen Geraten
fehlt oder ungentigend ist,
2. Wasserversorgung, Ausguss oder Toilette fehlen oder ungentiigend
sind,
3. nicht wenigstens ein zum Wohnen bestimmter Raum der Wohnung
eine Wohnfliache von mindestens 10 Quadratmetern hat,
4. Fuf3boden, Winde oder Decken dauernd durchfeuchtet sind oder
5. nicht wenigstens ein zum Wohnen bestimmter Raum ausreichend
beliiftbar oder durch Tageslicht beleuchtet ist.

(3) Die Absitze 1und 2 gelten entsprechend fiir Riume, die zwar nicht zur
Wohnung selbst gehéren, die aber zur bestimmungsgemifien Nutzung
der Wohnung unmittelbar erforderlich sind oder deren Benutzung im
direkten Zusammenhang mit der Nutzung der Wohnung stehen.

§4 Instandsetzung

(1) Sind am Wohnraum Arbeiten unterblieben oder unzureichend aus-
gefithrt worden, die zur Erhaltung oder Wiederherstellung des fiir den

Gebrauch zu Wohnzwecken geeigneten Zustands notwendig gewesen

wiren, so soll die zustindige Stadt oder Gemeinde anordnen, dass der Ver-
figungsberechtigte diese Arbeiten nachholt. Die Anordnung setzt voraus,
dass der Gebrauch zu Wohnzwecken erheblich beeintrichtigtist oder die
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Gefahr einer solchen Beeintrichtigung besteht.
(2) Der Gebrauch ist insbesondere dann erheblich beeintrichtigt, wenn
1. Dicher, Winde, Decken, Fufsbdden, Fenster oder Tiiren keinen aus-
reichenden Schutz gegen Witterungseinfliisse oder gegen Feuchtig-
keit bieten,
2. Feuerstitten, Heizungsanlagen oder ihre Verbindungen mit den
Schornsteinen sich nicht ordnungsgemaf$ benutzen lassen,
3. Treppen oder Beleuchtungsanlagen in allgemein zuginglichen Riu-
men sich nicht ordnungsgemif$ benutzen lassen oder
4. Wasserzapfstellen, Ausgiisse, Toiletten, Bider oder Duschen nicht
ordnungsgemifi benutzt werden kénnen.
(3) §3 Absatz 3 gilt entsprechend.

JiL 34/Dringlichkeitsantrag 6 NEU
Medizinische Versorgung sicherstellen

Resolution: Aufgrund der steigenden Belegungszahlen der Kliniken in
Berlin werden alle planbaren Eingriffe abgesagt. Dies hat drastische Folgen
fiir das Leben der Menschen, deren medizinisch notwendige Eingriffe ab-
gesagt worden sind.
Diese Vorkommnisse bestiirzen Jugend im Landtag zutiefst.
Jugend im Landtag ruft alle Menschen auf, sich wenn irgend maglich,
gegen das Corona-Virus impfen zu lassen!

Forderung: Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregie-
rung werden deswegen aufgefordert,

1. durch geeignete Mafsnahmen sicherzustellen, dass die medizinische
Behandlung und Versorgung fiir alle Menschen zu jeder Zeit sicher-
gestellt bleibt,

2. mitnoch gréferer Anstrengung darauf hinzuwirken, dass sich mog-
lichst viele Menschen gegen das Corona-Virus impfen lassen,

3. sicherzustellen, dass sich keine gesellschaftlichen Konflikte zwi-

schen Geimpften und Ungeimpften entwickeln.
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Notigenfalls sollen sich Landtag und Landesregierung auch auf Ebene der
Ministerprasidentenkonferenz und des Bundes dafiir einsetzen.

JiL 34/12 NEUNEU
Massiver Ausbau von dffentlichen Verkehrsmitteln in Schleswig-
Holstein und Schaffung von attraktiven Angeboten im OPNV fiir
Jjunge Menschen

Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung werden
aufgefordert, einen massiven Ausbau von 6ffentlichen Verkehrsmitteln
zu unterstiitzen und zu férdern. Dies bedeutet eine Erth6hung der Tak-
tung, eine Férderung von sinnvollen, differenzierten Konzepten wie z.B.
Rufbussen auf dem Land sowie die Gewihrleistung der Barrierefreiheit.
Wir fordern eine Mobilititsgarantie, also die Garantie, dass jeder Mensch
und insbesondere junge Menschen in Schleswig-Holstein die Moglich-
keit haben, sich schnell und flexibel im Land zu bewegen, auch wenn sie
keinen PK'W besitzen.
Fir Eigentiimer einer giiltigen Stammbkarte sowie Freiwilligendienstleis-
tende bis zu einem Alter von 25 Jahren soll die freie, unbegrenzte Nutzung
in Schleswig-Holstein ermoglicht werden. Die Kosten dafiir soll das Land

Schleswig-Holstein mit eventueller Férderung des Bundes tibernehmen.

JiL34/8 NEUNEU
Besserer Schutz der Gewdsser vor Ndhrstoffeintrdgen
Der Schleswig-Holsteinische Landtag wird aufgefordert, mit Nachdruck
darauf hinzuwirken, die Verwendung von organischen und mineralischen
Diingemitteln in der Landwirtschaft zu reduzieren, um so alle schleswig-
holsteinischen Gewisser besser vor Nahrstoffeintragen zu schiitzen. Hier-
fiir soll er sich auf Landes-, Bundes- und EU-Ebene einsetzen.

JiL34/9 NEUNEU
Forderung von regionalen und nachhaltigen Lebensmitteln
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung werden
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aufgefordert, nachhaltige Lebensmittel, die aus Schleswig-Holstein kom-
men, zu fordern, indem
e Verbraucher den finanziellen Anreiz bekommen, diese Produkte zu
kaufen,
* die Kennzeichnung fiir nachhaltige Lebensmittel kenntlicher ge-
macht wird,
* Werbung besonders auf nachhaltige und regionale Produkte ausge-
richtet wird,
* Landwirte und Produzenten, speziell aus Schleswig-Holstein, die
nachhaltig produzieren, vom Land gefoérdert werden,
o die durch das Produkt erzeugten CO2-Emissionen nachvollziehbar
gemacht werden.

JiL 34/5 NEU
Verbeamtung nach Psychotherapie
Die Landesregierung wird aufgefordert, mehr Aufklirung und sozialpsy-
chologische Arbeitim Studium und auf dem Weg zur Verbeamtung zu
betreiben sowie sich weiter dafiir einzusetzen, dass Therapien differen-

zierter in den Kriterien fiir eine Verbeamtung dargestellt werden.

JiL34/2 NEUNEU

Gesundheitschecks fiir alle Autofahrer und Autofahrerinnen
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung werden
aufgefordert, sich auf Bundesebene dafiir einzusetzen, dass fiir Autofah-
rerinnen und Autofahrer alle zehn Jahre regelmif3ige verpflichtende Ge-
sundheitschecks sowie Fahrsicherheitstrainings eingefithrt werden. Ab
einem Alter von 65 Jahren sollen diese alle 5 Jahre erfolgen. Solange die
Person bislang unfallfrei gefahren ist, muss der Check nicht selbst bezahlt
werden.
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JiL 34/11 NEU
Freie Fahrt fiir Freiwillige
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung werden
aufgefordert, die Nutzung der 6ffentlichen Verkehrsmittel fiir alle Frei-
willigendienstleistenden des Landes mit giiltigem Nachweis sowie Inha-
bende der ,,Ehrenamtskarte SH*, unabhingig des Tragervereins oder der
Freiwilligentatigkeit, kostenlos zu ermoglichen — idealerweise fiir Fahr-
ten in der gesamten Bundesrepublik Deutschland, ansonsten zunichstim

Land Schleswig-Holstein.

JiL34/1 NEU
Bedingte Legalisierung des Wirkstoffes ,,THC “
der Cannabis-Pflanze
Der Deutsche Bundestag wird aufgefordert, den Verzehr, Besitz und Ver-
trieb des Wirkstoffes ,THC* der Cannabis-Pflanze mit einem Mindest-
Verhiltnis von 50 % des Wirkstoff CBD und einer Maximal-Konzentra-
tion von 25 % im Verhiltnis zum gesamtverzehrbarem Konsummittel zum
Verkauf im zertifizierten Fachhandel und in Apotheken zu legalisieren.

JiL 34/10 NEU
Reform und Ausbau von OPNV und Regionalverkehr

Die Landesregierung wird aufgefordert, den 6ffentlichen Personennah-
verkehr und den Regionalverkehr unter den folgenden maf3geblichen Ge-
sichtspunkten zu reformieren beziehungsweise auszubauen:

* Bessere Taktung im lindlichen Raum

* Subventionsausbau

* Ausbau von Buslinien und Schienennetz

» Senkung von Fahrpreisen (kurzfristig) — kostenfreier Nahverkehr

(langfristig)

e Ausbau der Regionalbahnlinien

¢ Schaffung besserer Anbindungen

e Abstimmung von Bus- und Zugfahrplinen
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JiL 34/3 NEU
Programm zur Schaffung neuer Psychotherapiepliitze

Die Landesregierung wird aufgefordert, sich fir die Schaffung neuer
Psychotherapieplitze einzusetzen. Dies soll durch eine Forderung der
Ausbildung und Schaffung von Anreizen fiir diesen Berufszweig erfol-
gen. Dies gilt sowohl fiir Psychotherapeut*innen als auch Kinder- und
Jugendpsychotherapeut*innen. Notigenfalls soll sich das Land auch auf
Bundesebene dafiir einsetzen.

JiL 34 /Dringlichkeitsantrag 5 NEU
SchliefsSung Lungenklinik Borstel (Kreis Segeberg)
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung werden
aufgefordert, sich dafiir einzusetzen, dass die Lungenklinik Borstel min-
destens bis zum Ende der Pandemie nicht geschlossen, sondern erweitert
wird.

JiL34/13
OPNV-,Deutschland Abo-Upgrade dauerhaft umsetzen
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung werden
aufgefordert nach den guten Erfahrungen des ,,Deutschland Abo-Upgrade®
darauf einzuwirken, dass OPN V-Abonnenten kostenlos deutschlandweit
den gesamten Nah- und Regionalverkehr dauerhaft und ganzjihrig nut-

zen diirfen. Fur einen Lastenausgleich soll dabei gesorgt sein.
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Arbeitskreis 2
»Schule — Ausbildung®

JiL34/18+19+21 NEUNEU
Moderner Umgang mit gendergerechter Sprache

Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung werden
aufgefordert, die Wahlfreiheit iiber die Nutzung gendergerechter Sprache
in schriftlicher Form an Schulen und Universititen wieder zu erlauben
und diese Schreibweise nicht als Fehler zu werten. In offiziellen Schrei-
ben der Bildungseinrichtungen sowie des Landtags, der Landesregierung
und ihrer Mitglieder soll geschlechtersensible Sprache verwendet wer-
den. Es soll die unterschiedliche Bewertung der gendergerechten Sprache
und dem generischen Maskulinum unterbunden und die gendergerechte
Sprache in die Abiturprifungsverordnung aufgenommen werden. Jugend
im Landtag spricht sich aus Griinden der Barrierefreiheit fiir das Gender-
sternchen als zu verwendende Variante aus.

Der Erlass vom 09.09.2021 des Ministeriums fiir Bildung, Wissenschaft
und Kultur des Landes Schleswig-Holstein in Bezug auf das Verbot der
Nutzung von erganzenden Hilfszeichen zur genderneutralen Schreibwei-
se wie Gendersternchen an Schulen soll per Abstimmung in der nichsten
Sitzung des Schleswig-Holsteinischen Landtages zurilickgezogen werden.

Jil 34/22+23 NEU
Verpflichtende psychologische Lehrginge in Bildungseinrichtungen
sowie Anpassung des § 6 Absatz 2 Landesverordnung iiber die
Erteilung von Zeugnissen, Noten und anderen erginzenden Angaben
in Zeugnissen, um psychisch kranke Schiiler nicht zu benachteiligen
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung werden
aufgefordert, verpflichtende Lehrginge fiir Lehrende von Bildungsein-
richtungen einzufithren. In diesen Lehrgingen soll iiber den Umgang
mit psychischen Krankheiten und den daraus folgenden Einschrinkun-
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gen aufgeklirt werden. Besonders soll auf die Krankheiten Soziale Pho-
bie, Depression, Manie, AD(H)S, Panikstorung sowie Posttraumatische
Belastungsstérung eingegangen werden. Diese Lehrginge miissen durch
Fachpersonen wie Psychiater, Psychotherapeuten oder Schulpsychologen
erfolgen. Ebenfalls sollen die entsprechenden Rechtsnormen insofern an-
gepasst werden, dass es Schiiler*innen mit psychischen Krankheiten er-
moglicht wird, ihren Schulabschluss trotz ihrer Krankheit/en genauso gut
zu absolvieren wie psychisch gesunde Schiiler*innen.

JiL 34/24 NEUNEU
Starkung und Forderung von Schulsozialarbeiter *innen und
Schulpsycholog*innen
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung werden
aufgefordert, einen gesetzlich bindenden, von einer unabhingigen Exper-
ten-Kommission beschlossenen Verteilungsschlissel fiir den Bedarf an
Schul-Sozialarbeiter*innen und Schulpsycholog*innen einzufithren, um
den Bedarf besser decken zu kénnen.

Jil 34/26 NEU
Bessere finanzielle Forderung fiir Studierende

Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung werden

aufgefordert, sich auf Bundesebene dafiir einzusetzen, dass der BAf6G-
Satz erh6ht und die Beantragung unabhingig vom Einkommen der Eltern

einfacher gemacht wird. Um weiterhin eine faire Verteilung gewahrleisten

zu kénnen, soll ein Verteilungsschliissel eingefithrt werden, der insbeson-
dere einkommensschwache Familien bzw. Studierende unterstiitzen soll.
Fir Studierende, die keinen Anspruch haben, sollen weitere finanzielle

Mittel zur Verfiigung stehen, die schnell und biirokratiearm zu beantragen

sind.
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JiL 34/14 NEUNEU
Klimaschutz als Teil der Bildung- und Entwicklungsziele

Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung werden

aufgefordert, Klimaschutz und die Einhaltung des 1,5 Grad-Ziels, die

Aufklirung iiber die 17 Ziele fiir Nachhaltige Entwicklung der UN in §4
des Schulgesetzes zu erginzen und eine Fachkommission zu bilden, um

das Thema Klimawandel fichertibergreifend in den Fachanforderungen
zu verankern. Die Landesregierung wird aufgefordert, den nationalen

Aktionsplan ,,Bildung fiir Nachhaltige Entwicklung® in Schleswig-Hol-
stein endlich komplett umzusetzen. Die aktuelle Strategie des Landes ist
hierfiir nicht ausreichend und muss deutlich nachgebessert werden — im

Austausch mit jungen Menschen.

JiL 34/16 NEU
Anpassung des Sportunterrichts in den Schulen
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung werden
aufgefordert, die Benotung im Sportunterricht abzuschaffen.

JiL34/15NEUNEU
Neue Schwerpunktsetzung fiir Schulen
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung werden
aufgefordert, in weiterfithrenden Schulen aller Formen ab der 9. Klasse
den Anteil an traditionellen Lernfichern wie Mathematik zu reduzieren
und stattdessen ein gréfSeres Angebot an Fichern mit einem erkennbaren
Wert fiir das spitere Leben, beispielsweise berufliche Orientierung, in den
Stundenplan zu bringen. Diese fiir das Leben nach der schulischen Lauf-
bahn relevanten Themen sollen in die Fachanforderungen in thematisch

passenden Fichern eingearbeitet werden.

JiL 34/20
Mehr diverse Literatur an Schleswig-Holsteinischen Schulen
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung werden
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aufgefordert, sich dafiir einzusetzen, dass im Lehrplan fiir Schulen in
Schleswig-Holstein der Blick auf diverse Literatur verankert ist. Dies be-
zieht sich einerseits auf die Autor*innen, andererseits auf die Handlung
und die Charaktere.

JiL 34/25
Anderung der Vergabekriterien des Psychologiestudiums
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung werden
aufgefordert, weitere abiturunabhingige Kriterien fiir das Psychologie-
studium (orientiert an der Medizin) festzulegen, damit mehr Menschen
Psychologie studieren kénnen, die eine bessere Eignung haben.

JiL 34/AK 2 NEU 1

Ehrenamtliches Engagement schulisch fordern
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung werden
aufgefordert, eine gesetzliche Regelung zur schulischen Férderung von
ehrenamtlichen Engagement auszuarbeiten und im SchulG SH zu ver-
ankern. Hierbei soll Tragern von ehrenamtlichen Aktivititen ermoglicht
werden, AGs an Schulen anzubieten. Schiilern soll angeboten werden eine
ehrenamtliche Titigkeit als AG anrechnen zu bzw. im Zeugnis bertick-
sichtigen zu lassen.

JiL34/AK2NEU 2
Klimaneutrale Bildungseinrichtungen als Teil des Energiewende-
und Klimaschutzgesetzes in Schleswig-Holstein
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung werden
aufgefordert, im EWKG zu verankern, dass Bildungseinrichtungen bis
2035 klimaneutral werden.

JiL 34/ Dringlichkeitsantrag 4
Aktuelle und zuktinftige Situation in Kindertagesstdtten
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung werden
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aufgefordert, auf Landes- und Bundesebene Gesetzesentwiirfe vorzule-
gen, die sich mit den folgenden Punkten befassen, um die teils prekire
Situation in den Kindertagesstitten zu beheben und dieser zukiinftig
vorzubeugen:
* Schaffung von zusitzlichen Plitzen in Fachschulen fiir Erzieher*-
innen und Sozialpidagog*innen durch finanzielle Férderung
» Kampagnen zur Forderung des Ansehens des Berufs und zur Gewin-
nung neuer Nachwuchskrifte
* Moglichkeit zur Schaffung mehrerer Fachschulen von 6ffentlichen
Tragern in einem Landkreis
* Vereinfachung des Ausschreibungsprozesses fiir Stellen in kommu-
nalen Kindertagesstitten
 Ausschreibungen von Stellen in kommunalen Kindertagesstitten
grundsitzlich ohne Befristung
* Regelungen zu einer fairen Bezahlung aller Fachkrifte und Auszu-

bildenden
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Arbeitskreis 3
,Inneres — Recht - Energie - Wirtschaft — Digitalisierung®

JiL34/ AK 3 NEU 2
Anpassung des Lehrplans durch neue Nutzungsmaglichkeiten der
Digitalisierung

Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung werden
aufgefordert, die neuen Nutzungsmoglichkeiten der Digitalisierung,
nimlich den schnellen und einfachen Informationsaustausch in den Schu-
len zu nutzen, um in Fichern wie Wirtschaft+Politik (WiPo), Geographie
und Geschichte aktuellere Daten nutzen zu konnen und aktuelle Themen
zu behandeln.

JiL34/27 NEUNEU

Junge Menschen in die Bundesversammlung entsenden
Der Schleswig-Holsteinische Landtag wird aufgefordert, mind. vier
wahlberechtigte Personen unter 30 Jahren und zusitzlich mindestens
vier wahlberechtigte Personn unter 20 Jahren als Wahlleute der Bundes-
versammlung zur Wahl des*der deutschen Bundesprasident*in zu no-
minieren.
Sollte das Prasidium von Jugend im Landtag volljihrige Personen enthal-
ten, sollten diese in die Bundesversammlung entsendet werden. So kann
ein Beispiel fiir andere Linder gegeben werden.

JiL 34/AK 3 NEU 1
Férderung und Schutz von Kommunen, die erneuerbare Energien
ausbauen
Der Schleswig-Holsteinische Landtag wird aufgefordert, Kommunen
beim Ausbau von erneuerbaren Energien zu férdern und diese gleich-
zeitig vor dem Aufkaufen von Energiekonzernen zu schiitzen, sodass die
Kommunen ihren erzeugten Strom selbst nutzen konnen.
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JiL 34/30 NEU
Europdische Grundrechtecharta erweitern
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung werden
aufgefordert, mit geeigneten Mitteln
1. im Rahmen der Beratungen zur Konferenz zur Zukunft Europas, fol-
gendes mit aufzugeben
2. und beim Bund auf einen Grundrechtekonvent zur Erweiterung der
Charta der Grundrechte der Europdischen Union hinzuwirken. Der
Grundrechtekonvent soll nach erfolgter Biirgerbeteiligung tiber die
Erweiterung der Grundrechtecharta um die von der Stiftung ,,Jeder
Mensch e.V.“ vorgeschlagenen folgenden 6 europiischen Grund-
rechte debattieren und entscheiden:

Artikel 1 — Umwelt: Jeder Mensch hat das Recht, in einer gesunden und
geschiitzten Umwelt zu leben.

Artikel 2 — Digitale Selbstbestimmung: Jeder Mensch hat das Recht auf di-
gitale Selbstbestimmung. Die Ausforschung oder Manipulation von Men-
schen ist verboten.

Artikel 3 — Kiinstliche Intelligenz: Jeder Mensch hat das Recht, dass ihn be-
lastende Algorithmen transparent, iiberpriifbar und fair sind. Wesentliche
Entscheidungen muss ein Mensch treffen.

Artikel 4 — Wahrheit: Jeder Mensch hat das Recht, dass Aufderungen von
Amtstragern der Wahrheit entsprechen.

Artikel 5— Globalisierung: Jeder Mensch hat das Recht, dass ihm nur solche
Waren und Dienstleistungen angeboten werden, die unter Wahrung der
universellen Menschenrechte hergestellt und erbracht werden.
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Artikel 6 — Grundrechtsklage: Jeder Mensch kann wegen systematischer
Verletzungen dieser Charta Grundrechtsklage vor den Européischen Ge-
richten erheben.

JiL 34/35 NEU
Verpflichtung fiir Oko-Energie in ffentlichen Gebdiuden
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung werden
aufgefordert, eine aus 100 % erneuerbaren Energien erzeugte Energiever-
sorgung (Strom und Wirme) in 6ffentlichen Gebiuden, wiez.B. Schulen,
zu gewahrleisten.

JiL34 /AK 3NEU 5
Kostenloser OPNV fiir junge Menschen
Die Landesregierung und der Schleswig-Holsteinische Landtag werden
aufgefordert, kostenlose Regionalbahn- und Bus-Tickets fiir Schiiler*in-

nen, Jugendliche unter 18, Auszubildende und Studierende bereitzustellen.

JiL34/29
Schaffung von Beteiligungsgremien auf Kreis-,
Landes- und Bundesebene
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung werden
aufgefordert, zur besseren Beriicksichtigung der Interessen von Kindern
und Jugendlichen auf Kreis-, Landes- und Bundesebene Beteiligungs-
gremien nach dem Vorbild kommunaler Kinder- und Jugendbeirite zu
schaffen, bzw. sich auf Bundesebene dafiir einzusetzen. Diese Gremien
sind durch eine entsprechende Gesetzgebung zu legitimieren.

JiL34 / AK3NEU 4 NEU
Politische Anreize setzen und mehr politische Bildungsarbeit an
Schulen leisten
Politische Bildung ist ein Thema das jeden betrifft. Doch wenn Jugend-
liche nicht ihre Stimme erheben und gemeinsam fiir ihre Ziele eintreten
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konnen, werden sie nicht ernst genommen. Um politisches Interesse zu
wecken, werden die Landesregierung und der Schleswig-Holsteinische
Landtag dazu aufgefordert, mehr und komplexere politische Anreize an
Bildungsstitten schaffen. Dabei soll das Thema nicht nur oberflichlich
betrachtet werden (z.B. iiber politische Systeme aufkliren), sondern ge-
zielt ein Fachtag pro Halbjahr durchgefithrt werden, der iber ganz reale
politische Arbeit aufklirt und auch auf kommunaler Ebene Jugendliche

motiviert, sich politisch einzusetzen.

JiL 34 / AK 3 NEU 3
Dezentrale Erzeugung von Wasserstoff durch tiberschiissigen Strom
aus den erneuerbaren Energien
Der Schleswig-Holsteinische Landtag wird aufgefordert, aus dem tiber-
schiissigen Strom, der aus den erneuerbaren Energien erzeugt wird, de-
zentral Wasserstoff zu erzeugen, welcher in der Landwirtschaft, Industrie

und Mobilitdt nutzbar gemacht wird.

JiL 34/28 NEUNEU
Anderung und Konkretisierung des §47f der Gemeindeordnung
Der Schleswig-Holsteinische Landtag wird aufgefordert, §47f der Ge-
meindeordnung insofern zu dndern, dass

1. er die in Absatz 1 des derzeit giiltigen Paragraphen aufgefiihrte Be-
teiligung, insbesondere unterschiedliche Formate, konkretisiert,

2. definiert wird, welche Konsequenzen aus dem Nicht-Einhalten der
Beteiligung hervorgehen,

3. festgelegt wird, dass Kinder- und Jugendvertretungen ausschlieRlich
von Kindern und Jugendlichen in der Gemeinde gewihlt und nicht
auf andere Weise, z.B. durch Aufstellen der Mitglieder durch den
Gemeinderat, zusammengefithrt werden,

4. stirker fiir Kinder -& Jugendvertretungen sowie jegliche andere Be-

teiligungsformate geworben wird.
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JiL34/32 NEU
Frauen in IT Berufen
In Deutschland liegt der Anteil von Frauen in der IT Branche bei etwa 17
Prozent. Das hat besondere Auswirkungen auf das Internet und digitale
Hard- und Software und wie diese fiir nicht-méannliche Personen gestal-
tetsind. Jedoch kann erst mit einer gendergerechten Technikentwicklung
und Gestaltung, bei der die Perspektive von FINTA Personen relevantist,
Technik gendergerecht sein (patriarchale Strukturen, die durch I Metho-
dology entstehen auflosen). Seit der Einfithrung des Personal Computers
liegt der Anteil an FINTA-Personen im I T-Sektor bedeutend unter dem
der Minner, trotz vieler Kampagnen, junge Madchen dazu zu bewegen, in
MINT Berufen titig zu werden. Deshalb braucht es mehr als Férderungs-
programme in Schulen, FINTA Personen fiir MIN T Ficher zu begeistern.
Damit FINTA-Personen eine echte Perspektive im I T-Sektor aufgezeigt
wird, werden der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregie-
rung zur Umsetzung folgender Punkte aufgefordert:
s Es soll Seminare/Ubungen an Universititen und Fachhochschulen
in Schleswig-Holstein bei Studiengingen aus dem MIN T-Bereich
im 1. Semester fiir FINTA-Personen geben,
* mehr Hybrid-Studienginge im [ T-Bereich etabliert werden,
o geschlechtergerechte, teilhabeorientierte Technikgestaltung in For-
schung und Lehre etabliert werden,
¢ staatliche Unternehmen und Beho6rden sollen ein Vorreiter fiir ein
FINTA-Personen-freundliches Arbeitsumfeld in der I'T-Branche
sein,
¢ essollen Unterstiitzungsangebote fiir Griinder*innen im [ T-Sektor
aufgebaut, etabliert und erweitert werden, sowie bestehende Forder-
programme evaluiert und geschlechtergerecht angepasst werden,
* MINT-begeisterte Schiiler*innen sollen in Schulen mehr Férderung
erfahren,
o alle Lehrkrifte in MIN T-Fichern Schulungen zu Feminismus/Sexis-
mus erhalten.
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¢ sich auf kommunaler und auf Bundesebene fiir die gerechte Gleich-
stellung zwischen den verschiedenen Geschlechtsidentititen ein-
gesetzt werden, vor allem bei der Berufs-/Studien-/Ausbildungs-
Benennung. Dies soll durch gendergerechte Benennung an Schulen
etc. erreicht werden.

JiL 34/33 NEU
Diskriminierende Algorithmik

Einige Seifenspender reagieren nicht auf dunklere Hauttypen und Frau-
en werden bei Kreditvergaben aufgrund von vorherigen Berechnungen
durch Algorithmen unbeabsichtigt benachteiligt. Diskriminierende Al-
gorithmen bestimmen in einer zunehmend digitalen Welt immer mehr
unsere Chancen. Insbesondere durch die Verwendung von Datensitzen,
die Daten beinhalten, die verschiedene Bevolkerungsgruppen diskrimi-
nieren, da sie aus Daten bestehen, die Diskriminierungen aus der Vergan-
genheitautomatisch mit beinhalten, bestimmt eine von Diskriminierung
geprigte Vergangenheit unsere Zukunft. Dabei werden nicht nur Frauen
benachteiligt, auch Rassismus und Klassismus manifestieren sich in vie-
len Datensitzen. Jenseits der verwendeten Trainingsdaten konnen auch
andere technisch-methodische Entscheidungen, z.B. beziiglich der Ziel-
variablen oder Labels zu diskriminierenden Modellen und dadurch unge-
rechten Entscheidungen fithren. Zuletzt konnen sich auch erstim Einsatz
von Systemen Probleme ergeben, z. B. wenn algorithmische Systeme unter
verdnderten gesellschaftlichen Rahmenbedingungen oder in nicht vorher-
gesehenen Einsatzkontexten genutzt werden. Um die Zukunft diskrimi-
nierungsfreier zu gestalten, werden der Schleswig-Holsteinische Landtag
und die Landesregierung sowie der Deutsche Bundestag zur Umsetzung

folgender Punkte aufgefordert:
¢ Festlegen von Kriterien zur Regulierung algorithmischer Systemen,

die unter anderem folgendes enthalten:

* Die den algorithmischen Systemen zu Grunde liegenden Ent-
scheidungsmuster diirfen keine systematischen Verzerrungen
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aufweisen, die zu diskriminierenden und ungerechten Ent-
scheidungen fithren.
¢ Auch bei Algorithmen, die Testdaten aus der Interaktion mit
User*innen einbeziehen, muss die Diversitit der User*innen
gegeben sein (negativ Beispiel Twitter Bot Tay Tweets).
¢ Genderneutrale Suchalgorithmik von Suchmaschinen.
¢ Empfehlungsalgorithmen sozialer Medien sollen weniger ge-
schlechtsverzerrend und diskriminierend sein.
¢ Insbesondere bei affecting computing muss auch auf eine Redu-
zierung der Diskriminierung geachtet werden.
 Kontrollstellen, die sich ein Bild des algorithmischen Systems sowohl
im Rahmen seiner Entwicklungals auch im Zuge seines produktiven
Einsatzes tiber eventuell auftretende ungewollte Diskriminierungs-
Effekte machen. Durch Verfahren wie Risikofolgenabschitzung
und Output-Analysen. Geschlechtergerechte diskriminierungsfreie
Technikgestaltung in die Digitalstrategie der Bundesregierung auf-
nehmen und bei Vergabe 6ffentlicher IT-Projekte berticksichtigen.
* Einsatzverbot hochriskanter und stark diskriminierender Techno-
logien.
* Gleichstellungsorientierte Perspektive in Technikfolgenabschitzung
integrieren.
* Anlegen eines feministischen Datensatzes.
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Stellungnahmen

Arbeitskreise 1
Gesundheit - Arbeit —- Rente - Wohnen - Umwelt - OPNV

JiL34/7 NEU
Einflihrung eines Gesetzes zum Schutz von menschenwiirdigem
Wohnraum
(Antrag siehe S.31-33)

Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung werden
aufgefordert, zum Schutz von menschenwiirdigen Wohnverhiltnissen
die Kommunen gegeniiber Immobilieneigentiimern bei deren Nichterfl-
lung ihrer Pflicht zur Sicherstellung der Bewohnbarkeit der entsprechen-
den Immobilie mit mehr Handlungsmoglichkeiten auszustatten.

Die Landesregierung soll unter Beriicksichtigung der fiir ein Flichenland

herrschenden Voraussetzungen sowie der personellen Moglichkeiten von

Kommunen, einen an das Hamburgische Wohnraumschutzgesetz ange-
lehnten Gesetzentwurf erarbeiten.

Neben dem allgemeinen, von der Landesregierung oder den Landtags-
fraktionen zu erarbeitenden Gesetzestext, soll dieser den Gemeinden die

Befugnis erteilen und diese dazu verpflichten, im Falle von Verwahrlo-
sung und Missstinden bei Wohnraum, diesen entgegenzuwirken. Des

Weiteren sollen folgende zwei Paragraphen (Auszug aus HmbWoSchG)

richtungsweisend fir den entsprechenden Gesetzesentwurf sein:
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,,§3 Erfiillung von Mindestanforderungen
(1) Entspricht die bauliche Beschaffenheit von Wohnraum nicht den Min-
destanforderungen an ertragliche Wohnverhiltnisse, so soll die zustin-
dige Stadt oder Gemeinde anordnen, dass der Verfiigungsberechtigte die
Mindestanforderungen zu erfiillen hat.
(2) Die Mindestanforderungen sind insbesondere nicht erfiillt, wenn
1. die Heizungsmdoglichkeit oder die Moglichkeit des Anschlusses ei-
nes Herdes, von elektrischer Beleuchtung oder elektrischen Geriten
fehlt oder ungeniigend ist,
2. Wasserversorgung, Ausguss oder Toilette fehlen oder ungentigend
sind,
3. nicht wenigstens ein zum Wohnen bestimmter Raum der Wohnung
eine Wohnfliche von mindestens 10 Quadratmetern hat,
4. Fullbéden, Winde oder Decken dauernd durchfeuchtet sind oder
5. nicht wenigstens ein zum Wohnen bestimmter Raum ausreichend
beliiftbar oder durch Tageslicht beleuchtet ist.
(3) Die Absitze 1und 2 gelten entsprechend fiir Riume, die zwar nicht zur
Wohnung selbst gehoren, die aber zur bestimmungsgemifien Nutzung
der Wohnung unmittelbar erforderlich sind oder deren Benutzung im
direkten Zusammenhang mit der Nutzung der Wohnung stehen.

§4 Instandsetzung

(1) Sind am Wohnraum Arbeiten unterblieben oder unzureichend aus-

gefithrt worden, die zur Erhaltung oder Wiederherstellung des fiir den

Gebrauch zu Wohnzwecken geeigneten Zustands notwendig gewesen

wiren, so soll die zustindige Stadt oder Gemeinde anordnen, dass der Ver-

figungsberechtigte diese Arbeiten nachholt. Die Anordnung setzt voraus,

dass der Gebrauch zu Wohnzwecken erheblich beeintrichtigtist oder die

Gefahr einer solchen Beeintrichtigung besteht.

(2) Der Gebrauch ist insbesondere dann erheblich beeintrichtigt, wenn

1. Dicher, Winde, Decken, Fuf?boden, Fenster oder Tiiren keinen aus-

reichenden Schutz gegen Witterungseinfliisse oder gegen Feuchtig-
keit bieten,
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2. Feuerstitten, Heizungsanlagen oder ihre Verbindungen mit den
Schornsteinen sich nicht ordnungsgemifs benutzen lassen,
3. Treppen oder Beleuchtungsanlagen in allgemein zuginglichen Riu-
men sich nicht ordnungsgemifd benutzen lassen oder
4. Wasserzapfstellen, Ausgiisse, Toiletten, Bader oder Duschen nicht
ordnungsgemif3 benutzt werden kénnen.
(3) §3 Absatz 3 gilt entsprechend.

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Die CDU-
Landtagsfraktion hilt einen Gesetzentwurf, die Wohnraumbewirt-
schaftung in dem geforderten Maf3e zu regulieren, fiir nicht zielfithrend.
Unserer Auffassung nach hilft eine umfangreiche staatlich bewirtschaftete

Wohnraumbewirtschaftung nicht, die aktuellen Probleme auf den Woh-
nungsmarkten zu l6sen. So wiirde das hier geforderte Gesetz im Gegenzug

nur zusitzliche Biirokratie und einen erheblichen Verwaltungsaufwand

bei den Kommunen verursachen. In der Konsequenz kénnte dies zudem

die Schaffung von neuem Wohnraum hemmen.

Wir gehen davon aus, dass auch Vermieterinnen und Vermieter kein In-
teresse an der Verwahrlosung ihrer Mietobjekte haben, da die dauerhafte

Vermietung sowie der Erhalt auch in ihrem Interesse liegen. Zudem ste-
hen bereits jetzt hoheitliche Instrumente zur Verfiigung, um die Miete-
rinnen und Mieter bei der Durchsetzung ihrer Rechte zu unterstiitzen.
Dabei kann hier auf das Bauplanungsrecht (insbesondere stidtebauli-
ches Instandsetzungs- und Modernisierungsgebot gemif3 §177 BauGB,
stadtebauliche Sanierungsmafsnahmen gemifs §§136 ff. BauGB, Erhal-
tungssatzungen gemaifs § §172 ff. BauGB), sowie das Bauordnungsrecht
(Abbruch- und Beseitigungsanordnung, Anordnung von Sicherungs-
mafdnahmen, Anordnungen zum Brandschutz gemif2 §§3, 15,59 LBO)

verwiesen werden. Weiterhin insbesondere auf den Gesundheitsschutz

sowie die allgemeine Gefahrenabwehr, welche bereits einige Aspekte des

Gesetzesentwurfes abdecken.

Dariiberhinausgehend ist nach Auffassung der CDU-Landtagsfraktion
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ausreichend Wohnraum der beste Schutz fiir Mieterinnen und Mieter.
Die im Rahmen der sozialen Wohnraumférderung bereitgestellten Mit-
tel fiir mehr bezahlbaren Wohnraum wurden dazu von ca. 750 Millionen

Euro im Jahr 2017 auf mehr als goo Millionen Euro erhéht. Fiir Menschen,
die auf dem Wohnungsmarkt besondere Unterstiitzung benétigen, wie

von Armut und Wohnungslosigkeit bedrohte oder betroffene Haushalte,
setzen wir uns mit einem gezielten Wohnungsprogramm ein, durch das

bereits 20 Millionen Euro zur Verfiigung gestellt wurden. Weiterhin hat
auch die Novellierung des Wohnraumférderungsgesetzes Ende 2021 dazu

beigetragen, das Angebot an bezahlbarem Wohnraum weiter zu erh6hen.
Ein wichtiger Schwerpunkt der Neuregelungen lag dabei auf einer noch

gezielteren Versorgung einkommensschwacher Haushalte. So sind z.B.
Wohnberechtigungsscheine kiinftig nur noch ein Jahr statt bislang zwei

Jahre gtiltig.

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Die SPD-
Fraktion begriifdt den Beschluss von Jugend im Landtag ausdriicklich.
Wie auch z.B. in Hamburg miissen die Kommunen die Moglichkeit be-
kommen, durch ein Wohnraumaufsichts- und Wohnraumschutzgesetz
dem Verfall und der Verwahrlosung von Wohnraum entgegenzuwirken
und Mieterinnen und Mieter stirker als bisher zu schiitzen. Eine entspre-
chende Initiative von uns wurde von der Koalition aus CDU, Griinen und
FDP abgelehnt. Wir werden uns aber weiter fiir eine entsprechende lan-
desgesetzliche Grundlage einsetzen.

Biindnis 9go/DIE GRUNEN im Schleswig-Holsteinischen Landtag:
Die Griinen in Schleswig-Holstein befiirworten im Grundsatz ein Wohn-
raumschutzgesetz und ein darin enthaltenes Zweckentfremdungsgebot.
In diesem Sinne werden wir uns in der nichsten Legislaturperiode ein-
setzen. Mit Interesse haben wir das in Hamburg eingesetzte Wohnraum-
schutzgesetz wahrgenommen, inwieweit Teile daraus fuir Schleswig-Hol-
stein zu iibernehmen sind, wird eine eingehende Beratung zeigen.
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FDP-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Die Beweg-
griinde fiir das Wohnraumschutzgesetz in Hamburg liegen in den 6rt-
lichen Umstanden. Diese sind mit den Umstanden auf dem Kieler Woh-
nungsmarkt, insbesondere in Bezug auf die Problematik um die Leerstin-
de, nicht ohne weiteres vergleichbar.

Menschenwiirdiger und bezahlbarer Wohnraum sind nichtsdestotrotz

auch in Schleswig-Holstein ein Anliegen mit einem hohen Stellenwert.
Vor diesem Hintergrund werden wir priifen, ob und inwieweit ein Gesetz-
entwurf nach Art des vorgelegten Beschlusses auch fiir Schleswig-Hol-
stein sinnvoll sein kann.

SSW im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Der hier dargestellte

Antrag zur Einfithrung eines Gesetzes zum Schutz von menschenwiir-
digem Wohnraum ist wirklich beeindruckend und erhilt volle Riicken-
deckung vom SSW. Wie [hnen vielleicht bekannt ist, haben wir als SSW
im Landtagim Jahr 2018 ein Wohnraumschutzgesetz vorgestellt, welches

sich ebenfalls an die geltende Regelung in Hamburg orientiert. Die Ziel-
richtung zu dem hier genannten Antrag ist dabei identisch. Kiinftig soll es

keine Verwahrlosung mehr von Wohnraum in Schleswig-Holstein geben.
Mindeststandards miissen gesetzlich stirker gesichert werden, um allen

Menschen im Land ein menschenwiirdiges Wohnen zu gewihrleisten.
Dies fand bei der regierungstragenden Jamaika-Koalition jedoch keine

Zustimmung und der Gesetzentwurf wurde folglich abgelehnt. Nicht-
destotrotz werden wir uns auch weiterhin fiir mehr bezahlbaren und auch

lebenswerten Wohnraum bei uns im Land einsetzen. Daher werden wir
als SSW auch in der kommenden Wahlperiode jegliche politische Initia-
tive unterstiitzen, die diesem Vorhaben auch gerecht wird.

Ministerium fiir Inneres, lindliche Riume, Integration und Gleich-
stellung: Die Notwendigkeit der Einfithrung eines Gesetzes zum Schutz
von Wohnraum wird bereits seit einigen Jahren erortert. Bisher wurde
von Seiten der Kommunalen Landesverbinde allerdings kein flichende-
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ckender Handlungsbedarf gesehen, sondern die Themen einer méglichen
Uberbelegung, Verwahrlosung oder Leerstand von Wohnraum wurden
eherals Einzelfallprobleme eingestuft. Dieser Einschitzung schlief3t sich
die Landesregierung an.

Die bestehenden Missstinde von nicht ausreichend instandgehaltenen

Gebiduden lassen sich im Regelfall auch mit den bestehenden Instrumen-
ten l6sen, insbesondere soweit eine Gefahrensituation erkennbar ist. So

enthilt die Landesbauordnung allgemeine Anforderungen an Gebiude

und bestimmt, dass bauliche Anlagen ,,so anzuordnen, zu errichten, zu

andern und instand zu halten sind, dass die 6ffentliche Sicherheit, insbe-
sondere Leben und Gesundheit nicht gefidhrdet werden und keine unzu-
mutbaren Beldstigungen entstehen®. Sofern eine konkrete Gefahr vorliegt,
kann die untere Bauaufsichtsbehérde Anordnungen auf Grundlage von

§59 LBO treffen. Gerade Aspekte des Brandschutzes erlauben hier eine

Uberwachung und ggf. ein frithzeitiges Eingreifen bei brandschutztech-
nisch gefihrlicher Vernachlissigung von Gebauden. Weiterhin bietet das

Hygienerecht, hier insbesondere das Infektionsschutzgesetz, Eingriffs-
moglichkeiten, wenn aufgrund des Zustandes einer Wohnung - z. B. auf-
grund extremer Vermiillung und Schidlingsbefall - die Verbreitung einer

meldepflichtigen Krankheit zu befiirchten ist (§ 17 IfG). Schlieflich hilt

das besondere Stadtebaurecht weitere Instrumente fiir die Kommunen

bereit. Gemeinden kénnen durch Sanierungs- oder Stadtumbaumai3-
nahmen sowie stidtebauliche Gebote Mafdnahmen zur Bewiltigung be-
sonderer stadtebaulicher Problemlagen und zur Behebung stidtebaulicher

Missstinde treffen (§ §175{f. BauGB).

Landesgruppe Schleswig-Holstein in der CDU-Bundestagsfraktion:
Ob Eigenheim oder Mietwohnung — die eigenen vier Winde sind unser
Zuhause, unser Ort zum Leben. Sie miissen verfiigbar und bezahlbar blei-
ben, sowohl im lindlichen Raum als auch in Stadten. Wir stehen dafiir,
dass sich alle Schleswig-Holsteinerinnen und Schleswig-Holsteiner den
Wunsch der eigenen vier Winde erfiillen kénnen. Gleichzeitig sorgen wir
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auch fiir bezahlbaren Wohnraum fiir alle Mieterinnen und Mieter. Dabei
ist es selbstverstindlich, dass die Erfiillung von Mindestanforderungen
der baulichen Beschaffenheit von Wohnraum zur Gewihrleistung von
guten Wohnverhiltnissen sichergestellt ist.

Landesgruppe Schleswig-Holstein in der SPD-Bundestagsfraktion:

Ordnungsgemifle Mietvertrige und angemessene Wohnverhiltnisse soll-
ten eine Selbstverstindlichkeit sein. Daher begriif3e ich die Forderung von

Jugend im Landtag, in Schleswig-Holstein einen an das Hamburgische

Wohnraumschutzgesetz angelehnten Gesetzentwurf zu erarbeiten. Das

Gesetz von 1982 hat die Erhaltung und Pflege von Wohnraum sowie

die Vermeidung und Beseitigung der Zweckentfremdung bestehenden

Wohnraums zum Ziel. Viele Stidte und Kommunen sehen dieses Gesetz

als wegweisend an und fordern eigene Wohnraumschutzgesetze nach

dem Vorbild Hamburgs. Auch Niedersachsen ist diesem Beispiel gefolgt,
und Schleswig-Holstein sollte das auch tun.

Der Schutz von Mieter*innen in Bestandswohnungen ist der SPD ein

Kernanliegen, im aktuellen Koalitionsvertrag u.a. mit der Verlaingerung

der Mietpreisbremse bis 2029 und der Absenkung der zulidssigen Mietstei-
gerungen bei Bestandsmieten. Liegen die Mieten unterhalb des Mietspie-
gels, diirfen Vermieter*innen diese bis zur ortstiblichen Vergleichsmiete

anheben, bis zu einer gewissen Kappungsgrenze. In angespannten Woh-
nungsmarkten dirfen Mieten kiinftig in drei Jahren nur um 11 Prozent,
statt bisher 15 Prozent steigen. Das ist durchaus positiv. Wir wollen auch

die finanzielle Unterstiitzung des Bundes fiir den sozialen Wohnungsbau

inklusive sozialer Eigenheimférderung sowie eine neue Wohngemein-
niitzigkeit mit Investitionszulagen fortfithren und erhohen.

Allerdings gingen die Forderungen der SPD im Wahlkampf weit tiber
dieses Instrument hinaus. Weil die Mietpreisbremse in den letzten sechs

Jahren eben nicht die erhofften Erfolge verbuchte, hatte die SPD im Wahl-
kampf einen bundesweiten Mietendeckel gefordert. Dass nun ein weiteres

Instrument gefordert wird, um den Schutz von Bestandswohnungen zu
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starken und Zweckentfremdung vorzubeugen, mit MafSnahmen zur Er-
fillung von Mindestanforderungen und Vorgaben zur Instandsetzung,

halten wir fir eine richtungsweisende Initiative. (Dr. Kristian Klick, MdB)

Landesgruppe Schleswig-Holstein in der Biindnis 9o/DIE GRU-
NEN-Bundestagsfraktion: Wohnen ist ein Menschenrecht. Vor allem
in den Stidten ist ausreichend angemessener Wohnraum vielerorts je-
doch zunehmend knapp. Eine Offensive fiir mehr sozialen und 6kolo-
gischen Wohnungsbau ist daher eine wesentliche Siule Griiner Politik.
Auch im Koalitionsvertrag der neuen Bundesregierung hat dies Einzug
gefunden, z.B. in den Vorhaben eine neue Wohngemeinniitzigkeit mit
steuerlicher Férderung und Investitionszulagen auf den Weg zu bringen,
ein ,,Blindnis bezahlbarer Wohnraum“ mit allen wichtigen Akteuren zu
schliefSen und den Schutz von Mieter*innen zu verbessern. Konkret sol-
len zudem 400.000 neuen Wohnungen pro Jahr, davon 100.000 6ffent-
lich geférderte Wohnungen, gebaut werden. Der vorliegende Antrag greift
den wichtigen Aspekt der Instandhaltung von bestehendem Wohnraum
auf. Dazu hat ein Landesparteitag der Griinen in Schleswig-Holstein am
01.11.2020 einen Antrag beschlossen, der auf die Vermeidung von Leer-
stand, z.B. aus Spekulationsgriinden, sowie den Erhalt des bestehenden
Wohnraums auf einem menschenwiirdigen Lebensniveau abzielt. Dieser
nimmt wie auch der vorliegende Antrag direkt Bezug auf das Hamburgi-
sche Wohnraumschutzgesetz (HmbWoSchG). Folglich deckt sich der hier
vorliegende Antrag sehr weitgehend mit der Griinen Positionen.
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JiL 34/Dringlichkeitsantrag 6 NEU
Medizinische Versorgung sicherstellen

(Antrag siehe S.20-22)

Resolution: Aufgrund der steigenden Belegungszahlen der Kliniken in
Berlin werden alle planbaren Eingriffe abgesagt. Dies hat drastische Folgen
fir das Leben der Menschen, deren medizinisch notwendige Eingriffe ab-
gesagt worden sind.

Diese Vorkommnisse bestiirzen Jugend im Landtag zutiefst.

Jugend im Landtag ruft alle Menschen auf, sich wenn irgend moglich,

gegen das Corona-Virus impfen zu lassen!

Forderung: Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregie-
rung werden deswegen aufgefordert,

1. durch geeignete MafSnahmen sicherzustellen, dass die medizinische
Behandlung und Versorgung fiir alle Menschen zu jeder Zeit sicher-
gestellt bleibt,

2. mitnoch grof3erer Anstrengung darauf hinzuwirken, dass sich mog-
lichst viele Menschen gegen das Corona-Virus impfen lassen,

3. sicherzustellen, dass sich keine gesellschaftlichen Konflikte zwi-

schen Geimpften und Ungeimpften entwickeln.

Notigenfalls sollen sich Landtag und Landesregierung auch auf Ebene der

Ministerprasidentenkonferenz und des Bundes dafiir einsetzen.

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Die CDU-
Landtagsfraktion begrif3t diese Forderung. Wir befiirworten die fla-
chendeckende Impfung der Bevolkerung und stehen ebenso hinter einer
allgemeinen Impflicht fiir alle. Um auch gesellschaftliche Konflikte zu
vermeiden, wird alles Erdenkliche getan und versucht, auch die letzten
Skeptiker zu iberzeugen, dass die Impfung das beste und einzige Mittel
zur Bekimpfung des COVID-19 Virus ist.
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Auflerdem kann vergewissert werden, dass die medizinische Versorgung
in Schleswig-Holstein fiir alle Menschen sichergestellt ist und bleibt.

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Fiir die SPD-
Landtagsfraktion S-H steht seit Beginn der Pandemie der Gesundheits-
schutz der Bevolkerung an erster Stelle. Eine hohe Impfquote und ge-
eignete SchutzmafSnahmen sind notwendig, um hohe Infektionszahlen

und eine Uberlastung des Gesundheitssystems zu verhindern. In jeder
Infektionswelle miissen die Landesregelungen zum Umgang mit dem

Corona-Virus auf den Priifstand. Dafiir setzen wir uns in jeder Landtags-
sitzung mit unseren Antrigen ein. Leider hat die Landesregierung die gute

Ausgangslage in Schleswig-Holstein mit ihrem Zick-Zack-Kurs verspielt.
Vor allem appellieren wir an alle, sich impfen zu lassen und fordern aus-
reichend niedrigschwellige Impfangebote und Aufklirungskampagnen.
In unserem Antrag 19/3475 ,,Impfturbo ztinden — Corona-Impfungen

zu den Menschen bringen und barrierefrei erméglichen® sind wir zum

wiederholten Male auf die Impfthematik eingegangen. Wir miissen die

Impfangebote aktiv zu den Menschen bringen und bestehende Kommu-
nikationshiirden abbauen. Zudem miissen Impfungen barrierefrei ermég-
licht werden. Die Landesregierung hat leider die Menschen mit Behin-
derung wenig im Blick. Die Barrierefreiheit des Impfportals lasst sehr zu

wiinschen tibrig. Fiir die SPD ist es wichtig, dass wir unsere gute Gesund-
heitsversorgung aufrechterhalten und schiitzen. Die Situation der Triage

(4rztliche Entscheidung, welche Patienten bei knappen Behandlungska-
pazititen aufgrund der Schwere ihrer Fille oder anderer Faktoren zuerst

behandelt werden) muss verhindert werden. Dazu gehort auch, dass Men-
schen mit anderen Gesundheitsanliegen weiterhin in den Krankenhiu-
sern und ambulanten Praxen adiquat behandelt werden. Krebstherapien

und notwendige Operationen diirfen nicht verschoben werden. Fir uns

gehort die Gesundheitsversorgung zur Daseinsvorsorge.
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Biindnis 9o/DIE GRUNEN im Schleswig-Holsteinischen Landtag:
Wir tragen die Einschitzung von Jugend im Landtag zur aktuellen Corona-
Pandemie voll und ganz mit. Unser Bemiihen aufallen Ebenen der Griinen
Partei, aber auch im Rahmen der Jamaika-Koalition, ist, die Gesundheits-
versorgung fiir alle Menschen aufrecht zu erhalten und eine Uberforde-
rung des Gesundheitswesens zu vermeiden. Es ist enorm wichtig, durch
Aufklirung, Information, Impfkampagnen und vielfiltige, niedrigschwel-
lige und Zielgruppen spezifische Impfangebote méoglichst viele Menschen
zu erreichen und von einer Corona-Impfung zu tiberzeugen. Zentral ist,
niemanden vorzuverurteilen und alles zu tun, um das solidarische Mit-
einander zu stirken. Als letztes Mittel muss jedoch auch eine Impfpflicht
in Betracht gezogen werden. Im Januar wird der Bundestag tiber eine all-
gemeine Impfpflicht und die Rahmenbedingungen ihrer Umsetzung dis-
kutieren. Auch und gerade im Rahmen der Linderbefassung und in der
Konferenz der Ministerprasident*innen setzt sich Schleswig-Holstein fiir
effektive, angemessene und gerechte (Schutz)Mafdnahmen ein.

FDP-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Wir Freie De-
mokraten teilen das Ansinnen des Antragstellers ausdriicklich. Schon von
Beginn der deutschlandweiten Impfkampagne Ende 2020/Anfang 2021
haben sich die Jamaika-Fraktionen und die Jamaika-Landesregierung fiir
eine umfassende und fiir jedermann zugingliche Corona-Schutzimpfung
eingesetzt. Zu diesem Zweck wurden mobile Impfteams und stationire
Impfstellen geschaffen, welche die Impfbemithungen im nachriickenden
niedergelassenen Bereich aktiv unterstiitzen. Durch diese und weitere
Mafsnahmen konnte erreicht werden, dass Schleswig-Holstein von Be-
ginn an im Spitzenfeld der erbrachten Impfgaben stand und auch weiter-
hin steht. Neben den landesweiten Bemiithungen nach einer hohen Impf-
quote unserer Biirgerinnen und Biirger stiitzt das Land auch die vielfach
in finanzielle Bedringnis geratenen Kliniken im Land. Langfristig setzen
wir Freien Demokraten uns fiir eine grundlegende Novellierung der Kran-
kenhausfinanzierung ein, denn nur durch eine strukturelle Reform kann
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die Leistungsfahigkeit unserer Kliniken im Land und dariiber hinaus lang-
fristig sichergestellt werden.

SSW im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Die Forderung, nach

der die medizinische Behandlung und Versorgung aller Menschen auch

unter Pandemiebedingungen jederzeit sichergestellt sein muss, ist abso-
lut nachvollziehbar und wird vom SSW grundsitzlich unterstiitzt. Wir

haben allerdings auch keinen Zweifel daran, dass die Krankenhiuser in

Schleswig-Holstein genau diesen Anspruch haben. Doch leider haben wir

in den vergangenen bald zwei Jahren mehrfach erlebt, dass der Druck auf
die Kliniken so enorm war, dass Untersuchungen und planbare Eingriffe

dann doch verschoben werden mussten. Die negativen Effekte sind lingst

sichtbar. Betroffene erkranken schwerwiegender oder ihre grundsitzlich

heilbare Erkrankung entwickelt sich in den schlimmsten Fillen sogar zu

einer unheilbaren und sie versterben. Dies ist nicht hinnehmbar, weil

grundsitzlich vermeidbar. Hier muss durch erweiterte Kapazititen und

durch eine noch engere Kooperation der Krankenhiuser untereinander
gegengesteuert werden. In diesem Punkt sind wir uns ebenso einig wie

bei der Frage der Impfungen und einer méglichst umfassenden Impfkam-
pagne. Denn nur der Weg iiber Impfungen (bzw. entsprechende Auffri-
schungen) fiir moglichst alle Menschen, die hierzu in der Lage sind, fithrt
uns aus der Pandemie heraus.

Ministerium fiir Soziales, Gesundheit, Jugend, Familie und Senioren:
Die Landesregierung iiberwacht in enger Kommunikation mit den Kran-
kenhdusern in Schleswig-Holstein die Auslastung der stationédren Kapazi-
taten. Ziel ist es, auch in Situationen mit auflergewohnlich hohen Bele-
gungszahlen, das breite Spektrum der medizinischen Versorgung sicher-
zustellen. Hierbei erarbeitet die Landesregierung ein Lagebild iiber die sta-
tiondre Auslastung der medizinischen Kapazititen, aus dem hervorgeht,
an welchen Orten und in welchen Fachabteilungen eine Uberbelastung
vorliegt, die durch die umliegenden Krankenhiuser aufgefangen werden
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muss. Dabei sollen die Krankenhiuser in der Lage bleiben, méglichst lan-
ge, eigenstindig tiber den Einsatz ihrer Ressourcen zu entscheiden, um

abseits von Belastungsspitzen beispielsweise im intensivmedizinischen

Bereich auch elektive Eingriffe, z. B. in der Onkologie, noch realisieren zu

konnen. Steigt die Auslastung weiter an, werden die vorhandenen Ka-
pazititen in einem mit dem Expertenbeirat abgestimmten Steuerungs-
verfahren in die jeweiligen Engpisse verlagert, um die Notfallversorgung

sicherzustellen, die Wege fiir den Rettungsdienst moglichst kurzzuhalten

und die regionalen intensivmedizinischen Versorgungsmoglichkeiten zu

gewihrleisten. Der Expertenbeirat setzt sich aus Vertretern und Vertre-
terinnen der notfallversorgenden Krankenhiuser, des Rettungsdienstes

und der Verwaltung zusammen und hiltim Rahmen einer transparenten

Steuerung der Intensivkapazititen wihrend der COVID-19-Pandemie

eine essentielle Funktion inne.

Landesgruppe Schleswig-Holstein in der CDU-Bundestagsfraktion:
Die Corona-Pandemie zeigt so deutlich, wie selten zuvor, wie wichtig eine
leistungsstarke Gesundheitsinfrastruktur ist. Diese weiter zu stirken
und zu unterstiitzen ist fiir die CDU-Landesgruppe ein unverzichtbarer
Baustein zur Bekimpfung der Pandemie. Wir begriiflen den Aufruf von
Jugend im Landtag sich impfen zu lassen. Die Sicherstellung der medizi-
nischen Versorgung ist unbedingt zu gewihrleisten. Deutschland stehtin
den schwierigsten Wochen seit Beginn der Pandemie. Das derzeitige In-
fektionsgeschehen ist dramatisch und die Krankenhauser stehen kurz vor
einer Uberlastung. Auch bei Kindern und Jugendlichen explodieren die
Infektionszahlen. Es war in dieser Lage nicht verantwortbar, die vom Bun-
destag festgestellte epidemische Lage auslaufen zu lassen. Wann, wenn
nichtjetzt besteht eine epidemische Lage von nationaler Tragweite? Die
Ampel-Koalition blendet die Realitit aus und schrinkt den Bundeslin-
dern in dieser angespannten Situation den vormals vollen und bewahrten
Instrumentenkasten ein, um das Infektionsgeschehen in den Wintermo-
naten beherrschen zu konnen. Daher muss alles unternommen werden,
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um Neuinfektionen fiir besonders gefihrdete Personen moglichst zu ver-
hindern. Seit Beginn der Pandemie gab es in Krankenhiusern, Einrichtun-
gen der Altenpflege oder fir Menschen mit Behinderungen immer wieder
Ausbriiche von COVID-19, die eine Vielzahl von Todesfillen zur Folge
hatten. Die Bewohner bzw. Patienten gehoren zu den Gruppen in unse-
rer Bevolkerung, deren Risiko, an COVID-19 zu erkranken, am grof3ten
ist. Ihr Schutz ist der CDU-Landesgruppe daher ein besonderes Anliegen.
Die Arbeit etwa in Krankenhdusern und Altenpflegeeinrichtungen ist mit
einer grof3en Verantwortung verbunden, die aus der besonderen Nihe zu
den Bewohnern bzw. Patienten herriihrt. Ein verldsslicher Schutz vor dem
Coronavirus ist fiir beide Seiten, die Bewohner und Patienten wie auch
fiir die Mitarbeiter, daher besonders wichtig. Hohe Impfquoten bei den
Mitarbeitern helfen, das Risiko fiir die verwundbarsten Personengruppen
so weit wie moglich zu reduzieren. Die Unionsfraktion hat dem Gesetz-
entwurf der Bundesregierung zur Starkung der Impfprivention gegen
COVID-19 und zur Anderung weiterer Vorschriften im Zusammenhang
mitder COVID-19 Pandemie daher am 10. Dezember 2021 zugestimmt.

Landesgruppe Schleswig-Holstein in der SPD-Bundestagsfraktion:
Die Impfung gegen das Corona-Virus ist der Weg aus der Pandemie, denn
nur so ist es moglich, sich selbst und seine Mitmenschen vor einer Anste-
ckung oder schweren Verldufen zu schiitzen, die unser Gesundheitssys-
tem massiv belasten und in Folge auch zur Absage elektiver medizinischer
Eingriffe fithren k6nnen. Mit dem neuen SPD - Gesundheitsminister Prof.
Dr. Karl Lauterbach hat die Arbeit an einer wirkungsvollen und zielfiih-
renden Impfkampagne nun endlich begonnen. Neben der individuellen
Anpassung der Quarantineregeln und Kontaktbeschrainkungen, sind die
Boosterimpfungen das wirkungsvollste Mittel zum Schutz vor der Omi-
kron-Variante. Dabei gilt es, das hohe Impftempo der vergangenen Wo-
chen aufrecht zu erhalten und moglichst viele Menschen fiir eine Erst-,
Zweit- oder Drittimpfung zu erreichen. Unerlisslich sind hierfir eine ge-
zielte Ansprache aller Biirgerinnen und Biirger sowie die Organisation
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offener und niedrigschwelliger Impfangebote unter anderem auch durch
mobile Impfteams.

Die Ampel-Koalition aus SPD, Biindnis 9o/Die Griinen und FDP ver-
steht ein krisenfestes und modernes Gesundheitssystem als zentrales Zu-
kunftsfeld und eine der Hauptaufgaben und hat dies entsprechend auch
im Koalitionsvertrag festgehalten. (Dr. Nina Scheer, MdB)

Landesgruppe Schleswig-Holstein in der Biindnis 9go/DIE GRU-
NEN-Bundestagsfraktion: Die Impfung gegen Covid-19 ist der zentra-
le Baustein bei der Bewiltigung der Corona-Pandemie und wird von allen
zustiandigen Stellen fur fast alle Menschen medizinisch empfohlen. Folg-
lich haben auch alle demokratischen Parteien sowie die Bundesregierung
und Landesregierungen sowie der Bundesprisident bereits wiederholt
dazu aufgefordert, Impfangebote wahrzunehmen und die Mehrheit der
Bevolkerung ist dem nachgekommen, um sich und andere zu schiitzen.
Parallel gab und gibt es eine Reihe von medizinisch notwendigen Maf3-
nahmen, um die Ausbreitung des Virus zu verhindern, die mitunter den
Impfstatus berticksichtigen und somit auch einen Anreiz zur Impfung
setzen. Da die Impfquote trotzdem noch nicht hoch genug ist, um die
Pandemie beherrschbar zu machen und Menschenleben zu schiitzen, wur-
de dariiber hinaus bereits eine Impfpflicht fiir bestimmte Berufsgruppen
auf den Weg gebracht. Die genaue Ausgestaltung einer moglichen all-
gemeinen Impfflicht ist in der Diskussion. An der steten Verfiigbarkeit
von ausreichend Impfstoff und niederschwelligen Impfangeboten wird
kontinuierlich gearbeitet und von Offentlichkeits- und Aufklirungsarbeit
begleitet. Die Regierungsfraktionen haben sich zudem vorgenommen,
die Arbeitsbedingungen der Gesundheitsberufe und Pflegekrifte zu ver-
bessern und fiir eine bedarfsgerechte Gesundheitsversorgung und eine
menschliche und qualitativ hochwertige Medizin und Pflege zu sorgen.
Vor diesem Hintergrund ist festzuhalten, dass der vorliegende Antrag in
seinen Zielen in vollem Umfang von der Griinen Landesgruppe unter-
stiitzt wird. Allerdings sind entsprechende Maf3nahmen, um die Ziele
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zu erreichen, bereits in vielfiltiger Weise auf den Weg gebracht worden.
Ohne konkrete Nennung weiterer Mafdnahmen wiirde der Beschluss des
vorliegenden Antrags daher wohl ohne konkrete Folgen bleiben.

Mitglied des Europdischen Parlaments, Niclas Herbst: Die EU muss
gemeinsame Kapazititen, unter anderem im medizinischen Bereich, auf-
bauen und verstirken. Hierzu zihlen auch medizinisches Material und
medizinische Teams. Weiter muss die Qualitit des Materials hoher als in
der Vergangenheit sein. Aus diesen Griinden haben wir parteitibergreifend
in den Verhandlungen zum aktuellen Mehrjahreshaushalt erfolgreich fiir
mehr Mittel in diesem Bereich gekdmpft.
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JiL 34/12 NEU NEU
Massiver Ausbau von éffentlichen Verkehrsmitteln in Schleswig-
Holstein und Schaffung von attraktiven Angeboten im OPNYV fiir
junge Menschen

(Antrag siehe S.38-39)

Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung werden

aufgefordert, einen massiven Ausbau von 6ffentlichen Verkehrsmitteln

zu unterstiitzen und zu férdern. Dies bedeutet eine Erthhung der Tak-
tung, eine Férderung von sinnvollen, differenzierten Konzepten wie z. B.
Rufbussen auf dem Land sowie die Gewihrleistung der Barrierefreiheit.
Wir fordern eine Mobilititsgarantie, also die Garantie, dass jeder Mensch

und insbesondere junge Menschen in Schleswig-Holstein die Moglich-
keit haben, sich schnell und flexibel im Land zu bewegen, auch wenn sie

keinen PKW besitzen.

Fir Eigentiimer einer giiltigen Stammkarte sowie Freiwilligendienstleis-
tende bis zu einem Alter von 25 Jahren soll die freie, unbegrenzte Nutzung

in Schleswig-Holstein ermoglicht werden. Die Kosten dafiir soll das Land

Schleswig-Holstein mit eventueller Forderung des Bundes tibernehmen.

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Wir unter-
stlitzen als Landtagsfraktion den Ausbau einer starken Infrastruktur fiir
den Verkehr. Wir denken die Verkehrstriger als ,,Mobilitit“ und wollen
daher genau dieses Konzept von iibergreifender Mobilitit auch im OPNV
umsetzen. Auf Grundlage von einem Gutachten, haben wir speziell fiir
den Schienenverkehr den Ausbau und die Optimierung der kommenden
Jahre untersucht. Daraus resultiert der LNV P (Landesweiter Nahverkehrs-
entwicklungsplan), welcher den massiven Ausbau und eine Bedarfsge-
rechte Anpassung von zubringender Infrastruktur prognostiziert. Beson-
ders fiir die jungen Menschen haben wir mit dem Jobticket fiir Azubis,
dem Semesterticket und besonderen Vergiinstigungen bereits Fortschritt
erreicht und wollen diesen weiter voranbringen. Wir vertreten hier den
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Standpunkt, dass ein attraktives Angebot effektiver ist als geringe Preise.
Wenn kein Zug oder Bus fihrt, istauch ein geringer Preis kein Anreiz. Eine
pauschal freie und unbedingte Nutzung fiir einzelne soziale Gruppen leh-

nen wir jedoch zum derzeitigen Zeitpunkt ab.

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Der 6ffentli-
che Personenverkehr als nachhaltiges und 6kologisches Verkehrsmittel
ist eine der tragenden Saulen der Mobilititswende in unserem Land. Der
OPNV muss bezahlbar, sicher, verlisslich, gut erreichbar und modern sein.
Mehr Menschen miissen davon iiberzeugt werden, vom Auto zum OPNV
zu wechseln. Das funktioniert nur, wenn das Angebot auf den bestehen-
den Strecken durch eine Verbesserung der Taktung, Anbindung und Platz-
angebot deutlich attraktiver gestaltet wird. Bahnstrecken miissen reakti-
viert und Haltepunkte wiederer6ffnet werden, um den lindlichen Raum
besser zu erschliefSen. Unser Ziel: kostenfreier Nahverkehr. Auflerdem
miissen alternative Antriebe sowie schienengebundene Systeme geférdert
werden. Zur Férderung des Nahverkehrs ist eine Erh6hung der Bundes-
mittel fiir den Nahverkehr unerlisslich, denn die Regionalisierungsmittel
finanzieren einen erheblichen Teil des Nahverkehrs in Schleswig-Hol-
stein. Wir begriifSen die Ankiindigung im Koalitionsvertrag auf Bundes-
ebene hinsichtlich einer Erh6hung der Regionalisierungsmittel ab 2022.
Neben dem Ausbau der Angebote sind der barrierefreie Umbau von Bahn-
hofen und Haltestellen sowie und ein barrierefreier Zugang von Bussen
und Bahnen im Bereich dringend erforderlich.

Die SPD-Landtagsfraktion unterstiitzt ausdriicklich das Anliegen, den
OPNV so barrierefrei wie moglich zu gestalten und wird sich weiterhin
fir Maldnahmen zur Verbesserung der Barrierefreiheit im Schienenfern-
verkehr und im 6ffentlichen Nahverkehr einsetzen.

Wir setzen uns dafiir ein, dass bei anstehenden Baumafdnahmen an Bahn-
hofen, der Ausschreibung von Bahnlinien und der Anschaffung von Fahr-
zeugen eine wie von der UN-Behindertenrechtskommission vorgesehene
Barrierefreiheit umgesetzt wird. Dies gilt auch fiir die in Tragerschaft der
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Kommunen befindlichen Busverkehre. Dabei sind alle Formen von Bar-
rierefreiheit zu berticksichtigen. Dazu zihlt der ungehinderte Zugang zu

den Bahnsteigen ebenso wie barrierefreie Informationssysteme und die

entsprechende Gestaltung der Fahrzeuge. Die Herstellung von Barriere-
freiheitist dabei als stindige Aufgabe zu sehen. Hiufig miissen auch Kom-
promisse eingegangen werden, da nicht immer alles Wiinschenswerte im

Einklang mit anderen Nutzergruppen realisiert werden kann. Beispiels-
weise steht die Forderung der Pendler nach mehr verfiigbaren Sitzplitzen,
gegen die Platzangebote fiir Fahrrader oder auch gegen den erh6hten Be-
darf von Menschen, die auf Barrierefreiheit angewiesen sind. Daher wird

Barrierefreiheit auch in Zukunft eine Herausforderung bleiben, der sich

Politik und Gesellschaft stellen miissen.

Die SPD setzt sich seit lingerem fiir eine ErmafSigung im 6ffentlichen

Nahverkehr fiir Freiwilligendienstleistende ein. Dazu hatten wir den

Antrag 19/885 zur Verbesserung der Rahmenbedingungen fiir Freiwil-
ligendienste im Landtag eingebracht. Hierzu wurde auch ein Landtags-
beschluss gefasst. Mittlerweile wurde fiir Freiwilligendienstleistende die

Moglichkeit geschaffen, am ,,Job Ticket der NAH.SH* teilzunehmen. Die

Sozialausschussmitglieder hatten sich mit den Landessprecher*innen

der Jugendfreiwilligendienste in Schleswig-Holstein 2021 ausgetauscht.
Hierbei wurde angemerkt, dass das Bundesfreiwilligendienstgesetz noch

angepasst werden muss, damit die Einsatzstellen das Jobticket fiir Frei-
willigendienstleistende bezahlen diirfen. Hierfiir setzen wir uns ein. Wie

eine Ausweitung auch auf Inhabende der ,,Ehrenamtskarte” méglich ist,
muss gepriift werden.

Biindnis 9o/DIE GRUNEN im Schleswig-Holsteinischen Landtag:

Wegen des Sachzusammenhangs werden die Fragen 34/10-12 und AK 3

NEU 5 gemeinsam beantwortet:

Mit dem heute im Landtag vorgelegten Landesweiten Nahverkehrsplan

werden genau diese Punkte — Taktverdichtung, bessere und barrierefreie

Erreichbarkeit der Stationen und weniger Wartezeiten — adressiert. Gera-
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de fiir die Abstimmung von Bus- und Zugfahrplianen hat die Kiistenkoali-
tion unter Griiner Beteiligung die frithere Landesweite Nahverkehrsgesell-
schaft ,,LVS“ zu einem Nahverkehrsbund ,NAH.SH* weiterentwickelt,
an dem auch die fiir den Busverkehr zustindigen Kreise und Kreisfreien

Stidte beteiligt sind. Wir Griine setzen uns dafiir ein, dass der OPNV ver-
bessert und der aktuell verfiigbare Finanzrahmen erweitert wird.

Fir uns Grine ist der fir alle Bevolkerungsgruppen pauschalfinanzier-
te Nahverkehr, bei dem nicht fiir jede Fahrt erneut bezahlt werden muss,
das Ziel. Zu dessen Finanzierung wollen wir auch die Nutznief3enden des

OPNV heranziehen, die diesen nicht selbst benutzen, aber von ihm profi-
tieren. Dies sind zum Beispiel die Kfz-Verkehre, die aufgrund eines guten

OPNV weniger im Stau stehen. Bis dahin bringen wir gruppenspezifische

Verbesserungen voran wie z. B. das Semester- oder Jobticket. Aktuell set-
zen wir uns fiir ein Bildungsticket ein, das dann auch die ehrenamtlich und

freiwillig Ttigen einbezieht.

FDP-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Wir setzen
uns fiir eine spiirbare Steigerung der Attraktivitit und Qualitit sowie fur
eine Modernisierung des Nahverkehrs ein. Denn nur mit einem guten
Nahverkehrsangebot kénnen wir die Menschen zum Umstieg von der
Strafle auf die Schiene iiberzeugen. Wir haben daher bereits viel auf den
Weg gebracht.

Mit der Bestellung von tiber 50 modernen, akkubetriebenen Fahrzeu-
gen werden bspw. nicht nur Emissionen gesenkt, sondern auch Qualitit,
Komfort und Barrierefreiheit im Schienenverkehr verbessert. Mit der Re-
aktivierung von Bahnstrecken, Vorplanungen fiir wichtige Schieneninf-
rastrukturprojekte, wie dem zweigleisigen Ausbau der noch eingleisigen
Marschbahnabschnitte sowie finanziellem und planerischen Engagement
fiir Nahverkehrsprojekte wie der S4 und S 21 hat das Land bereits wich-
tige Weichen gestellt. Mit dem kiirzlich verabschiedeten Landesweiten
Nahverkehrsplan (LN VP) sind zudem eine Reihe weiterer Projekte auf-
gelistet, die in den kommenden Jahren zur Stiarkung des 6ffentlichen Nah-
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verkehrs angegangen werden sollen (u.a. Elektrifizierung der Marschbahn,
zweigleisiger Ausbau der Strecke Neumiinster-Bad Oldesloe, Bau einer S4
(West))Fir alle diese Mafinahmen sind allerdings hohe Investitionen not-
wendig, sodass zusitzliche kostenfreie Tickets nur schwer umsetzbar sind.
Denn die Gelder, die fiir die Vergiinstigung von Tarifen aufgewendet wer-
den miissten, wiirden z. B. beim Ausbau von Infrastruktur, Qualitit und
Frequenzen fehlen. Bereits heute muss der Nahverkehr aus Steuermitteln
in erheblichem Maf3e bezuschusst werden. Nichtsdestotrotz setzen wir
uns aber selbstverstindlich auch fiir attraktive Tarife neben dem Ausbau
des offentlichen Nahverkehrs ein. Es muss aber auch beachtet werden,
dass der Individualverkehr in einem Flichenland wie Schleswig-Holstein

auch zukiinftig eine berechtigte Rolle spielen wird.

SSW im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Die Liste der Forderun-
gen von Jugend im Landtag kénnen wir mittragen. Die Beschliisse sind
geeignet, den OPNV und den SPNV zu stirken und attraktiver zu ge-
stalten, aber auch um die Mobilitit in der Bevolkerung zu gewihrleisten.
Daher muss es weiterhin ein politisches Ziel sein, ein Mobilitatsangebot
zu schaffen, dass den Umstieg vom Individualverkehr zum OPNV und
SPNV erméglicht. Jedoch hapert es hiufigan dem Tempo der Umsetzung,
was haufigan der finanziellen Ausgestaltung der Mafsnahmen liegt. Leis-
tungen, die erbracht werden sollen, kosten Geld. Ob es der Ausbau der An-
gebote, eine bessere Vertaktung oder beispielsweise auch die Umrtistung
der Flotten auf klimaneutrale Antriebsformen geht, es wird bereits sehr
viel Geld von Seiten des Bundes, des Landes und der Kreise in die Hand
genommen, um den OPNV zu stirken. Und in einem Flichenland wie
Schleswig-Holstein ist dies nicht immer alles und sofort umsetzbar. Aber
richtig ist, wir miissen den OPNV und SPNV attraktiver gestalten. Der
finanzielle Rahmen spielt auch fiir den Bereich der vergiinstigten Tickets
eine wichtige Rolle. Der SSW setzt sich dafiir ein, dass kostengiinstigeres
Ticket bzw. ermifigte Tickets fiir bestimmte Alters- oder Berufsgruppen
angeboten werden sollen, beispielsweise Senioren, Auszubildende, Stu-
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dent*innen oder FSJ’ler*innen, um nur einige zu nennen. In Teilen sind
wir hier schon ein Stiick vorangekommen, aber da ist noch viel Luft nach
oben. Aber auch wir als SSW wollen dieses Ziel der ermif3igten Tickets
nichtaus den Augen verlieren. Das finale und langfristige Ziel muss sein,
dass OPNV und SPNV landesweit kostenfrei angeboten wird.

Ministerium fiir Wirtschaft, Verkehr, Arbeit, Technologie und

Tourismus: Die Landesregierung hat mit ihrem aktuellen landesweiten

Nahverkehrsplan (LN VP) gerade aufgezeigt, wie sie den OPN'V in Schles-
wig-Holstein voranbringen will. Darunter sind natiirlich auch Taktver-
dichtungen und die Reaktivierung von Strecken im SPN'V.

Fiir die Busverkehre sind im Land die Kreise und kreisfreien Stidte verant-
wortlich. Das Land unterstiitzt sie dabei mit jihrlich steigenden Zuschiis-
sen (in 2021 rund 77,9 Mio. €). Viele Kreise haben begonnen ihre Verkehre

auszuweiten und zu attraktiveren.

Zusammen mit dem Land werden auch moderne Beférderungsformen

wie das ,,Poolriding® erprobt (Projekt REMO im Kreis Rendsburg-
Eckernforde).

Die Finanzierung des OPNV stiitzt sich auf zwei Siulen. Zum einen sind

dies die Fahrgeldeinnahmen, die noch nicht einmal 50 % der tatsichlichen

Kosten abdecken, zum anderen 6ffentliche Gelder des Bundes, des Lan-
des und der Kreise und kreisfreien Stadte. Fiir Schiilerinnen und Schiiler,
Freiwilligendienstleistende und Studierende gibt es bereits giinstige Zeit-
karten, mit denen die Nutzung des OPNV attraktiv ist. Es wire weder

sachlich angebracht, noch anderen Bevolkerungsgruppen vermittelbar,
warum dieser Nutzergruppe, oder einem Teil hiervon die Nutzung des

OPNV kostenlos zur Verfiigung gestellt werden sollte.

Landesgruppe Schleswig-Holstein in der CDU-Bundestagsfraktion:
Die CDU-Landesgruppe will den OPN'V weiter verbessern. Dazu gehort
auch, dass wir die Uniibersichtlichkeit der verschiedenen Tarife und An-
gebote beenden und eine App entwickeln wollen, die sowohl Auskunft
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zu Fahrtzeiten gibt als auch tiber die Tickets gebucht werden kann. Ziel ist,
dass jeder Fahrgast tiber die App von dem eigenen Standort bis zum Ziel-
ort Auskunft zu den jeweiligen Reisemoglichkeiten bekommt und sofort

ein Ticket fiir simtliche Verkehrsmittel buchen kann. Dabei sollen alle

Verkehrsmittel — Bus, Bahn, Sammeltaxis, Fihren - eingebunden werden.
Wir wollen die Fahrpreise verringern. Daher werden wir auch ein kos-
tengiinstiges Ticket fiir Auszubildende und Freiwilligendienstleistende

einfithren. Denn gerade diese sind auf Bus und Bahn angewiesen, um zur
Ausbildungsstitte, zur Berufsschule oder dem Dienstort zu gelangen. Um

Schiilerinnen und Schiiler von allgemeinbildenden Schulen und deren El-
tern zu entlasten, setzt sich die CDU-Landesgruppe Schleswig-Holstein

fiir eine landesweite Deckelung der Schiilerbeférderungskosten einsetzen.
Dariiber hinaus werden wir fir Gelegenheitsfahrer das flexible Monats-
ticket fiir Bus und Bahn einfithren, um dadurch den Anreiz zu steigern,
den OPNV zu nutzen. Erginzend zu Abovertrigen und Monatstickets soll

die Moglichkeit gegeben werden, mit einem 30er-Ticket zu vergiinstigten

Konditionen 30 Mal im Jahr flexibel Bus und Bahn zu nutzen. Neben den

Kosten ist fiir die Attraktivitit des OPN Vs auch die jeweilige Erreichbar-
keit und Taktung wichtig. Aus diesem Grund unterstiitzen wir das Ziel

der CDU Schleswig-Holstein, dass alle Orte in Schleswig-Holstein von

6.00 Uhr bis 24.00 Uhr mit dem 6ffentlichen Nahverkehr durch innova-
tive und neue Befoérderungsmodelle erreichbar sein werden. Gerade fiir
wenig angefahrene Haltestellen wollen wir insbesondere bei der Bahn zu-
kiinftig mit Bedarfshaltepunkten arbeiten, um so die Fahrzeit zwischen

den stark genutzten Standorten zu verkiirzen.

Landesgruppe Schleswig-Holstein in der SPD-Bundestagsfraktion:
Ein gut ausgebauter und bezahlbarer OPNV ist das Riickgrat einer erfolg-
reichen Verkehrswende. Daher befiirwortet die SPD -Bundestagsfraktion
grundsitzlich alle Mafdnahmen, die zur Steigerung der Qualitit und der
Quantitit des Angebots sowie zu dessen Verfiigbarkeit beitragen. Zwar
liegt die Ausgestaltung des OPN V-Angebots vor Ort in der Verantwort-
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lichkeit der Linder, iber das Regionalisierungsgesetz und das Gemein-
deverkehrsfinanzierungsgesetz unterstiitzt der Bund die Linder aber
finanziell. Schleswig-Holstein erhielt im Jahr 2021 ca. 300 Mio. Euro an

Regionalisierungsmitteln. Eine Erh6hung der Regionalisierungsmittel ab

2022 istauch im Koalitionsvertrag vorgesehen.

Grundsitzlich ist Mobilitit ist ein zentraler Baustein der Daseinsvorsorge

und eine wichtige Voraussetzung fiir gleichwertige Lebensverhiltnisse.
Deshalb haben sich die Ampel-Parteien aus Bundesebene darauf ver-
stindigt, die Infrastruktur auszubauen und zu modernisieren sowie die

Rahmenbedingungen fiir vielfiltige Mobilititsangebote in Stadt und Land

weiterzuentwickeln. Auch intermodale Verkniipfungen sowie barriere-
freie Mobilititsstationen sollen kiinftig starker gefordert werden. (Mathias

Stein, MdB)

Landesgruppe Schleswig-Holstein in der Biindnis 9go/DIE GRU-
NEN-Bundestagsfraktion: Wegen des Sachzusammenhangs werden

die Fragen 34/10-12 gemeinsam beantwortet:

Wir brauchen iiberall, sowohl fiir den lindlichen Raum als auch in den

Stidten, nicht nur fiir die Klimarettung sondern gerade auch fiir bessere

Lebensqualitit fiir die Menschen einen sehr guten und miteinander ver-
netzten Umweltverbund aus Zug, Bus, Fahrrad (gerne auch elektrisch

unterstiitzt), Carsharing und weiteren Verkehrsmitteln wie z.B. Scoo-
ter. Dazu gehoren auch gilinstige Tarifangebote. Die Voraussetzungen

zu schaffen, dass die Linder den Ausbau des Nahverkehrs voranbringen,
haben wir Griine uns im Bund vorgenommen. Die Schiene hat dabei fiir
uns Griine den Vorrang vor der Straf3e. Pauschalfinanzierte Verkehre sind

dabei fiir uns ein sehr interessantes Mittel.
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JiL34/8 NEUNEU
Besserer Schutz der Gewdsser vor Néhrstoffeintrigen
(Antrag siehe S.34)

Der Schleswig-Holsteinische Landtag wird aufgefordert, mit Nachdruck
darauf hinzuwirken, die Verwendung von organischen und mineralischen
Diingemitteln in der Landwirtschaft zu reduzieren, um so alle schleswig-
holsteinischen Gewasser besser vor Nahrstoffeintragen zu schiitzen. Hier-
fiir soll er sich auf Landes-, Bundes- und EU-Ebene einsetzen.

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Im November
2021 hat der Schleswig-Holsteinische Landtag eine neue Diingeverord-
nung beschlossen. Durch verschirfte Vorgaben bei Ausbringung, Lage-
rung, Aufzeichnungspflichten und Begrenzung in Diingemengen werden
Grund- und Oberflichenwasser noch besser geschiitzt. Ein reprisentati-
ves Messstellennetz und die dort tatsichlich gemessenen Nitratwerte be-
weisen, dass das Wasser sauber bleibt und gleichzeitig die Landwirtschaft
nicht unverhiltnismiflig belastet wird. Eine Notwendigkeit fiir weitere

Verschirfungen wird aktuell nicht gesehen.

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Gewasser-
schutz ist im Land zwischen den Meeren von zentraler Bedeutung. Die

Ziele der EU-Wasserrahmenrichtlinie werden nach wie vor nicht ein-
gehalten. Der 2. Nihrstoffbericht des Landes Schleswig-Holstein (2020)

zeigt: Die Werte der Nitratbelastung der schleswig-holsteinischen Ge-
wasser sind alarmierend. Fiir die SPD hat der Schutz unserer Gewdsser
oberste Prioritit. Damit die Einhaltung der Grenzwerte endlich erreicht
wird, ist konsequentes Handeln nétiger denn je. Das lange Ringen um die

Diingeverordnung des Bundes zeigt, wie schwierig das Thema ist.

Um unser Wasser nachhaltig zu schiitzen, kommt es auf die gemeinsame

Anstrengung aller betroffenen Akteur*innen an. Viele Landwirt*innen

sind dazu bereit, sich den neuen Herausforderungen zu stellen. Sie diirfen
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von der Politik dabei nicht alleine gelassen werden. Die Neuausrichtung
der Landwirtschaft, hin zu einer nachhaltigen Landwirtschaft 6kologisch
vertraglich, sozial gerecht und 6konomisch rentabel, kann nur gemeinsam
gelingen. Nur so kénnen wir die Schadstoffeintrige der Landwirtschaft
endlich konsequent reduzieren.

Wir werden uns deshalb dafiir einsetzen, dass europdische Agrarforder-
programme so ausgerichtet werden, dass eine nachhaltige Landwirtschaft
in Schleswig-Holstein im Wettbewerb mithalten kann.

Die SPD-Landtagsfraktion unterstiitzt daher den JiL-Beschluss.

Biindnis 9o/DIE GRUNEN im Schleswig-Holsteinischen Landtag:

Den Schutz der Gewisser vor Nihrstoffeintragen aus der Landwirtschaft
sehen wir als dringliche Aufgabe, nicht nur, weil Deutschland als Mit-
gliedsstaat durch EU-Recht verpflichtet ist und nachweislich die EU-
Vorgaben nur unzureichend erfiillt. Die rechtlichen Diingevorgaben auf
Bundesebene wurden zwar kiirzlich nachgebessert, sind aber immer noch

nicht ausreichend und entsprechen auch nicht den Empfehlungen der

wissenschaftlichen Beirite der Bundesregierung. Hier fordern wir weite-
re Nachbesserungen. Im Land haben wir die Kontrollen verstirkt und die

Gewisserschutzberatung ausgeweitet. Zukinftig wollen wir mehr Ge-
wasserrandstreifen schaffen und durch AgrarumweltmafSnahmen eine

gewisserschonende Bewirtschaftung verstarkt fordern.

FDP-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Unumstritten
ist, dass der Schutz von Gewissern wichtig ist. Als FDP-Fraktion stehen
wir klar hinter dem Schutz der Natur. Mit dem Ausweisen von Wasser-
schutzgebieten und der neuen Diingemittelverordnung sind dahingehend
bereits erste Schritte getan. Jedoch ist eine Auferlegung von noch mehr
Pflichten und Regelungen fiir Landwirte nicht zu begriifSen. Eine Erweite-
rung des Richtlinienkataloges und somit mehr Biirokratie lehnen wir da-
herab. Als landwirtschaftliche Region miissen wir den Landwirten einen
moglichst fairen Wettbewerb, unabhingig von ihrem jeweiligen Standort,

14

34. Veranstaltung ,,Jugend im Landtag”



ermoglichen. Den Anreiz, organische und mineralische Diingemittel zu
verwenden, sollte nicht durch Vorschriften und Eingriffe geregelt werden,

sondern durch einen fairen Wettbewerb und freiwillige Mafdnahmen.

SSW im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Die politische Diskus-
sion um zu hohe Phosphat- und Nitratwerte in Grund- und Oberflichen-
gewissern wird bereits seit Jahren gefithrt. Nicht nur in Schleswig-Hol-
stein, sondern bundesweit. Uber Jahrzehnte ist es der Landwirtschaft
in Deutschland nicht gelungen, die Stickstoffiiberschiisse ausreichend
zu reduzieren. Es war klar, dass etwas geschehen musste, denn die bis-
herigen Regelungen waren nicht ausreichend, um Gewisser und ande-
re Okosysteme vor Nihrstoffeintrigen und —Belastungen zu schiitzen.
Daher war die Verschirfung der Diingeverordnung notwendig und der
SSW hat dies unterstiitzt. Damit setzt Deutschland, nach jahrelangem
Versiumnis, die EU-Nitratrichtlinie um. Dariiber hinaus ist es aus unserer
Sicht wichtig, dass die betroffenen Landwirte gerade in den betroffenen
Gebieten besondere Beratung benétigen. Die Beratung dort muss starker
die bodenkundlichen und hydrologischen Eigenschaften beriicksichtigen
und dementsprechend miissen neue Diingepline aufgestellt werden. Zu-
sdtzlich brauchen die Landwirte dort Programme, damit sie beispielsweise
Zwischenfriichte anbauen kénnen. Zudem muss mit moderner Ausbrin-
gungstechnik die Nihrstoffeffizienz verbessert werden. Nichtsdestotrotz
muss das Messstellennetz weiter ausgebaut werden und es sollten weitere
Messtiefen einbezogen werden. Damit lassen sich die Ergebnisse der Diin-

geverordnung schneller evaluieren und eventuell frither gegensteuern.

Ministerium fiir Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt, Natur
und Digitalisierung: Die Landesregierung setzt sich auf Landes-, Bun-
des- und EU-Ebene fiir eine standort- und bedarfsgerechte Diingung ein,
um den Nihrstoffeintrag in die Gewisser zu verringern. Hierzu gehort,
dass auf Landesebene die Dokumentation der Diingung zukiinftig elekt-
ronisch zeitnah nach der Ausbringung erfolgt; entsprechende EDV-Pro-
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gramme sind im Aufbau. Zudem wird zurzeit zwischen Bund und EU
Kommission verhandelt, wie die Diingeverordnung so angepasst werden
kann, dass sie den Anforderungen der EU-Kommission gentiigt und das
Vertragsverletzungsverfahren abgewendet werden kann.

Landesgruppe Schleswig-Holstein in der SPD-Bundestagsfraktion:
Der Schutz unseres Grundwassers sowie unserer Gewdsser und Arten-
vielfalt war und ist ein zentrales Anliegen der SPD. Die Notwendigkeit
einer Reduktion der Verwendung von organischen und mineralischen
Diingemitteln in der Landwirtschaft wie im Antrag gefordert, teile ich.
Sowohl auf europaischer als auch auf deutscher Ebene gibt es bereits Re-
gelungen, Gewdsser und Grundwasser zu schiitzen.

Die EU-Nitratrichtlinie sieht vor, dass verstirkte und zusitzliche Maf3-
nahmen zur Minderung des Eintrags von Nihrstoffen wie Stickstoff er-
griffen werden miissen, sobald deutlich wird, dass die bis dahin ergriffe-
nen Mafdnahmen nicht ausreichen, um eine deutliche Verminderung der
Gewisserbelastung zu erreichen. Da trotz ergriffener Mafsnahmen das
Grundwasser in Deutschland an zahlreichen Stellen mit zu viel Nitrat
belastet war, hat die EU-Kommission Deutschland 2018 verklagt.

Mit der Novellierung der Diingeverordnung im Frithjahr 2020 wurde ver-
sucht, die Anforderungen der EU umzusetzen. Eine grundlegend-syste-
matische Anderung der Diingeverordnung erfolgt dahingehend, dass der
Nihrstoffvergleich durch eine Aufzeichnungspflicht des tatsichlich aus-
gebrachten Diingers ersetzt wird. Zudem sollen bundesweite MafSnah-
men ergriffen werden wie zum Beispiel die dauerhaft begriinten Gewis-
serrandstreifen und die Eth6hung des Gewisserabstandes ohne Diingung
auf hingigem Gelande (ab 5% Hangneigung) sowie die Begrenzung der
Aufbringung fliissiger organischer Diingemittel auf Griinland im Herbst
auf 8o kg Stickstoff pro Hektar. Diese Verschirfung der Diingeregel war
notig, um die Nitratwerte im Wasser abzusenken und somit die Arten-
vielfalt und das Trinkwasser zu schiitzen. Die Diingung in Deutschland
wird damit nachhaltiger, ohne dass landwirtschaftliche Betriebe tiber das
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erforderliche Maf3 hinaus eingeschrinkt werden. Die Klage der EU gegen

Deutschland ruht, aber es wird weiterhin von der EU Kritik an der Diinge-
verordnung in Deutschland getibt und Nachbesserungen gefordert. Diese

Kritik halte ich fiir berechtigt.

In der neuen Legislaturperiode werden die Koalitionsparteien sich daher
erneut mit dem Gewdisserschutz befassen miissen. Die Koalitionsparteien

planen Anreize zu setzen, um Gewdsserverunreinigung effizient zu ver-
meiden und ergreifen alle notwendigen MafSnahmen, um europarecht-
liche Verpflichtungen zur Minderung von Stickstoffeintrigen in Wasser
und Luft sicher zu erreichen und damit Strafzahlungen an die EU abzu-
wenden.

Der Bund plant gemeinsam mit den Lindern die EU-Wasserrahmen-
richtlinie zum Schutz des Wassers als 6ffentliches Gut konsequent und

zigig umzusetzen und eine von einer gemeinsam getragenen nationalen

Wasserstrategie mit dem Ziel eines integrierten Wassermanagements zu

realisieren. (Dr. Nina Scheer, MdB )

Landesgruppe Schleswig-Holstein in der Biindnis 9go/DIE GRU-
NEN-Bundestagsfraktion: Wasser ist unser wichtigstes Lebensmittel.
Diingemittel und Pestizide geh6ren nicht in unser Wasser. Zum Schutz

unseres Grundwassers, der Seen, Fliisse und Meere, aber auch um dem Ar-
tensterben und dem Verlust der Biodiversitit entgegenzuwirken, wollen

wir den Einsatz von Diingemitteln und Pestiziden reduzieren. Dies wer-
den wir unter anderem dadurch erreichen, dass wir die gesamte Landwirt-
schaftin ihrer Vielfaltan den Zielen des Umwelt- und Ressourcenschutzes

ausrichten und daher eine flichengebundene Tierhaltung anstreben. Die

Zulassung von Diinge- und Pflanzenschutzmitteln muss transparent und

rechtssicher nach wissenschaftlichen Kriterien erfolgen, bestehende Lii-
cken auf européischer Ebene werden wir schlief3en. Gleichzeitig stirken

wir 6kologische Alternativen zu chemisch-synthetischen Pflanzenschutz-
mitteln, verbessern das Zulassungsverfahren von biologischen Pflanzen-
schutzmitteln und nehmen Glyphosat bis Ende 2023 vom Markt.

Stellungnahmen

17



Mitglied des Europdischen Parlaments, Niclas Herbst: Mittelfris-
tig brauchen wir eine Uberarbeitung der Diingemittel-Verordnung auf
der europdischen Ebene. Die EU benétigt ein einheitliches europiisches
Messverfahren, das verlissliche und vergleichbare Messungen der Nitrat-
werte in allen Mitgliedstaaten erméglicht.

Der Einsatz von Pflanzenschutz- und Diingemitteln sollte auf das Not-
wendigste reduziert werden, wobei Bedarf und Effizienz ausschlaggebend
sein sollen und nicht willkiirlich festgelegte Reduktionsziele. Bereits jetzt
ermoglichen neue Techniken einen gezielten und effizienten Einsatz von
Pflanzenschutz- und Diingemitteln in der Landwirtschaft. Auf diesen
sind sowohl konventionell als auch 6kologisch wirtschaftende Betriebe
angewiesen, um eine Ernte aus gesunden Rohstoffen sicherzustellen. Die
Folgenabschitzungen miissen Auswirkungen auf Umwelt, Versorgungs-
sicherheit, Generationenerneuerung, Einkommen der Landwirte, Lebens-

mittelpreise und die Erkenntnisse aus der Corona-Krise berticksichtigen.

Mitglied des Europdischen Parlaments, Rasmus Andresen: Ich be-
griifle den Wunsch der Jugendlichen im Landtag, dass sich der Landtag
dafiir einsetzen und Druck aufbauen soll, damit die Verwendung von or-
ganischen und mineralischen Diingemittel reduziert wird.

Der Boden verfiigt tiber eine langsame Filter- und Abbaufunktion, wo-
durch die Reduzierung von Diingemittel so schnell wie moglich erfolgen
muss. Die HELCOM 2021 hat dabei erneut festgehalten, dass die hohe
Abgabe von Nihrstoffen durch das Diingen der gewissernahen Felder im
direkten Zusammenhang mit der Qualitit und dem Zustand der Gew4sser.
Der Landtag sollte im Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik darauf hin-
wirken die Beschliisse umzusetzen und sich fiir eine Wende in der Land-
wirtschaft einzusetzen.

Bei der Helcom handelt es sich um eine Kommission, welche sich fiir den
Schutz der Meeresumwelt in der Ostsee einsetzt und dabei versucht Ver-
schmutzungsquellen zu erkennen und zu beheben. Die Kommission setzt
sich aus Ostseerainstaaten zusammen.
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JiL34/9 NEUNEU
Férderung von regionalen und nachhaltigen Lebensmitteln
(Antrag siehe S.35)

Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung werden
aufgefordert, nachhaltige Lebensmittel, die aus Schleswig-Holstein kom-
men, zu fordern, indem
» Verbraucher den finanziellen Anreiz bekommen, diese Produkte zu
kaufen,
* die Kennzeichnung fiir nachhaltige Lebensmittel kenntlicher ge-
macht wird,
» Werbung besonders auf nachhaltige und regionale Produkte ausge-
richtet wird,
e Landwirte und Produzenten, speziell aus Schleswig-Holstein, die
nachhaltig produzieren, vom Land geférdert werden,
¢ die durch das Produkt erzeugten CO »-Emissionen nachvollziehbar

gemacht werden.

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Hinsichtlich
der Herkunftskennzeichnung von Lebensmitteln bestehen EU-weit ein-
heitlich geltende Regelungen. Die Férderung regionaler, saisonaler und
damit nachhaltiger Lebensmittel ist ein stindiges Anliegen der Landesre-
gierung, so z.B. durch die Kampagne ,,Erntekunst®im Herbst vergangenen
Jahres. Auch fiir die CDU-Landtagsfraktion spielt die Wertschitzung von
Lebensmitteln eine zentrale Rolle. Wir wollen uns weiterhin zukiinftig
fiir eine regionale Kennzeichnung stark machen. Unter dem Strich bleibt
festzuhalten, dass die 6kologische Landwirtschaft im Lande bereits sehr
gut finanziell gefordert wird. Letztlich ist es der Kduferwille, der iiber ein
Produkt entscheidet, da bedarf es weder kostentrichtiger finanzieller An-
reize noch einer weiteren Lebensmittelkennzeichnung, geschweige denn
eines weiteren Labels. Mit der Einfithrung des Nutri-Score — Ende 2020 -

wurde bereits ein erweitertes Kennzeichnungssystem eingefiihrt.
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SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Wir stehen fiir
ein solidarisches Miteinander. Dazu gehort auch, dass wir Fairness und
Transparenz fiir Erzeuger*innen und Verbraucher*innen organisieren.
Dies konnen wir am besten vor Ort sicherstellen.

Wir wollen die regionale Wertschépfung beispielsweise bei Lebensmit-
teln verbessern. Nicht erst die Corona-Pandemie hat gezeigt, dass Men-
schen regional erzeugte Produkte schitzen. Wir begriifSen regionale Ab-
teilungen in Supermirkten ebenso wie eine transparente Kennzeichnung
von Produkten. Dabei geht es uns nicht nur um ihre Herkunft, sondern
auch um Niahrwerte. Daher finden wir es wichtig, die bereits bestehenden
regionalen Giitezeichen zu erneuern und regionale Vermarktungsstruk-
turen zu stirken.

Finanzielle Férderung des Landes gibt es beispielsweise im Bereich des
Ministeriums fiir Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt, Natur und Di-
gitalisierung unter dem Titel ,Mafdnahmen zur Férderung des Absatzes
»Regionaler Produkte®. Wir finden es wichtig, dass der Staat Leitlinien vor-
gibt und bei Bedarf unterstiitzt. Im Bereich der regionalen und nachhal-
tigen Lebensmittel sehen wir seit einiger Zeit ein deutliches Umdenken
in der Bevolkerung. Viele Menschen achten immer mehr darauf, was sie
essen, wo dies produziert wurde und auf die Haltungsbedingungen bei
Tieren. Zur Unterstiitzung dieser Entwicklung hatte die SPD-Fraktion
einen Haushaltsantrag gestellt, der den Absatz Regionaler Produkte und
die strategische Ausrichtung des Agrar- und Foodmarketings in Schles-
wig-Holstein férdern sollte. Leider haben CDU, Griine und FDP diesen
Vorstof3 abgelehnt.

Auch die Werbung reagiert auch schon auf die verinderten Kaufentschei-
dungen. Viele Hersteller legen Wert auf Kennzeichnungen - seien es der
Nutriscore, die Tierhaltung oder die Regionalitit der Produkte. Hier sind
es die Verbraucherinnen und Verbraucher, die sehr einflussreich den
Markt verandern.
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Biindnis 9o/DIE GRUNEN im Schleswig-Holsteinischen Landtag:

Wir unterstiitzen die regionale Vermarktung und Verarbeitung von

Lebensmitteln, halten aber eine Orientierung an Lindergrenzen allein

nicht fiir ein geeignetes Kriterium. Regelungen zur Kennzeichnung von

Lebensmitteln zu treffen, liegt auflerdem nicht in der Hand des Landes-
gesetzgebers. Wir fordern im Land bereits die nachhaltige Erzeugung, die

handwerkliche Lebensmittelverarbeitung und regionale Vermarktung,
zum Beispiel die Vermarktungsinitiative Nordbauern. Dies stirkt auch

die Wertschopfung im lindlichen Raum. Es gibt in Schleswig-Holstein

bereits einige regionale Vermarktungslogos im Rahmen des Giitezeichens

geprifte Qualitit SH, die Kisestraf3e etc.. Zukinftig sehen wir ein Hand-
lungsfeld auf Landesebene vor allem im Bereich der Gemeinschaftsver-
pflegung wie zum Beispiel in Kitas und Schulen. Hier konnte und sollte

der Anteil an regional und 6kologisch erzeugten Produkten erheblich ge-
steigert werden. Dabei spielen die Qualitdtskriterien der DGE (Deutschen

Gesellschaft fiir Ernihrung) eine wichtige Rolle. Diese sollten verbessert

und zum verbindlichen Standard werden. Zur Kennzeichnung bzw. Aus-
lobung eines Carbon-Foodprints von Lebensmitteln oder des Carbon-Far-
ming muss es ebenfalls einheitliche Kriterien geben, um Greenwashing zu

verhindern und Transparenz fiir Verbraucher*innen zu schaffen. Zu Letz-
terem gibt es ein Projekt des Thiinen-Instituts fiir Okologischen Landbau,
ein Bundesinstitut, das in Schleswig-Holstein angesiedelt ist.

FDP-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Als liberale
Fraktion begriifSen wir die Férderung der Produktion von nachhaltigen
Lebensmitteln. Allerdings lehnen wir weitere starke Eingriffe in den
Markt ab. Deutsche Lebensmittelproduzenten konkurrieren auf dem
europiischen und dem Weltmarkt, wodurch weitere Auflagen wie Kenn-
zeichnungen und gleichzeitig Anreize der Verbraucher durch Preissen-
kungen, nicht miteinander vereinbar sind. Eine Erweiterung aktueller
Forderungen zur Umstellung auf 6kologische Landwirtschaft sollte nach
ihren Kosten und Nutzen sorgsam abgewogen werden. Nur weil weite-
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re Forderungen in Kraft treten, bedeutet dies nicht notwendigerweise
Preissenkungen. Eine Uberlastung von landwirtschaftlichen Erzeugern
mit Vorschriften halten wir fiir falsch, hier setzen wir uns fiir eine Ent-
biirokratisierung ein.

Eine CO,-Emissionsausweisung auf Produkten o. 4. fiihrt wiederum zu
einer Erh6hung der Biirokratie. Werbung, besonders auf nachhaltige Pro-
dukte auszurichten, lehnen wir ab, da dies einen massiven Eingriffin den
Markt darstellt und fiir keinen fairen Wettbewerb sorgt.

SSW im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Die Forderung von Ju-
gend im Landtag nach der Férderung von regionalen und nachhaltigen
Lebensmitteln unterstiitzen wir gern und haben das auch in der Vergan-
genheit schon getan. Uns als SSW ist es besonders wichtig, in regionalen
Strukturen zu denken. Unsere Landwirtschaft soll nicht nur im Land pro-
duzieren, sondern ihre Produkte im besten Fall auch vor Ort vermarkten.
Die regionale Vermarktung landwirtschaftlicher Produkte muss daher ge-
starkt werden und hierfiir miissen die schon vorhandenen Vermarktungs-
strategien vorangebracht und ausgebaut werden. Wichtig ist aber auch,
dass die heimische Landwirtschaft fir ihre Produkte faire Preise am Markt
bekommt. Nur wenn die Bauernhéfe eine Zukunft haben, kann langfristig
die Versorgung mit regionalen Lebensmitteln gewahrleistet werden. Heu-
te ist es oft so, dass der Transport kein Kostenfaktor ist, so dass die Milch
aus Stiddeutschland bei uns zum gleichen Preis verkauft werden kann, wie
die Milch aus regionaler Produktion. Das ist nicht nachhaltig und nicht
klimafreundlich. Es darf aber auch keine soziale Spaltung auf dem Teller
geben, soll heifden, es kann nicht sein, dass sich Gutverdiener die regio-
nalen hochwertigen Lebensmittel leisten kénnen und die einkommens-
schwicheren Menschen nicht. Uns ist bewusst, dass es ein schwieriger
Spagat ist zwischen auskdmmlichen Preisen fiir die Produzenten und
erschwinglichen Preisen fiir die Kunden. Hier wollen wir gern politi-
sche Initiativen fur die Stirkung der regionalen Produktion unterstiitzen.
Waichtig ist dartiber hinaus auch, die Verarbeitung der Lebensmittel vor
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Ortzu stirken, um moglichst kurze Transportketten sicherzustellen und
um Arbeitsplitze vor Ort zu schaffen bzw. zu halten. Auch hier stehen wir
bereit, um entsprechende MafSnahmen wie etwa Forderprogramme fiir
die entsprechenden Wirtschaftszweige im Land zu unterstiitzen.

Ministerium fiir Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt, Natur
und Digitalisierung: Der Einkauf von regionalen Lebensmitteln hat in
den letzten Jahren ein Comeback erlebt. Die regionale Vermarktung hilft
den Landwirtinnen und Landwirten aus Schleswig-Holstein, den hohen
Anforderungen gerecht zu werden, die wir als Gesellschaft, als Politik und
als Konsumentinnen und Konsumenten in Sachen Klima-, Natur- und
Tierschutz stellen.

Landesregierung, Landwirtschaft und Naturschutz haben als Ergebnis
eines mehrjihrigen Dialogs zur Zukunft der Landwirtschaft in Schles-
wig-Holstein eine gemeinsame Erklirung unterschrieben, die auch das
Thema Wertschitzung und Wertschépfung umfasst. Unter dem Motto
,ErnteKunst“ hat die Landesregierung im Jahr 2021 zudem eine Kampagne
zur Unterstiitzung der regionalen Landwirtschaft gestartet.

Das von der Landesregierung initiierte Projekt ,,Gutes-vom-Hof.SH®,
eine digitale Datenbank fiir Verbraucherinnen und Verbraucher, aber
ebenso fiir die Vernetzung von Produzenten und dem Ernihrungshand-
werk, setzt hier an. Hier sind sowohl konventionell erzeugende Direktver-

markter als auch 6kologisch wirtschaftende Betriebe zu finden.

Landesgruppe Schleswig-Holstein in der CDU-Bundestagsfraktion:
Die Land- und Erndhrungswirtschaft in Deutschland mit ihren vor- und
nachgelagerten Bereichen ist ein unverzichtbarer Wirtschaftszweig unse-
res Landes. Rund 5 Millionen Menschen sind in dem Sektor tatig und er-
zeugen dabei eine Bruttowertschépfung von rund 194 Milliarden Euro
im Jahr. In Schleswig-Holstein ist der Anteil der Landwirtschaft an der
Wertschépfung um 50 % hoher als im restlichen Bundesgebiet. Die Biue-
rinnen und Bauern setzen sich fiir eine nachhaltige und klimaschonende
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Erndhrung in Deutschland und in der Welt ein, leisten wichtige Beitrige
zum Erhalt unserer vielfiltigen Kulturlandschaft und sind bedeutender
Wirtschaftsfaktor und Arbeitgeber im lindlichen Raum —und das unter
den weltweit hochsten Tierschutz-, Umweltschutz- und Nachhaltigkeits-
standards. Die CDU-Landesgruppe unterstiitzt die Forderung nach einer
verbesserten Forderung von regionalen und nachhaltigen Lebensmitteln.
Dass Kaufentscheidungen fiir regional erzeugte Lebensmittel schon auf-
grund von kurzen Wegen vom Erzeuger zum Verbraucher gute Entschei-
dungen sind, ist unbestritten. Der gut informierte Verbraucher ist in der
Regel der beste Verbiindete des Landwirts. Daher ist die Starkung des
Vertriebes regionaler Lebensmittel ganz im Sinne der heimischen Land-
wirtschaft.

Landesgruppe Schleswig-Holstein in der SPD-Bundestagsfraktion:
Den Antrag zur Férderung von regionalen und nachhaltigen Lebensmit-
teln befiirworte ich. Hier setzt auch die im Oktober 2020 vom SPD-Lan-
desparteirataufgegriffene Forderung des SPD -Kreisverbandes Herzogtum
Lauenburg an, die Zwei-Klassen-Ernihrung zu beenden, indem Bio- und
Fairtrade-Lebensmittel zum Ernihrungs-Standard werden miissen. Die
Okobilanz und -vertriglichkeit von biologisch angebauten Lebensmitteln
ist nachweislich besser gegentiber denen aus herkdmmlicher Landwirt-
schaft und die Belastung durch Schad- und Zusatzstoffe ist nachweislich
geringer. Sie stehen damit nicht nur fiir mehr Tierwohl und weniger Um-
weltbeeintrichtigungen, sowie eine gestindere Ernahrungsweise, sondern
auch fiir mehr soziale Verantwortung schon zu Beginn der Lieferkette.
Die Regierungskoalition aus SPD, Biindnis go/Die Griinen und FDP
setzt sich in ihrem Koalitionsvertrag das Ziel, bis 2023 eine Ernihrungs-
strategie zu beschlief3en, um insbesondere mit Blick auf die Kinder unserer
Gesellschaft die Rahmenbedingungen fiir eine gesunde Erndhrung und
Bewegung zu schaffen.
Weiterhin sollen die Standards der Deutschen Gesellschaft fiir Erndh-

rung aktualisiert werden, auch in der Gemeinschaftsverpflegung als Er-
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nihrungsstandard etabliert und regionale Lebensmittelerzeugung unter
anderem durch Modellregionenwettbewerbe geférdert werden. Das tiber-
geordnete Ziel ist, den Anteil regionaler und 6kologischer Erzeugnisse an
den Ausbauzielen orientiert zu erhéhen. (Dr. Nina Scheer, MdB)

Landesgruppe Schleswig-Holstein in der Biindnis 9go/DIE GRU-
NEN-Bundestagsfraktion: Gesunde regionale und 6kologische Lebens-
mittel sollen allen Menschen leicht zuginglich sein. Die Griine Landes-
gruppe unterstiitzt die Initiative der neuen Bundesregierung, insbeson-
dere mit Blick auf Kinder, bis 2023 eine Ernihrungsstrategie zu erarbeiten.
Unser Ziel ist es, den Anteil regionaler und 6kologischer Erzeugnisse
entsprechend unserer Ausbauziele (30 Prozent Okolandbau bis zum Jahr
2030) zu erh6hen. Wir Griine unterstiitzen die Entwicklung von Kriterien
zur Kenntlichmachung des 6kologischen Fufdabdrucks von Produkten.

Mitglied des Europdischen Parlaments, Niclas Herbst: Die EVP-
Fraktion setzt sich fiir eine Forderung des Prinzips ,,Vom Hof auf den
Tisch® ein und mochte Transport- und Produktionsketten lokaler gestal-
ten sowie den 6kologischen Fufdabdruck von Lebensmitteln verbessern.
Dies umfasst unter anderem, dass Transportwege auf das Notwendige
reduziert werden und Prioritat fiir regional produzierte Lebensmittel ge-
geben wird.

Die Europiische Union hat ein Schulprogramm fir Obst, Gemtise und
Milch auf den Weg gebracht. Das schleswig-holsteinische Kabinett hat
entschieden, dass Schleswig-Holstein an dem Programm teilnimmt. Bei
der Auswahl der Erzeugnisse sind vor allem die Aspekte Vielfalt, Gesund-
heit, Regionalitit und saisonales Angebot zu berticksichtigen, sowohl
6kologisch als auch konventionell erzeugte Produkte werden ermdoglicht.
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JiL 34/5 NEU
Verbeamtung nach Psychotherapie
(Antrag siehe S.29)

Die Landesregierung wird aufgefordert, mehr Aufklirung und sozialpsy-
chologische Arbeit im Studium und auf dem Weg zur Verbeamtung zu
betreiben sowie sich weiter dafiir einzusetzen, dass Therapien differen-
zierter in den Kriterien fiir eine Verbeamtung dargestellt werden.

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Dass eine
Studentin oder ein Student wihrend des Studiums in einer Psychothera-
pie war, darfkein notwendiges Ausschlusskriterium fiir die Verbeamtung
sein. Es sollte schlief3lich auch differenziert werden, ob ein Anwirter fiir
die Verbeamtung unter einer temporiren Anpassungsstérung oder unter
einer Bipolaren St6érung leidet. Es ist daher zu unterscheiden, wie schwer
die psychische Erkrankung ist. Je schwerer die Krankheit, desto weniger
wahrscheinlich ist dauerhafte Heilung und damit verbunden die Erhebung
in den Beamtenstatus. Daher wird nach Einzelfall entschieden.

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Die SPD-
Landtagsfraktion unterstiitzt den Beschluss von Jugend im Landtag. Die
Angst davor, aufgrund von bestimmten psychologischen Erkrankungen
nicht verbeamtet werden zu konnen, darf nicht dazu fithren, dass bei Be-
darf keine Hilfe in Anspruch genommen wird. Diesem Umstand kann
durch differenzierte Betrachtung der Kriterien sowie frithzeitige sozial-
psychologische Aufklirung und Betreuung entgegengewirkt werden.
Auflerdem wird die SPD-gefiithrte Bundesregierung in der kommenden
Legislatur zusatzlich eine umfassende bundesweite Aufklirungskampag-
ne zur Entstigmatisierung psychischer Erkrankungen initiieren. Ein hoher
Standard im Arbeits- und Gesundheitsschutz hinsichtlich physischer wie

psychischer Erkrankungen muss bestehen und stetig an neue Herausfor-
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derungen angepasst werden. Entsprechende Hilfsangebote miissen be-

denkenlos in Anspruch genommen werden kénnen.

Biindnis 9o/DIE GRUNEN im Schleswig-Holsteinischen Landtag:

Psychotherapien auch bei milden oder mittleren Diagnosen als Aus-
schlusskriterien fiir eine Verbeamtung befiirchten zu miissen, ist kontra-
produktiv. Im Gegenteil, zeigt es doch vielmehr, dass die Menschen, die

zu einer Beratung gehen, bereit sind, an ihren Erkrankungen zu arbeiten.
Wir werden dazu in Schleswig-Holstein nachhaken, welche Ansitze wir
haben, dass Amtsirzt*innen abgeschlossene oder laufende Psychothera-
pien nicht als Hindernis fir eine Verbeamtung einstufen.

FDP-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Die FDP-
Fraktion unterstiitzt umfassende sozialpsychologische Angebote im
Studium. Gemeinsam mit unseren Koalitionspartnern haben wir daher
in den vergangenen Jahren auch fiir eine finanzielle Stirkung dieser Arbeit
gesorgt. Im Rahmen einer méglichen Verbeamtung ist mit Blick auf die
gesundheitliche Eignung selbstverstindlich stets eine umfassende indivi-
duelle Beurteilung vorzunehmen, wie es der Rechtsrahmen auch bereits
vorgibt. Zuriickliegende Therapien diirfen und werden nicht pauschal zur
Ablehnung einer moglichen Verbeamtung fithren.

SSW im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Wir halten es fiir sehr
ratsam, dass das Land bessere Aufklirungsarbeit in dieser Frage leistet.
Weil auch uns immer wieder Fragen aus der Studierendenschaft heraus

erreichten, die sich aufgrund von Therapieverlaufen fiirchteten, beispiels-
weise nichtals Lehrkraft verbeamtet zu werden, haben wir zu diesem The-
ma im November 2020 eine Kleine Anfrage mit dem Titel “Psychothera-
peutische Behandlung und Verbeamtung® (Drs. 19/2564) gestellt. Darin

erlauterte das Bildungsministerium, dass mit Urteilen vom 25. Juli 2013
—2C12.11und 2 C 18.12 und vom 30. Oktober 2013 — 2 C 16.12 das Bundes-
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verwaltungsgericht seine bisherige, fiir Bewerberinnen und Bewerber res-
triktivere Rechtsprechung zum Prognosemaf3stab fiir die gesundheitliche
Eignung von Beamtinnen und Beamten aufgegeben und den Prognose-
maf3stab neu bestimmt hat: Die Prognoseentscheidung setzt eine hinrei-
chende Tatsachenbasis voraus. Die gegenwirtig vorhandene gesundheitli-
che Eignung konne wegen kiinftiger Entwicklungen nur verneint werden,
wenn durch tatsichliche Anhaltspunkte belegt werden kann, dass mit
iberwiegender Wahrscheinlichkeit vom Eintritt einer Dienstunfihig-
keit vor Erreichen der gesetzlichen Altersgrenze auszugehen ist. Folglich
konne nicht allein aufgrund einer bestimmten Vorerkrankung oder einer
bestimmten Therapieform pauschal die gesundheitliche Nichteignung
angenommen werden. Um Unwissen und auch Verallgemeinerungen
unter angehenden Beamt*innen vorzubeugen, sehen wir das Bildungs-
ministerium in der Pflicht, Vorurteile abzubauen. Dies konnte in Form
von Broschiiren oder Informationsveranstaltungen an Hochschulen und
Ausbildungsstitten geschehen.

Der Ministerprasident des Landes Schleswig-Holstein: Das Stu-
dentenwerk Schleswig-Holstein bietet an allen vier Hochschulstand-
orten (Kiel, Litbeck, Flensburg, Heide) eine Sozialberatung und an den

drei erstgenannten Standorten eine psychologische Beratung an. Im

Zusammenhang mit der COVID-19-Pandemie hat das Studentenwerk
SH festgestellt, dass der diesbeziigliche, insbesondere auch pandemiebe-
dingte Beratungsbedarf der Studierenden deutlich gestiegen ist und das

MBW(K unterstiitzt dementsprechend seit dem Jahr 2021 den Ausbau

der in diesem Zusammenhang von den Studierenden besonders stark
nachgefragten psychosozialen Beratung durch das Studentenwerks SH

finanziell 2021 und 2022 in zwei Schritten (Erh6hung der Beratungs- bzw.
Personalstunden/Personalverstirkung). Damit wird die verschirfte psy-
chologische Situation der Studierenden durch ein entsprechend weiter
ausgebautes Beratungsangebot spiirbar verbessert.

Die Feststellung der gesundheitlichen Eignung st Teil der fiir den Zugang
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zu einem Offentlichen Amt nachzuweisenden Eignung (Artikel 33 Abs.2
GG, §9 BeamtStG, §10 Abs.2 LBG) —insbesondere bzgl. einer Berufungin
ein Beamtenverhiltnis auf Lebenszeit. Der (zukiinftige) Dienstherr trifft
seine Entscheidung aufgrund eines drztlichen Gutachtens (§44 LBG). Die

gegenwartig vorhandene gesundheitliche Eignung kann wegen kiinftiger
Entwicklungen nur verneint werden, wenn durch tatsichliche Anhalts-
punkte belegt werden kann, dass mit iiberwiegender Wahrscheinlichkeit
vom Eintritt einer Dienstunfahigkeit vor Erreichen der gesetzlichen Al-
tersgrenze auszugehen ist. Folglich kann nicht allein aufgrund einer be-
stimmten Vorerkrankung oder einer bestimmten Therapieform pauschal

die gesundheitliche Nichteignung angenommen werden. Eine (frithere

oder aktuelle) Therapie im Zusammenhang mit einer psychischen Er-
krankung fithrt nicht zwangslaufig dazu, dass eine Verbeamtung wegen

fehlender gesundheitlicher Eignung abgelehnt wird. Die gewiinschte

differenzierte Betrachtung wird also bereits praktiziert. Die Offenlegung

von Vorerkrankungen durch die Bewerberin oder den Bewerber erfolgt
ohnehin nur gegeniiber der begutachtenden Arztin oder dem begutach-
tenden Arzt. Von dieser oder diesem werden Einzeldiagnosen nur dann

an die Personalbehorde weitergegeben, wenn das als Tatsachengrundlage

fur die behordliche Entscheidung iiber die gesundheitliche Eignung er-
forderlich ist.

Dasselbe gilt fiir den Polizeivollzugsdienst. Aus gutachterlicher Sicht gibt

es im Polizeidrztlichen Dienst keine Unterschiede des Maf3stabes bei der
medizinischen Bewertung von physischen oder psychischen Erkrankun-
gen. In der Landespolizei Schleswig-Holstein erfolgt eine Einzelfallent-
scheidung unter Berticksichtigung der aktuellen Situation und Prognose

(s.0.). Von diesem Prognoseaspekt ist die Frage der generellen Eignung zu

trennen, die fiir den Polizeivollzugsdienst deutlich umfassender ist als

bei einem Verwaltungsbeamten. Anpassungsstorungen und akute Be-
lastungsreaktionen schlief3en eine Verbeamtung nicht aus. Sie kommen

im Rahmen unterschiedlichster Ereignisse vor. Dies konnen Trennungen,
Todesfille im ndheren Umfeld aber auch durch die Folgen der Corona-Pan-

Stellungnahmen

129



demie in Form von Existenzingsten, sozialer Isolation und gestiegenen

Anforderungen an die Selbstorganisation sein. Sie stellen kein Hindernis

fiir eine Verbeamtung dar, wenn sie erfolgreich behandelt werden. Ledig-
lich schwere psychische Krankheitsverliufe von Schizophrenie, Sucht-
erkrankungen, ausgepragte Depressionen oder bipolaren Stérungen sind,
unabhingig von der Therapie, fiir die Verbeamtung sowohl in den Polizei-
vollzugsdienst als auch in anderen Bereichen kritisch zu bewerten.

Die Befiirchtung, dass psychotherapeutische Mafnahmen im Vorwege

eine Verbeamtung generell faktisch ausschlief3en, ist folglich nichtzutref-
fend.

Aufdie KA 19/2564 und 19/2449 wird verwiesen.

Ministerium fiir Bildung, Wissenschaft und Kultur: Das Studenten-
werk Schleswig-Holstein bietet an allen vier Hochschulstandorten (Kiel,
Liibeck, Flensburg, Heide) eine Sozialberatung und an den drei erstgenann-
ten Standorten eine psychologische Beratung an. Im Zusammenhang mit
der COVID-19-Pandemie hat das Studentenwerk SH festgestellt, dass der
diesbeziigliche, insbesondere auch pandemiebedingte Beratungsbedarf der
Studierenden deutlich gestiegen ist und das MBW K unterstiitzt dement-
sprechend seit dem Jahr 2021 den Ausbau der in diesem Zusammenhang
von den Studierenden besonders stark nachgefragten psychosozialen Be-
ratung durch das Studentenwerks SH finanziell. Als Sofortmafinahme und
fiir die erste Ausbaustufe hat das MBWK dem Studentenwerk SH einen
Landeszuschuss fiir das Jahr 2021 i. H. v. 75 T€ fiir den Ausbau der psycho-
sozialen Beratung, konkret fiir die Aufstockung der Beratungskapazititen
(Erhohung der Beratungs- bzw. Personalstunden) gewahrt. Fiir die zweite
Ausbaustufe wird das Studentenwerk SH im Jahr 2022 einen Landeszu-
schuss i.H.v. 275 T€ fiir den weiteren Ausbau der psychosozialen Bera-
tung, d. h. fiir eine weitergehende Personalverstirkung und eine weitere
Erhohung der Beratungs- bzw. Personalstunden, erhalten. Damit haben
das Studentenwerks SH und das Land SH gemeinsam die Notwendigkeit
eines weiteren und nachhaltigen Ausbaus der psychosozialen Beratung
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des Studentenwerks erkannt und mit entsprechenden Ausbauschritten
reagiert, um die durch die COVID-19-Pandemie verursachte, verschirfte
psychologische Situation der Studierenden durch ein entsprechend weiter

ausgebautes Beratungsangebot spiirbar zu verbessern.

Landesgruppe Schleswig-Holstein in der SPD-Bundestagsfraktion:
Soweit das Landesbeamtentum betroffen ist, verweise ich auf die Stel-
lungnahme der SPD-Landtagsfraktion.

Im Ubrigen halte ich sozialpsychologische Arbeit fiir eine wertvolle Er-
ginzung im Studium und fiir die Aufnahme der Beamtenlaufbahn.

Der Forderung, Therapien miissten differenzierter in den Kriterien fiir
eine Verbeamtung dargestellt werden, schlief3e ich mich aktuell aber nicht
an. Das Bundesinnenministerium (BMI) hat mit Rundschreiben vom
2.12.2013 an die obersten Bundesbehorden klargestellt, dass die Dienst-
herren die gesundheitliche Eignungsprognose aufgrund einer fundierten
medizinischen Tatsachengrundlage treffen miissen, was gerichtlich voll
uberprifbar ist. Das BMI bezog sich dabei auf Urteile des Bundesverwal-
tungsgerichts vom 25. Juli 2013. Das Gericht hatte entschieden, dass die ge-
sundheitliche Eignung nicht gegeben ist, wenn eine vorzeitige dauernde
Dienstunfihigkeit vor Erreichen der gesetzlichen Altersgrenze tiberwie-
gend (d.h.zu mehrals 5o Prozent) wahrscheinlich ist. Der Amtsirztliche
Dienst unterscheidet bei psychischen Erkrankungen danach, ob es sich
um eine episodische Stérung handelt oder um eine chronische Erkran-
kung von entsprechender Erheblichkeit und mit erheblicher Einschrin-
kung des Gesundheitszustandes, wie es zum Beispiel bei Psychosen oder
schweren Suchterkrankungen der Fall ist.

Damit sind bereits sehr konkrete Richtlinien fiir einen méglichen Aus-
schluss aus dem Beamtenverhiltnis gegeben. Weiter mochte ich derzeit
nicht gehen, da es sich bei den gesundheitlichen Eignungsprognosen um
Einzelfallentscheidungen der jeweiligen Amtsirztinnen und Amtsirzte
handelt. Je enger wir hier die Vorschriften fassen, desto wahrscheinlicher

sehe ich mogliche Benachteiligungen auftreten. Gerade in einem derart
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sensiblen Bereich wie der psychischen Gesundheit sollten wir gentigend

Freiraume lassen, um faire und individuelle Beurteilungen zu ermoglichen.
Die letzten beiden Jahre haben aber auch zu einem Anstieg von psychi-
schen Belastungen gerade bei jungen Menschen gefiihrt. Sollte es in der

Folge zu einem Anstieg an kritikwiirdigen Entscheidungen bei amtsarzt-
lichen Eignungspriifungen kommen, bin ich selbstverstindlich bereit,
dieses Anliegen an das zustindige BMI heranzutragen und um Nachbes-

serung zu bitten. (Bengt Bergt, MdB)

Landesgruppe Schleswig-Holstein in der Biindnis go/DIE GRU-
NEN-Bundestagsfraktion: Die Probleme der Verbeamtung nach oder
wihrend des Vorliegens bestimmter psychischer Erkrankungen stellen
eine Stigmatisierung der Betroffenen dar. Gleichzeitig gibt es sicherlich
chronische Erkrankungen, die einer Verbeamtung entgegenstehen. Hier
braucht es mehr Transparenz und Aufklirung aller am Prozess der Ver-
beamtung Beteiligten. Zudem muss die Aufklirung der Patient*innen
iber die Auswirkungen einer Diagnose auf die Verbeamtung verbessert
werden. Im Koalitionsvertrag ist die Umsetzung einer bundesweiten Auf-
klarungskampagne zur Entstigmatisierung psychischer Erkrankungen

vereinbart worden.
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JiL34/2 NEUNEU
Gesundheitschecks fiir alle Autofahrer und Autofahrerinnen
(Antrag siehe S.25-26)

Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung werden
aufgefordert, sich auf Bundesebene dafiir einzusetzen, dass fiir Autofah-
rerinnen und Autofahrer alle zehn Jahre regelmiflige verpflichtende Ge-
sundheitschecks sowie Fahrsicherheitstrainings eingefithrt werden. Ab
einem Alter von 65 Jahren sollen diese alle 5 Jahre erfolgen. Solange die
Person bislang unfallfrei gefahren ist, muss der Check nicht selbst bezahlt

werden.

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Gerne unter-
stiitzen wir diesen Antrag und werden die Anregung in unsere Gremien
tragen. Gerade im hoheren Alter kommt es zu signifikant ansteigenden
Verkehrsunfillen. Diesem wollen wir gerne vorbeugen und halten ei-
nen Gesundheitscheck, gerade nach dem Eintritt in die Rente/Pension
fur angebracht, da danach oftmals weniger gefahren wird und Reflexe
und Routine, zusitzlich verstarkt durch die Alterung, leiden. Ob dieser
Check kostenfrei sein sollte, ohne Unfille muss eine Ausgestaltung klaren.
Grundsitzlich ist die Abwagung schwierig, ab wann ein Unfall selbstver-
schuldet ist. Wir werden diesen Punkt weiterverfolgen und ein Konzept

hierzu entwickeln.

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Der Gedanke
an verpflichtende Fahrtests fiir Senior*innen darf kein Tabu sein. Die Zu-
standigkeit in dieser Angelegenheit liegt auf Bundesebene.

Biindnis 9o/DIE GRUNEN im Schleswig-Holsteinischen Landtag:
Unfille im Stral3enverkehr sind ein hohes Risiko fiir Leib und Leben.
Autofahrer*innen sind als ,,starke Verkehrsteilnehmende unabhingig
von der Frage, wer den Unfall verursacht hat, in hohem Ausmaf fiir die
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Schwere der gesundheitlichen Schiden der Beteiligten verantwortlich.
Wir unterstiitzen den Wunsch nach einer regelmifigen Uberpriifung der
Fahrtauglichkeit von Autofahrer*innen unabhingig vom Alter. An Stelle
einer Gewichtung der Intervalle anhand des Lebensalters konnte auch das
Ergebnis des Fahrtauglichkeitstestes ein Einflussfaktor fir die Haufigkeit
der Uberpriifung sein.

FDP-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Die FDP-
Landtagsfraktion lehnt verpflichtende Gesundheitschecks und Fahrsi-
cherheitstrainings fiir alle Autofahrerinnen und Autofahrer genauso ab
wie altersbezogene Verpflichtungen ab einem gewissen Alter. Eine hohe
Verkehrssicherheit und eine damit einhergehende Reduzierung méglicher
Risiken sind selbstverstindlich anzustreben. Hierzu sollte jedoch auf frei-
willige Checks und die Eigenverantwortung der Menschen gesetzt wer-
den. Die Diskussion tiber verpflichtende Gesundheitscheck darf zudem

nicht zu einer Diskriminierung von Seniorinnen und Senioren fithren.

SSW im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Wir haben durchaus
Verstandnis und Sympathie fir den Wunsch der Jugend im Landtag, durch
Gesundheitschecks und Fahrsicherheitstrainings fiir alle Autofahrer*-
innen mehr Verkehrssicherheit zu erreichen. Uns stellt sich allerdings
die Frage, ob Aufwand und Nutzen einer so pauschalen Mafdnahme in
einem sinnvollen Verhiltnis stehen. Wir geben zu bedenken, dass ein
Gesundheitscheck unabhingig vom Alter der Person zum Beispiel nicht
vor unvorhersehbaren Ereignissen wie Herzinfarkten oder Schlaganfil-
len schiitzt. Aufgrund der zunehmenden Krankheits- und damit Risiko-
faktoren im hoheren Alter knnen wir jedoch die Forderung nach einem
verbindlichen und regelmifigen Gesundheitscheck ab dem 70. Lebensjahr
mittragen. Wenn es um weitere effektive Beitrige zur Verkehrssicher-
heit geht, sehen wir vom SSW in technischen Assistenzsystemen und
Sicherheitsvorkehrungen an und in den Fahrzeugen grof3es Potential, das
dringend besser ausgesch6pft werden muss. Und wir halten es ebenso fiir
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sinnvoll, regelmif3ige und verbindliche Erste-Hilfe-Kurse einzufiihren.

Hierfiir werden wir uns auch weiterhin einsetzen.

Ministerium fiir Inneres, lindliche Riume, Integration und Gleich-
stellung: Die Fahreignung von — insbesondere ilteren — PK W-Fahrerin-
nen und -Fahrern ist ein viel diskutiertes und emotionales Thema, ins-
besondere nach einzelnen spektakuliren Unfillen.

Diese Unfille scheinen die weit verbreitete Auffassung zu bestitigen, dass

dltere PK W-Fahrerinnen und -Fahrer schlechter fahren als jiingere und

ab einem bestimmten Alter nicht mehr fahren kénnen oder sollten. Dazu

sind die Unfallzahlen ilterer Verkehrsteilnehmerinnen und -teilnehmer
allerdings nur bedingt aussagekriftig.

Fir die Einfithrung genereller, obligatorischer und periodischer Fahreig-
nungsiiberpriifungen gibt es derzeit keine Grundlage. Aus polizeilicher
Sicht ist durch die Einfithrung von regelmifligen Gesundheitschecks

auch keine Erh6hung der Verkehrssicherheit zu erwarten. Das Ergebnis

der Untersuchung stellt immer nur eine Aufnahme des momentanen

Gesundheitszustandes dar, der sich binnen kiirzester Zeit grundlegend

indern kann und ggf. wiederum den Anforderungen zum sicheren Fiih-
ren eines Kraftfahrzeuges nicht mehr gerecht wird. Vielmehr sollte durch

Aufklirung und Information an die personliche Eigenverantwortung ap-
pelliert werden, insbesondere dann, wenn sich der Gesundheitszustand

erkennbar dndert.

Da zu erwarten ist, dass auch zukiinftig nicht jede Fahrzeugfithrerin bzw.
Fahrzeugfiihrer die eigenen Fahrkompetenzen richtig einschitzen wird,
sind festgestellte Mingel der Fahreignung im Rahmen von Kontrollen
durch die Landespolizei der Fahrerlaubnisbehérde zu iibermitteln (nur
dort kann eine juristische Beurteilung und Initiierung einer moglichen
Begutachtung der Fahreignung veranlasst werden).

Um die Quantitit und Qualitit zur Feststellung von Beeintrichtigungen
hinsichtlich der Fahrtiichtigkeit/Eignung nachhaltig verbessern und den
Fahrerlaubnisbeho6rden entsprechende Berichte zur Erleichterung eines
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moglichen Priifverfahren zur Verfiigung zu stellen, beabsichtigt die Lan-
despolizei Schleswig-Holstein im Rahmen des bestehenden Aus- und
Fortbildungskonzepts zeitnah einen verstirkten Fokus auf dieses Problem-
feld zu legen und Anteile entsprechend zu vergréf3ern bzw. zu vertiefen.

Ministerium fiir Wirtschaft, Verkehr, Arbeit, Technologie und

Tourismus: Nach §2 Abs. 4 Strallenverkehrsgesetz darf ein Biirger ein

Fahrzeug nur fithren, wenn er korperlich und geistig hierfiir geeignet ist.
Jeder muss selbst daftir Sorge tragen, dass er ein Fahrzeug nur dann nutzt,
wenn er korperlich dazu in der Lage ist.

Einen Gesundheitscheck fiir alle Autofahrerrinnen und Autofahrer alle 10
Jahre ab Fiihrerscheinerwerb wire mit einem sehr hohen biirokratischen

und finanziellen Aufwand verbunden und wird daher von der Landes-
regierung abgelehnt.

Bei jedem Menschen ist aber — individuell ganz unterschiedlich - irgend-
wann ein Zeitpunkt erreicht, an dem die Fahreignung (kérperliche und

geistige Eignung) nicht mehr gegeben ist. Hinzu kommen Mingel an der
Befihigung (bedienen des Kraftfahrzeuges, erkennen und beachten der
Verkehrssituationen).

Im Zusammenhang mit zum Teil spektakuldren Unfillen, die von dlteren

Fahrern verursacht wurden und aufgrund der demographischen Entwick-
lung, wird zunehmend iiber ,,den ilteren Autofahrer® diskutiert. Oftmals

ist man mit der Schlussfolgerung schnell bei der Hand, z. B.: dltere Men-
schen seien nicht mehr in der Lage, sicher im Straflenverkehr zu agieren,
sie seien zu z6gerlich und zu langsam und deshalb fithlen sich andere Ver-
kehrsteilnehmer provoziert.

Allerdings sind die sogenannten alteren Fahrer (gemeint sind in der Li-
teratur in der Regel Mensch ab 65 Jahren) nicht tiberdurchschnittlich

hiufiger als jiingere (insbesondere Fahranfinger zwischen 18 und 24 Jah-
ren) an Unfillen im Strafsenverkehr beteiligt. Erst bei der Altersgruppe

ab 75, verbunden mit einer Fahrleistung von unter 3000 km pro Jahr, ist
ein verstirkter Anstieg der Unfille zu verzeichnen. Auch altersbezogene
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Pflichtuntersuchungen zur Uberpriifung der Fahreignung haben in ande-
ren Lindern nach den Ergebnissen zahlreicher Studien (zum Beispiel der
Bundesanstalt fiir Straflenwesen, BA St) keinen positiven Effekt auf die
Verkehrssicherheit bewirkt.

Es wird daher von Seiten des Verkehrsministeriums Schleswig-Holstein
auf Information, Freiwilligkeit und die Stirkung der Eigenverantwortung
von Mafsnahmen zur Sicherstellung der Fahreignung bei dlteren Verkehrs-
teilnehmern gesetzt. Um den Veranderungen, die das Altern mit sich
bringt und den damit verbundenen Anforderungen gerecht werden zu
konnen, bietet die Landesverkehrswacht einen umfangreichen Katalog
von Veranstaltungen an. Auch die Fahrschulen in Schleswig-Holstein
und der TUV Nord bieten Kurse und ,,Fithrerscheinchecks* fiir iltere
Kraftfahrer an.”

Einen wichtigen Beitrag zu sicherem Fahren kénnen auch bestimmte
Fahrerassistenzsysteme wie zum Beispiel Geschwindigkeits- und Langs-
abstandsregulierung und Spurhalteunterstiitzung leisten.

Wer neben dem PKW-Fiihrerschein einen LKW- oder Bus-Fithrerschein
oder eine Fahrerlaubnis zur Fahrgastbeforderung besitzt, muss bereits
heute schon alle 5Jahre (im Falle einer Fahrerlaubnis der Klassen C1, C1E,
D1 und D1E ab dem 50. Lebensjahr) eine gesundheitliche Eignungsiiber-
prifung durchfiihren lassen.

Landesgruppe Schleswig-Holstein in der CDU-Bundestagsfraktion:
Mobilitatist Lebensqualitit. Gerade im Alter ist das Auto wichtig fiir sozia-
le Kontakte: Kinder und Enkel wohnen weit entfernt, Freunde in anderen
Ortschaften. Doch gleichzeitig fiihlen sich viele édltere Verkehrsteilneh-
mende unsicher; jeder weif3: mit dem Alter nimmt die Leistungsfahigkeit
ab. Die Konzentration ldsst nach, sie ermiiden schneller. Je komplexer die
Situation, desto schwerer kénnen sie reagieren. Der TUV-Nord stellt fest,
dass viele Seniorinnen und Senioren sich dieser fiir sie wachsenden He-
rausforderungen im Straf3enverkehr bewusst sind und sich entsprechen-
den Angeboten fiir Checks und Priifungen stellen. Einem verpflichtenden
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Gesundheitscheck ist nur schwer mit dem selbstbestimmten Handeln von

Seniorinnen und Senioren nur schwer vereinbar. Die CDU-Landesgruppe

setzt sich dafiir ein, ein stiarkeres Bewusstsein bei unseren Seniorinnen und

Senioren fiir entsprechende Angebote zu schaffen. Zugleich sollten ent-
sprechende Angebote geférdert und Mafdnahmen zur Unterstiitzung von

Seniorinnen und Senioren im Strafdenverkehr weiterentwickelt werden.

Landesgruppe Schleswig-Holstein in der SPD-Bundestagsfraktion:
Das Thema Verkehrssicherheit hatin den vergangenen Jahren auf der Bun-
desebene an Bedeutung gewonnen. Auch die neue Ampel-Koalition hat
sich in ihrem Koalitionsvertrag zur Umsetzung der Vision Zero verpflich-
tet und will dazu das Verkehrssicherheitsprogramm weiterentwickeln.
Dabei wird auch die Bund-Linder-Arbeitsgruppe ,,Verkehrssicherheit”
eine wichtige Rolle spielen, die es seit dem Jahr 2018 gibt.

Bislang haben Infrastrukturmaf$nahmen — Stichwort: Entflechtung der
Verkehre — sowie die Veranderung der Straflenverkehrsordnung die De-
batte bestimmt, wenn es darum ging, die Zahl der Verkehrstoten zu sen-
ken, aber es lohnt sich sicherlich, auch den Aspekt der Gesundheitschecks
mehr in den Blick zu nehmen. Vor einigen Jahren gab es einmal den Vor-
schlag, die alle 15 Jahre notwendige Verlingerung des EU-Fiithrerscheins
von einer vorherigen Gesundheitsiiberpriifung abhingig zu machen, der
damals aber nicht mehrheitsfihig war. Die SPD steht einer erneuten De-
batte zu diesem Thema offen gegentiber. (Mathias Stein, MdB)

Landesgruppe Schleswig-Holstein in der Biindnis 9o/DIE GRU-
NEN-Bundestagsfraktion: Die Verkehrssicherheit fiir alle Verkehrs-
teilnehmenden zu erh6hen und an der Vision Zero (,,Null Verkehrstote
und Schwerverletzte) auszurichten, ist ein zentraler Baustein griiner
Mobilitatspolitik. Wir wollen sichere Wege fiir alle. Dazu ist es an erster
Stelle notwendig, das Strallenverkehrsrecht zu modernisieren und am
Ziel der Verkehrssicherheit auszurichten. Unter anderem wollen wir es

Kommunen erleichtern, eigenstindig tiber Tempo 30 km/h innerorts und
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Verkehrsberuhigungen zu entscheiden. Gerade jiingere und altere Ver-
kehrsteilnehmer*innen, die zu Fufd oder mit Fahrrad unterwegs sind, sind

durch Unfille mit zu schnell fahrenden PKW und LKW stark gefihrdet.
Die Griine Bundestagsfraktion setzt sich dafiir ein, dass alle Autofahrerin-
nen und Autofahrer in gewissen Abstinden ihre Leistungsfihigkeit unter-
suchen und ihre Regelkunde iiberpriifen lassen. Die eigene Fahrtauglich-
keit falsch einzuschitzen ist keine Altersfrage. Sie falsch einzuschitzen

kann fiir Junge und fiir Alte gleichermaf3en gefahrlich werden — und damit

auch fiir andere Verkehrsteilnehmer*innen. RegelmifSige Gesundheits-
uberpriifungen kéonnen dazu beitragen, dass Autofahrende gesundheits-
bedingte Einschrankungen der Fahrtiichtigkeit frithzeitig erkennen, ent-
sprechende Beratung erhalten und bei der Selbsteinschitzung ihrer Fahr-
tiichtigkeit unterstiitzt werden. Seit 2013 sind PK W-Fiihrerscheine nicht

mehr unbegrenzt giiltig, sondern miissen nach 15 Jahren erneuert werden.
Dies konnte mit einem Gesundheitscheck verkniipft werden, so wie auch

von der EU empfohlen wird.

Durch den demographischen Wandel nimmt der Anteil von Fahrerinnen

und Fahrern mit altersbedingten Einschrinkungen deutlich zu. Viele die-
ser Leistungseinschrinkungen kénnen durch Erfahrung und Kompensa-
tionsverhalten (Geschwindigkeitsreduktion, Vermeiden von Fahrten in

der Dunkelheit sowie auf unbekannten Strecken) aufgefangen werden,
wenn sie bewusst erlebt werden. Andere fahrrelevante, altersbedingte

Einschrinkungen (Einschrinkungen der Beweglichkeit im Schulterblick,
Ubersehen, Uberhoren von verkehrsrelevanten Informationen, verringer-
te Aufmerksamkeit und Kognition u.a.), konnen hingegen sicherheitsrele-
vante Probleme hervorrufen. Da Altersprozesse sehr individuell verlaufen,
sind zielscharfe Mafnahmen schwer umzusetzen. Es sollten daher Rege-
lungen getroffen werden, die ab einem bestimmten Alter Gesundheitsprii-
fungen von Fihrerscheininhabern zur Unterstiitzung der Selbsteinschit-
zung im Hinblick auf die Fahrtiichtigkeit verpflichtend machen.
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JiL34/11 NEU
Freie Fahrt fiir Freiwillige
(Antrag siehe S.37)

Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung werden
aufgefordert, die Nutzung der 6ffentlichen Verkehrsmittel fiir alle Frei-
willigendienstleistenden des Landes mit giiltigem Nachweis sowie Inha-
bende der ,,Ehrenamtskarte SH, unabhingig des Tragervereins oder der
Freiwilligentitigkeit, kostenlos zu erméglichen — idealerweise fiir Fahr-
ten in der gesamten Bundesrepublik Deutschland, ansonsten zunichstim
Land Schleswig-Holstein.

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Die CDU-
Landtagsfraktion setzt sich fiir die Forderung und Stirkung des Ehren-
amts ein. Wir sind den zahlreichen ehrenamtlichen Helfern zutiefst
dankbar und freuen uns {iber das gemeinniitzige Engagement. Uber die
sogenannte ,,Ehrenamtskarte SH* konnen Ermif3igungen, Bildungsan-
gebote oder andere Leistungen erworben werden. Wir begriif3en es sehr,
dass es vielfiltige Angebote und Rabatte fiir alle ehrenamtlichen Helfer in
Schleswig-Holstein gibt. Wir wollen auch zukiinftig das Engagement der
Freiwilligendienstleistende stirken und setzen uns dafiir ein, dass sie von
den Rundfunkgebiihren befreit werden und ein kostengtinstiges landes-
weites OPN'V-Ticket erhalten kénnen. Eine kostenlose Nutzung der &f-
fentlichen Verkehrsmittel konnen wir allerdings noch nicht gewahrleisten.

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Die SPD-
Landtagsfraktion Schleswig-Holstein unterstiitzt die Forderung von Ju-
gend im Landtag. Die SPD setzt sich seit lingerem fiir eine ErmifSigung
im 6ffentlichen Nahverkehr fiir Freiwilligendienstleistende ein. Dazu hat-
ten wir den Antrag19,/885 zur Verbesserung der Rahmenbedingungen fiir
Freiwilligendienste im Landtag eingebracht. Hierzu wurde auch ein Land-
tagsbeschluss gefasst. Mittlerweile wurde fiir Freiwilligendienstleistende
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die Moglichkeit geschaffen, am ,,Job Ticket der NAH.SH“ teilzunehmen.
Die Sozialausschussmitglieder hatten sich mit den Landessprecher*innen

der Jugendfreiwilligendienste in Schleswig-Holstein 2021 ausgetauscht.
Hierbei wurde angemerkt, dass das Bundesfreiwilligendienstgesetz noch

angepasst werden muss, damit die Einsatzstellen das Jobticket fiir Frei-
willigendienstleistende bezahlen diirfen. Hierfiir setzen wir uns ein. Wie

eine Ausweitung auch auf Inhabende der ,,Ehrenamtskarte® moglich ist,
muss gepriift werden.

Insgesamt hat die SPD Schleswig-Holstein bereits 2019 den Beschluss ge-
fasst, dass der OPN'V langfristig fiir alle Nutzerinnen und Nutzer — un-
abhingig von ihrem Alter — kostenlos angeboten werden soll. Dies wollen

wir Schritt um Schritt umsetzen! Von einem kostenfreien 6ffentlichen

OPNV hitten alle Biirgerinnen und Biirger einen Nutzen und gerade un-
tere und mittlere Einkommensschichten der Bevolkerung wiirden von der
Kostenfreiheit des OPNV profitieren. Bitte hierzu auch unsere Stellung-
nahme zu JiL 34/10 Neu lesen.

Biindnis 9o/DIE GRUNEN im Schleswig-Holsteinischen Landtag:
Aktuell setzen wir uns fiir ein Bildungsticket ein, dass dann auch die eh-
renamtlich und freiwillig Tatigen einbezieht.

FDP-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Die Férderung
des Ehrenamts in Schleswig-Holstein hat zu jeder Zeit einen Schwer-
punkt unserer Ehrenamtspolitik gebildet. Diesen Weg werden wir auch
zukiinftig weiter mit den im Ehrenamt titigen Organisationen und Ver-
einen gehen. Die Férderung, bzw. Ubernahme von Fahrtkosten im Nah-
verkehr fiir Freiwilligendienstleistende wird heute schon vielfach von
den Freiwilligendiensttrigern tibernommen, zudem koénnen FSJ’ler, im
Rahmen des Jobtickets, den Azubitarif nutzen, wodurch sie bereits heu-
te in Stidten wie Kiel, Litbeck oder Flensburg kostenlos den Nahverkehr
nutzen kénnen.

Die Einfiihrung kostenfreier Nahverkehrsticket erfordert den finanziellen

Stellungnahmen

141



Ausgleich dieser Vergiinstigungen mit Landesmitteln, die jedoch begrenzt
sind. Zudem sind Investitionen in die Verbesserung von Attraktivitit,
Angebot und Qualitit des Nahverkehrs sehr kostenintensiv, sodass zu-
sitzliche Tarifsubventionen fiir generelle Investitionen in den Ausbau der
Infrastruktur fehlen. Kostenfreie Tickets sind daher griindlich zu diskutie-
ren. Schleswig-Holstein hat dabei jedoch nur Einfluss auf den Landestarif,
nicht aber auf die Tarife der anderen Bundeslinder oder des Bundes.

SSW im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Siehe Antwort JiL
34/12 NEU NEU.

Ministerium fiir Wirtschaft, Verkehr, Arbeit, Technologie und

Tourismus: Die Freiwilligendienste sind ein wichtiger Baustein ehren-
amtlichen Engagements auf der einen Seite und eine Chance zur Person-
lichkeitsentwicklung und Horizonterweiterung der Freiwilligendienst-
leistenden auf der anderen Seite. Als freiwilliges Engagement sind die

Freiwilligendienste grundsitzlich ein unentgeltlicher Dienst. Das Ta-
schengeld, welches die Einsatzstelle den Freiwilligen gewahrt, entspricht
einer Aufwandsentschidigung fiir ein Ehrenamt. Neben dem Taschengeld

werden Freiwilligen in diesem Zusammenhang auch Sachbeziige gewihrt.
Dazu gehortz. B. Verpflegung und Unterkunft, Arbeitskleidung, aber auch

die Fahrkostenerstattung. Seit April 2021 steht Freiwilligendienstleisten-
den das NAH.SH-Jobticket im Auszubildendentarif zur Verfiigung. So-
fern sich Trager oder Einsatzstelle des Freiwilligendienstleistenden hieran

beteiligen, kénnen die Kosten fiir die Nutzung des OPNV fiir die Freiwil-
ligendienstleistende deutlich gesenkt werden, teilweise sogar auf o €, z. B.
in den Stadtverkehren in Kiel, Liibeck oder Neumiinster. Wie ,,teuer” das

NAH.SH-Jobticket fiir einen/eine Freiwilligendienstleistende ist, hingt
insbesondere vom Zuschuss des Tragers oder der Einsatzstelle ab, da sich
hieran auch der gewihrte Rabatt bemisst.

Das Bundesministerium fiir Familie, Senioren, Frauen und Jugend
(BMFSF]J) setzt sich seit geraumer Zeit fiir eine ,,Freie Fahrt fiir Freiwillige
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mit der Deutschen Bahn® ein. Vor dem Hintergrund, dass das Bundes-
ministerium der Verteidigung der Deutschen Bahn seit 2020 einen pau-
schalen Betrag dafiir zur Verfiigung stellen kann, dass Soldatinnen und

Soldaten in Uniform ohne eigene Kosten auch fiir private Fahrten Tickets

bei der Deutschen Bahn buchen diirfen, und nun erste Erfahrungen ge-
sammelt wurden, hat das BMFSF] 2021 erste Gespriche fiir die Freiwil-
ligen mit der Deutschen Bahn aufgenommen. Die Gesprache beziiglich

einer etwaigen dhnlichen Initiative zugunsten der Freiwilligendienstleis-
tenden in BFD, FSJ und FOJ werden 2022 fortgesetzt.

Landesgruppe Schleswig-Holstein in der CDU-Bundestagsfraktion:
In vielen gesellschaftlichen Bereichen engagieren sich junge Menschen
in einem FSJ, FOJ oder Bundesfreiwilligendienst. Ein Teil der Freiwilli-
gendienstleistenden unterstiitzt das Ehrenamt vor Ortals wichtige Sdule.
Dadurch sind die Dienste oftmals der Einstieg junger Menschen in ein
sich anschlieBendes Ehrenamt. Wir werden die Freiwilligendienste wei-
terentwickeln und ausbauen. Dabei muss auch die Vergilitung iiberpriift
werden. Wir wollen Freiwilligendienstleistende von der Rundfunkgebiihr
befreien und fiir diese Gruppe ein kostengiinstiges landesweites OPN V-
Ticket einfiihren.

Landesgruppe Schleswig-Holstein in der SPD-Bundestagsfraktion:
Ob Sport-, Museumsverein, Freiwillige Feuerwehr, Tafel, Kirche oder
Nachbarschaft, das biirgerschaftliche und ehrenamtliche Engagement in
Rendsburg-Eckernforde, Schleswig-Holstein und im ganzen Land kennt
viele Formen. Eins haben sie alle gemeinsam: Sie sind bedeutend fiir unse-
ren gesellschaftlichen Zusammenbhalt, tragende Saulen der Demokratie.
Die Corona-Krise hat einmal mehr verdeutlicht, wie wichtig Solidaritat
und gegenseitige Unterstiitzung sind. Ehrenamtliches Engagement ist
wertvoller als je zuvor. Wir Sozialdemokratinnen und Sozialdemokra-
ten wollen diese Strukturen auch in Zukunft erhalten und méoglichst aus-
bauen. In diesem Rahmen sollte auch gepriift werden, ob die Forderung
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von Jugend im Landtag nach einer kostenlosen Nutzung des OPNV fiir
Freiwilligendienstleistende und andere ehrenamtlich Engagierte — die ich
grundsitzlich befirworte — rechtlich und finanziell umsetzbar ist. (Sonke
Rix, MdB)

Landesgruppe Schleswig-Holstein in der Biindnis go/DIE GRU-
NEN-Bundestagsfraktion: Engagement und Ehrenamt stiitzen unsere
Gesellschaft auf vielfiltige Weise. Die Aufgabe des Staates ist es, Engage-
ment und Ehrenamt zu ermoglichen, zu férdern und zu stiarken.
Zusammen mit Lindern und Kommunen wollen wir eine Engagement-
karte einfithren, um den Besuch von Schwimmbidern und Kulturein-
richtungen oder die Nutzung von OPNV zu vergiinstigen. Aus diesem
Grund sieht die Griine Landesgruppe den Antrag positiv, wobei mit einer
Vergiinstigung gestartet werden sollte.
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JiL34/1 NEU
Bedingte Legalisierung des Wirkstoffes ,,THC “ der Cannabis-Pflanze
(Antrag siehe S.23-24)

Der Deutsche Bundestag wird aufgefordert, den Verzehr, Besitz und Ver-
trieb des Wirkstoffes ,,THC* der Cannabis-Pflanze mit einem Mindest-
Verhiltnis von 50 % des Wirkstoff CBD und einer Maximal-Konzentra-
tion von 25 % im Verhiltnis zum gesamtverzehrbarem Konsummittel zum
Verkauf im zertifizierten Fachhandel und in Apotheken zu legalisieren.

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Die CDU-
Landtagsfraktion sieht die Legalisierung von Cannabis kritisch. Cannabis
ist kein harmloser Konsumartikel, sondern eine Einstiegsdroge. Der Frei-
zeitkonsum ebnet den Weg zu den sogenannten ,,harten Drogen®. Und
je friher der Erstkonsum erfolgt, desto hoher die Wahrscheinlichkeit der
Suchtentstehung. Fiir eine Legalisierung von Cannabis brauchen wir kluge
und gut durchdachte Konzepte, die sich mit der Produktion und Ausgabe
von Cannabis befassen. Aufklirende Privention und informative Beratung

sind dabei ebenso wichtig.

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Die SPD be-
furwortet eine kontrollierte Abgabe von Cannabis als Genussmittel in

lizensierten Fachgeschiften. Dadurch wird die Qualitit kontrolliert, die

Weitergabe verunreinigter Substanzen verhindert und der Jugendschutz

gewihrleistet. Diese Ziele sind im Koalitionsvertrag auf Bundesebene ver-
einbart. Die Legalisierung der Abgabe von Cannabisbliiten oder anderen

THC-haltigen Cannabisprodukten an Erwachsene, schlief3t dabei den Ver-
zehr, Besitz und Vertrieb des Wirkstoffs THC mit ein. Ob Apotheken in

die Abgabe von Cannabis als Genussmittel miteinbezogen werden steht
derzeit noch zur Diskussion. Auch iiber klare Wirkstoffgrenzen und Wirk-
stoffverhiltnisse, wie die von Tetrahydrocannabinol (THC) oder Cannbi-
diol (CBD) wird eine Diskussion und Meinungsfindung noch folgen.
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Biindnis 9o/DIE GRUNEN im Schleswig-Holsteinischen Landtag:
Diese Anregung von Jugend im Landtag finden wir spannend und werden
sie gerne diskutieren und auf ihre Umsetzung auf der Bundesebene hin

prifen.

FDP-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Entsprechend

der Pline der Ampel-Koalition auf Bundesebene setzen wir Frei Demo-
kraten uns fiir eine kontrollierte Abgabe von Cannabis und Cannabispro-
dukte an Erwachsene zu Genusszwecken in lizenzierten Geschiften ein.
Das hierfiir zu schaffende Bundesgesetz soll den Plinen nach eine Eva-
luation auf gesellschaftliche Auswirkungen der Legalisierung nach vier

Jahren beinhalten. Die angestrebte Legalisierung wird zukiinftig dazu bei-
tragen, den Schwarzmarktverkaufzu unterbinden und Konsumentinnen

und Konsumenten einen sicheren Zugang zu sauberen und damit sicheren

Produkten zu geben. Durch die zu erwartenden Steuereinnahmen wieder-
rum werden Praventions- und Aufklirungsmafdnahmen finanziert wer-
den. Der Konsum von Cannabis ist lingst in der deutschen Gesellschaft
angekommen und damit auch ein fester Bestandteil unserer Gesellschaft.
Eine Legalisierung, wie schon lange von uns Freien Demokraten gefordert,

ist damit Gberfallig.

SSW im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Der SSW hat sich wie-
derholtim Sinne dieser Forderung der Jugend im Landtag eingesetzt. Die

aktuelle Entwicklung auf der adressierten Bundesebene stimmt uns zu-
mindest hoffnungsvoll, dass sich bei der Frage der Entkriminalisierung

und kontrollierten Abgabe von Cannabis endlich etwas bewegt. Fiir uns

istund bleibt aber besonders wichtig, dass die jeweiligen Verkaufsstellen

in der Lage sind, fachgerecht aufzukliren, und dass die Einnahmen durch

Besteuerung insbesondere in die Drogenpraventionsarbeit flief3en.

Ministerium fiir Soziales, Gesundheit, Jugend, Familie und Senioren:
Diese Forderung richtet sich an den Deutschen Bundestag und nicht an
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die Landesregierung. Es sei angemerkt, dass der Koalitionsvertrag auf
Bundesebene die kontrollierte Abgabe von Cannabis in lizensierten Ge-
schiften vorsieht.

Ministerium fiir Inneres, lindliche Riume, Integration und Gleich-
stellung: Zunichst sei erwihnt, dass in der Uberschrift von der Legali-
sierung des Wirkstoffes Tetrahydrocannabinol (THC) gesprochen wird.
Hierzu ist zu sagen, dass der Wirkstoff THC nichtillegal ist. Er untersteht

dem Betdubungsmittelgesetz und ist in Arzneimitteln auf Betdubungs-
mittelrezept legal erhiltlich.

Des Weiteren ist anzumerken, dass der Antrag unkonkrete Angaben ent-
hilt, weswegen eine eindeutige Stellungnahme nicht méglich ist. Die

Schwierigkeit besteht in erster Linie darin nachzuvollziehen, welcher
Wirkstoff, THC oder CBD, in welcher Konzentration und in welchem

Verhiltnis nach Vorstellung des Antragsstellers zum gesamtverzehrbaren

Konsummittel, welcher Art auch immer, stehen soll.

Aufgrund fehlender Konkretisierungen wurde die Stellungnahme in der
Annahme gefertigt, dass der Beschluss vorrangigauf die Freigabe von Can-
nabisprodukten, bspw. Marihuana, zu Rauchzwecken abzielt.

Hierzu sei festgestellt, dass Marihuana keine 25-50 % Cannabidiol (CBD)

enthilt. Es gibt kein Bliitenspitzenmaterial, und um das geht es beim Rau-
chen, dasneben THC, welcher Konzentration auch immer, 25-50 % CBD

enthilt. CBD ist ein nicht psychotroper Begleitinhaltsstoff in Cannabis.
Dieser kann in sog. CBD-Hanf auch den Hauptteil neben sehr geringen

Mengen THC (<1% THC) ausmachen. Aber CBD-Hanf mit 25-50 % CBD

ist hier nicht bekannt. Cannabisprodukte mit diesem CBD-Gehalt miiss-
ten, sofern sie nicht THC-haltig sind, nicht BtM-rechtlich betrachtet und

daher auch nichtlegalisiert oder freigegeben werden. Entsprechende Pro-
dukte missten moglicherweise jedoch arzneimittel-/lebensmittel- oder

bedarfsgegenstandsrechtlich bewertet werden, was aber nicht Gegenstand

dieser Betrachtung ist.

Sollten im Antragjedoch nicht Cannabisprodukte mit 25-50 % CBD, son-
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dern Produkte mit 25-50 % THC gemeint sein, so sei hierzu ausgefiihrt,
dass Cannabisbliitenmaterial tatsichlich in Ausnahmen bis zu 30 % THC

enthalten kann. Bliitenmaterial mit 50 % THC ist hier nicht bekannt. Der-
artig hochprozentiges Cannabismaterial wird hiesiger Einschitzung nach

aus Gesundheitsschutzgriinden mit Sicherheit nicht zum allgemeinen

Genuss durch Rauchen freigegeben; auch nicht in der geplanten kontrol-
lierten Abgabe. Derartiges Material wire aus toxikologischer Sicht wegen

der wesentlich schnelleren Anflutung grofler THC-Mengen im Korper

gefahrlicher einzustufen als Cannabisprodukte die im Durchschnitt 5-18 %

THC enthalten.

Aber auch unabhingig von der THC-Konzentration ist die polizeifach-
liche Sichtauf die Forderung nach Legalisierung/Freigabe des Wirkstoffs

THC (in verzehrbaren Konsummitteln) kritisch und im Ergebnis ableh-
nend.

THC istder psychoaktiv wirksame Bestandteil der Cannabis-Pflanze und

unterliegt den Bestimmungen des Betaubungsmittelgesetzes. Einer mog-
lichen Freigabe von Betdubungsmitteln widerspricht u.a. die Fiirsorge-
pflicht des Staates, seine Biirger von gesundheitsschidigendem Verhalten

abzuhalten. Entgegen der in der 6ffentlichen Diskussion vielfach festzu-
stellenden Verharmlosung des Cannabiskonsums, muss konstatiert wer-
den, dass THC zahlreiche physiologische und psychologische Gesund-
heitsschiaden verursacht. Insbesondere fiir Jugendliche in der Pubertit und

Adoleszenz besteht ein hohes Risiko von Gehirnentwicklungsschiden,
die nicht reversibel sind. Daran dndert auch eine kontrollierte Abgabe im

zertifizierten Fachhandel und in Apotheken nichts, wenn entsprechende

Produkte erst einmal etabliert sind.

In der Begriindung des Antragsstellers selbst wird in Hinblick auf eine

mogliche Einnahmengenerierung des Staates darauf verwiesen, dass

»durch eine Legalisierung das Interesse an Cannabis massiv gesteigert
werden wiirde®, darauthin , kann wohl mittelfristig mit einem weitaus

hoheren Ertrag gerechnet werden.“ Neben dem wegfallenden Hemmnis

Hllegalitit™ dirfte auch ein legalisiertes Angebot anderer verzehrbarer

148

34. Veranstaltung ,,Jugend im Landtag”



THC-haltiger Konsummittel neue Kiuferschichten generieren, die bislang
cannabisabstinent leben. Die in der Begriindung nur einseitig aufgefiihrte
und im Ubrigen spekulative fiskalpolitische Komponente unterschligt je-
doch die gesamtgesellschaftlichen Kosten, beispielsweise steigende Auf-
wendungen fiir Behandlungen, die mit einer Konsumausweitung einer
psychoaktiv hochwirksamen Substanz zwangsliufig einhergehen.
Zudem sind die erginzend angefithrten Einsparpotentiale bei Justiz und
Strafverfolgung nicht so eindeutig, wie in der Begriindung dargestellt. Nur
ein geringer Teil des Marktes wird sich in den regulierten Bereich verla-
gern. Dessen Volumen woméglich auch nur einen Teil der zu erwartenden,
neu geschaffenen Nachfrage einnimmt. Zu grof3 sind die Kostenvorteile
bei den illegalen, etablierten Bezugsmoglichkeiten, als das erlaubte Ver-
kaufsstellen hier umfassend konkurrenzfihig werden kénnen. Ein nach-
haltiger Riickgang des Aufwandes zur Kontrolle und Sanktionierung des
illegalen Markts ist damit nicht ersichtlich.

Mittelbare Folgen, beispielsweise im Strafdenverkehr durch zusitzliche
Verkehrsteilnehmer, die unter Drogeneinwirkung ein Kraftfahrzeug fith-
ren oder vermehrt auftretende Widerstandshandlungen im polizeilichen
Einsatzgeschehen durch unkontrolliertes Verhalten von unter Drogen-
einwirkung stehenden Personen, konnen ebenfalls nicht ausgeschlossen
werden und wiren hierzu noch einmal gesondert zu betrachten.
Praventionsarbeit im Sinne von Suchtverhalten sowie Erziehung zur
Suchtfreiheit miisste mit einer Cannabisausgabe in speziellen Shops oder
Apotheken fiir Personen ab 21 Jahren zwingend einhergehen. Hierfiir ist
die Polizei jedoch sachlich nicht zustindig. Dies ist Aufgabe anderer (so-
zialer) Institutionen. Der Suchthilfeplan der Landesregierung trifft hierzu
klare Aussagen.

Die Polizei unterstiitzt die anderen Institutionen in ihrer priventiven
Arbeit und stellt ihnen die polizeilichen Erkenntnisse und Erfahrungen
iiber die Rauschgiftkriminalitit zur Verfiigung. Dies gilt besonders fiir den
Kontakt und die Kooperation mit Schulen, z. B. tiber die Koordinierungs-
stelle gegen Suchtgefahren.
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Nach wie vor teilt die Polizei vollumfinglich die Auffassung der Kom-
mission Polizeiliche Kriminalpravention (KPK) vom 15. Oktober 2018,
die (im Auszug) lautet: ,,Die KPK hilt die Forderungen bzw. vorgeschla-
genen Modelle zur ,,Legalisierung von Cannabis“ nach Erfahrungen aus

jahrzehntelanger Bekimpfung der Rauschgiftkriminalitit sowie sucht-
praventiver Jugendarbeit fiir nicht ausgereift. Im Falle einer Freigabe von

Cannabisprodukten wiirde der Gesellschaft suggeriert, dass eine legal er-
hiltliche Substanz nicht gefihrlich sein kann. Insbesondere um gesund-
heitsgefihrdeten jungen Menschen zu helfen bzw. ihnen eine gesunde

Personlichkeitsentwicklung in unserer Gesellschaft zu ermoglichen,
wird eine Legalisierung von Cannabisprodukten abgelehnt. (...) In diesem

Zusammenhang sollte auch erwihnt werden, dass nach Meinung vieler
Suchtexperten der verharmlosende Begriff ,,weiche Droge® bzgl. heute

konsumierter Cannabisprodukte mit einem THC-Gehalt von 10 % bis

20 % nicht tragbar ist. Wissenschaftliche Erkenntnisse belegen, dass die

Wirkungen, insbesondere bei Kindern und Jugendlichen unberechenbar

und somit besonders gefdhrlich sind. (...) Zudem legalisiert eine Freigabe

nicht nur den bisherigen Konsum, sondern schafft auch neue Nachfrage.
Die Befiirworter einer Legalisierung konnen derzeitim Rahmen ihrer auf-
gezeigten Regelungsmodelle nicht erkennbar nachweisen, wie Angebot

und Nachfrage nach Cannabisprodukten gesenkt werden kénnten. Stra-
tegien zur Einddmmung der organisierten Kriminalitit werden ebenfalls

als wenig schliissig dargestellt.

Der Antrag ist aus polizeifachlicher Sicht abzulehnen.

Ministerium fiir Justiz, Europa und Verbraucherschutz: Der Sach-
verhalt unterliegt dem Betdubungsmittelrecht.

Die Bundesregierung hat in ihrem Koalitionsvertrag angekiindigt, die

kontrollierte Abgabe von Cannabis an Erwachsene zu Genusszwecken

in lizenzierten Geschiften einzufithren. Nahrungserganzungsmittel mit

Cannabidiol (CBD), einem weiteren, nicht rauscherzeugenden Inhalts-
stoff der Hanfpflanze, werden derzeit verstiarkt am Markt platziert. Nach

150

34. Veranstaltung ,,Jugend im Landtag”



der iibereinstimmenden Auffassung von Bund, Lindern sowie der EU-
Kommission unterliegen derartige Erzeugnisse der EU-Verordnung iiber
neuartige Lebensmittel und sind derzeit ohne Zulassung nicht verkehrsfa-
hig. Derzeit sind ca. 140 Antrige bei der EU-Kommission in Bearbeitung,
Zulassungen sind noch nicht erfolgt.

Landesgruppe Schleswig-Holstein in der CDU-Bundestagsfraktion:
Die CDU-Landesgruppe lehnt Bestrebungen fiir eine Legalisierung des
Verzehrs, Besitzes und Vertriebs von Cannabis ab. Die aktuelle Forschung
zeigt, dass ein regelmifSiger und hiufiger Cannabiskonsum die Hirnleis-
tung und insbesondere das Gedichtnis verschlechtern kann. Abhingig
vom Konsumverhalten zeigen sich zum Teil erhebliche Beeintrichti-
gungen bei der Lern- und Erinnerungsleistung, aber auch negative Aus-
wirkungen auf andere kognitive Fihigkeiten wie Aufmerksamkeit und
Denkleistung. Cannabis ist ein Risikofaktor fiir schwere psychische Er-
krankungen. Am deutlichsten ausgeprigt ist das erh6hte Krankheitsri-
siko bei Psychosen. Cannabiskonsumenten erkranken in der Regel rund
2,7 Jahre frither an der psychotischen Stérung und haben einen ungiins-
tigeren Krankheitsverlauf. Unter Cannabis treten haufiger zum ersten
Mal manisch-depressive Symptome auf, wie sie bei bipolaren Stérun-
gen beobachtet werden. Das Risiko hierfiir ist dreimal so hoch wie bei
Nichtkonsumenten. Cannabis erhoht das Risiko fiir Angststorungen
und Depressionen. Ein chronischer Cannabiskonsum erh6ht das Risiko
fir Atemwegserkrankungen. Das Risiko fiir Lungenkrebs oder Tumore
im Kopf-Hals-Bereich scheint dagegen nicht erh6ht zu sein. Allerdings
besteht ein signifikanter Zusammenhang zwischen Cannabiskonsum und
dem Auftreten von Hodenkrebs bei jiingeren Médnnern, insbesondere fiir
Mischtumore des Hodens (sogenannte Nichtseminome). Cannabiskon-
sum wahrend der Schwangerschaft kann Risiken fiir Mutter und Kind
bergen. Wihrend die Schwangeren selbst ein erhohtes Risiko fiir Ana-
mien (Blutarmut) haben kénnen, steigt durch den Cannabiskonsum die
Gefahr fur Entwicklungsstérungen des Fotus. Die Kinder kommen dann
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mit einem geringeren Geburtsgewicht zur Welt und sind 6fter auf inten-
sivmedizinische Mafsnahmen angewiesen.

Auch muss bezweifelt werden, dass eine Legalisierung den Schwarz-
markthandel reduziert. In Kanada ist der Handel mit Cannabis legalisiert

worden. Laut kanadischem Statistikamt kaufen mehr als zwei Drittel der

Konsumenten die Droge weiterhin auf dem Schwarzmarkt. Der Grund:

Der Schwarzmarkt passt sich den legalen Konkurrenzangeboten an. Die

Schwarzmarktpreise sind seit der Legalisierung unter das Niveau des le-
galen Verkaufs gesunken, bei gleichzeitigem Anstieg des Wirkstoffgehalts.
Auch Jugendliche versorgen sich weiterhin auf dem Schwarzmarkt.

Landesgruppe Schleswig-Holstein in der SPD-Bundestagsfraktion:
Die SPD-gefithrte Ampelkoalition wird die kontrollierte Abgabe von Can-
nabis als Genussmittel an Erwachsene einfiihren. Diese wird auflizensier-
te Geschifte beschrinkt sein. Dies sichert die Qualitit des abgegebenen
Produkts, verhindert die Weitergabe verunreinigter Substanzen und ga-
rantiert die Einhaltung des Jugendschutzes. Mit der Gesetzeseinfiihrung
ist eine Evaluation nach vier Jahren verbunden, die die gesellschaftlichen
Auswirkungen in den Fokus stellt. Eben diese Vereinbarungen wurden
im Koalitionsvertrag zwischen SPD, Biindnis 9o/Die Griinen und FDP
festgehalten. (Dr. Nina Scheer, MdB)

Landesgruppe Schleswig-Holstein in der Biindnis 9go/DIE GRU-
NEN-Bundestagsfraktion: Als Griine im Bundestag setzen wir uns seit
langem fiir die Beendigung des derzeitigen Umgangs und ein Cannabis-
Kontrollgesetz ein. Im Koalitionsvertrag bekennt sich die neue Bundes-
regierung aus SPD, Griinen und FDP dazu, die kontrollierte Abgabe von
Cannabis an Erwachsene zu Genusszwecken in lizenzierten Geschiften zu
legalisieren. Dies tragt auch zur Qualitdtskontrolle bei, wirkt der Weiter-
gabe verunreinigter Substanzen entgegen und hilft, dem Schwarzmarkt
den Boden zu entziehen. Zudem werden Polizei und Justiz entlastet. Der
regulierte Verkauf wahrt den Jugend- und Verbraucherschutz. Modelle
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zum Drug-Checking und MafSnahmen der Schadensminderung werden
ermoglicht und ausgebaut. Nach vier Jahren wird das Gesetz beziiglich
gesellschaftlicher Auswirkungen evaluiert. Die Regelungen sollen immer
wieder an neuen wissenschaftlichen Erkenntnissen gemessen und Maf2-
nahmen zum Gesundheitsschutz daran ausgerichtet werden.
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JiL34/10 NEU
Reform und Ausbau von OPNV und Regionalverkehr
(Antrag siehe S.36)

Die Landesregierung wird aufgefordert, den 6ffentlichen Personennah-
verkehr und den Regionalverkehr unter den folgenden mafgeblichen Ge-
sichtspunkten zu reformieren beziehungsweise auszubauen:

* Bessere Taktung im lindlichen Raum

* Subventionsausbau

* Ausbau von Buslinien und Schienennetz

* Senkung von Fahrpreisen (kurzfristig) — kostenfreier Nahverkehr

(langfristig)

* Ausbau der Regionalbahnlinien

¢ Schaffung besserer Anbindungen

* Abstimmung von Bus- und Zugfahrplinen

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Wir unter-
stiitzen als Fraktion den Ausbau einer starken Infrastruktur fiir den Ver-
kehr. Wir denken die Verkehrstriger als ,,Mobilitit* und wollen daher ge-
nau dieses Konzept von {ibergreifender Mobilitit auch im OPNV umset-
zen. Mobilitit bedeutet auch Erreichbarkeit der Orte. Auf Grundlage von
einem Gutachten, haben wir speziell fiir den Schienenverkehr den Ausbau
und Optimierung der kommenden Jahre untersucht. Daraus resultiert
der LNVP (Landesweiter Nahverkehrsentwicklungsplan), welcher den
massiven Ausbau und eine Bedarfsgerechte Anpassung von zubringender
Infrastruktur prognostiziert. Hierzu geh6ren auch der Ausbau von Linien,
Abstimmung und Frequenzerh6hung von Bus- und Zugfahrplinen sowie
die Optimierung von Tarifmodellen und besonderen Tickets wie einem
Semesterticket oder einem eventuellen Landes-Schiilerticket. Fiir den
lindlichen Raum werden wir auch agile Systeme wie Rufbusse weiter-
entwickeln und haben hierzu bereits Testszenarien in der Erprobung.
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SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Ihre Forde-
rungen unterstiitzen wir.

Siehe auch Absatz 1 AntwortJiL 34/12 NEU NEU

Die SPD Schleswig-Holstein hat bereits 2019 den Beschluss gefasst, dass

der OPNV langfristig fiir alle Nutzerinnen und Nutzer — unabhingig von

ihrem Alter — kostenlos angeboten werden soll. Dies wollen wir Schritt
fiir Schritt umsetzen! Von einem kostenfreien 6ffentlichen OPNV hitten

alle Biirgerinnen und Biirger einen Nutzen und gerade untere und mittlere

Einkommensschichten der Bevolkerung wiirden von der Kostenfreiheit
des OPNV profitieren. Somit geht es bei diesem Thema auch um grund-
legende Gerechtigkeitsfragen. Doch neben der Gerechtigkeitsfrage, d. h.
Mobilitit fiir alle Biirgerinnen und Biirger Schleswig-Holsteins unabhin-
gig vom Geldbeutel zu erméglichen, wire ein kostenloser OPN'V auch

einer der stirksten Hebel bei der Verkehrswende. Stddte und Gemeinden

wiirden durch eine deutlich positivere Umweltbilanz entlastet werden

und Deutschland den Klimaschutzzielen ziigig ndherkommen.

Auf dem Weg hin zu einem kostenfreien OPNV setzt sich die SPD fiir
einzelne Mafdnahmen ein, die vorerst deutlich kostengiinstigere Angebote

fir die Nutzerinnen und Nutzer schaffen.

Wir regen zum Beispiel seit Jahren an, neben einem vergiinstigten Ne-
benverkehrszeitenticket auch die Voraussetzungen fiir vergtinstigte Ein-
zeltickets zu schaffen — etwa in Form von Hin- und Riickfahrtickets. So

konnen zunichst auch diejenigen profitieren, die die Kosten fiir ein Mo-
natsticket nicht aufbringen kénnen. AufSerdem fordern wir mit einem

Pendlerticket, einem 9-Uhr-Ticket, der Ausweitung des HVV sowie

einem einheitlichen Nordtarif deutlich bessere Bedingungen im OPNV
fir viele tausend Nutzerinnen und Nutzer. Ein sog. 9-Uhr-Ticket macht

aber nur dort Sinn, wo bereits jetzt ein umfangreiches Angebot besteht. In

den lindlichen Regionen mit einer primar am Schiilerverkehr orientierten

Nahverkehrsversorgung setzen wir auf einen Ausbau von Ruf- und Biirg-
erbussen. In dieser Legislaturperiode haben wir die Landesregierung z. B.
auch aufgefordert, einen transparenten Nordtarif mit fairen Tarifzonen
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und durchgingigem Fahrkartensystem fiir Hamburg, Schleswig-Holstein
und den Norden Niedersachsens ziigig auf den Weg zu bringen. Wir wer-
den uns weiterhin fiir das Ziel eines einheitlichen Tarifverbundes im Nor-
den einsetzen. Tariferh6hungen aufgrund der Einfiihrung des Nordtarifs
sind aus unserer Sicht zu vermeiden.

Dank der intensiven Vorarbeit der SPD-gefiihrten Kiistenkoalition konn-
te die Umsetzung eines Semestertickets erreicht werden. Doch neben
den gut 50.000 Studierenden gibt es in unserem Land aber auch ebenso
viele Auszubildende. Wir wollen, dass auch sie bis zu einer Einfithrung
eines kostenfreien OPNV in den Genuss eines giinstigen OPN V-Tickets
kommen und im Dialog mit den Interessenvertretungen ein landesweites
Azubi-Ticket entwickelt wird. Auszubildende und Studierende sind fiir
uns gleich viel wert. Dafiir werden wir uns weiterhin einsetzen! Auch
bei der Schiilerbeférderung wiinschen wir uns eine Regelung. Hier sind
allerdings die jeweiligen Verkehrsbetriebe und die Triger zustandig.
Insbesondere im lindlichen Raum gilt es, auch alternative Mobilititssys-
teme und bedarfsorientierte Bedienformen des allgemeinen OPNV wie
Rufbusse und ehrenamtliche Biirgerbusse sowie Mitfahrportale, Anruf-
linienfahrten oder Anruf-Sammel-Taxis einzurichten und die verschie-
denen Verkehrsmittel sinnvoll miteinander zu verbinden. Hierdurch
konnen Angebote flexibler gestaltet und damit dem Bedarf besser ange-
passt werden. Wichtig dabei ist, dass alternative Mobilititsformen immer
eine Erginzung des gesamten Angebots darstellen, da die Sicherstellung
eines funktionstiichtigen 6ffentlichen Personennahverkehrs Aufgabe 6f-
fentlicher Trager ist und bleiben muss. Fir die Starkung des lindlichen
Raums ist aufSerdem die zligige Reaktivierung ehemaliger Bahnstrecken
ein wichtiger Baustein.

Um eine nachhaltige Nutzung des gesamten Angebotes des OPNV fiir
alle Biirgerinnen und Biirger sicherzustellen, muss eine smarte Abstim-
mung aller vorhandenen Verkehrsmittel aufeinander erfolgen, insbeson-
dere vom Fahrplan der Linienbusse auf den des Schienenverkehrs. Dies
gilt insbesondere fiir den lindlichen Raum, wo der Takt zwischen den
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betreffenden Linien weniger dicht ist. Aufgrund von kaum zumutbaren

Wartezeiten bei Fahrten von einem Ortin einen anderen werden lingere

Routen insbesondere im lindlichen Raum, mit dem Angebot des OPNV,
unattraktiv. Dies sollte behoben werden, durch die Erweiterung der letz-
ten zufithrenden Buslinien.

Biindnis 9o/DIE GRUNEN im Schleswig-Holsteinischen Landtag:
Wegen des Sachzusammenhangs werden die Fragen 34/10-12 und AK 3
NEU 5 gemeinsam beantwortet.

FDP-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Wir setzen

uns fiir eine spiirbare Steigerung der Attraktivitit und Qualitit sowie fiir
eine Modernisierung des Nahverkehrs ein. Denn nur mit einem guten

Nahverkehrsangebot konnen wir die Menschen zum Umstieg von der
Straf3e auf die Schiene tiberzeugen. Insofern unterstiitzen wir wesentliche

Ziele des Antrags. Bei der Diskussion um Verbesserungen im Nahverkehr
ist zundchst jedoch immer zwischen den Verkehrstrigern zu unterschei-
den, da das Land nur fiir den schienengebundenen Nahverkehr (SPNV)

zustandig ist. Fur Busse und U-Bahnen liegt die Zustindigkeit hingegen

bei den Kreisen. Das Land stellt der kommunalen Ebene jedoch unter-
stiitzend zur Erfiillung ihrer Aufgaben nicht unerhebliche Gelder zur Ver-
fiigung. Dies werden wir selbstverstindlich auch weiterhin so handhaben,
sodass die Kreise und kreisfreien Stidte ihre Angebote beibehalten bzw.
erweitern konnen. Dabei sind nicht nur ,,klassische Verkehrsmittel wie

Busse zu betrachten. Gerade mit Blick auf neue Technologien und digitale

Anwendungen muss im Nahverkehr ein umfassendes Angebot erarbeitet

werden, das z.B. auch autonome, nachfrageorientierte Fahrzeuge, Sha-
ring-Angebote, Elektrokleinstfahrzeuge oder auch Rufbusse einbezieht

und die Verkniipfung untereinander (Intermodalitit) berticksichtigt.

Zur Verbesserung des Nahverkehrs haben wir bereits viel auf den Weg

gebracht. Mit der Bestellung von iiber 50 modernen akkubetriebenen

Fahrzeugen werden bspw. nicht nur Emissionen gesenkt, sondern auch
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Qualitit, Komfort und Barrierefreiheit im Schienenverkehr verbessert.
Mit der Reaktivierung von Bahnstrecken, Vorplanungen fiir wichtige

Schieneninfrastrukturprojekte wie dem zweigleisigen Ausbau der noch

eingleisigen Marschbahnabschnitte sowie finanziellem und planerischen

Engagement fiir Nahverkehrsprojekte wie die S4 und S 21 hat das Land

bereits wichtige Weichen gestellt. Mit dem kiirzlich verabschiedeten Lan-
desweiten Nahverkehrsplan (LN VP) sind zudem eine Reihe weiterer Pro-
jekte aufgelistet, die in den kommenden Jahren zur Stirkung des 6ffent-
lichen Nahverkehrs angegangen werden sollen (u.a. Elektrifizierung der
Marschbahn, zweigleisiger Ausbau der Strecke Neumiinster-Bad Oldesloe,
Bau einer S4 (West)).

Allerdings ist zu berticksichtigen, dass jede Angebots- oder Qualitdtser-
weiterung immer mit hohen Kosten verbunden ist. Dies gilt umso mehr
fiir den Schienenverkehr, wenn dort infrastrukturelle Anpassungen oder
gar NeubaumafSnahmen notwendig wiren. Bereits heute ist der Nahver-
kehr nicht selbstfinanzierend, sondern muss im hohen Maf3e aus Steuer-
geldern finanziert werden. In der Diskussion um hohere Frequenzen, zu-
sitzliche Fahrzeuge oder Infrastrukturmafinahmen ist daher stets genau

abzuwigen, wie die begrenzt verfiigbaren Mittel am effizientesten ein-
gesetzt werden konnen. Fir uns ist wichtig, dass mit jedem investierten

Euro der grof3tmogliche Nutzen erzielt wird und so viele Biirgerinnen

und Birger wie moglich davon profitieren konnen. Gerade mit Blick auf
die begrenzten Finanzmittel ist ein kostenfreier Nahverkehr daher derzeit

nur schwer umsetzbar. Denn die Gelder, die fiir die Verglinstigung von

Tarifen aufgewendet werden miissten, wiirden z. B. beim Ausbau von In-
frastruktur, Qualitit und Frequenzen fehlen. Nichtsdestotrotz setzen wir

uns aber selbstverstindlich auch fiir attraktive Tarife neben dem Ausbau

des offentlichen Nahverkehrs ein, wie die Einfithrung des landesweiten

Semestertickets sowie das Jobtickets belegen.

SSW im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Siehe Antwort JiL
34/12 NEUNEU.
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Ministerium fiir Wirtschaft, Verkehr, Arbeit, Technologie und

Tourismus: Die Landesregierung hat mit ihrem aktuellen landesweiten

Nahverkehrsplan (LN VP) gerade aufgezeigt, wie sie den OPNV in Schles-
wig-Holstein voranbringen will. Darunter sind natiirlich auch Taktver-
dichtungen und die Reaktivierung von Strecken im SPN'V. Fiir die Bus-
verkehre sind im Land die Kreise und kreisfreien Stiddte verantwortlich.
Das Land unterstiitzt sie dabei mitjahrlich steigenden Zuschissen (in 2021

rund 77,9 Mio. €). Viele Kreise haben begonnen ihre Verkehre auszuweiten

und zu attraktiveren.

Zusammen mit dem Land werden auch moderne Beférderungsformen

wie das ,,Poolriding® erprobt (Projekt REMO im Kreis Rendsburg-
Eckernforde).

Die Finanzierung des OPNV stiitzt sich auf zwei Siulen. Zum einen sind

dies die Fahrgeldeinnahmen, die noch nicht einmal 50 % der tatsichlichen

Kosten abdecken, zum anderen 6ffentliche Gelder des Bundes, des Landes

und der Kreise und kreisfreien Stadte.

Ein Wegfall des Einnahmeposten ,,Fahrgelder® hitte zur Folge, dass das

OPNV-Angebot eingeschrinkt werden miisste, da eine Kompensation

aus weiteren Offentlichen Geldern derzeit unrealistisch ist.

Kreise, kreisfreie Stidte und das Land arbeiten zusammen im Nahver-
kehrsverbund NAH.SH daran, das OPNV-Angebot im Land zu verbes-
sern und die verschiedenen Verkehrsformen noch besser aufeinander ab-
zustimmen.

Landesgruppe Schleswig-Holstein in der CDU-Bundestagsfraktion:
Die CDU-gefiihrte Landesregierung hat mit dem neuen landesweite Nah-
verkehrsplan (LN VP) ist ein sehr ambitioniertes Konzept der Landesre-
gierung fiir besseren Nahverkehr in Schleswig vorgelegt und setzt damit
einen Schwerpunkt auf dem Thema Bahn. Das Ziel ist die Verbesserung
der Takte, die Reaktivierung von Strecken, den Ausbau von Strecken und
die Starkung der Elektrifizierung. Damit sollen bessere Anbindungen,
bessere Verbindungen und zufriedenere Fahrgiste sichergestellt werden.
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Dadurch sollen:

1. 20 Prozent mehr Fahrgiste als 2019 erreicht werden

2. Verlissliche Qualitit und zufriedene Fahrgiste.

3. 100 Prozent barrierefreier Ausbau der Bahnstationen

4. Kiirzere Wege und bessere Erreichbarkeit.

5. Einen klimaneutralen SPNV.
Ab 2022 sollen folgende Mafdnahmen fortgefithrt oder kurzfristig realisiert
werden:
Die Planungsbeschleunigung soll fiir ein robustes Netz ebenso wie das
Stationsqualititsmanagement fortgefithrt und verbessert und ein Infra-
strukturqualititsmanagement eingefithrt werden. Die CDU-Landesgrup-
pe unterstiitzt die Bemiithungen der Landesregierung in diesem Bereich.

Landesgruppe Schleswig-Holstein in der SPD-Bundestagsfraktion:
Wir wollen Linder und Kommunen in die Lage versetzen, Attraktivitat
und Kapazititen des OPNV zu verbessern. Der Koalitionsvertrag sieht
hierfiir einen Ausbau- und Modernisierungspakt vor, bei dem sich Bund,
Linder und Kommunen iiber die Finanzierung abstimmen und zugleich
Qualitatskriterien und Standards fiir Angebote und die Erreichbarkeit fir
urbane und lindliche Riume definieren. Aus Sicht der SPD-Bundestags-
fraktion sind auch die Taktung und die Kapazitit des OPNV wichtige
Ansatzpunkte im stidtischen Bereich. Zudem gilt es, die Chancen und
Moglichkeiten der Digitalisierung, des vernetzten Fahrens sowie innova-
tiver Mobilitdtslésungen zu nutzen. Entsprechende Vorhaben sind auch
im Koalitionsvertrag verankert. Gerade wir Sozialdemokrat*innen sehen
uns bei der Verkehrswende aber auch in der Pflicht, dass Mobilitit fiir alle
bezahlbar bleibt. Modelle wie das 365-Euro-Ticket oder Modellprojekte
fir einen ticketfreien Nahverkehr sind daher begriifSenswert. (Mathias
Stein, MdB)
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Landesgruppe Schleswig-Holstein in der Biindnis 9o/DIE GRU-
NEN-Bundestagsfraktion: Wegen des Sachzusammenhangs werden

die Fragen 34,/10-12 gemeinsam beantwortet:

Wir brauchen tiberall, sowohl fiir den lindlichen Raum als auch in den

Stadten, nicht nur fiir die Klimarettung sondern gerade auch fiir bessere

Lebensqualitit fiir die Menschen einen sehr guten und miteinander ver-
netzten Umweltverbund aus Zug, Bus, Fahrrad (gerne auch elektrisch

unterstiitzt), Carsharing und weiteren Verkehrsmitteln wie z.B. Scoo-
ter. Dazu gehoren auch giinstige Tarifangebote. Die Voraussetzungen zu

schaffen, dass die Linder den Ausbau des Nahverkehrs voranbringen, ha-
ben wir Griine uns im Bund vorgenommen. Die Schiene hat dabei fiir uns

Griine eindeutig den Vorrang vor der Strafe. Pauschalfinanzierte Verkehre

sind dabei fiir uns ein sehr interessantes Mittel.
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JiL 34/3 NEU
Programm zur Schaffung neuer Psychotherapiepliitze
(Antrag siehe S.27)

Die Landesregierung wird aufgefordert, sich fiir die Schaffung neuer
Psychotherapieplitze einzusetzen. Dies soll durch eine Férderung der
Ausbildung und Schaffung von Anreizen fiir diesen Berufszweig erfol-
gen. Dies gilt sowohl fiir Psychotherapeut*innen als auch Kinder- und
Jugendpsychotherapeut*innen. Né6tigenfalls soll sich das Land auch auf
Bundesebene dafiir einsetzen.

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Die CDU-
Landtagsfraktion unterstiitzt die Férderung neuer Psychotherapieplit-
ze. Es sollten mehr Anreize geschaffen werden, um mehr auszubilden.
Auflerdem sollten gute Arbeitsbedingungen gestirkt werden, um sie in
ihrem Berufsfeld zu halten. Gemeinsam mit der KVSH muss das Land
Schleswig-Holstein nach praktikablen Losungen suchen.

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Die SPD be-
firwortet die Verbesserung der psychotherapeutischen Versorgung und
das Vermindern von Wartezeiten auf einen Behandlungsplatz, insbeson-
dere fiir Kinder und Jugendliche. Die Bedarfsplanung fiir die Niederlas-
sung von Psychotherapeuten liegt auf Bundesebene. Im Koalitionsvertrag
der SPD-gefithrten Bundesregierung ist eine reformierte, psychothera-
peutische Bedarfsplanung und der bedarfsgerechte Ausbau von Kapazi-
tdten festgeschrieben. Dariiber hinaus will die SPD im stationdren Bereich
fiir eine leitliniengerechte, psychotherapeutische Versorgung und eine be-
darfsgerechte Personalausstattung sorgen. Der Bedarf an psychotherapeu-
tischer Versorgung wichst stetig, vor allem die Pandemie 16st einen noch
grof3eren Bedarf aus. Wir haben daher als SPD-Landtagsfraktion kleine
Anfragen zur Situation in Schleswig-Holstein gestellt und die Versorgung
von Kindern und Jugendlichen besonders in den Blick genommen. So sind
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leider Wartezeiten von ca. 6 Monaten fiir Tageskliniken in Schleswig-
Holstein festzustellen. Die Wartezeiten in der ambulanten Versorgung
konnten von der Landesregierung leider nicht ermittelt werden. In einer
weiteren kleinen Anfrage an die Landesregierung ermitteln wir aktuell
die Ausbildungssituation in der Kinder- und Jugendlichenpsychothera-
pie. Wir brauchen gut ausgebildete Therapeut*innen, dafiir sind auch pas-
sende Ausbildungsbedingungen in Schleswig-Holstein von Néten. Ein
wichtiger Schritt fiir eine bessere Ausbildung war die Gesetzesreform
zur Psychotherapeutenausbildung 2019 auf Bundesebene. Sie macht den
Berufsweg der Psychotherapeutin / des Psychotherapeuten attraktiver.
Ein neuer, eigenstindiger Studiengang Psychotherapie fithrt zu Master-
abschluss und Approbation als Psychotherapeutin oder Psychotherapeut.

Biindnis 9o/DIE GRUNEN im Schleswig-Holsteinischen Landtag:
Die psychotherapeutische Versorgung in Schleswig-Holstein ist nicht op-
timal aufgestellt. Insbesondere im ambulanten Versorgungsbereich gibt es
Engpisse und lange Wartezeiten. Das ist bei der Behandlung von Kindern
und Jugendlichen ein grofes Problem. Eine Erh6hung der Ausbildungs-
kapazititen allein wird keine Losung bringen. Die aktuellen Regelungen
fiir die Zulassung von Therapeut*innen und damit deren Moglichkeit, mit
den Krankenkassen abzurechnen, sind unzureichend. Wir werden uns
sehr gerne auf Bundesebene und gegentiber der Kassenirztlichen Bundes-
vereinigung fiir eine Uberarbeitung der Zulassungsmodalititen einsetzen.

FDP-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Ob Depres-
sionen, Angststorungen oder Sucht — psychische Erkrankungen haben
gerade in der leider noch immer andauernden Coronavirus-Pandemie
weiter zugenommen. Vor allem bei Kinder- und Jugendlichen haben die
durch die Pandemie ausgesprochenen Schutzmafsnahmen zu einem an-
steigenden Trend notwendiger Behandlungen gefithrt. Diesem negativen
Trend missen wir uns gesellschaftlich stellen und geeignete Mafinahmen
hiergegen treffen. Der Erhalt, aber auch die Schaffung eventuell notwendi-
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ger weiterer Behandlungsmoglichkeiten gegen psychische Erkrankungen
wird seitens der Landesregierung sowie den Jamaika-Fraktionen aktiv dis-
kutiert. Das Antragsbegehren werden wir daher in diese Diskussionen

mit einflief3en lassen.

SSW im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Die Versorgungssitua-
tion und teilweise Unterversorgung mit Psychotherapieplitzen beschif-
tigt uns nicht nur seit langem, sondern erfiillt uns auch mit zunehmender
Sorge. Zum Gliick werden psychische Erkrankungen auch gesellschaftlich
immer mehr als tatsichliche oder ,,echte Erkrankungen anerkannt. In-
folgedessen gibt es also eine wachsende Nachfrage nach psychologischen
Behandlungen, aber immer noch zu wenig Angebote. Fir gesetzlich Ver-
sicherte sind 6 Monate auf der Warteliste leider keine Seltenheit. Es ist
also vollig klar, dass diese Forderung der Jugend im Landtag, nicht nur vor
dem Hintergrund der Pandemie mit ihren gravierenden Auswirkungen
auf die Psyche vieler Menschen, sinnvoll ist. Die von der Jugend im Land-
tag angeregten MafSnahmen konnen hier sicher helfen und werden daher
vorbehaltlos vom SSW unterstiitzt. Gleiches gilt fiir die unter JiL. 34/35
formulierte Forderung, die Vergabekriterien fiir das Psychologiestudium
dergestalt zu dndern, dass mehr und geeignetere Menschen ein Studium
der Psychologie aufnehmen. Auch die Frage der Unterstiitzung angehen-
der Therapeut*innen durch das Land ist uns wichtig. Denn die Ausbil-
dung kann gut und gerne 40.000 € kosten, was sicher viele grundsitzlich
interessierte Menschen abschreckt. Wir werden uns daher gerne in diesem

Sinne einsetzen.

Ministerium fiir Soziales, Gesundheit, Jugend, Familie und Senioren:
Die Ausbildung der psychologischen Psychotherapeuten und Psychothe-
rapeutinnen wurde bereits mit dem Gesetz tiber den Beruf der Psycho-
therapeutin und des Psychotherapeuten vom 15.09.2019 grundlegend re-
formiert. Das Studium endet zukiinftig mit einer Approbation, welche be-
reits zur Behandlung von Patientinnen und Patienten berechtigt. An das
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Studium wird sich zukiinftig analog zu den Arztinnen und Arzten eine
Weiterbildungszeit anschlief3en. Im Rahmen dieser Weiterbildungszeit
erhalten angehende Psychotherapeutinnen und Psychotherapeuten eine
Vergiitung. Durch den Bundesgesetzgeber wurden mithin weitreichende
Mafinahmen geschaffen, um die Ausbildung attraktiver zu gestalten und
die Vergiitung im Rahmen der Ausbildung zu erh6hen. Weitere Mafinah-
men der Landesregierung erscheinen aktuell daher nicht geboten zu sein.

Landesgruppe Schleswig-Holstein in der CDU-Bundestagsfraktion:
Gesundheit trigt einen wesentlichen Teil zu einem selbstbestimmten und
freiheitlichen Leben bei. Eine gute medizinische und zahnmedizinische,
psychotherapeutische und pflegerische Versorgungist dafiir unabdingbar
und gehort fiir uns zu den Kernaufgaben der Daseinsvorsorge —egal, ob auf
dem Land oder in der Stadt. Dabei bildet die freiberufliche, selbstindige
Struktur bleibt fiir uns das Riickgrat dieser Versorgung. Die CDU-Lan-
desgruppe befiirwortet entsprechende Bemithungen das Angebot von
psychotherapeutischen Betreuungsangebot im Land zu verbessern.

Landesgruppe Schleswig-Holstein in der SPD-Bundestagsfraktion:
Im Koalitionsvertrag haben wir festgelegt, dass wir eine bundesweite
Aufklirungskampagne zur Entstigmatisierung psychischer Erkrankun-
gen starten. Dies ist auch notwendig, da derartige Erkrankungen hiufig
noch immer tabuisiert werden, wenngleich sich in den letzten Jahren
und Jahrzehnten einiges verbessert hat. Konkret hat sich die Ampel-Ko-
alition vorgenommen, die psychotherapeutische Bedarfsplanung zu re-
formieren, um Wartezeiten auf einen Behandlungsplatz zu reduzieren,
insbesondere fiir Kinder- und Jugendliche, aber auch in lindlichen und
strukturschwachen Gebieten. Das bedeutet auch, dass wir mehr Kassen-
sitze brauchen und vor allem auch das Bedarfssystem fiir die Kassensitze
entsprechend anpassen. Zudem soll die ambulante psychotherapeutische
Versorgung insbesondere fiir Patientinnen und Patienten mit schweren
und komplexen Erkrankungen verbessert werden. Generell brauchen wir

Stellungnahmen

165



auch im stationdren Bereich eine leitliniengerechte psychotherapeutische

Versorgung und eine entsprechende Personalausstattung. Die psychiat-
rische Notfall- und Krisenversorgung wird zudem flichendeckend aus-
gebaut. (Dr. Ralf Stegner, MdB)

Landesgruppe Schleswig-Holstein in der Biindnis go/DIE GRU-
NEN-Bundestagsfraktion: Die Griine Landesgruppe unterstiitzt diese
Forderung. Neben der Schaffung besserer Ausbildungsbedingungen fiir
Psychotherapeut*innen (PP und KJP) muss vor allem die Neubewertung
und Anpassung der Anzahl der Kassensitze in den Kreisen und Stiadten
dringend erfolgen. Die bundesweite Bedarfsplanung gehort modernisiert.
Beides ist im Koalitionsvertrag der neuen Bundesregierung vereinbart
worden, ebenso die bessere Vernetzung von schon vorhandenen Versor-

gungsstrukturen.
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JiL 34 /Dringlichkeitsantrag 5 NEU
SchliefSung Lungenklinik Borstel (Kreis Segeberg)
(Antrag siehe S.18-19)

Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung werden
aufgefordert, sich dafiir einzusetzen, dass die Lungenklinik Borstel min-
destens bis zum Ende der Pandemie nicht geschlossen, sondern erweitert

wird.

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Die Medizi-
nische Klinik Borstel ist seit dem 31.12.2021 geschlossen. Diesen Umstand
bedauern wir sehr. Allerdings konnte die Klinik aufgrund gesundheits-
wirtschaftlicher Faktoren nicht mehr aufrechterhalten werden. Die Bor-
steler Lungenarztpraxis des Medizinischen Versorgungszentrums (MVZ)
wird aber weitergefiihrt und steht zur Versorgung ambulanter Patienten

weiterhin zur Verfiigung.

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Die SPD-Land-
tagsfraktion bedauert die SchlieRung der Medizinischen Klinik in Borstel.
Sie galt als grof3tes Behandlungszentrum fiir Patienten mit komplizierter

oder multiresistenter Tuberkulose in Deutschland und als eines der erfah-
rensten dieser Zentren in Westeuropa. Die Patienten kamen teilweise mit

Tuberkuloseerkrankungen aus aller Welt. Es sind vor allem wirtschaftliche

Aspekte, die zu einer SchliefSung gefithrt haben. Gesundheit darf aber keine

Ware sein und wirtschaftlichen Aspekten unterliegen. Daher fordern wir
schon linger Reformen in der Krankenhausfinanzierung.

Die bisherige Patientenversorgung und klinische Forschung der Medi-
zinischen Klinik in der Pneumologie und Infektiologie soll in enger Ko-
operation mit der Christian-Albrechts-Universitit zu Kiel ab Januar 2022
am UKSH in Kiel fortgefithrt werden. Die neue ,,Leibniz Lungenklinik®,
die jetzt am UKSH neu eingerichtet wurde, steht gleichermaf3en fiir die

Krankenversorgung mit modernster Diagnostik und Therapie wie fiir die
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Erforschung von Lungenerkrankungen zur Verfiigung, ist im Gegensatz
zu Borstel deutlich besser auf long covid-Patient*innen eingestellt. In
Schleswig-Holstein nimmt zudem die LungenClinic Grosshansdorf als
offizielles Lungenzentrum (G-BA) in Schleswig-Holstein und als eine in-
ternational anerkannte Fachklinik fiir simtliche Erkrankungen der Lunge
und Atemwege eine besondere Rolle fiir die Versorgung von COVID-
Patient*innen ein. Eine schlechtere Versorgung von Patient*innen so-
wie ein Bettenverlust ist insgesamt nicht zu erwarten. Gleichwohl ist die
SchliefSung von Borstel fachlich zu einem falschen Zeitpunkt realisiert
worden. Wir haben uns auch aus Standortgriinden fiir den Erhalt ausge-
sprochen. Zudem ist die Trennung des Forschungszentrums Borstel und
der Klinik bedauerlich besonders, weil das Forschungszentrum gerade fiir
viel Geld ausgebaut wurde.

Biindnis 9o/DIE GRUNEN im Schleswig-Holsteinischen Landtag:

Die Lungenklinik Borstel genief3t hohes Ansehen und ist in Schleswig-
Holstein bei der Behandlung von spezifischen Lungenerkrankungen, z. B.
der Tuberkulose, federfithrend. Das ist insbesondere in der Pandemie

wichtig. Das Ende am Standort Borstel ist nicht mehr abzuwenden. Die

Pneumologie wird an das UKSH tiberfithrt und dort fortgefiihrt. Es wird

versucht, moglichst vielen der bewihrten Mitarbeiter*innen ein attrak-
tives Angebot zu machen, damit diese den Wechsel der Klinik auch per-
sonlich mitgehen.

FDP-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Die Schlie-
3ung der Lungenklinik Borstel ist zum 31.12.2021 vollzogen worden. Die
bis Ende 2021 vollbrachte Patientenversorgung und klinische Forschung
der Medizinischen Klinik in der Pneumologie und Infektiologie wird nun-
mehr in enger Kooperation mit der Christian-Albrechts-Universitit zu
Kiel ab Januar 2022 am UKSH in Kiel fortgefithrt werden. Das Univer-
sitatsklinikum Schleswig-Holstein (UKSH) eréffnete zum 1.1.2022 eine

neue interdisziplinire Einheit zur Versorgung von Patienten mit Lun-
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generkrankungen. Auf der Station C420 vereinigt sich das international

anerkannte Wissen und Kénnen der ehemaligen Medizinischen Klinik
Borstel und der Pneumologie der UKSH-Klinik fir Innere Medizin L. Die

neue ,,Leibniz Lungenklinik® steht gleichermaflen fiir die Krankenversor-
gung mit modernster Diagnostik und Therapie wie fiir die Erforschung

von Lungenerkrankungen.

SSW im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Die SchliefSung der Lun-
genklinik Borstel hat bekanntlich auch den Sozialausschuss des Landtags

beschiftigt. Eine solche Entscheidung wirkt nicht zuletzt vor dem Hinter-
grund der Coronapandemie absolut kontraproduktiv und ist aus Sicht des

SSW ganz ohne Frage bedenklich. Auch in diesem konkreten Fall zeigen

sich leider die Schattenseiten eines iiberwiegend privatwirtschaftlich orga-
nisierten Gesundheitswesens. In einem solchen System werden Abteilun-
gen und Hiuser, die keinen Profitabwerfen, iiber kurz oder lang geschlossen.
Renditeerwartungen wiegen schwerer als die Interessen der Patient*innen

an einer guten, wohnortnahen Versorgung. Wir fordern daher grundsitz-
lich, dass die Krankenhiuser im Land langfristig wieder in 6ffentliche Tra-
gerschaft zurtickgefithrt werden. Wie erwihnt ist der einvernehmliche

Beschluss des Direktoriums und Kuratoriums der Klinik, den medizini-
schen Bereich zum 31.12. 2021 zu schlief3en, absolut bedauerlich. Aber im be-
stehenden System scheint uns das Argument, nach dem die Forschung als

Kernaufgabe des Leibniz Lungenzentrums durch die wirtschaftliche Schief-
lage der Klinik nicht gefahrdet werden soll, nachvollziehbar. Laut Gesund-
heitsministerium fithrt dieser Schritt auch nicht zu Einschrainkungen bei

der Behandlung von Corona-Infizierten. Natiirlich sehen wir jegliche Kli-
nikschliefSung in unserem Flichenland erst einmal kritisch. Aber in diesem

Fall geht es auch um die iiber 350 Mitarbeiter*innen des Forschungszent-
rums, deren Arbeitsplitze zumindest langfristig gesichert werden kénnen.
Und die Tatsache, dass einhergehend mit diesem schwierigen Beschluss mit
dem Betriebsrat ein Sozialplan verhandelt wurde, der seinen Namen auch

verdient, ist aus unserer Sicht zumindest ein kleiner Trost.
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Ministerium fiir Bildung, Wissenschaft und Kultur: Die finanzielle

Lage der Klinik ist bereits seit Jahren schwierig. Dies ist unter anderem

auch darauf zuriickzufithren, dass sie als kleine Forschungsklinik im

Betrieb erhohte Kosten hat, vor allem durch den Unterhalt der medizi-
nischen und nicht-medizinischen Infrastrukturen, die Vorhaltung von

Forschungsflichen und Mehraufwendungen bei Spezialuntersuchungen.
Dadie Ausrichtung der Klinik am Forschungsauftrag des Forschungszen-
trums Borstel (FZB) orientiert ist, kann sie nicht die Einnahmen eines

normalen Krankenhausbetriebs generieren.

Das Forschungszentrum Borstel als Trager der Klinik haftet fiir deren Ver-
bindlichkeiten, so dass durch die finanziellen Defizite der Klinik nicht nur
die Medizinische Klinik, sondern auch die gesamte Stiftung als internatio-
nal anerkannte Forschungseinrichtung auf dem Gebiet der Lungenkrank-
heiten in ihrem Bestand bedroht ist.

Um die Insolvenz des FZB zu verhindern, blieb trotz aller Bemithungen

daher keine andere Méglichkeit, als der SchliefSung der Medizinischen

Klinik zum 31. Dezember 2021 zuzustimmen. Dies war allerdings nur
moglich, weil es gelungen ist, die fiir die Forschung des FZB essenzielle

klinische Anbindung durch eine Kooperation mit dem Universititsklini-
kum Schleswig-Holstein (UKSH) sicherzustellen. Das dahinterstehende

gemeinsam von FZB und UKSH entwickelte medizinische Konzept ist
eine tragfihige Losung, die sogar die Moglichkeit bietet, durch eine Neu-
ordnung und Verstirkung der bisherigen Zusammenarbeit beider Partner
die Forschung und die Krankenversorgung auf dem Gebiet der Pneumo-
logie im Land nachhaltig zu verbessern.

Der Prozess zur SchliefSung der Klinik ist bereits weit vorangeschritten

und wird zum Jahresende 2021 vollzogen. Seit dem 25. November 2021

wurden keine Patientinnen und Patienten mehr stationir behandelt (bis

auf die Patientinnen und Patienten des Schlaflabors).

Landesgruppe Schleswig-Holstein in der CDU-Bundestagsfraktion:
Die CDU-Landesgruppe bedauert den Entschluss des Kuratoriums des
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Forschungszentrums Borstel die SchlieBung der angeschlossenen Klinik
aus Kostengriinden zu veranlassen und unterstiitzt entsprechende Bemii-

hungen den Weiterbetrieb des Hauses zu gewihrleisten.

Landesgruppe Schleswig-Holstein in der SPD-Bundestagsfraktion:
Der Betrieb und die SchliefSung von Kliniken liegen im Verantwortungs-
bereich der Lander. Insofern verweise ich auf die Ausfithrungen der SPD-
Landtagsfraktion.

Allerdings hat die Corona-Pandemie uns allen die Schwichen unseres
Gesundheitssystems als Resultat jahrelanger Versiumnisse schmerzlich
vor Augen gefithrt. Wir méchten aus den Fehlern lernen, die in der Ver-
gangenheit gemacht wurden und haben uns deshalb fiir die kommende
Legislaturperiode zum Ziel gesetzt, die Zustinde im Gesundheitssektor
deutlich zu verbessern.

Hierfiir planen wir einerseits die Verbesserung der Arbeitsbedingungen
fiir die Beschiftigten und andererseits die Sicherstellung der Gesundheits-
versorgung, auch in landlichen und strukturschwachen Regionen: unter
anderem durch eine langfristig stabile Finanzierung des Gesundheitswe-
sens, bessere Lohn-, Ausbildungs- und Arbeitsbedingungen, Digitalisie-
rung, Biirokratieabbau und die Gewinnung von auslindischen Fachkraf-
ten. Um die Versorgung besonders in lindlichen Regionen zu verbessern
wollen wir eng mit den Lindern und den Kassenirztlichen Vereinigungen
zusammenarbeiten, um beispielsweise den Ausbau multiprofessioneller,
integrierter Gesundheits- und Notfallzentren voranzutreiben. (Bengt
Bergt, MdB)

Landesgruppe Schleswig-Holstein in der Biindnis 9o/DIE GRU-
NEN-Bundestagsfraktion: Die Lungenklinik Borstel genief3t hohes An-
sehen und istin Schleswig-Holstein bei der Behandlung von spezifischen
Lungenerkrankungen, z.B. der Tuberkulose federfithrend. Die Klinik
wurde zum Ende des Jahres geschlossen. Leider gab es keine dauerhafte
Perspektive fiir den Fortbestand der Klinik, weil die Bettenzahl sehr gering
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ist. Dabei verzichten das Land Schleswig-Holstein und die Bundesrepu-
blik jedoch keinesfalls auf die Expertise der dort titigen Arzt*innen und
Expert*innen, vielmehr werden die Chancen hinsichtlich der im UKSH
in Kiel neu geschaffenen Abteilung betont. Es wird versucht, moglichst
viele der Mitarbeiter*innen ein attraktives Angebot zu machen, um eben-
falls zu wechseln. Die Biindelung der Kompetenzen am neuen Standort
soll sowohl eine nachhaltige Versorgung aller Patient*innen wie auch die
finanzielle Ausstattung der Fachrichtung gewahrleisten. Leider haben die
neuen Vorgaben des gemeinsamen Bundesausschusses bei der relativ ge-
ringen Bettenzahl des Klinikums in Borstel keine anderen Moéglichkeiten

zugelassen.
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JiL34/13
OPNV-,Deutschland Abo-Upgrade* dauerhaft umsetzen
(Antrag siehe S.40)

Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung werden
aufgefordert nach den guten Erfahrungen des ,,Deutschland Abo-Upgra-
de* darauf einzuwirken, dass OPN V-Abonnenten kostenlos deutschland-
weit den gesamten Nah- und Regionalverkehr dauerhaft und ganzjihrig
nutzen dirfen. Fir einen Lastenausgleich soll dabei gesorgt sein.

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Die Umset-
zung sowie die Resonanz auf den ,,Deutschland Abo Upgrade*lassen sich

als Erfolg ansehen. Eine weitreichende Diskussion tiber eine mogliche

Ausweitung des Tickets auf den generellen Einsatz, auch aufderhalb von

solchen Sonderaktionen, ist ein Prozess, den wir gerne weiterverfolgen

und diese Ideen in unsere Fachbereiche mitnehmen. Jedoch wird dies ein

Projekt sein, welches nicht nur durch die Landesregierung oder das Par-
lament in Schleswig-Holstein gel6st werden kann. Ob eine kostenlose

deutschlandweite Nutzung mit den Verkehrsunternehmen zu verhandeln
sein wird ist hierbei auch fraglich. Eventuelle Mehrkosten miissten durch
die Ticketinhaber oder durch den 6ffentlichen Haushalt getragen werden.
Wir werden uns hierzu in die Diskussion begeben und Danken fiir die

Anregung.

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Wir freuen
uns iber die gute Resonanz auf das Deutschland Abo-Upgrade. Sie hat
wieder einmal gezeigt, dass das Interesse am OPNYV sehr hoch ist und
kostengiinstige Angebote die Motivation zum Umstieg auf den OPNV
steigern. Die Aktion war wurde als einmalige Dankesaktion bundesweit
von den Verkehrsunternehmen und Verkehrsverbiinde selbst finanziert.
Uber eine dauerhafte Fortfiihrung des Angebots kénnen diese nur selbst
entscheiden, da hiermit erhebliche Fahrgeldeinbuf3en einhergehen.
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Biindnis 9o/DIE GRUNEN im Schleswig-Holsteinischen Landtag:
Das ,,Deutschland Abo-Upgrade® ermoglichte der Abokundschaft, vom

13. bis 26. September 2021 den Nah- und Regionalverkehr mit Bus und

Bahn in rund 95 Prozent der bundesdeutschen Verkehrsverbiinde und

Verkehrsunternehmen ohne zusitzliche Kosten zu fahren. Dies war ein

Dank der Unternehmen an die treue Stammkundschaft, die ihre Abon-
nements trotz der Pandemie nicht gekiindigt hatte. Diese Aktion war
einmalig und zeitlich begrenzt. Sie ist in seiner Art auch nicht fiir einen

Dauerzustand geeignet, da sonst die Kundschaft komplett zum bundes-
weit billigsten Abonnement wechseln wiirde.

Gerade das Losen einer Fahrkarte in einem anderen Tarifbereich wird

schnell zur komplizierten und oft auch iiberfordernden Aufgabe, die auch

dazu beitrigt, nicht mit dem Umweltverbund zu fahren. Deshalb treten

wir Griine fiir eine deutliche Vereinfachung des Tarifs ein wie zum Beispiel

dem Mobil-Pass. Interessant erscheint da eher das neue ,,KlimaTicket O

Alle 6ffentlichen Verkehrsmittel Osterreichs mit einem einzigen Ticket

fiir ein Jahr zu maximal 1.095€ (Startseite — KlimaTicket). Dabei ist al-
lerdings zu beriicksichtigen, dass Osterreich im Vergleich zu Deutsch-
land nur ein Viertel der Fliche und nur ein Zehntel der Menschen hat. Es

konnte aber als Vorbild dienen fiir eine regionale ,,Klimakarte Nord“. Dies

werden wir gerne weiter diskutieren.

FDP-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Das ,,Deutsch-
land Abo-Upgrade war ein einmaliges Angebot der Verkehrsunterneh-
men und -verbiinde infolge der Pandemie. Die dauerhafte kostenfreie
Nutzung des bundesweiten Nah- und Regionalverkehrs wiirde eine im-
mense finanzielle Bezuschussung aus Steuermitteln bedeuten. Dadurch
koénnten wichtige Investitionen z.B. in den Ausbau des Schienennetzes,
die Beschaffung neuer Fahrzeuge oder die Steigerung der Nahverkehrs-
qualitit durch zusitzliche Strecken und Takte nicht getitigt werden. Denn
die verfiigbaren Finanzmittel sind stark begrenzt und der Nahverkehr in
seiner heutigen Form muss bereits in hohem Maf3e mit staatlichen Mitteln
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bezuschusst werden. Insofern wird die Forderung des Antrags kritisch
gesehen.

SSW im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Ein ,,Deutschland Abo-
Upgrade“ klingt wie ferne Zukunftsmusik, sollte es aber nicht sein. Jedoch
sehen wir in der Abstimmung und Umsetzung grof3e Hiirden. Unsere
Erfahrungen beziiglich eines einheitlichen Nordtarifs machen dies leider
nur zu deutlich. Der SSW hat sich seinerzeit in der Kiistenkoalition fiir
einen einheitlichen Nordtarif eingesetzt, jedoch sind wir immer noch
fernab der Umsetzung. Dies zeigt, dass allein die Abstimmung innerhalb
der norddeutschen Linder dicke Bretter sind, die gebohrt werden miissen.
Es bedarf der Uberzeugung der anderen Partner, die an einem Nordtarif
beteiligt werden sollen und das ist nicht immer einfach. Entsprechend he-
rausfordernd sehen wir die Schaffung eines ,,Deutschland Abo-Upgrades®.
Ministerium fiir Wirtschaft, Verkehr, Arbeit, Technologie und Tourismus
Das ,,Abo-Upgrade Deutschland“ war ein einmaliges Angebot der Ver-
kehrsunternehmen in Deutschland, das die Abonnement-Karten-Inhaber
,,belohnen® sollte, die ihr Jahresabonnement wihrend der Corona-Krise
in 2020/2021 nicht gekiindigt hatten. Ob die Verkehrsunternehmen an
einer Verstitigung des Angebots interessiert sind, muss eruiert werden.
Grundsitzlich sind die 6ffentlichen Mittel fiir den OPN'V besser in einen
Ausbau des Angebotes investiert, als in Tarifsubventionierungen.

Landesgruppe Schleswig-Holstein in der CDU-Bundestagsfraktion:
Die CDU-Landesgruppe Schleswig-Holstein setzt sich dafiir ein, die Fahr-
preise verringern. Daher unterstiitzen wir ein kostengiinstiges Ticket fiir
Auszubildende und Freiwilligendienstleistende. Denn gerade diese sind
auf Bus und Bahn angewiesen, um zur Ausbildungsstitte, zur Berufsschu-
le oder dem Dienstortzu gelangen. Um Schiilerinnen und Schiiler von all-
gemeinbildenden Schulen und deren Eltern zu entlasten, werden wir uns
fiir eine landesweite Deckelung der Schiilerbeférderungskosten einsetzen.
Dartiber hinaus wollen wir fiir Gelegenheitsfahrer das flexible Monats-
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ticket fiir Bus und Bahn einfithren, um dadurch den Anreiz zu steigern,
den OPN'V zu nutzen. Erginzend zu Abovertrigen und Monatstickets soll
die Moglichkeit gegeben werden, mit einem 30er-Ticket zu verglinstigten
Konditionen 30 Mal im Jahr flexibel Bus und Bahn zu nutzen

Landesgruppe Schleswig-Holstein in der SPD-Bundestagsfraktion:
Ein bezahlbarer 6ffentlicher Nahverkehr sowie einheitliche Tarifstruktu-
ren sind wichtige Stellschrauben, um die Attraktivitit und somit die Nut-
zung klimafreundlicher Mobilititsformen zu férdern. Als SPD-Bundes-
tagsfraktion unterstiitzen wir bereits Konzepte wie das 365-Euro-Ticket
und auch Modellprojekte zur ticketfreien Nahverkehrsnutzung sind
grundsitzlich begriiRenswert. (Mathias Stein, MdB)

Landesgruppe Schleswig-Holstein in der Biindnis go/DIE GRU-
NEN-Bundestagsfraktion: Das ,,Deutschland Abo-Upgrade war eine
spannende Initiative von Verkehrsunternehmen. Sie war aber als kurz-
fristige Aktion im Zusammenhang mit Corona ausgerufen worden. Einen
dhnlichen, zeitlich langeren, Versuch hatte es schon in fritheren Zeiten mit
dem Nordticket gegeben, bei dem sich die Verbundpartner die Tickets der
jeweiligen anderen anerkannten. Dieses wurde jedoch wiedereingestellt,
daviel Kundschaft zu Angeboten giinstigerer Verbiinde abwanderten. Das
. Klima-Ticket O“in Osterreich, das die Freie Fahrt auf allen Strecken er-
laubt, ist ebenfalls ein interessanter Ansatz, den die Griine Landesgruppe
sehr begriifdt. Dabei steht nicht nur die preisliche Attraktivitit im Vor-
dergrund, sondern auch die Vereinfachung. Im Umweltverbund mobil
zu sein muss bundesweit mindestens so einfach sein wie mit dem Auto.
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Arbeitskreis 2
»Schule — Ausbildung®

JiL34/18+19+21 NEUNEU
Moderner Umgang mit gendergerechter Sprache
(Antrige siehe S. 4548 / S.50)

Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung werden

aufgefordert, die Wahlfreiheit tiber die Nutzung gendergerechter Sprache

in schriftlicher Form an Schulen und Universititen wieder zu erlauben

und diese Schreibweise nicht als Fehler zu werten. In offiziellen Schrei-
ben der Bildungseinrichtungen sowie des Landtags, der Landesregierung

und ihrer Mitglieder soll geschlechtersensible Sprache verwendet wer-
den. Es soll die unterschiedliche Bewertung der gendergerechten Sprache

und dem generischen Maskulinum unterbunden und die gendergerechte

Sprache in die Abiturprifungsverordnung aufgenommen werden. Jugend

im Landtag spricht sich aus Griinden der Barrierefreiheit fiir das Gender-
sternchen als zu verwendende Variante aus.

Der Erlass vom 09.09.2021 des Ministeriums fiir Bildung, Wissenschaft

und Kultur des Landes Schleswig-Holstein in Bezug auf das Verbot der

Nutzung von erginzenden Hilfszeichen zur genderneutralen Schreibwei-
se wie Gendersternchen an Schulen soll per Abstimmung in der nichsten

Sitzung des Schleswig-Holsteinischen Landtages zuriickgezogen werden.

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Der CDU-
Landtagsfraktion ist die Verwendung von geschlechtersensibler und

nicht-diskriminierender Sprache ein wichtiges Anliegen. Sprache muss

verstandlich sein und zum Beispiel auch fiir Menschen ohne mutter-
sprachliche Kenntnisse zuginglich sein.

Die zentrale Instanz in Sachen deutscher Rechtschreibung ist der Rat fiir
deutsche Rechtschreibung. In ihm sind die wichtigsten wissenschaftlich
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und praktisch an der Sprachentwicklung beteiligten Gruppen vertreten.
Die CDU-Landtagsfraktion folgt seiner Empfehlung und fachlichen Ex-
pertise. Daher soll von dem Erlass zur Verwendung geschlechtergerechter
Sprache im Unterricht und in der Kommunikation von Schulen nicht ab-
gesehen werden. Er macht die in Schleswig-Holstein bereits seit dem Jahr
2006 geltende Rechtslage deutlich.

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Sprache ver-
indert sich, so wie sich die gesamte Gesellschaft verandert. Heute wire

es nicht mehr akzeptabel, einen Brief, der nicht an eine Einzelperson ad-
ressiert ist, mit ,,Sehr geehrte Herren® zu beginnen, sondern es ist seit

Jahrzehnten selbstverstindlich, einen Brief mit ,,Sehr geehrte Damen

und Herren® zu beginnen. Erst in den letzten Jahren ist die Tatsache ins

allgemeine Bewusstsein gedrungen, dass es auch Menschen gibt, deren

Identitit sich nicht in der bindren Norm Mann oder Frau bewegt.

Wir haben weder in Deutschland noch international einen Konsens darii-
ber gefunden, in welcher Artsich eine gendersensible Sprache artikulieren

sollte. Dies ist nichts, was der Schleswig-Holsteinische Landtag entschei-
den konnte.

Was jedoch unserer Uberzeugung nach nicht akzeptabel ist, ist das An-
rechnen eines Fehlers mit Notenrelevanz, wenn sich Schiiler*innen etwa

mit dem Sternchen oder dem grof3en Binnen-I um eine gegenderte Aus-
drucksweise bemithen. Das haben wir unter anderem in einer Landtagsde-
batte am 23.09.2021 so vertreten und die Bildungsministerin aufgefordert,
ihren entsprechenden Erlass zuriickzuziehen.

Da es in dieser Frage noch keine verbindliche Regelung fiir die deutsche

Sprache gibt, kann umgekehrtauch keine Pflicht zu einer gendergerechten

Schreibung angeordnet werden.

Aber fir uns als SPD ist sprachliche Gleichbehandlung aller Geschlechter
unerlasslich fiir eine erfolgreiche Gleichstellung.
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Biindnis 9o/DIE GRUNEN im Schleswig-Holsteinischen Landtag:
Wir Griine stehen voll und ganz zur Einschitzung von Jugend im Landtag
zur gendergerechten Sprache. Schulen sind Lebensorte, sie miissen die
Vielfalt des Lebens zulassen und widerspiegeln. Es gibt mehr als zwei Ge-
schlechter und sehr unterschiedliche Selbstverstindnisse von Geschlecht
und Sexualitit. Gendergerechte Sprache bildet dies ab und macht reales
(gesellschaftliches) Leben sicht- und horbar. Gerne setzen wir uns da-
fiir ein, dass an Schulen in Schleswig-Holstein das ,,Gender*sternchen®
gleichberechtigt neben der Nennung von beider binirer Geschlechter
(Schiilerinnen und Schiiler) oder neutralen Begrifflichkeiten (Lernende)
verwendet werden darf und nicht als Fehler gewertet wird. Wir setzen
uns fiir eine gendergerechte Sprache ein und haben den Erlass der Bil-
dungsministerin, der die Nutzung von Hilfszeichen zur genderneutralen
Schreibweise verbietet, auch entsprechend kritisiert. Sprachentwicklung
per Erlass zu verbieten, ist in unseren Augen der falsche Weg.

FDP-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag: In der Schule

wird die deutsche Sprache nach einheitlichen Regeln erlernt, fiir die der
Rat fur deutsche Rechtschreibung die Leitlinien vorgibt. Schulen und Uni-
versititen erfilllen nicht den Zweck, gesellschafts- oder politische Fragen-
stellungen in die Bildungs-Institutionen zu tragen. Das Gendern, dessen

Auswirkungen und die in Teilen breit zu beobachtende Ablehnung in der
Bevolkerung, sind Fragen der gesellschaftlichen und politischen Debatte

und miissen auch dort, im demokratischen Diskurs, beantwortet wer-
den. Die willkiirliche Abianderung der Sprache iiber Gendersternchen,
Unterstrich oder Doppelpunkt sind nicht nur Erschwernisse beim Ler-
nen, gerade fiir sozial benachteiligte Schiiler, sondern vor allem auch keine

zuldssigen orthografischen Schriftzeichen. Der willkiirliche Gebrauch im

offiziellen Schriftverkehr und in den Bildungseinrichtungen ist daher ab-
zulehnen.

Stellungnahmen

179



SSW im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Der Umgang mit Spra-
che befindet sich dauerhaft im Wandel. Sprache verdndert sich und in
ihrer Veranderung bildet sie Gesellschaft ab und schafft Bewusstsein. Aus
psycholinguistischen Studien wissen wir schon lange, dass gedanklich
ausgeblendet wird, wer nicht zur Sprache kommt. Oder anders herum:
Wer gedanklich mitgemeint wird, sollte auch mitbenannt werden. In-
klusion und Diversitit manifestieren sich eben auch sprachlich. Und das
Ziel, gesellschaftlich weniger Menschen auszuschlief3en, kann und sollte
sich wunderbar auch im sprachlichen Handeln zeigen. Durch den Erlass
vom 09.09.2021 hat das Bildungsministerium den Schulen die Entschei-
dungsspielriume in der Diskussion um gendergerechte Sprache genom-
men. Stattdessen wire ein Erlass hilfreich gewesen, der ihnen rechtssicher
mehrere Moglichkeiten fiir gendersensible Sprache zur Verfiigung stellt.

Ministerium fiir Inneres, landliche Riume, Integration und Gleich-
stellung: Das Ziel der am 21.12.21 vom Kabinett beschlossenen Strategie

fiir das Land Schleswig-Holstein zur Gleichstellung von Frauen und Min-
nern ist es, Frauen auch in der Sprache sichtbar zu machen. Die deutsche

Sprache ist noch immer maskulin geprigt und vernachlissigt in vielen

Fillen Frauen. Das prigt Stereotype und Rollenbilder auch bereits bei Kin-
dern. Eine durchgingige Regelung zur Schreibweise wurde in den schles-
wig-holsteinischen Richtlinien iiber Gesetz- und Verordnungsentwiirfe

noch nicht aufgenommen.

Derzeit wird die Regelung tiber die ,,geschlechtergerechte Sprache® in

Entwiirfen iiber Rechtsvorschriften so ausgelegt, dass, wenn keine neut-
rale Formulierung moglich ist, die weibliche und die méannliche Sprach-
form aufzufiihren sind, wobei die weibliche der minnlichen Sprachform

vorangestellt wird. Um das bewusste Mitdenken von Mannern und Frau-
en zu unterstiitzen, empfiehlt es sich, auch im behérdlichen Verkehr eine

einheitliche Sprache einzufiihren. Das MILIG empfiehlt auch hier, grund-
sitzlich die Paarform, d. h. weibliche und die mannliche Sprachform, zu

verwenden, wobei die weibliche der mannlichen Sprachform vorange-
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stellt wird in Verbindung damit, dass dort—wo neutrale Formulierungen
existieren — diese im Sinne der besseren Lesbarkeit verwendet werden

konnen.

Ministerium fiir Bildung, Wissenschaft und Kultur: Der ,,Erlass zur
Verwendung geschlechtergerechter Sprache im Unterricht und in der
Kommunikation von Schulen“ vom 9. September 2021 hatte nicht die

Funktion, tiber Sprachregelungen zu entscheiden, sondern auf das ,,Amt-
liche Regelwerk" hinzuweisen und dadurch ein einheitliches Vorgehen zu

gewihrleisten sowie gleichzeitig auf die Bedeutung und die vielfiltigen

Formen gendergerechter Sprache hinzuweisen. Durch diese Klarstellung

sollen Konflikte um die Bewertung und die Bedeutung geschlechterge-
rechter Sprache zwischen Lehrkriften und Eltern bzw. Schiilerinnen und

Schiilern vermieden werden.

Das Amtliche Regelwerk wird vom Rat fiir deutsche Rechtschreibung

herausgegeben und bildet die Grundlage fiir die Bewertung der Recht-
schreibleistungen von Schiilerinnen und Schiilern. Dieser von der KMK
beauftragte Expertenrat hat zuletzt seine Stellungnahme zur geschlech-
tersensiblen Sprache am 26.03.2021 aktualisiert (Geschlechtergerechte

Schreibung: Empfehlungen vom 26.03.2021 (rechtschreibrat.com)) und

wird die Entwicklung weiterhin beobachten.

Ein Alleingang Schleswig-Holsteins in dieser Frage ist daher zu vermei-

den, der Antrag abzulehnen.

Landesgruppe Schleswig-Holstein in der CDU-Bundestagsfraktion:
Uns ist die Verwendung von geschlechtersensibler Sprache wichtig, da-
mit sich niemand ausgeschlossen fiithlt. Dennoch soll die Verwendung
geschlechtersensibler Sprache jeder und jedem selbst tiberlassen sein.
Sprache ist grundsitzlich erst einmal Privatsache. Mit uns gibt es keine
Sprachpolizei, die ideologisch vorgibt, wie gesellschaftlicher Wandel in
der Sprache vorweggenommen werden soll. Sprache soll nicht nur ge-
schlechtersensibel verwendet werden, sondern gleichermafSen moglichst
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barrierefrei fiir Menschen mit Einschrankungen und mit eingeschranktem
Verstiandnis der deutschen Sprache sein. Die Verwendung von geschlech-
tersensibler Sprache sollte Schriftstiicke und Ver6ffentlichungen von Be-
horden und staatlichen Einrichtungen aber nicht verkomplizieren. Wir
sind gegen eine Sanktionierung sowohl der Nicht-Anwendung wie auch
der Anwendung von geschlechtersensibler Sprache in Hochschulen und
Behorden. Die in Schule vermittelte Grammatik und Rechtschreibung
muss den Vorgaben des Rates fiir deutsche Rechtschreibung entsprechen.
Geschlechtergerechte Schreibung darf im Interesse der Lernbarkeit nicht
das Erlernen der geschriebenen deutschen Sprache erschweren. Wir wol-
len, dass Sprachwandel und Sprachpolitik im Deutschunterricht themati-
siert werden und sprechen uns dafiir aus, Varianten der ,,gendergerechten
Sprache® in diesem Kontext zu behandeln.

Landesgruppe Schleswig-Holstein in der SPD-Bundestagsfraktion:
Damals wie heute ist unsere Sprache entlarvend relevant fiir den ausge-
driickten Respekt oder fiir eine ausgedriickte Missachtung. Eine bewusste
Sprache, die die Gleichstellung der Geschlechter strikt beachtet, ist darum
auch immer ein wertvoller Beitrag, um Frauen in unserer Gesellschaft mit
Respekt gegeniiber ihrem starken Anteil und ihrer Leistung fiir den gesell-
schaftlichen Zusammenhalt zu wiirdigen. Ich finde es wichtig, dass jede
Person fiir sich selbst entscheiden kann, ob sie gendert oder eben nicht.
Die Moglichkeiten sind vielfiltig: Gendersternchen, Gendergap oder das
Binnen-I. Pers6nlich wihle ich am liebsten und sehr bewusst seit fast drei
Jahrzehnten als Ansprache beispielsweise ,,Liebe Blirgerinnen und Biirger
oder ,Liebe Kolleginnen und Kollegen* und will damit die Gleichstellung
bei der Geschlechter und den Respekt gegeniiber allen Menschen gleicher-
maflen betonen. Fir Schulen ist es meiner Meinung nach wichtig, ein-
heitliche Regelungen zu verwenden. Sich aus Griinden der Barrierefrei-
heit fiir das Gendersternchen als zu verwendende Variante aussprechen,
wiirde ich deshalb unterstiitzen. Doch die Organisation der Nutzung
von gendergerechter Sprache an Schulen obliegt allein den zustindigen
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Bundeslindern. Der Bund hat im Bildungsbereich keine Entscheidungs-
befugnisse. Dennoch hoffe ich, dass ihr Apell zur Wiedereinfithrung der
Wahlfreiheit tiber die Nutzung gendergerechter Sprache erfolgreich sein
wird. (Bettina Hagedorn, MdB)

Landesgruppe Schleswig-Holstein in der Biindnis 9go/DIE GRU-
NEN-Bundestagsfraktion: Die Griine Landesgruppe Schleswig-Hol-
stein begriifst den Antrag 34/18+19+21 NEU.

Ein Verbot der Nutzung von gendergerechter Sprache an Schulen lehnen

wir ab.
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JiL 34/22+23 NEU
Verpflichtende psychologische Lehrginge in Bildungseinrichtungen
sowie Anpassung des § 6 Absatz 2 Landesverordnung iiber die
Erteilung von Zeugnissen, Noten und anderen erginzenden Angaben
in Zeugnissen, um psychisch kranke Schiiler nicht zu benachteiligen

(Antrége siehe S.51-53)

Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung werden
aufgefordert, verpflichtende Lehrginge fiir Lehrende von Bildungsein-
richtungen einzufithren. In diesen Lehrgingen soll iiber den Umgang
mit psychischen Krankheiten und den daraus folgenden Einschrinkun-
gen aufgeklirt werden. Besonders soll auf die Krankheiten Soziale Pho-
bie, Depression, Manie, AD (H)S, Panikst6rung sowie Posttraumatische
Belastungsstorung eingegangen werden. Diese Lehrginge miissen durch
Fachpersonen wie Psychiater, Psychotherapeuten oder Schulpsychologen
erfolgen. Ebenfalls sollen die entsprechenden Rechtsnormen insofern an-
gepasst werden, dass es Schiiler*innen mit psychischen Krankheiten er-
moglicht wird, ihren Schulabschluss trotz ihrer Krankheit/en genauso gut
zu absolvieren wie psychisch gesunde Schiiler*innen.

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Psychische
Gesundheit ist eine wesentliche Grundlage fiir das Lernen. Damit dies ge-
lingen kann, unterstiitzt das Zentrum fiir Privention Schulen dabei, res-
sourcenorientiert die psychische Gesundheit an Schulen zu férdern, die
Lebens- und Lernqualitit zu verbessern und psychischen Erkrankungen
vorzubeugen. Fachwissen und genaue Beobachtung seitens der Lehrkrifte
und Schulsozialarbeitenden kénnen beim Umgang mit psychischen Auf-
falligkeiten einen bedeutsamen Beitrag liefern und bei allen Beteiligten
zu mehr Handlungssicherheit fiihren. Daher bietet das IQSH in diesem
Bereich Fortbildungen fiir Lehrkrifte in Kooperation mit MindMatters an.
Das Thema wird aber durch die CDU-Landtagsfraktion weiterverfolgt.
Die Landesverordnung tiber die Erteilung von Zeugnissen sieht vor: ,,Bei
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Schiilerinnen und Schiilern mit einer lang andauernden oder voriiber-
gehenden erheblichen Beeintrichtigung der Fahigkeit, ihr vorhandenes
Leistungsvermogen darzustellen, hat die Schule bei Aufrechterhaltung der
fachlichen Anforderungen der Beeintrichtigung angemessen Rechnung
zu tragen (Nachteilsausgleich).” Fiir die CDU-Landtagsfraktion istin der
Formulierung Krankheiten —auch die Psyche — eingeschlossen.

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Wir bekennen

uns zum Grundsatz der Inklusion, die in Schleswig-Holstein bereits ein

sehr hohes Niveau bei der gemeinsamen Beschulung von Kindern und Ju-
gendlichen mit und ohne Férderbedarf erreicht hat. Dies schlief3t natiirlich

nicht nur korperliche Handicaps, sondern auch psychische Krankheiten ein.
Die Vorbereitung auf die Praxis der Inklusion muss ein elementarer Be-
standteil der ersten und der zweiten Phase der Ausbildung sowie der Fort-
und Weiterbildung der Lehrer*innen sein.

Wir setzen auf die grundgesetzlich garantierte Freiheit der Lehre und die

Eigenverantwortung der Lehrkrifte, den bestmoglichen Weg zu finden,
um ihre Schiiler*innen zu férdern. Dazu kann im einzelnen Fall auch

gehoren, das Kind oder den/die Jugendliche(n) an seine/ihre Grenzen

und dariiber hinaus zu fithren. Das Repression als Erziehungsmittel un-
geeignet ist, ist heute weitgehend unstrittig. Was die richtige Form der

Forderung ist, kann nicht durch Verordnung festgelegt werden, sondern

muss sich an dem betreffenden Schiiler beziehungsweise der betreffenden

Schiilerin orientieren.

Die Forderung nach verstirkter Fortbildung in diesem Bereich unterstiitzen

wir und gehen davon aus, dass das IQSH solche Veranstaltungen anbietet.

Biindnis 9o/DIE GRUNEN im Schleswig-Holsteinischen Landtag:
Der Umgang mit psychischen Krankheiten und entsprechende Kenntnis-
se sind fir alle in Bildungseinrichtungen titigen Personen wichtig. Das
Ausbildungscurriculum fiir den Vorbereitungsdienst beinhaltet bereits
entsprechende Elemente im Bereich Padagogik.
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FDP-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Bei psycho-
logischen Erkrankungen von Schiilerinnen und Schiilern ist der schul-
psychologische Dienst zustindig. Neben der schulpsychologischen Be-
ratung gehort auch die Unterstiitzung bei der Schulentwicklung und der
Lehrkriftefortbildung, bei der Schulleitung und Lehrer fiir das Thema
der psychischen Erkrankungen sensibilisiert werden und ein gegensei-
tiger, intensiver Erfahrungsaustausch stattfindet. Eine verpflichtende
Zusatzausbildung fiir alle Lehrenden zu beschlief3en, wiirde bei der Fiille
an Lehrinhalten, den komplexen Anforderungen und der Breite des zu
vermittelnden Wissens nicht zielfithrend sein. Das Gebiet der psycho-
logischen Beratung ist herausfordernd und gehort daher weiterhin in
die Hande von speziell dafiir ausgebildeten Fachkriften und sollte nicht
zusdtzlich den Lehrenden der Bildungseinrichtungen tiber einen Zwang

verordnet werden.

SSW im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Das Ansinnen von der
Jugend im Landtag, die Lehrkrifte in Bezug auf psychische Gesundheit
gezielt weiterzubilden, kénnen wir als SSW im Landtag grundsitzlich
unterstiitzen. Dabei gilt es gleichzeitig anzuerkennen, dass die Lehrkrifte
in den vergangenen zwei Jahren eine enorme zusitzliche Belastung stem-
men mussten. Neben dem Gesundheitsbereich war und ist die Schule von
den mit am restriktivsten sowie wechselhaftesten Regelungen betroffen.
Vor diesem Hintergrund wiirden wir die Ausgangslage sowie das Ansin-
nen, wie im Antrag beschrieben, weiter erértern und dazu in einem ersten
Schritt das Gesprach mit den Lehrkriften suchen.

Ministerium fiir Bildung, Wissenschaft und Kultur: Der schulpsy-
chologische Dienst unterstiitzt und berit die am Schulleben Beteiligten
bei allen schulbezogenen Problemen: Schulpsychologinnen und Schul-
psychologen beraten in Schule Tatige sowie Eltern, Schiilerinnen und
Schiiler, sie bieten Supervision und Coaching fiir in Schule Titige an,
unterstiitzen Schulen in der Krisennachsorge nach schulischen Krisen-
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fillen und es werden Lehrkriftefortbildungen tiber Formix angeboten, u.a.
eine Abrufveranstaltung zum Umgang mit psychischen Stérungen in der
Schule. Verpflichtende psychologische Lehrginge fiir Lehrkrifte und das
weitere an Schule titige Personal sind derzeit nicht geplant.

Uber Formix bietet das Zentrum fiir Privention die Abrufveranstaltung
,»Mit psychischen Auffilligkeiten professionell umgehen® an und es gibt
Abrufveranstaltungen zum Themenfeld ,,Schule und Krankheit - Zum
Umgang mit dem Nachteilsausgleich®.

Zudem ist eine Handreichung fiir die Schulen zum Umgang mit belasteten
Schiilerinnen und Schiilern in Vorbereitung.

Einer Anpassung von Rechtsnormen bedarf es nicht, da das Schulgesetz in
§16 Absatz 3 regelt, dass bei Schiilerinnen und Schiilern mit einer lang an-
dauernden oder voriibergehenden erheblichen Beeintrachtigung der Fi-
higkeit, ihr vorhandenes Leistungsvermogen darzustellen, die Schule bei
Aufrechterhaltung der fachlichen Anforderungen der Beeintrachtigung
angemessen Rechnung zu tragen hat (Nachteilsausgleich).

Esistinjedem Fall eine individuelle Betrachtung des Einzelfalles erforder-
lich, der jedoch durch die schulgesetzliche Grundlage erméglicht wird.

Landesgruppe Schleswig-Holstein in der CDU-Bundestagsfraktion:
Gut ausgebildete und engagierte Lehrkrifte sind das Fundament unserer
Schulen. Sie sorgen mit einer guten Ausbildung dafiir, dass unseren Schii-
lerinnen und Schiiler Wissen und Werte vermittelt werden. Bei wieder
wachsenden Schiilerzahlen brauchen wir auch weiterhin hervorragend
aus,- fort,- und weitergebildete Lehrkrifte, die auf die Herausforderun-
gen der Zeit optimal vorbereitet sind. Daher miissen die Bemithungen
zur Lehrkriftegewinnung und zusitzlich die Fort- und Weiterbildung von
Lehrkriften weiter intensiviert werden. Die Lehrkrifte und damit auch
die Lehramtsausbildung sehen sich mit vielen neuen Aufgaben und He-
rausforderungen konfrontiert. Damit unsere Lehrkrifte weiterhin fach-
lich und piadagogisch hochwertige Arbeit in den Schulen leisten kénnen,

befiirworten wir Investitionen in zusitzliche und verpflichtende Fort-
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bildungen bei gleichzeitigen Unterrichtsentlastungen. Um den vielfilti-
gen Herausforderungen im Schulalltag angemessen begegnen zu kénnen,
arbeiten schon heute interdisziplinire Teams zusammen: Schulbegleitun-
gen, Schulassistenzen, Schulpsychologinnen und -psychologen sowie in

der Schulsozialarbeit und im Ganztag Tatige. Gute Schule braucht die

optimierte Zusammenarbeit unterschiedlicher Qualifikationen in einem

Team tber die Rechtskreise hinaus in sogenannten Poollésungen.

Landesgruppe Schleswig-Holstein in der SPD-Bundestagsfraktion:

In der Lehrerausbildung werden auch Gebiete der Psychologie, wie die

Pidagogische Psychologie und die Entwicklungspsychologie, vermittelt.
Kommt es jedoch spater wihrend der Berufsaustibung zu Problemen mit

Schiilerinnen oder Schiilern, die psychische Auffilligkeiten zeigen, kann

es fiir Lehrerinnen und Lehrer schwierig sein, diese Verhaltensweisen ent-
sprechend einzuordnen und praktikable Lésungswege im Umgang mit

den Betroffenen zu entwickeln. Dabei konnten die von Jugend im Landtag

geforderten Lehrginge helfen. Ob alle an einer Einrichtung titigen Lehr-
krifte solche Schulungen wahrnehmen sollten, und ob es notwendig ist,
hier eine Pflicht einzuftihren, ist fraglich. Méglicherweise wiirde es ausrei-
chen, abhingig von deren Grof3e pro Bildungseinrichtung nur einen oder
zwei Lehrerinnen oder Lehrer zu benennen, die sich in dem geforderten

professionellen Rahmen freiwillig mit der Problematik auseinandersetzen.
Ob dariiber hinaus zugunsten von Schiilerinnen und Schiilern mit psychi-
schen Erkrankungen die Anderung der Regelungen in der entsprechen-
den Landesverordnung sinnvoll und rechtlich umsetzbar ist, sollte gepriift
werden. (Sonke Rix, MdB)

Landesgruppe Schleswig-Holstein in der Biindnis 9go/DIE GRU-
NEN-Bundestagsfraktion: Im Koalitionsvertrag der Ampelkoalition ist
die Einrichtung einer von Bund und Linder gemeinsam gefiithrten ,,Koor-
dinierungsstelle Lehrkriftefortbildung” vorgesehen, die bundesweit Fort-

und Weiterbildungsangebote vernetzen soll und die Qualifikation von
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Schulleitungen unterstiitzt. Inwieweit verpflichtende Lehrginge moglich
sind - insbesondere im Hinblick auf die finanzielle Umsetzung und auch
die personellen Ressourcen — miisste genau gepriift werden. Nachteils-
ausgleiche aufgrund von psychischen Erkrankungen sind lingst iiberfil-
lig, sollten aber nicht nur auf Einschrinkungen im psychischen Bereich,
sondern auch bei korperlichen Erkrankungen oder personlichen Krisen-
situationen Anwendung finden, sofern noch nicht erfolgt.
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JiL 34/24 NEU NEU
Stdrkung und Forderung von Schulsozialarbeiter *innen und
Schulpsycholog*innen
(Antrag siehe S.54)

Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung werden
aufgefordert, einen gesetzlich bindenden, von einer unabhingigen Exper-
ten-Kommission beschlossenen Verteilungsschlissel fiir den Bedarf an
Schul-Sozialarbeiter*innen und Schulpsycholog*innen einzufithren, um
den Bedarf besser decken zu kénnen.

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Die Schulso-
zialarbeit hatin der Kinder- und Jugendhilfe an unseren Schulen in den letz-
ten Jahren eine zunehmende Bedeutung erlangt; durch Corona noch einmal
mehr. Wir wollen, dass Schulsozialarbeit Teil eines multiprofessionellen
Teams an Schule wird und vollstindig in die schulischen Abliufe integriert
wird. Gerade die Ausweitung des Ganztages im Rahmen des kommenden
Rechtsanspruchs macht es moglich, ganz neue Modelle der Zusammenar-
beitzwischen dem Land, Schulen, Schultragern und weiteren Akteuren zu
finden. Schwieriger ist die Organisation der Zusammenarbeit vor Ort. Denn
grundsitzlich ist Schulsozialarbeit eine Gemeinschaftsaufgabe der Schul-
trager, der Kreise als Triger der Jugendhilfe und des Landes. Hier brauchen
wir eine gemeinsame Verantwortung in der Schule. Das Land unterstiitzt
bereits heute die Kreise mit Zuwendungen im Rahmen des FAG. Damitist
ein gesetzlich bindender Rahmen vorhanden. Dartiber hinaus arbeitet das
Bildungsministerium an der Entwicklung eines landesweit einheitlichen
Orientierungsrahmens fiir die Schulsozialarbeit. Multiprofessionelle Teams
sind wichtige personelle Bausteine im Schulalltag, die dafiir sorgen, dass
eine Betreuung aller Schiilerinnen und Schiiler erfolgen kann, um die Teil-
nahme an der Klassengemeinschaft zu gewihrleisten. Dazu gehort auch die
Schulsozialarbeit. Der Evaluationsbericht zur Schulassistenz zeigt die Not-
wendigkeit auf, dass Schulassistenz und Schulbegleitung zu einem Leis-
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tungselement zusammengedacht werden soll. So kénnen alle Schiilerinnen

und Schiiler eine priventive und bestmdgliche Unterstiitzung von Anfang

an erhalten. Auch Sonderpidagogen und Schulsozialarbeit sollen zu diesem

Team zihlen. Es ist die konkrete Datenlage zu ermitteln und es sind Ver-
teilungskriterien zu benennen, um dann in einem guten Zusammenwirken

zwischen dem Land und den Kreisen und kreisfreien Stidten zu Budget-
ansitzen zu kommen. An den bereits rechtskreistibergreifenden Modell-
Pool-Standorten lisst sich eine grofere 6konomische Effizienz feststellen.
Ausgehandelte Budgets schaffen eine kalkulierbare Kostenentwicklung.
Systematische Pooll6sungen werden Bestandteil des Fortbildungsangebo-
tes zur multiprofessionellen Teamentwicklung und sollen landesweit aus-
gebaut werden. Klar ist fiir uns aber, die Aufgabe ist eine gemeinsame Aufga-
be der Kommunen und des Landes. Bei der riumlichen Gestaltung miissen

wir Standards entwickeln. Deshalb schlagen wir als CDU auch in unserem

Landtagswahlprogramm ein Musterraumprogramm des Landes vor. Hier
sollte auch die Schulsozialarbeit beriicksichtigt werden. Aus unserer Sicht
ist die Festlegung eines Schliissels nicht sinnvoll. Die Bedarfe sind regional

sehr unterschiedlich und es bieten sich Poollésungen an. Wir glauben, dass

vor Ortein gemeinsames Budgets festgelegt werden sollten. Um moglichen

ortlichen Anforderungen besser gerecht zu werden, hat die Jamaika-Ko-
alition auch das Perspektivschulprogramm auf den Weg gebracht. Dieses

Programm bietet gerade in Stadtteilen mit besonderen Problemlagen die

Moglichkeit zusitzliche Schulsozialarbeit zu finanzieren. Eine schulpsycho-
logische Beratungsstelle besteht in der Regel aus ein bis drei Schulpsycho-
loginnen und Schulpsychologen sowie aus ein bis zwei Verwaltungskraften.
Die Frage ist politisch zu entscheiden.

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Die Inklusion
hat in unserem Bundesland eine sehr hohe Beteiligung erreicht. Es geht
jetzt darum, die Qualitit der Inklusion weiter zu verbessern. Sowohl die
Schulbegleitung als auch die Schulassistenz und die Schulsozialarbeit
miissen von der KiTa tiber die allgemeinbildende und die berufliche Schu-
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le bis hin zu Ausbildung und Studium gestirkt werden und alle Bildungs-
einrichtungen miissen barrierefrei werden.

Wir haben deshalb im April 2021 gemeinsam mit dem SSW einen Antrag
fiir einen ,,Pakt fiir mehr Schulsozialarbeit® an den allgemein- und berufs-
bildenden Schulen gestartet, an dem das Land, der Bund sowie die Kreise

und Kommunen teilnehmen sollten. Die Koalition hat diesen Antrag ab-
gelehnt und lediglich auf das vom Bund bereits eingerichtete ,,Aktions-
programm Aufholen® verwiesen.

Biindnis 9go/DIE GRUNEN im Schleswig-Holsteinischen Landtag:

Sowohl Schulsozialarbeiter*innen als auch Schulpsycholog*innen leisten

eine wichtige Arbeitan den Schulen. Grundsitzlich sprechen wir uns des-
halb dafiir aus, sie zu férdern und zu stirken. Die Einrichtung einer Ex-
pert*innen-Kommission zur Ermittlung der Bedarfe halten wir in diesem

Kontext nicht fir erforderlich.

FDP-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Schulsozial-
arbeiter und Schulpsychologen sind ein unerlasslicher Teil des Schulalltags.
Der steigende Bedarf bei gleichzeitig fehlendem Fachpersonal sorgt dafiir,
dass nichtjede Schule den Beratungsbedarf erhilt, der vor Ort eigentlich
benotigt werden wiirde. Daher ist es wichtig, eine Bestandsaufnahme der
Bedarfe zu erstellen und zu kliren, wie viel Personal an den Schulen ge-
braucht wird und wie dieses gewonnen werden kann. Noch wichtiger ist,
dass zukiinftig iiber einen Anforderungskatalog klar benannt wird, was
Schulsozialarbeit leisten soll und wie die Umsetzbarkeit in den Schulen
vor Ort gelingen kann. Weiter muss dafiir Sorge getragen werden, dass
Schulpsychologen und Schulsozialarbeiter im schulischen Alltag nicht
fachfremde Aufgaben, beispielsweise in der Verwaltung tibernehmen, son-

dern ihre Fachkenntnisse gemif den Anforderungen einbringen kénnen.

SSW im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Wir teilen die Ziel-
richtung dieses Antrags. Auch fiir den SSW ist es ein wichtiges Anliegen,
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die Arbeit von multiprofessionellen Teams, bestehend aus Lehrkriften,
Schulsozialarbeiter*innen, Schulpsycholog*innen, Schulassistent*in-
nen und Schulbegleiter*innen auszubauen. Denn in Schulen geschieht

natiirlich weit mehr als die blof3e Vermittlung von Unterrichtsinhalten.
Schiiler*innen sollen im Lernen, aber auch in Lebensfragen, unterstiitzt

werden. Gleichzeitig miissen wir der Tatsache ins Auge sehen, dass wir
besonders im Bereich der Sozialpadagogik einen grofSen Fachkriftemangel

haben. Gegenwirtig gibt es im bundesdeutschen Durchschnitt nur rund

eine*n Schulsozialarbeiter® pro 600 Schiler*innen und nach aktuellen

Daten des Instituts der deutschen Wirtschaft betrigt die sogenannte Fach-
krafteliicke bei Sozialpddagog*innen bereits jetzt 18.300.

Wir denken daher, dass ein gesetzlich bindender Verteilungsschliissel erst
dann erfiillt werden kann, wenn der Fachkriftebedarf gedeckt werden

kann und sehen es bis dahin als Aufgabe der Politik an, mehr Menschen

fir dieses Berufsfeld zu gewinnen.

Ministerium fiir Bildung, Wissenschaft und Kultur: Da dieser Vor-
schlag nichtabsehbare Auswirkungen auf den Landeshaushalt hitte, kann

dem nicht gefolgt werden; derzeit finanziert das Land 32 Schulpsycho-
logische Stellen.

Die Schulsozialarbeit stellt eine gemeinsame Aufgabe des Landes und der

Kommunen dar. Das Land unterstiitzt die Schulsozialarbeit aktuell mit

derjihrlichen Bereitstellung von Haushaltsmitteln in Héhe von rund 18,2
Mio. €. Ein von einer unabhingigen Experten-Kommission beschlossener
Verteilungsschliissel wiirde der besonderen Rolle der Schulsozialarbeitan

der Schnittstelle von Schule und Kinder- und Jugendhilfe nicht gerecht

werden. Das Bildungs- und das Sozialministerium beabsichtigen, gemein-
sam mit den Kommunalen Landesverbinden einen Orientierungsrahmen

fiir die Schulsozialarbeit in Schleswig-Holstein zu erarbeiten.

Ministerium fiir Wirtschaft, Verkehr, Arbeit, Technologie und
Tourismus: Schulpsychologen und Schulsozialarbeit iitbernehmen mit
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dem vorhandenen Personal an Berufsbildenden Schulen einen wichtigen
Beitrag. Die Einfithrung eines Verteilungsschliissels durch eine unabhin-

gige Expertenkommission wird nicht als zielfiihrend angesehen.

Landesgruppe Schleswig-Holstein in der SPD-Bundestagsfraktion:
Im Koalitionsvertrag wurde festgelegt, dass wir in mehr als 4.000 allge-
mein- und berufsbildende Schulen mit einem hohen Anteil sozial benach-
teiligter Schiilerinnen und Schiiler investieren. Hier werden auch dauer-
haft Stellen fiir schulische Sozialarbeit eingerichtet. Uber dieses Programm
hinaus werden weitere bis zu 4.000 Schulen in benachteiligten Regionen
und Quartieren gezielt und dauerhaft mit zusitzlichen Stellen fiir schu-
lische Sozialarbeit unterstiitzt. Aber: Auch das Land muss weiterhin in
die konsequente Stirkung schulischer Sozialarbeit investieren. (Dr. Ralf
Stegner, MdB, fiir die Landesgruppe Schleswig-Holstein in der SPD -Bun-
destagsfraktion)

Landesgruppe Schleswig-Holstein in der Biindnis 9o/DIE GRU-
NEN-Bundestagsfraktion: Gemeinsam mit SPD und FDP haben wir
Griine im Koalitionsvertrag verankert, dass wir mit dem neuen Programm
,»Startchancen® in dieser Legislatur Kindern und Jugendlichen bessere Bil-
dungschancen unabhingig von der sozialen Lage ihrer Eltern erméglichen
wollen. In diesem Rahmen sollen mehr als 4000 allgemein- und berufsbil-
dende Schulen mit einem hohen Anteil sozial benachteiligter Schiiler*in-
nen dauerhaft mit Stellen fiir schulische Sozialarbeit unterstiitzt werden.
Uber dieses Programm hinaus werden wir weitere bis zu 4000 Schulen
in benachteiligten Regionen und Quartieren gezielt und dauerhaft mit
zusitzlichen Stellen fiir schulische Sozialarbeit unterstiitzen. Wir als
Griine Landesgruppe befiirworten multiprofessionelle Teams, in denen
sich Lehrkrifte, Schulsozialarbeiter*innen, Erzieher*innen, Schulpsycho-
log*innen und andere Fachkrifte erginzen, um die Schiller*innen und

ihre Familien bestmdglich unterstiitzen zu kénnen.
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JiL34/26 NEU
Bessere finanzielle Forderung fiir Studierende
(Antrag siehe S.56)

Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung werden auf-
gefordert, sich auf Bundesebene dafiir einzusetzen, dass der BAf6G-Satz

erh6ht und die Beantragung unabhingig vom Einkommen der Eltern ein-
facher gemacht wird. Um weiterhin eine faire Verteilung gewahrleisten zu

konnen, soll ein Verteilungsschliissel eingefithrt werden, der insbesondere

einkommensschwache Familien bzw. Studierende unterstiitzen soll. Fir
Studierende, die keinen Anspruch haben, sollen weitere finanzielle Mittel

zur Verfligung stehen, die schnell und biirokratiearm zu beantragen sind.

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Eine gute fi-
nanzielle Ausstattung der Studierenden ist uns als CDU-Landtagsfraktion
ein wichtiges Anliegen. Niemand soll nicht studieren kénnen, weil er es
sich nicht leisten kann. Daher unterstiitzen wird Anliegen. Die BAf6G-
Sitze sollen regelmif3ig neu angepasst werden und die Abhingigkeit der

Forderung vom Einkommen der Eltern, aber auch vom Lebensalter, soll
weniger stark sein als sie jetzt ist. Weil wir diese Anliegen unterstiitzen,
wurde im Landtag auch ein entsprechender Antrag beschlossen, bei dem
die CDU-Antragstellerin war (vgl.: Drucksache 19/2529):

»(-..) Der Schleswig-Holsteinische Landtag bittet die Landesregierung
dariiber hinaus, sich auf Bundesebene dafiir einzusetzen, (...) dass im
Rahmen einer nichsten Uberarbeitung des BAf6G die elternunabhingige
Forderung Berticksichtigung findet.”

Auflerdem haben wir weitere Verbesserungen der Lage der Studieren-
den eingefiihrt, auf die wir im Landtag direkten Einfluss haben: Mit einer
neu eingefithrten Studienstarthilfe helfen wir Studienanfingern aus
benachteiligten sozialen Verhiltnissen. Sie konnen kiinftig am Beginn
ihres Studiums einmalig 800 Euro erhalten, um sich davon eine Grund-
ausstattung (Mobel, Laptop, Biicher) zu kaufen. Die Studienstarthilfe
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ist eine einmalige, nicht riickzahlbare Zahlung. Damit wollen wir ins-
besondere den Aufstieg durch Bildung unterstiitzen. In dieser Legislatur
wurden zwei Studentenwohnheime in Kiel mit insgesamt 270 Plitzen
fertiggestellt, weitere drei Wohnheime - eines in Flensburg und zwei in
Kiel — mit 246 Plitzen befinden sich im Bau und weitere 700 Plitze sind
in Planung. Offentlich geférderte Studentenwohnheime reichen aktuell
nur fiir ca. 6 % der Studierenden. Nach Fertigstellung aller geplanter Plitze
steigt die Unterbringungsquote auf 7,6 %. Das Studentenwerk Schleswig-
Holstein hat fiir die Schaffung von mehr Wohnheimplitzen 15 Millionen
Forderung vom Land erhalten. Damit wollen wir fiir ausreichenden und
guten Wohnraum fiir unsere Studierenden sorgen. Die sozialen Anliegen
von Studierenden sind fiir uns als CDU-Fraktion also ein grofSes Thema.

Auch in der Zukunft werden wir uns weiter fiir Verbesserungen einsetzen.

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Wir teilen

die Kritik am bisherigen BAf6G, das in der Férderh6he zu gering ist und

das fiir zu wenige Studierende tiberhaupt erreichbar ist. Das wirkt sich

gerade jetzt sehr negativ aus, weil fiir viele Studierende eine zusitzliche

Finanzierung iiber Jobs mit begrenztem Zeitaufwand sehr schwierig ge-
worden ist, weil diese Arbeitsplitze Dank Corona weggefallen sind. Dafiir

hat der Bund Fordertopfe bereitgestellt, die das grundsitzliche Problem

nicht16sen.

Die neue Koalition auf Bundesebene unter Fithrung von Bundeskanzler

Olaf Scholz hat sich deshalb darauf geeinigt, das BAf6G zu reformieren

und dabei elternunabhingiger zu machen. Die Freibetrige sollen deut-
lich erh6ht werden und im Hinblick auf verlangerte Studiendauern die

Altersgrenzen angehoben werden. Ein besonderes Augenmerk wollen

wir dabei in Bund und Land daraufrichten, dass es fiir viele Studierende

immer schwieriger wird, angemessenen Wohnraum an den Hochschul-
standorten zu finden.

Die Koalition in Berlin will die Freibetrage und Bedarfssitze kiinftig regel-

mifdiger anpassen, den Darlehensanteil senken und das zinsfreie Volldar-
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lehen fiir alle Studierenden 6ffnen. Selbstverstindlich bleiben wir dabei,
dass mit uns keine Studiengebiihren eingefiihrt werden.

Biindnis 9o/DIE GRUNEN im Schleswig-Holsteinischen Landtag:
Wir setzen uns schon lange fiir h6here Fordersitze und ein elternunab-
hingiges BAf6G ein. In den Koalitionsverhandlungen auf Bundesebene
haben wir uns nun mit SPD und FDP auf eine BAf6G-Reform verstindigt,

die diese Punkte umsetzen wird.

FDP-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Das eltern-
unabhingige BAf6G wire ein sinnvoller Weg bei der Reformierung des

BAfOG, denn die freie Wahl des Studiums darf nicht linger von der Unter-
stiitzung der Eltern abhingen. Studierende sollten analog zum bisherigen

Kindergeld beziehungsweise Kinderfreibetrag der Eltern einen monatli-
chen Sockelbetrag erhalten. Die Riickzahlung sollte flexibel geregelt sein

und das Einkommen beriicksichtigen und monatlich anpassbar sein.

Ein Studienfachwechsel sollte keinen Einfluss auf die Gesamtférderdauer
haben, Hochstaltersgrenzen sollten aufgehoben- und Zuverdienstgrenzen

angehoben werden. Im Zuge der Reformierung sollte sowohl die Bean-
tragung als auch der gesamte Verwaltungsprozess des BAf6G vollstindig

digitalisiert werden.

SSW im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Fiir den SSW ist und
bleibt klar, dass Studierende erwachsene Menschen sind, die ihr Potenzial
unabhingig von dem finanziellen Hintergrund ihrer Eltern ausschépfen
konnen sollten. Diese Chancengleichheit ist leider noch immer nicht
vollstindig erreicht. Schon die Aufnahme eines Studiums bringt fiir alle
Familien erst einmal einen hohen Kosten- und Biirokratieaufwand mit
sich — und anschlief3end sind die laufenden Kosten zu stemmen. Unter
der aktuellen Corona-Pandemie haben ja nun insbesondere auch die
Studierenden gelitten, die gerade erstam Anfang ihrer weiterfithrenden
Ausbildung und Karriere stehen und sich ihr Studium haufig mit klassi-
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schen Studierendenjobs zumindest teilfinanzieren miissen. Viele dieser
Jobs sind aufgrund der Mafsnahmen weggefallen. Wer Anspruch auf einen
gewissen BAfOG-Satz hat, der muss sich erst durch eine komplexe bii-
rokratische Zettelwirtschaft kimpfen, um die Gelder iiberhaupt abrufen
zu konnen — und steht bei Abschluss des Studiums woméglich dennoch
mit einem gewissen Schuldenberg da, weil ein Teil des BAf6G-Satzes ja
anschliefSend wieder zuriickgezahlt werden muss. Und dann gibt es ja
auch noch diejenigen Studierenden, die tiberhaupt keinen BAf6G-An-
spruch haben — ganz gleich, wie knapp ihre Eltern die Einkommensgrenze
dafiir reif3en. Entsprechend stimmen wir dem vorliegenden Antrag zu:
Es braucht hier entsprechend weitere Unterstiitzungsmafinahmen, eine
Uberarbeitung der BAf6G-Sitze sowie Vereinfachungen im BAf6G-Be-
antragungsverfahren, damit wir die derzeitige Studierendengeneration
nicht in grof3er Zahl durch einen Studienabbruch verlieren. Aber auch
unabhingig von der derzeitigen Corona-Situation fordert der SSW ja
schon seit langem ein elternunabhingiges BAf6G nach dinischem Vor-
bild. Denn fiir uns ist ganz klar, dass die Moglichkeiten und der Karriere-
weg einer/s jeden Einzelnen nicht vom Geldbeutel der Eltern abhingig
sein dirfen. In seiner jetzigen Form ist unser BAf6G-System daher un-
zureichend und bedarf einer lingst tiberfilligen Gesamtiiberarbeitung. Es
gibt also noch viel zu tun, um wirklich von Chancengleichheit fiir alle
sprechen zu konnen und um unsere Studierenden — nicht nur, aber auch
angesichts der Corona-Situation — finanziell wie auch emotional aufzu-

fangen und abzusichern.

Ministerium fiir Bildung, Wissenschaft und Kultur: Die hier aufge-
fithrten Forderungen sind im Koalitionsvertrag der Regierungsparteien
des Bundes weitestgehend aufgenommen worden. So ist beabsichtigt, das
BAf6G zu reformieren und dabei elternunabhingiger zu machen. Neben
einer deutlichen Erh6hung der Freibetrage sollen u.a. die Altersgrenzen
stark angehoben, der Studienfachwechsel erleichtert, die Férderh6chst-

dauer verlingert und die Bedarfssitze angehoben werden.
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Ob die Einfithrung eines Verteilungsschliissels, der insbesondere einkom-
mensschwache Familien bzw. Studierende unterstiitzen soll, notwendig

ist, bleibt abzuwarten. Dasselbe Ziel wird auch iiber die geplante deutliche

Erhohung der Freibetrige erreicht.

Das Land Schleswig-Holstein hat zudem im Jahr 2021 fiir Studieninte-
ressierte aus Elternhdusern mit geringem Einkommen eine ,,Studien-
starthilfe® eingefiihrt, die durch das Studentenwerk Schleswig-Holstein

vergeben wird. Die Studienstarthilfe ist eine einmalige, zweckgebundene

Zuwendung des Landes Schleswig-Holstein fiir Studieninteressierte aus

Elternhdusern mit geringem Einkommen, um Sonderausgaben zum Stu-
dienstart wie Einschreibgebiihr, Semesterbeitrag und studienspezifische

Anschaffungen zu finanzieren, und soll den Studienstart fiir finanziell be-
sonders bediirftige Studienanfingerinnen und Studienanfinger an einer
Hochschule in Schleswig-Holstein erleichtern.

Landesgruppe Schleswig-Holstein in der CDU-Bundestagsfraktion:
AufBundesebene werden wir uns fiir die Zusammenfithrung von BAf6 G
und Aufstiegs-BAf6G, die Offnung des BAf6G iiber die aktuelle Alters-
grenze hinaus sowie die bundesweite Regelung der Zertifizierung von
Weiterbildungsangeboten einsetzen. Bereits dafiir geschaffene Instru-
mente und Plattformen wollen wir besser vernetzen. In Schleswig-Hol-
stein wollen wir eine landesspezifische Weiterbildungsplattform etablie-
ren, die an die geplante Bildungsplattform des Bundes angedockt wird.
Die Weiterbildung der Zukunft findet sowohl online als auch vor Ort
statt: zum einen digital Learning- Campi und Digitalschulen, um den In-
teressierten eine moglichst grof3e Flexibilitit zwischen Beruf, Familie und
Freizeitgestaltung einrdumen zu kénnen, zum anderen Vor- Ort-Angebo-
te, die an den klassischen Weiterbildungseinrichtungen sowie an Hoch-
schulen etabliert werden.

Landesgruppe Schleswig-Holstein in der SPD-Bundestagsfraktion:
Die neue Ampelregierung im Bund aus SPD, Biindnis 9o/Die Griinen
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und FDP hat in ihrem Koalitionsvertrag ,,Mehr Fortschritt wagen: Biind-
nis fir Freiheit, Gerechtigkeit und Nachhaltigkeit” bereits eine bessere

finanzielle Forderung fiir Studierende verankert. Darin heifSt es auf Seite

97: ,,Das BAf6G wollen wir reformieren und dabei elternunabhingiger
machen. Der elternunabhingige Garantiebetrag im Rahmen der Kinder-
grundsicherung soll kiinftig direkt an volljihrige Anspruchsberechtigte in

Ausbildung und Studium ausgezahlt werden. Wir richten das BAf6G neu

aus und legen dabei einen besonderen Fokus auf eine deutliche Erh6hung

der Freibetrige. Auf3erdem werden wir u.a. Altersgrenzen stark anheben,
Studienfachwechsel erleichtern, die Férderh6chstdauer verlingern, Be-
darfssitze auch vor dem Hintergrund steigender Wohnkosten anheben,
einen Notfallmechanismus erginzen und Teilzeitforderungen priifen.
Freibetrige und Bedarfssitze werden wir kiinftig regelmif3iger anpassen.
Wir streben eine Absenkung des Darlehensanteils und eine Offnung des

zinsfreien BAf6G-Volldarlehens fiir alle Studierenden an. Studierende

aus Bedarfsgemeinschaften werden wir mit einer neuen Studienstarthilfe

unterstiitzen. Die Beantragung und Verwaltung des BAf6G werden wir

schlanker, schneller und digitaler gestalten und gezielter fiir das BAf6G

werben.” Diese Vorhaben werden wir ab 2022 kontinuierlich umsetzen.
(Bettina Hagedorn, MdB)

Landesgruppe Schleswig-Holstein in der Biindnis go/DIE GRU-
NEN-Bundestagsfraktion: Im Koalitionsvertrag haben wir uns eine
Neuausrichtung des BA{6G im Sinne des Beschlusstextes fiir diese Legis-
latur vorgenommen. Die Griine Landesgruppe unterstiitzt das Vorhaben,
das BAfOG elternunabhingiger zu machen und die Beantragung und Ver-
waltung des BAfOG schlanker, schneller und digitaler zu gestalten sowie
gezielter fiir das BAf6G zu werben. Dabei richten wir einen besonderen
Fokus auf eine deutliche Erhchung der Freibetrige. Auflerdem werden
wir u.a. Altersgrenzen stark anheben, Studienfachwechsel erleichtern, die
Forderhochstdauer verlingern, Bedarfssitze auch vor dem Hintergrund
steigender Wohnkosten anheben, einen Notfallmechanismus ergianzen

200

34. Veranstaltung ,,Jugend im Landtag”



und Teilzeitférderungen priifen. Freibetrage und Bedarfssitze werden wir
kiinftig regelmif3iger anpassen. Wir streben eine Absenkung des Darle-
hensanteils und eine Offnung des zinsfreien BAf6G-Volldarlehens fiir alle

Studierenden an. Studierende aus Bedarfsgemeinschaften werden wir mit

einer neuen Studienstarthilfe unterstiitzen.

Mitglied des Europdischen Parlaments, Niclas Herbst: Das Programm
Erasmust+ fiir Bildung, Jugend und Sport der Europdischen Union ist eines
der erfolgreichsten und sichtbarsten Programme der EU. Mehr als zehn
Millionen Européerinnen und Europder haben in den letzten drei Jahr-
zehnten am Erasmus-Studentenaustauschprogramm teilgenommen. Fiir
den aktuellen Forderzeitraum wurde das Gesamtbudget auf rund 26 Mrd.
EUR bis 2027 erhoht. Dafiir hatte sich das Européische Parlament in den
Haushaltsverhandlungen eingesetzt. Das Programm bezieht sich lingst
nicht mehr nur auf Studierende, sondern nimmt z. B. auch die Berufsaus-
bildung in den Blick. Damit werden Kompetenzen und Beschiftigungsfa-
higkeit verbessert und insbesondere die Jugendarbeitslosigkeit erfolgreich
bekampft.
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JiL 34/14 NEUNEU
Klimaschutz als Teil der Bildung- und Entwicklungsziele

(Antrag siehe S.41)

Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung werden

aufgefordert, Klimaschutz und die Einhaltung des 1,5 Grad-Ziels, die

Aufklarung tiber die 17 Ziele fiir Nachhaltige Entwicklung der UN in §4
des Schulgesetzes zu erginzen und eine Fachkommission zu bilden, um

das Thema Klimawandel fichertibergreifend in den Fachanforderungen

zu verankern. Die Landesregierung wird aufgefordert, den nationalen

Aktionsplan ,,Bildung fiir Nachhaltige Entwicklung® in Schleswig-Hol-
stein endlich komplett umzusetzen. Die aktuelle Strategie des Landes ist
hierfiir nicht ausreichend und muss deutlich nachgebessert werden —im

Austausch mit jungen Menschen.

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag: In §4 SchulG
ist geregelt: ,,Die Schule (...) die Bereitschaft wecken, an der Erhaltung
der Lebensgrundlagen von Pflanzen, Tieren und Menschen mitzuwirken.
Damit ist das Thema Klima, Umwelt und Nachhaltigkeit abgedeckt.

Im Zusammenhang mit dem UNESCO-Weltaktionsprogramm BNE und
dem Nationalen Aktionsplan hat der schleswig-holsteinische Landtagam
1. Juni 2021 eine Landesstrategie Bildung fiir nachhaltige Entwicklung ver-
abschiedet. In den Prozess sind sowohl die beteiligten Ressorts als auch
die Stakeholder der Bildungsbereiche involviert gewesen und wurden
breit beteiligt. Eine Aktualisierung der Strategie steht in der aktuellen
Legislaturperiode nichtan.

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Wir haben bei
der Erarbeitung des Schulgesetzes 2007 in §4 weitreichende Bildungs-
ziele verankert, zu denen auch das Verstindnis fiir Natur und Umwelt
und die Bereitschaft, an der Erhaltung der Lebensgrundlagen mitzuwir-

ken, gehoren. Nach 15 Jahren ist es Zeit, zu iiberpriifen, ob die damaligen
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Formulierungen dem heutigen gesellschaftlichen Diskussionsstand noch
entsprechen.

Gerade unter dem Eindruck der Bewegung ,,Fridays for Future® unter-
stiitzen wir die Anregung, den Klimaschutz ausdriicklich als Bildungsziel

zu verankern.

Biindnis 9o/DIE GRUNEN im Schleswig-Holsteinischen Landtag:
Die Forderung von Jugend im Landtag, Klimaschutz bei den Bildung- und
Entwicklungszielen im Schulgesetz aufzunehmen, unterstiitzen wir. Im
Rahmen der nichsten Schulgesetz-Novelle werden wir eine Umsetzung

priifen.

FDP-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Der Klima-
wandel ist eine globale und gesamtgesellschaftliche Herausforderung,
welche man nur iiberwinden kann, wenn alle gemeinsam eine Losung

finden. Daher ist es selbstverstindlich, auch Schiilerinnen und Schiiler
iber Nachhaltigkeit zu informieren, um auch Platz fiir Debattenraume zu

schaffen. Die Landesregierung hat am 01.06.2021 einen Bericht zur Lan-
desstrategie ,,Bildung fiir Nachhaltige Entwicklung® vorgestellt. Durch

diese Strategie stirken wir bereits die Information tiber die Dimensionen

der Nachhaltigkeit in jeglichen Bereichen der schulischen Bildung hin-
aus. Immer mehr Schulen in Schleswig-Holstein haben dieses Thema auf
der Agenda und nehmen es vertiefend in ihren Unterrichtauf. Wir sehen

daher keine Veranlassung, iiber die bisherigen Mafdnahmen hinaus eine

Schulgesetzinderung zu veranlassen oder das Thema in den Fachanfor-
derungen zu verankern.

SSW im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Der SSW unterstiitzt
alle Bemithungen zur nachhaltigen Entwicklung; auch und gerade im
schulischen Bereich. Viele Schulen in Schleswig-Holstein haben schon
sehr konkrete Mafsnahmen fiir mehr Nachhaltigkeit ergriffen, nicht zu-
letzt auch durch das Jahr der Bildung fiir nachhaltige Entwicklung 2021.
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Die schleswig-holsteinischen Schulen haben sich als UNESCO -Projekt-
schulen, als UNESCO -Baltic-Sea-Project-Schulen, als Zukunftsschulen,
als Europaschulen oder als Schulen ohne Rassismus — Schulen mit Cou-
rage auf vielfiltige Art mit dem Thema beschiftigt. Diese Entwicklung
hat uns sehr gefreut. Fiir uns steht fest, dass Klimaschutz als Teil der
Bildungs- und Entwicklungsziele kein Projektthema ist, sondern eine
Daueraufgabe ist und bleiben wird. Passenderweise heifdt es bereits jetzt
im Schulgesetz § 4 Abschnitt 4: ,,Die Schule soll Kenntnisse gesellschaftli-
cher, wirtschaftlicher und historischer Zusammenhinge vermitteln, Ver-
standnis fiir Natur und Umwelt schaffen und die Bereitschaft wecken, an
der Erhaltung der Lebensgrundlagen von Pflanzen, Tieren und Menschen
mitzuwirken.“ Eine Anderung des Schulgesetzes scheint uns daher nicht
notig. Ficheriibergreifende Verankerungen in den Fachanforderungen
und weitere Projekte an den Schulen im Sinne des Klimaschutzes hin-

gegen befirworten wir.

Ministerium fiir Soziales, Gesundheit, Jugend, Familie und Senioren:

Die Landesregierung hat fiir das Januarplenum einen Gesetzentwurf zur
Anderung des Jugendférderungsgesetzes und des Kinderschutzgesetzes

vorbereitet, welcher die Aufnahme der Bildung fiir nachhaltige Entwick-
lung in §16 Jugendférderungsgesetz vorsieht und die UN-Klimaziele als

Leitbild von Jugendbildung aufnimmt.

Ministerium fiir Bildung, Wissenschaft und Kultur: Klimaschutz hat
fiir die Landesregierung eine zentrale Bedeutung. Dies gilt auch fiir den
Bildungsbereich: Klimaschutz ist — u. a. als Teil von Bildung fiir nachhal-
tige Entwicklung — in den Fachanforderungen aller Ficher der weiterfiih-
renden Schulen in Schleswig-Holstein verankert. Insbesondere die Ficher
Wirtschaft und Politik, Geografie und Chemie behandeln Klimaschutz
intensiv im Unterricht. Dartiber hinaus ist Klimaschutz Thema vieler
Bildungsprojekte und vielfiltiger Projektaktivititen iiberall im Land, von
Initiativen des Bildungsministeriums, des Umweltministeriums, des Ins-
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tituts fiir Qualititsentwicklung an Schulen Schleswig-Holstein (IQSH),
des Bildungszentrums fiir Natur, Umwelt und lindliche Raume des

Landes Schleswig-Holstein (BNUR) und zahlreicher auf3erschulischer
Partner, die gemeinsam an Bildung fiir nachhaltige Entwicklung und fiir
Klimaschutz arbeiten. In der BNE Strategie und in dem Bericht zum Jahr
der Bildung fiir nachhaltige Entwicklung in Schleswig-Holstein sind die

Strukturen, Aktivititen und Konzeptionen aufgefiihrt.

Zu den Strukturen geh6ren verschiedene Schulnetzwerke, die Bildung fiir
nachhaltige Entwicklung und explizit Klimaschutz zum Thema haben.
Dies sind zum Beispiel das Netzwerk der Zukunftsschulen, die Schulen

des UNESCO Baltic Sea Project und die UNESCO -Projektschulen. Die

Zukunftsschulen reichen pro Jahr tiber 200 durchgefiithrte Schulprojekte

zur Zertifizierung ein, um Zukunftsschule zu werden oder es zu bleiben.
Ein grof3er Teil dieser Projekte hat —auf sehr vielfiltige Art— Klimaschutz

zum Thema. Die UNESCO -Projektschulen gestalten seit 2017 das inter-
nationale UNESCO-Pilotprojekt ,,Climate Action Project” mit, bei dem

Klimaschutz als Whole School Approach —im Rahmen eines die ganze

Schule umfassenden Ansatzes — an Schulen bearbeitet und gelebt wird.
Zudem gibt es viele auf3erschulische Bildungspartner die zum Thema

Klimaschutz Angebote machen, Dies sind zum Beispiel die NUN-zerti-
fizierten Lernorte, wobei NUN fiir ,,Norddeutsch und Nachhaltig® steht.
Eines von ganz vielen Beispielen ist der Klimapark ,,Artefact® in Glicks-
burg miteinem umfangreichen Angebot zum Thema, einschliefdlich dem

alljahrlich stattfindenden ,,Solarcup®, an dem selbst in den letzten beiden

Jahren viele Schulen aus ganz Schleswig-Holstein teilgenommen haben.

Nicht nur, aber verstirkt fanden im Jahr der Bildung fiir Nachhaltige Ent-
wicklung vielfiltige Aktivititen zum Thema Klimaschutz statt. So ver-
anstaltete das Bildungsministerium im Februar 2020 in Zusammenarbeit
mit dem Ministerium fiir Energie, Landwirtschaft, Umwelt, Natur und

Digitalisierung, der Christian-Albrechts-Universitit zu Kiel, dem IQSH,
dem Leibniz-Institut fir die Pidagogik der Naturwissenschaften und

Mathematik an der Universitit Kiel (IPN) und dem BNUR die landes-
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weite Konferenz ,,Schule macht Zukunft®, mit tiber oo teilnehmenden
Schiilerinnen, Schiilern und Lehrkriften. Den zentralen Vortrag dieser
auch per Livestream im Netz tibertragenen BNE-Konferenz hielt der
international bekannte Klimaforscher Prof. Dr. Mojib Latif vom Kieler
Geomar, anschliefend diskutierten Prof. Latif, Bildungsministerin Prien
und Umweltminister Albrecht mit Schiilerinnen und Schiilern und Lehr-
kriften. Der Livestream der Konferenz einschliefSlich des Vortrags und der
Diskussion ist weiterhin im Netz zuginglich (Link: Schule macht Zukunft
—Impulse fiir ein nachhaltiges Leben — YouTube).

Das Bildungsministerium hat auf3erdem gemeinsam mit dem IQSH und
den gastgebenden Schulen im vergangenen, von der Pandemie geprigten
Schuljahr insgesamt fiinf digitale Regionalkonferenzen zur Bildung fiir
nachhaltige Entwicklung veranstaltet, in vielen der Workshops und Vor-
trige spielte der Klimawandel eine Rolle (weitere Informationen zu den
Konferenzen finden sich auf der Seite www.bne-in-sh.de).

Bildung fiir nachhaltige Entwicklung ist nicht nur Wissensvermittlung,
sondern soll handlungsorientiert, fichertibergreifend und schuliibergrei-
fend sein. Sie soll Mitwirken ermdglichen und Selbstwirksamkeit erfah-
ren lernen.

Diesem Ziel dient auch die Landesstrategie Bildung fiir nachhaltige Ent-
wicklung, die in einem umfassenden Prozess unter intensiver Beteiligung
der Zivilgesellschaft inklusive Schiilerinnen und Schiilern erarbeitet wurde.

Ministerium fiir Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt, Natur
und Digitalisierung: Die Landesregierung setzt den Nationalen Akti-
onsplan ,,Bildung fiir nachhaltige Entwicklung“ (NAP BNE) im Rahmen
der Landesstrategie BNE um. Die Landesstrategie wurde in den Jahren
2019 bis 2021 im Rahmen eines breit angelegten, mehrstufigen Partizi-
pationsprozesses entwickelt. Vor der abschlieflenden Ausgestaltung und
Verabschiedung der Strategie wurde nochmals ein 6ffentliches Online-
Konsultationsverfahren zum Strategieentwurf durchgefithrt. Hier hat
sich namentlich der Landesjugendring mit zahlreichen Vorschligen ein-
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gebracht, die nahezu vollstindig in der nachfolgenden Uberarbeitung der
Landesstrategie berticksichtigt wurden.

Landesgruppe Schleswig-Holstein in der CDU-Bundestagsfraktion:
Der Klimawandel gehort aktuell zu den grof3ten Bedrohungen fiir die
Welt und die Lebensweise heutiger und zukiinftiger Generationen. Der
Meeresspiegel steigt an, Wetterextreme nehmen zu und es werden Le-
bensrdume von Mensch und Tier bedroht. Wir stehen unverindert zum
Pariser Klimaabkommen und wollen, dass unsere Heimat bis zum Jahr
klimaneutral wird. Nur wenn wir die Nutzung fossiler Energietrager auf
ein Minimum reduzieren, konnen wir Klimaneutralitit erreichen. Gleich-
wohl muss der Klimaschutz ganzheitlich betrachtet werden. Daher hat
die CDU-gefiihrte Landesregierung bereits das Energiewende- und Kli-
maschutzgesetz, das den Klimaschutz in vielfiltigen Themengebieten
betrachtet umfassend evaluiert und den Herausforderungen mit einem
ambitionierten Mafdnahmenkatalog angepasst. Dartiber hinaus wurde
ein Programm zum biologischen Klimaschutz eingefiithrt und Forder-
programme zur Wiedervernissung von Mooren, zur Aufforstung von
Wildern sowie zur Griinlandférderung aufgelegt, um dadurch bis 2030
jahrlich 717.500 Tonnen CO, einzusparen. Da Klimaschutz bei jeder und
jedem Einzelnen beginnt, wurde mit einem Forderprogramm Klima-
schutz fiir Biirgerinnen und Biirger 4,5 Millionen Euro fiir private Investi-
tionen in Batteriespeichersysteme, Dachbegriinung oder Regenwasserzis-
ternen bereitgestellt. Diese Mafsnahmen begriifit die CDU-Landesgruppe
Schleswig-Holstein. Die Ausgestaltung von bildungspolitischen Inhalten
liegt in der Entscheidungskompetenz der Bundeslinder.

Landesgruppe Schleswig-Holstein in der SPD-Bundestagsfraktion:
Das Schulgesetz liegt in der Landesgesetzgebung. Insofern verweise ich
auf die Ausfithrungen der SPD-Landtagsfraktion.

Klimaschutz beginnt bereits bei den Kleinsten, weswegen die entspre-
chende Bildung und Ausbildung zu klimarelevanten Themen so frith wie
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moglich erfolgen muss. Hierdurch wird nicht nur die notwendige Auf-
merksamkeit fiir diese Thematik erzeugt, sondern auch ein erhebliches
Potenzial fiir kiinftige Innovationen rund um den Klimaschutz gefordert.
Die SPD-Bundestagsfraktion will den Aktionsplan ,,Bildung fiir nach-
haltige Entwicklung® deutlich stirken und hat sich fiir die aktuelle Le-
gislaturperiode zum Ziel gesetzt, die Lainder bei der Umsetzung der in
der Klimarahmenkonvention verankerten Klimabildung bestmoglich
zu unterstiitzen. Bereits zum Ende der letzten Legislaturperiode hat das
SPD-gefiihrte Bundesministerium fiir Umwelt, Naturschutz und nuk-
leare Sicherheit eine grofsflichige Untersuchung, unter Einbezug samt-
licher relevanter Akteure veranlasst. Auf Basis der Ergebnisse wurde eine
Handlungsempfehlung in Form eines 20-Punkte-Plans zur zukunftsfa-
higen Gestaltung von Klimabildung fiir Schulen, Hochschulen und die
berufliche Bildung entwickelt. (Bengt Bergt, MdB)

Landesgruppe Schleswig-Holstein in der Biindnis 9go/DIE GRU-
NEN-Bundestagsfraktion: Die Griine Landesgruppe unterstiitzt den
nationalen Aktionsplan zur Bildung fiir nachhaltige Entwicklung (BNE).
Die Aufklirung tber die 17 Ziele fur nachhaltige Entwicklung der Ver-
einten Nationen sollte fest in die Schulbildung integriert sein, um zu-
kunftsfihiges Denken und Handeln zu férdern. Fir die Ausgestaltung
der Lehrplane sind die Linder verantwortlich. Auf Bundesebene unter-
stlitzen wir es allerdings, wenn Schulen Klimaschutz-Bildung in ihren
Unterricht einbinden. Beispielsweise fordert das Bundesministerium fir
Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz mit
dem Aktionsprogramm ,,Klimaschutz in Schulen und Bildungseinrich-
tungen” seit 2008 konkrete Klimaschutzprojekte im Rahmen der natio-
nalen Klimaschutzinitiative (NKI).

Mitglied des Europdischen Parlaments, Niclas Herbst: Die Einigung
auf 55 Prozent Emissionsreduzierung bis 2030 ist ein historischer Erfolg
fir die Europiische Union. Das 55-Prozent-Ziel ist ein Netto-Ziel. Das
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heif3t, ein Teil des Ziels kann durch sogenannte Senken, wie die nach-
haltige Bewirtschaftung von Wildern erreicht werden. Klar ist aber auch:
Die Leistung von Waldbauern und Landwirten, die etwas fiir das Klima
tun, missen in Zukunft stirker honoriert werden.

Bei der konkreten Gesetzgebung setzt die EVP-Fraktion auf technologie-
offene, marktbasierte Maf3nahmen. Dies ist sehr viel zielfithrender und
preiswerter als allein auf Ordnungsrecht zu setzen. Europa legt mit diesem
Gesetz im Klimaschutz vor. Wir miissen nun alles unternehmen, auch
die restliche Welt, insbesondere die USA und China, von ambitioniertem
Klimaschutz zu iiberzeugen. Der Klimawandel lasst sich nur gemeinsam

bewiltigen.
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JiL34/16 NEU
Anpassung des Sportunterrichts in den Schulen

(Antrag siehe S.43)

Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung werden
aufgefordert, die Benotung im Sportunterricht abzuschaffen.

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Leistung ist

ein konstitutives Merkmal, auch im Sport. Eine Benotung fithrt dazu, dass

die Schiilerinnen und Schiiler leistungsbereiter am Unterricht teilnehmen.
Ausgangspunkt fiir die Leistungsbewertung sind die unterschiedlichen

korperlichen, psychischen und sozialen Voraussetzungen von Midchen

und Jungen. Der individuelle Lernfortschritt und die Anstrengungsbe-
reitschaft sind in besonderer Weise zu berticksichtigen. Nur vor diesem

Hintergrund sind die koordinativen und konditionellen Fihigkeiten, das

technische, taktische und kreativ-gestalterische Kénnen sowie das soziale

und ich-bezogene Verhalten zu bewerten. So erhalten auch motorisch leis-
tungsschwichere Kinder und Jugendliche eine angemessene Bestitigung

ihres Kénnens. Diese Uberlegungen flief3en in eine Endbeurteilung ein,
die in einem Notenzeugnis als Ziffernote und in einem Berichtszeugnis

mit transparenten Kriterien erfasst wird.

Daher entspricht die CDU-Landtagsfraktion dieser Forderung nicht.

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Die Kriterien
zur Leistungsbemessung sind in den Schulfichern unterschiedlich. Vieles
hat mit Arbeitseinsatz und Fleif$ zu tun, anderes ist von der Begabung der
Schiiler*innen abhingig. Ein Schiiler oder eine Schiilerin, der/die eine
besondere Begabung fiir Musik hat, hat auch einen Anspruch darauf, eine
bessere Note zu bekommen als jemand, der vollig unmusikalisch ist. Wir
verstehen den Antrag jedoch auch als Aufforderung, im Sportunterricht
mit Arbeitseinsatz und Fleif$ zu guten Noten kommen zu kénnen. Dieses

Anliegen teilen wir.
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Biindnis 9o/DIE GRUNEN im Schleswig-Holsteinischen Landtag:
In unseren Augen gibt es grundsitzlich bessere und differenziertere Riick-
meldesysteme als Schulnoten. Die Benotung fiir ein einzelnes Fach aus-
zusetzen, halten wir aber nicht fiir richtig.

FDP-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Die Férderung
von Bewegung von jungen Menschen ist uns ein ernstes Anliegen. Gerade
die Auswirkungen der Corona-Pandemie haben gezeigt, wie wichtig es
ist, sportlich aktiv zu werden und zu bleiben. Fiir die schleswig-holsteini-
sche Landesregierung war es stets besonders wichtig, den Sportunterricht
an Schulen moglichst attraktiv und vielseitig zu gestalten und Schiilern
Wahlfreiheit zwischen verschiedenen Sportarten zu ermoglichen. Hierbei
gilt, dass der Sportunterricht ein genauso wichtiger Bestandteil des Lehr-
plans ist wie zum Beispiel der Deutschunterricht. Eine Differenzierung
zwischen Fichern beztiglich der Benotung betrachten wir nicht als sinn-
voll. Eine Bewertung der Leistung in Form von Schulnoten hatzudem die
Funktion, motivierend und anspornend zu wirken und eine Vergleich-
barkeit der Leistungen zu erméglichen. Eine gute Zensur fungiert eben-
falls als Belohnung fiir die erbrachte Leistung. Schiiler brauchen oftmals
eine klare Bewertung, um ihre Leistung korrekt einzuordnen und sich
zuvergleichen. Aus diesen Griinden lehnt die FDP-Landtagsfraktion die
Abschaffung der Benotung im Schulsport ab.

SSW im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Das Ansinnen, die Be-
notung im Sportunterricht abschaffen zu wollen, kénnen wir nicht unter-
stiitzen. Uber eine Benotung in Form eines Flief3texts, so wie es fiir jiin-
gere Schiilergruppen vorgesehen ist, sind wir gerne bereit nachzudenken.
Dies miusste dann jedoch fiir alle Ficher gelten. Zudem gehen wir davon
aus, dass Lehrkrifte bei der Benotung grundsitzlich nicht nur die Leistung
bewerten, sondern auch andere Faktoren wie Motivation und soziale Fa-

higkeiten wie zum Beispiel Teamfihigkeit. Sollte dies nicht der Fall sein,
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so empfiehlt sich ein entsprechendes Gesprach vor Ort. Alle sollten einen
Anspruch auf eine faire Benotung haben.

Ministerium fiir Soziales, Gesundheit, Jugend, Familie und Senioren:
Schiilerinnen und Schiiler haben grundsitzlich einen Anspruch auf eine
Zeugnisnote, welche in fachlicher und pidagogischer Abwigung aus den
Einschitzungen mehrerer, verschiedenartiger sportlicher Leistungen ge-
bildet wird.

Die Fachanforderungen Sport enthalten verbindliche Einzelhinweise
zur Benotung und beschreiben damit differenziert die Aspekte der Be-
wertung. Dieses Verfahren ermdglicht es den Beteiligten, den Kindern
und Jugendlichen die ihnen zustehende motorisch-kognitive Férderung
zukommen zu lassen. Benotung ermoglicht Verbindlichkeit und Trans-
parenz beziiglich der schulischen Ziele und vorgegebener Kriterien des
Sportunterrichts, damit kann Kommunikation zu Lernprozessen und
zur individuellen Férderung im Fach Sport auf einer nachvollziehbaren
Grundlage erfolgen.

Das Verfahren der Benotung berticksichtigt zudem Sonderfille: So haben
die Schiilerinnen und Schiiler im Falle einer offensichtlichen oder beschei-
nigten eingeschrankten Unterrichtstitigkeit Anspruch auf einen Nach-
teilsausgleich. Die Lehrkrifte haben fiir differenzierte Leistungsangebote
zu sorgen, so dass die Schiilerinnen und Schiiler fiir das benotet werden,
was sie leisten konnen. Die Entscheidung dariiber, wann Schiilerinnen
und Schiiler im Zeugnis nicht mehr benotet werden kénnen, liegt bei der
Schulleiterin oder dem Schulleiter im Rahmen der Zeugnisordnung.
Konnen Schiilerinnen und Schiiler ein ganzes Schulhalbjahr aus gesund-
heitlichen Griinden keine sportmotorischen Fahigkeiten und Fertigkeiten
einbringen, so erhalten sie keine Zeugnisnote.

Landesgruppe Schleswig-Holstein in der SPD-Bundestagsfraktion:
Schulische sowie berufliche und universitire Ausbildungen orientieren
sich zurechtan verbindlichen Leistungshorizonten. Sie sorgen fiir objekti-
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ve Maf3stibe bei der Bewertung und setzen im besten Fall positive Anreize.
W ihrend sich die klassischen Leistungsiiberpriifungen in schriftlichen
Schulfichern so weitestgehend nachvollziehbar, transparent und gerecht
umsetzen lassen, ist das Bild im Sportunterricht differenzierter. Die Fiille

der unterschiedlichsten, im Sportunterricht zu bewertenden Aspekte und
Kompetenzen, scheinen im gingigen Notenschema nur schwer in ihrer
Komplexitit Eingang finden zu konnen. Die vielfiltigen, im Kontext der
jeweiligen Unterrichtsinhalte stetig wechselnden Anforderungsprofile

stellen Schiiler:innen und Lehrkrifte ebenso vor immer neue Herausfor-
derungen. Die Anwendung des bestehenden Notenspektrums ist daher
aus meiner Sicht zu recht kontrovers diskutiert. (Tim Kliissendorf, MdB)

Landesgruppe Schleswig-Holstein in der Biindnis 9o/DIE GRU-
NEN-Bundestagsfraktion: Uber die Anpassung verpflichtender Schul-
facher entscheiden die Linder im Rahmen ihrer Kultushoheit.
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JiL34/15 NEUNEU
Neue Schwerpunktsetzung fiir Schulen
(Antrag siehe S.42)

Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung werden
aufgefordert, in weiterfithrenden Schulen aller Formen ab der 9. Klasse
den Anteil an traditionellen Lernfichern wie Mathematik zu reduzieren
und stattdessen ein grof3eres Angebot an Fichern mit einem erkennbaren
Wert fiir das spitere Leben, beispielsweise berufliche Orientierung, in den
Stundenplan zu bringen. Diese fiir das Leben nach der schulischen Lauf-
bahn relevanten Themen sollen in die Fachanforderungen in thematisch
passenden Fichern eingearbeitet werden.

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Die Schule
soll Kompetenzen und Wissen fiir das spitere Leben vermitteln. Ficher
mit ,,erkennbarem Wert” fiir das spitere Leben sind subjektiv unter-
schiedlich. Vielmehr sollte sich in allen Fachanforderungen eine Orien-
tierung an lebenspraktischen Inhalten wiederfinden. Landeskonzepte fiir
die Berufliche Orientierung oder fiir Entrepreneurship Education oder
fiir Bildung fiir Nachhaltige Entwicklung sind in der 19. Wahlperiode auf
den Weg gebracht worden. Die Fachanforderungen werden fortlaufend
aktualisiert. Abgesehen von dem Fach Informatik sieht die CDU-Land-
tagsfraktion keinen Bedarf, zusitzliche Schulficher einzufithren. Beruf-
liche Orientierung ist in der Mittelstufe im Unterricht verankert. In der

Oberstufe wurde Berufsorientierung als eigenstindiges Fach eingefiihrt.

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Die MINT-
Ficher sind sowohl von ihren Bildungsinhalten her als auch fiir den
Fachkriftebedarf unserer Gesellschaft von entscheidender Bedeutung.
Sie missen im Curriculum fest verankert sein. Deshalb unterstiitzen wir
Maf3nahmen der Hochschulen, der Schulen und weiterer Beteiligter, Abi-

turient*innen fiir ein Lehramtsstudienfach in diesen Fichern zu motivie-
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ren. Auch die Einfithrung des Faches Informatik ist ein richtiger Schritt.
Eine Zurlickdraingung der Mathematik aus dem Stundenplan zugunsten
rein methodischer Inhalte lehnen wir ab.

Biindnis 9o/DIE GRUNEN im Schleswig-Holsteinischen Landtag:
Wir sehen auch bei den ,,traditionellen Lernfichern® wie Mathematik
einen erkennbaren Wert fiir das spitere Leben und lehnen die Forderung
von Jugennd im Landtag, bei diesen Fichern zu kiirzen, entsprechend
ab. Wir unterstiitzen eine grofle Methodenvielfalt im Unterricht, auch
mit digitalen Lernmaterialen, um Unterricht insgesamt interessant zu

gestalten.

FDP-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Wir Freien
Demokraten sind ausdriicklich der Meinung, dass die traditionellen Lern-
facher einen erkennbaren Wert fiir das spitere Leben haben. Gerade das

Fach Mathematik ist von besonderer Bedeutung, da dieses die Grundla-
gen der digitalisierten und vernetzten Welt bildet und den Grundstein
fiir viele Wissenschaften legt. Wir setzen uns zudem fiir einen verpflich-
tenden Informatik-Unterricht an Schulen und den verstirkten Fokus auf
MINT-Ficher ein, da es schon heute einen gravierenden Fachkriftemangel

im MINT-Bereich gibt. Eine Einschrinkung der traditionellen Lernficher
steht deshalb aufler Frage. Es istim Gegenteil erforderlich, die Ausbildung
der Lehrkrifte im Bereich Mathematik und Informatik zu stirken und at-
traktiver zu gestalten. Die Berufliche Bildung von Schiilern ist fiir uns

ebenfalls prioritir. Sie ist fiir eine grundlegende Orientierung und Lebens-
gestaltung von Schiilern elementar. Aus diesem Grund hat die schleswig-
holsteinische Landesregierung mit der Griindung des SHIBB beschlossen,
die gesamte Berufliche Bildung aus einer Hand zu steuern. Es gibt bereits

umfangreiche Angebote fiir Schiiler, um sich beruflich zu orientieren.
Dazu gehoren beispielsweise die Teilnahme an Workshops im Bereich

der beruflichen Orientierung sowie der Besuch von Berufs- und Studien-
messen oder auch die Berufsorientierung im Zuge der Oberstufenreform.
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Die Notwendigkeit zur Errichtung eines eigenen Schulfaches ,,Berufliche
Orientierung betrachten wir aus diesen Griinden fiir nicht gegeben.

SSW im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Wir raten dringend da-
von ab, einzelnen Fichern den ,,erkennbaren Wert fiir das spitere Leben®
abzusprechen. Der Bildungsauftrag der Schule basiert auf den im Grund-
gesetz verankerten Menschenrechten. Sie vermitteln eine humanistische
Grundbildung und Wertvorstellungen, die auf den Ideen der demokrati-
schen, sozialen und liberalen Freiheitsbewegungen basieren. Bereits jetzt
ist es laut Schulgesetz so, dass junge Menschen hier lernen sollen, ein
erfiilltes Leben in einer stindig sich wandelnden und dabei zunehmend
digitalisierten Welt zu fithren. Es ist ein expliziter Zweck des Schulwesens,
Schiiler*innen zur Teilnahme am Arbeitsleben und zur Aufnahme einer
hierfiir erforderlichen Berufsausbildung zu befihigen. Dies kann verschie-
den ausgeformt werden und in Projekten stattfinden, in Ausfliigen oder
im Unterricht. Als Ficher sehen wir dafiir die Verbraucherbildung oder
auch den WiPo-Unterricht als besonders geeignet an. Eine Konkurrenz-
situation zu bestehenden Schulfichern sehen wir daher nicht.

Ministerium fiir Soziales, Gesundheit, Jugend, Familie und Senioren:
Die traditionellen Unterrichtsficher wie Deutsch, Mathe und Englisch
leisten aus Sicht der Landesregierung einen entscheidenden Beitrag zur
Allgemeinbildung. Sie sind privat und beruflich von grofer Bedeutung
fiir das spitere Leben, da in ihnen tiber den unmittelbaren Fachbezug hi-
naus wichtige Kompetenzen vermittelt werden. Dies wird sowohl von
den Ausbildungsbetrieben im dualen Ausbildungssystem als auch von
den Hochschulen riickgemeldet. Von Seiten der Wirtschaft wird sogar
eine Intensivierung des Mathematikunterrichts gefordert, um den Kennt-
nisstand der Schulabgingerinnen und Schulabginger zu erhéhen.

Aufgrund ihres bedeutenden Beitrags zur Allgemeinbildung werden diese
Ficher von der KMK als sogenannte Kernficher bezeichnet. Sie sind Prii-
fungsficher im Ersten Allgemeinbildenden Schulabschluss (ESA) und im
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Mittleren Schulabschluss (MSA). Auch in der Oberstufe wird ihnen als
Kernficher auf erhohtem Anforderungsniveau eine besondere Rolle zuge-
wiesen und sie sind Priffacher in der Abiturpriifung. Die Landesregierung
vertritt nicht die Auffassung, dass diese Ficher keinen erkennbaren Wert
haben. Sie beabsichtigt daher nicht, den Unterricht in den Kernfichern
zu reduzieren.
Die Stirkung der Berufsorientierung ist der Landesregierung ein wichti-
ges Anliegen. Das Bildungsministerium hat dazu im Jahr 2021 entschei-
dende Schritte eingeleitet. Am 1. Oktober 2021 trat der Erlass ,,Landeskon-
zept Berufliche Orientierung an den weiterfithrenden Schulen in Schles-
wig-Holstein“ in Kraft, der einen umfassenden Katalog an MafSnahmen
vorsieht und eine Erweiterung und Vertiefung bestehender Konzepte an
Schulen ermoglicht. So werden die Kompetenzen, Stirken und Interes-
sen der Schiilerinnen und Schiiler ebenso wie ihre Motivation, sich Vor-
stellungen fiir die eigene — und somit auch die berufliche — Zukunft zu
erarbeiten, gefordert.
Mit der neuen Profiloberstufe wurde ab dem Sommer 2021 verbindlich ein
Seminar zur Berufsorientierung in der Oberstufe fiir alle Schiilerinnen
und Schiiler eingefiihrt.
Ziel des Unterrichts ist es nach den geltenden Fachanforderungen in allen
Fachern unter anderem, Schiilerinnen und Schiiler durch die Auseinan-
dersetzung mit Kernproblemen des soziokulturellen Lebens in die Lage
zu versetzen, Entscheidungen fir die Zukunft zu treffen und dabei abzu-
schitzen, wie sich das eigene Handeln auf andere Menschen, auf kiinf-
tige Generationen, auf die Umwelt oder das Leben in anderen Kulturen
auswirkt. Die Kernprobleme beschreiben Herausforderungen, die sich
sowohl auf die Lebensgestaltung des Einzelnen als auch auf das gemein-
same gesellschaftliche Handeln beziehen.
Die Auseinandersetzung mit Kernproblemen richtet sich insbesondere auf:
* Grundwerte menschlichen Zusammenlebens: Menschenrechte, das
friedliche Zusammenleben in einer Welt mit unterschiedlichen Kul-
turen, Religionen, Gesellschaftsformen, Vélkern und Nationen
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* Nachhaltigkeit der 6kologischen, sozialen und 6konomischen Ent-
wicklung: Erhalt der natiirlichen Lebensgrundlagen, Sicherung und
Weiterentwicklung der sozialen, wirtschaftlichen und technischen
Lebensbedingungen im Kontext der Globalisierung

* Gleichstellung und Diversitit: Entfaltungsmoglichkeiten der Ge-
schlechter, Wahrung des Gleichberechtigungsgebots, Wertschit-
zung gesellschaftlicher Vielfalt

* Partizipation: Rechtaller Menschen zur verantwortungsvollen Mit-
Gestaltung ihrer soziokulturellen, politischen und wirtschaftlichen
Lebensverhiltnisse.

Aufgabe der Schulen und der Fachschaften ist es, diese Themen anhand

passender Inhalte im Unterricht aller Ficher aufzubereiten.

Als wichtiges Ziel des Bildungssystems ist dariiber hinaus in den letzten

Jahren immer starker die digitale Bildungin den Vordergrund geriickt. Die

Landesregierung hat hierauf reagiert und enorme Anstrengungen unter-
nommen, um die Erreichung dieses Zieles in den Schulen zu befordern.
In diesem Jahr erhalten die letzten Schulen einen Glasfaseranschluss.
Auflerdem werden alle Lehrkrifte mit einem dienstlichen Endgerit aus-
gestattet. Vom Institut fiir Qualititsentwicklungan Schulen (IQSH) wird

den Lehrkriften eine Vielzahl von Materialien, Beratungs- und Untersttit-
zungsangeboten und Fortbildungen angeboten. Dartiber hinaus erhalten

die Schulen Entlastungsstunde fiir Lehrkrifte, die in ihren Schulen den

Prozess der pidagogischen Digitalisierung gestalten und die Umsetzung

unterstiitzen. Mit ,,itslearning® wurde den Schulen vom Land ein Lern-
management zur Verfiigung gestellt.

Mit ihren Beschliissen zur ,,Bildung in der digitalen Welt® (2016) und

,Lehren und Lernen in der digitalen Welt“ (2021) hat die KMK wichtige

inhaltliche Akzente zur Weiterentwicklung der digitalen Bildungan den

Schulen gesetzt, die auch in Schleswig-Holstein umgesetzt und in den

Fachanforderungen verankert werden.

Die Landesregierung in Schleswig-Holstein hat ferner Informatik als Pro-
filfach in der Oberstufe eingefiihrt und setzt sich dafiir ein, Informatik

218

34. Veranstaltung ,,Jugend im Landtag”



sukzessive als Pflichtfach in der Sekundarstufe I einzufiithren. Erste Schrit-
te hierzu werden fiir den Sommer 2022 eingeleitet.

Landesgruppe Schleswig-Holstein in der SPD-Bundestagsfraktion:
Weiterfithrende Schulen sollen Schiilerinnen und Schiiler auf das Leben
vorbereiten — das gilt intellektuell aber auch in Bezug auf das praktische

Leben. Die Lehrpline sollten demnach beides gewihrleisten. Die Vermitt-
lung von Lerntechniken und beruflicher Orientierung, die der Antrag auf-
greift, sind dabei duferst wichtig. Dass ,traditionelle Lernficher wie Ma-
thematik® deshalb weniger unterrichtet werden miissten, sehe ich nicht.
Auch eine ,,ginzlich andere Schwerpunktsetzung in Schulen®, wie sie die

Begriindung des Antrags nahelegt, braucht es dafiir meiner Ansicht nach

nicht. Unterstiitzen mochte ich vielmehr die Forderung, die genannten

Themen an geeigneter Stelle mit den bereits existierenden Fichern zu ver-
kntipfen und so ein umfassendes und aufeinander abgestimmtes Lernen

zu ermoglichen. (S6nke Rix, MdB)

Landesgruppe Schleswig-Holstein in der Biindnis go/DIE GRU-
NEN-Bundestagsfraktion: Uber die Schwerpunktsetzung der Schul-
facher entscheiden die Linder im Rahmen ihrer Kultushoheit. Wir als
Griine Landesgruppe unterstiitzen die MIN T-Forderung an Schulen so-
wie die Férderung von Antidiskriminierung, Diversitit, LSBTIQ™* und
Demokratieverstindnis im Unterricht. Die Vermittlung von Medienkom-
petenz und digitalen bzw. informatischen Kompetenzen begreifen wir als
Querschnittaufgabe, die ficheriibergreifend in den gesamten Schulunter-
richt eingebunden werden sollte. Dariiber hinaus schlief3en wir uns der
Stellungnahme der Griinen Landtagsfraktion an.
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JiL 34/20
Mehr diverse Literatur an Schleswig-Holsteinischen Schulen

(Antrag siehe S.49)

Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung werden
aufgefordert, sich dafiir einzusetzen, dass im Lehrplan fiir Schulen in
Schleswig-Holstein der Blick auf diverse Literatur verankert ist. Dies be-
zieht sich einerseits auf die Autor*innen, andererseits auf die Handlung
und die Charaktere.

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag: In den Fach-
anforderungen Deutschen Sek [ /11 ist geregelt, dass Schiilerinnen und
Schiiler sich im Fach mit Kernproblemen des gesellschaftlichen Lebens
auseinandersetzen sollen. Das beinhaltet auch Gleichstellung und Diver-
sitdt: Entfaltungsmoglichkeiten der Geschlechter, Wahrung des Gleich-
berechtigungsgebots, Wertschitzung gesellschaftlicher Vielfalt. Das kann
auch ein Mehr an diverser Literatur beinhalten. Dennoch ist hierbei zu
erwahnen, dass letztendlich die Schulen entscheiden, welche Literatur
im Unterricht behandelt wird.

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Die Lehrer*-
innen haben ein hohes Maf? an Eigenverantwortung bei der Auswahl
der Pflichtlektiiren, die fiir die verschiedenen Jahrginge erforderlich und
angemessen sind. Statt eine neue Liste von Autor*innen und Buchtiteln
vorzugeben, die der Gendergerechtigkeit gerecht wird, setzen wir auf Fort-
und Weiterbildung fiir die Lehrkrifte, die Deutsch oder Fremdsprachen
unterrichten, mit dem Ziel, den Aspekt der Gendergerechtigkeit hinsicht-
lich Autor*innen und Inhalten, zumindest bei der neueren Literatur, zu
berticksichtigen.

Biindnis 9o/DIE GRUNEN im Schleswig-Holsteinischen Landtag:
Wir finden das richtig. Nach wie vor stehen in Kunst, Literatur oder
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Geschichte weifde Inhalte im Vordergrund. Schulgesetz und die Fach-
anforderungen fiir die Schulen betonen das Gleichberechtigungsgebot,
Menschenrechte und Vielfalt. In der Erstellung der Schulbticher sind die

Verlage aber frei und die Fachschaften der Schulen frei in ihrem Einsatz.
Es kommt daher entscheidend auf die Lehrkrifte an. Wir setzen auf die

Aus- und Fortbildung. Im Landesaktionsplan gegen Rassismus sind dafiir

die Grundsteine gelegt, die wir fortentwickeln wollen. Wir behalten das

Thema unbedingt im Blick.

FDP-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Die Auswahl

von Fachliteratur fiir den Unterricht unterliegt der freien Wahl, sofern

sie den Anforderungen und Auswahlkriterien des formlichen Begutach-
tungsverfahrens entsprechen. Eine weitergehende Auswahl, Zensur oder
Bevorzugung von Literatur auf Grundlage eines vorab festgelegten Filters,
lehnen wir ab. Selbstverstindlich soll die umfangreiche Auswahl von Tex-
ten, Literatur und Schulbiichern bei der Auswahl fiir den Unterricht Be-
ricksichtigung finden. Die ausgewihlten Inhalte sollten alle gesellschaftli-
chen und politischen Fragen kritisch hinterfragen. Der schulische Diskurs

sollte alle Aspekte ausfiihrlich und von allen Seiten betrachten, um so fiir

unterschiedliche Sichtweisen zu sensibilisieren.

SSW im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Wir sprechen uns dafiir
aus, die Fachanforderungen mit Blick auf gesellschaftliche Vielfalt zu un-
tersuchen und insbesondere marginalisierte Perspektiven und Minderhei-
ten mitzudenken. Heterogenitit und Diversitit sollte sich — analog zum

alltiglichen Leben — auch in der Literatur, die im Unterricht diskutiert

wird, wiederfinden. Dabei geht es nicht nur um Sichtbarkeit, sondern auch

darum, dass besonders Literatur uns Welten eroffnet, zu denen wir viel-
leicht nichtautomatisch einen Zugang gehabt hitten. Wir wiinschen uns

daher, dass die Kanondebatte auch mit den Schiiler*innen an den Schulen

und im Unterricht selbst gefithrt wird.
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Ministerium fiir Soziales, Gesundheit, Jugend, Familie und Senioren:
In den Fachanforderungen aller Ficher wird als Leitziel jedweden Unter-
richts unter Kapitel 2.2 auch die ,,Auseinandersetzung mit den Kern-
problemen gesellschaftlichen Lebens® verbindlich gemacht: Das The-
ma ,,Gleichstellung und Diversitit: Entfaltungsmaglichkeiten der Ge-
schlechter, Wahrung des Gleichberechtigungsgebots, Wertschitzung
gesellschaftlicher Vielfalt™ ist eines der vier Kernprobleme. Gerade tiber
die Auswahl von Lektiiren oder von zu debattierenden Themen kann
das Thema ,,Gleichstellung und Diversitit” im Deutsch- und modernen
Fremdsprachenunterricht bearbeitet werden, differenzierte Vorschriften
zur Lektiireauswahl werden jedoch in den Fachanforderungen nicht ge-
troffen, gerade auch um Diversitit und Aktualitit zu erreichen.

Da in den Fachkonferenzen der Schulen Schiilerinnen und Schiiler ver-
treten sind, kann und sollte dieses Thema auch dort zur Sprache gebracht
und diskutiert werden.

Landesgruppe Schleswig-Holstein in der SPD-Bundestagsfraktion:
Literatur soll Vielfalt einer Gesellschaft abbilden, gesellschaftliche Miss-
stinde ansprechen sowie zur Emanzipation gegentiber erstarrten Struk-
turen und ungerechten Verhiltnissen ermutigen und befihigen. Diese
Forderung wird unserer Auffassung nach von der heute gelesenen Schul-
literatur bereits teilweise erfiillt. Als Beispiele konnten beispielsweise
das Anprangern der krassen sozialen Gegensitze im Frithkapitalismus in
Gerhart Hauptmanns ,,Die Weber oder die Parodie auf den Lebensstil
der Neureichen in Petrons ,,Gastmahl des Trimalchio“. Auch alternati-
ve Lebensentwiirfe kommen im Lektiirekanon nicht unbedingt zu kurz,
wie beispielsweise die Vagantendichtung der ,,Carmina Burana“ oder das
unkonventionelle Ferienfreizeitkonzept des Romans ,,Tschick® zeigen.
Dessen ungeachtet bleibt es eine legitime Forderung, dass die Schul-
lektiire die Gesellschaft in ihrer Diversitit abbilden sollte. Hier sollte der
Fokus moglicherweise etwas erweitert werden und es sollten nicht nur
die Pflichtlektiire, sondern auch die Lehrbiicher betrachtet werden, ohne
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allerdings die Grenze zur Indoktrinierung zu iiberschreiten. Denn auch
Eltern mit einem konservativen Staats- und Gesellschaftsverstindnis sol-
len der Schule weiterhin vertrauen und ihre Kinder ohne Sorgen dorthin
schicken konnen. Es ist also ein komplexes Thema, das von allen Seiten
und im Dialog mit den betroffenen gesellschaftlichen Gruppen betrachtet
werden sollte. In diesem Sinne verstehen wir auch den Antrag von ,,Ju-
gend im Parlament® und werden uns an einer konstruktiven Diskussion
beteiligen. (Dr. Kristian Klinck, MdB)

Landesgruppe Schleswig-Holstein in der Biindnis go/DIE GRU-
NEN-Bundestagsfraktion: Die Griine Landesgruppe begrifdt den
Antrag JiL 34/20. Der literarische Kanon sollte diverser ausfallen, um
Schiiler*innen die Bandbreite der Gesellschaft aufzuzeigen und gegebe-
nenfalls Normen zu hinterfragen. Dartiber hinaus unterstiitzen wir den
Ansatz der Griinen Landtagsfraktion, dass auch die Aus- und Weiterbil-
dung der Lehrkrifte hier eine wichtige Rolle spielt.
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JiL 34/25
Anderung der Vergabekriterien des Psychologiestudiums
(Antrag siehe S.s5)

Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung werden
aufgefordert, weitere abiturunabhingige Kriterien fiir das Psychologie-
studium (orientiert an der Medizin) festzulegen, damit mehr Menschen

Psychologie studieren kénnen, die eine bessere Eignung haben.

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Die CDU-
Landtagsfraktion hiltan den bestehenden Kriterien fest. Fiir spezielle Fa-
cher auf3erhalb der Medizin Sonderregelungen zu treffen, erscheint nicht
zweckmiflig, weil dann fiir alle Ficher spezifische Eignungstests durch-
gefiihrt werden miissten, z. B. technische Ficher oder Lehramtsstudium.

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Der Zugang

zu einem Hochschulstudium in stark nachgefragten Fichern unterliegt
Vergabekriterien, die zwischen den Lindern vereinbart wurden. Die

wichtigste Kennziffer dabei ist die Durchschnittsnote des Abiturs, die

sich nach allen Erfahrungen als Anhaltspunkt fiir einen zu erwartenden

Studienerfolg bewahrt hat. Dariiber hinaus ist in mehreren Fichern vor-
gesehen, auch abiturunabhingige Kriterien einzubeziehen. Wir werden

in der nichsten Legislaturperiode tiberpriifen, ob es dabei auch Flexibili-
sierungen beim Zugang fiir ein Psychologiestudium geben sollte, die von

den Hochschulen selbst festzulegen wiren.

Biindnis 9o/DIE GRUNEN im Schleswig-Holsteinischen Landtag:
Wir unterstiitzen die Forderung von Jugend im Landtag, dass neben dem
»Numerus Clausus* auch andere Kriterien bei der Vergabe von zulassungs-
beschrinkten Studiengingen herangezogen werden sollten. Die Kriterien
missen allerdings rechtssicher sein, damit es nicht zu einer Klagewelle

kommt.
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FDP-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Die Abitur-
note als Auswalkriterium bleibt weiterhin ein wichtiger Indikator und

Hauptfaktor der Hochschulzugangsberechtigung. Allerdings sollte es

den schleswig-holsteinischen Hochschulen erlaubt sein, weitere Krite-
rien bei der Zulassung abseits der Abitur-Note festlegen zu konnen. Dies

gilt besonders, wenn der Studiengang fachspezifische Zusatzqualifikatio-
nen umfasst und fiir das erfolgreiche Bestehen des Studiums mafgeblich

positive Auswirkungen haben kann. Eine allgemeine Offnung und vor-
hergehende Festlegung der Kriterien durch das Land bzw. des zustindigen

Ministeriums halten wir aufgrund der vielfiltigen Anforderungen und der
unterschiedlichen Profile der schleswig-holsteinischen Hochschulen fiir
nicht zielfithrend.

SSW im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Das Ansinnen, die Kri-
terien zur Zulassung eines Psychologiestudiums tiberarbeiten zu wol-
len, konnen wir als SSW im Landtag grundsitzlich unterstiitzen. Es ist
richtig, dass das Psychologiestudium in den letzten Jahren zu den belieb-
testen Studiengingen zihlte, gleichzeitig aber auch zu den Studien mit
den strengsten Anforderungskriterien. Die Zulassung zum Studium um
weitere Eignungskriterien zu erweitern, entspricht einer skandinavischen
Sichtweise, die bei unseren Nachbarn im Norden in vielen anderen Berei-
chen des Bildungswesens erfolgreich angewendet wird. Wir wollen dazu
das Gesprich mit den Akteuren sowie mit den anderen Fraktionen im
Parlament aufnehmen.

Ministerium fiir Soziales, Gesundheit, Jugend, Familie und Senioren:
Bereits jetzt sieht das Gesetz die Moglichkeit der Berticksichtigung abitur-
unabhingiger Kriterien fiir das Psychologiestudium im Rahmen des sog.
Auswahlverfahrens der Hochschule (AdH) gemifs § 6 Absatz 1 Nummer 3
HZG i.V.m. §47 Absatz 3 HZVO vor. Neben dem Ergebnis der Hoch-
schulzugangsberechtigung bzw. den gewichteten Einzelnoten existiert
die Méglichkeit eines fachspezifischen Studieneignungstests, der fachspe-
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zifischen Eignung aufgrund von Berufsausbildung/-titigkeit, Vorbildun-
gen u.d. sowie eines Auswahlgesprichs. Die Hochschulen kénnen diese

Kriterien im Rahmen der Hochschulautonomie in ihrer einschligigen

Auswahlsatzung selbst festlegen. Die Christian-Albrechts-Universitit
zu Kiel sowie die Universitdt zu Litbeck haben hiervon als Auswahlmaf3-
stab fiir das Hochschulauswahlverfahren in Bachelorstudiengingen bisher
keinen Gebrauch gemacht.

Nach §6 Absatz 1 Satz 2 HZG ist bei der Auswahlentscheidung der Hoch-
schule das Ergebnis der Hochschulzugangsberechtigung einzubeziehen.
Neu istin Satz 3, dass ab dem Wintersemester 2021/22 ein zusitzliches

schulnotenunabhingiges Kriterium mit erheblichem Gewicht unter be-
stimmten Voraussetzungen zwingend hinzuzuziehen ist. Diese Voraus-
setzungen orientieren sich an der Zulassung zum Medizinstudium und

werden in §47 Absatz 3 Satz 2 HZVO niher konkretisiert. Sie sehen eine

bundesweite Zulassungsbeschrinkungin den letzten drei Vergabeverfah-
ren und einen Numerus clausus von 1,4 und besser vor. Diese Vorausset-
zungen liegen jedoch bisher weder an der Christian-Albrechts-Universitit
zu Kiel noch an der Universitit zu Libeck vor.

Landesgruppe Schleswig-Holstein in der SPD-Bundestagsfraktion:
Psychologiestudienplitze sind so beliebt wie rar — dabei steigt die Nach-
frage nach Therapieplitzen nicht erst seit Corona-Pandemie kontinuier-
lich. Dass viele junge Menschen, die ein Psychologie-Studium beginnen
wollen, durch unerhért hohe NCs und teils jahrelange Wartezeiten ab-
geschreckt werden, ist ein Zustand, den wir andern wollen. Ich halte den
Beschluss von ,,Jugend und Parlament® fiir die Einfithrung neuer, abitur-
unabhingiger Kriterien fiir das Psychologiestudium, die sich an denen
fiir das Medizinstudium orientieren, fiir eine gute Idee. So kénnen auch
diejenigen jungen Menschen eine Chance erhalten, die jenseits ihrer Note
fachlich, menschlich und sozial hervorragend geeignet sein konnen, spiter
andere Menschen zu therapieren. Weitere Reformen im Psychologiestu-
dium, wie die Einfihrung eines Psychotherapiestudiums, um die bislang
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privat finanzierte und sich tiber Jahre hinziehende Psychotherapie-Aus-
bildung nach dem Studium zu ersetzen, und die evtl. Erh6hung der An-
zahl der Studienplitze sind weitere Vorschlige, iber die man sprechen
sollte. (Dr. Kristian Klinck, MdB)

Landesgruppe Schleswig-Holstein in der Biindnis 9go/DIE GRU-
NEN-Bundestagsfraktion: Die Griine Landesgruppe unterstiitzt die
Forderungen von Jugend im Landtag. Insbesondere der Quereinstieg
sollte nach bestimmten Ausbildungsgingen sowie aufgrund einschligi-
ger Praxiserfahrung den Zugang zum Psychologiestudium ermoglichen.
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JiL 34/AK 2 NEU 1
Ehrenamtliches Engagement schulisch fordern

Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung werden

aufgefordert, eine gesetzliche Regelung zur schulischen Férderung von

ehrenamtlichen Engagement auszuarbeiten und im SchulG SH zu ver-
ankern. Hierbei soll Tragern von ehrenamtlichen Aktivititen ermoglicht
werden, AGsan Schulen anzubieten. Schiilern soll angeboten werden eine

ehrenamtliche Tatigkeit als AG anrechnen zu bzw. im Zeugnis bertick-
sichtigen zu lassen.

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Das aktuelle
Schuljahrist das ,,Jahr des Ehrenamts®. Ziel ist es, ein Netzwerk fiir die
Schulen zu kniipfen, in dem sie auf Angebote zu vielen gesellschaftsre-
levanten Themen zuriickgreifen kénnen. Dafiir sollen insbesondere die
regionalen Akteure vor Ort einbezogen werden.

Abgesehen davon erscheint die Forderung sinnvoll und sollte insbeson-
dere vor dem Hintergrund der Umsetzung des schulischen Ganztags um-

gesetzt werden.

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Wir unter-
stlitzen das ehrenamtliche Engagement von Schiiler*innen. Besonders
wichtigist fiir uns, die Arbeit der Schiiler*innenvertretungen, ebenso wie
die der Elternvertretungen besser abzusichern. Wir haben dazu mehrfach
die Einrichtung einer gemeinsamen Geschiftsstelle fiir die LSVen und
LEBs beantragt.

Die Schulzeugnisse dienen dem Leistungsnachweis und dem Kompetenz-
erwerb im Unterricht. Ehrenamtliches Engagement darf iiber begrenzte
Freistellungen hinaus nicht zu Lasten des Lernerfolgs gehen. Wir hielten
es fir falsch, wenn zum Beispiel ein starkes Engagement im Fufsball-Club

mangelnde schulische Leistungen kompensieren konnte.
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Biindnis 9o/DIE GRUNEN im Schleswig-Holsteinischen Landtag:
Diese Anregung von Jugend im Landtag nehmen wir gerne auf und
werden uns gegeniiber dem Bildungsministerium dafiir einsetzen. Wir
werden mit unseren Koalitionspartnern besprechen, ob es noch weitere
Moglichkeiten gibt, wie wir ehrenamtliches Engagement schulisch for-
dern kénnen.

FDP-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Das Schulge-
setz regelt die Rechte und Pflichten aller an unseren Schulen Beteiligten
und ist nicht daftir da, bestimmten gesellschaftlichen Bereichen einen
Vorrang einzurdumen. Selbstverstindlich ist es mdglich, im schulischen
Alltag Themen wie das Ehrenamt zu besprechen und entsprechende Pro-
jekte anzustofen. In Schleswig-Holstein werden beispielsweise zusam-
men mit den Ehrenamtsbiiros die Schulen vor Ort dabei unterstiitzt, so-
ziales Engagement kennen zu lernen. In iiber 50 Netzwerkschulen finden
Projekte von Schiilerinnen und Schiilern mit auerschulischen Partnern
statt, um die ehrenamtliche Tdtigkeit ndher kennenzulernen. Im Jahr 2022
findet dariiber hinaus das ,,Jahr des Ehrenamtes® statt, in welchem Vereine,
Initiativen und Freiwilligenagenturen an der Vernetzung von Ehrenamt

und Schule gemeinsam arbeiten.

SSW im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Das Ehrenamtist essen-
tiell fiir das Zusammenleben in unserer Gesellschaft. Ja, esistrichtig, dass
die Politik im Land entsprechende Rahmenbedingungen zur Ausfithrung
fiir das Ehrenamt schaffen sollte. Den Wunsch, das Ehrenamt stirken zu
wollen, kénnen wir als SSW im Landtag uneingeschrankt unterstiitzen.
Eine gesetzliche Regelung kann jedoch nicht den Ursprungsgedanken
des Ehrenamts oder gar dessen Grundsatz ersetzen, nimlich die absolute
Freiwilligkeit. Zudem gilt es dafiir Sorge zu tragen, dass keine Ungerech-
tigkeiten entstehen und alle ehrenamtlichen Titigkeiten gleich bewertet
werden. Da nur ein kleiner Teil an ehrenamtlichen AGs an den Schulen
etabliert werden konnte, wiirde dies jedoch zu einem Ungleichgewicht
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fithren. Dies wire unserer Meinung nach kontraproduktiv. Stattdessen

gilt es Anreize zu schaffen, von denen alle Organisationen und Verbin-
de profitieren kénnen. So hat die Stadt Flensburg etwa, auf Initiative der
SSW-Stadtratsfraktion, einen kostenlosen Parkausweis fiir Ehrenamtle-
rinnen und Ehrenamtler ausstellen lassen. Wir hoffen, dass andere Stidte

und Gemeinden diesem Vorbild folgen werden.

Ministerium fiir Soziales, Gesundheit, Jugend, Familie und Senio-
ren: Ehrenamtliches Engagement findet bereits in vielfiltiger Form an
Schulen statt. Neben den klassischen Moglichkeiten wie Schiilervertre-
tung, Klassensprecher oder Engagement bei Schiilerzeitungen engagieren
sich Schiilerinnen und Schiiler in Projekten oder Arbeitsgemeinschaften,
die u.a. auch durch eingeworbene Spendengelder konkrete Projekte un-
terstiitzen oder sie sind im Schulsanititsdienst oder z. B. der freiwilligen
Feuerwehr etc. titig. Das MBWK f6rdert und unterstiitzt ehrenamtliches
Engagement bereits auf vielfiltige Weise; dazu gehoren u.a. ,,Lernen
durch Engagement” und die ,,Plattform fiir Engagement”. Eine besonde-
re Wertschitzung erhilt das Thema durch das vom Landtag beschlossene
Jahr des Ehrenamtes.

Durch die Lehr- und Lernmethode ,,Lernen durch Engagement® wird ge-
sellschaftliches Engagement mit fachlichem Lernen verbunden. Hierbei
konnen die Erfahrungen der Schiilerinnen und Schiiler im Unterricht the-
matisiert und reflektiert werden, so dass es fiir sie einen erkennbaren Wert
fiir das spitere Leben gibt. Auf3erdem erfahren die Schiilerinnen und Schii-
ler eine Kompetenzerweiterung im Umgang mitanderen Menschen, planen
das Projekt und fithren es begleitet durch. Am Ende steht eine Zertifizie-
rung der teilnehmenden Schiilerinnen und Schiiler. LdE ist fiir alle Alters-
gruppen und Schularten geeignet. Triger von ehrenamtlichen Titigkeiten
sollen in jedem LdE-Projektals Engagementpartner dabei sein. DasMBWK
unterstiitzt das Netzwerk durch personelle Ressourcen und Werbung.
Ziele des Jahres ,,Ehrenamt an Schule® sind vor allem das ehrenamtliche
Engagementin Schule sichtbar zu machen und es wertzuschitzen. Auf3er-
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dem sollen fiir Vereine und Verbinde Moglichkeiten geschaffen werden,
sich in Schulen zu présentieren. Daher wurde zu Beginn des Ehrenamts-
jahres eine Planungsgruppe mit Vertretern der Verbande installiert, die

diesem Schuljahr begleitet und mitgestaltet.

Auflerdem wird eine regionale Unterstiitzung der Schulen durch Freiwil-
ligenzentren ermoglicht. In Zusammenarbeit mit den Ehrenamtsbiiros

sollen Schulen angeregt werden, sich mit dem Thema ehrenamtliches

Engagement im Unterricht zu beschiftigen. Die Ehrenamtsbiiros helfen

hierbei vor Ort mit Angeboten und Méglichkeiten des Engagements im

Umfeld der Schule. Am 13. Mai 2022 findet eine Veranstaltung in Kiel fiir
alle Interessierten aus Schleswig-Holstein zur Vernetzung von Ehrenamt
und Schule statt. Fir die Umsetzung der Ziele stehen im Haushalt fiir 2021

und 2022 jeweils 100 T€ zur Verfiigung.

Auf der Seite der Zukunftsschulen gibt es eine Plattform, auf der sich

jugendnahe gesellschaftliche Organisationen vorstellen und zum Mit-
machen motivieren. Die jeweilige Organisation erstellt eine Seite, die sie

beschreibt und auf der auch Mitmach-Aktionen fir Schiilerinnen und

Schiiler enthalten sind. Hier wird das Engagement fiir die Gesellschaft
sichtbar gemacht.

Dariiber hinaus bieten schulische Ganztags- und Betreuungsangebote an

Schulen Einsatzfelder fiir ehrenamtliches Engagement wie z. B. der unter-
stiitzende Einsatz von Schiilerinnen und Schiilern bei der Mittagsversor-
gung, der Hausaufgabenbetreuung oder bei Kursangeboten. Gleichzeitig

bietet der schulische Ganztag Kooperationspartnern, wie beispielsweise

Vereinen und Verbinden die Méglichkeit, sich in Abstimmung mit der
Schulleitung und dem Triger der Ganztags- und Betreuungsangebote zu
engagieren und Angebote anzubieten.

In der Landesverordnung iiber die Erteilung von Zeugnissen, Noten und
anderen erginzenden Angaben in Zeugnissen (Zeugnisverordnung —
ZVO) ist geregelt, welche erginzenden Angaben in Zeugnissen gemacht
werden durfen. In §7 wird aufgefithrt, welche Vermerke in Zeugnissen

gemacht werden konnen. Dabei ist die Aufziahlung nicht abschlief3end;
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in Absatz 13 wird die Teilnahme oder Leistungen in Arbeitsgemeinschaf-
ten erwahnt, in Absatz 14 Hinweise auf innerhalb oder auf3erhalb der
Schule erworbene Zertifikate oder andere Leistungsnachweise und auf
die Ausiibung ehrenamtlicher Titigkeiten. Hierfiir sind ein Beschluss der
Klassenkonferenz und die Zustimmung der Schiilerin oder des Schiilers
erforderlich.

Landesgruppe Schleswig-Holstein in der CDU-Bundestagsfraktion:
Die CDU Schleswig-Holstein hat angekiindigt, die Moglichkeiten eines
gesellschaftlichen Jahres in der Schulzeit, um Schiilerinnen und Schiiler
an Ehrenamt und gesellschaftliches Engagement heranzufiithren, zu pri-
fen. Diesen Prozess wird die CDU-Landesgruppe Schleswig-Holstein
aktiv begleiten.

Landesgruppe Schleswig-Holstein in der SPD-Bundestagsfraktion:
Die bessere Verschrinkung zwischen Ehrenamt und Schule wiirde auf3er-
ordentlich grof2e Vorteile mit sich bringen. Sie kann zum einen dem sich
abzeichnenden Nachwuchsmangel im Ehrenamtbegegnen und somit bei-
spielsweise die Katastrophenschutzlandschaft stirken. Auf der anderen
Seite konnten Schiilerinnen und Schiiler wichtige au3erunterrichtliche
Kompetenzen aufbauen, ihr Selbstbewusstsein stirken und auch frithe
berufsnahe Fihigkeiten erwerben. Wir werden den diesbeziiglichen kons-
truktiven Vorschlag von ,,Jugend im Landtag" aufgreifen und in die lan-
despolitische Debatte weitertragen. (Dr. Kristian Klinck, MdB)

Landesgruppe Schleswig-Holstein in der Biindnis go/DIE GRU-
NEN-Bundestagsfraktion: Die Griine Bundestagsfraktion hat zu dem
konkreten Antrag noch keine Position verfasst. Grundsitzlich wollen
wir das Ehrenamt stirken und ehrenamtliche Arbeit wertschitzen. Dar-
uber hinaus darf der zeitpolitische Aspekt nicht ibersehen werden. Vie-
le Kinder haben moglicherweise Schwierigkeiten in ihren Alltag eine
ehrenamtliche Titigkeit zu integrieren, weil sie neben der Schule noch
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anderen Pflichten, wie zum Beispiel familidren Pflichten oder Lohnarbeit
nachgehen miissen. Daher sehen wir es kritisch, wenn auferschulisches

Engagement im Schulzeugnis abgebildet werden soll.

Stellungnahmen

233



JiL 34/AK 2 NEU 2
Klimaneutrale Bildungseinrichtungen als Teil des Energiewende-
und Klimaschutzgesetzes in Schleswig-Holstein

Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung werden
aufgefordert, im EWKG zu verankern, dass Bildungseinrichtungen bis

2035 klimaneutral werden.

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Im Novem-
ber 2021 hat der Schleswig-Holsteinische Landtag das Energiewende- und
Klimaschutzgesetz verabschiedet, das am 01.01.2022 bereits in Kraft trat.
Dem vorausgegangen sind intensivere Beratungen, mehrere Ausschuss-
sitzungen und eine schriftliche Anhorung mit tiber 40 Stellungnahmen.
In der laufenden Legislaturperiode ist ein neues Gesetzanderungsverfah-
ren allein aus zeitlichen Griinden nicht mehr méglich. Uber anstehende
Anderungen des bestehenden EW KG wird der neue Landtag in seiner 20.

Legislaturperiode entscheiden.

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Im Energie-
wende- und Klimaschutzgesetz ist das Ziel festgeschrieben, dass Schles-
wig-Holstein bis 2045 klimaneutral sein wird. Die SPD Schleswig-Hol-
stein hat das Ziel Schleswig-Holstein bereits bis 2040 klimaneutral zu ge-
stalten. Denn der letzte IPCC-Bericht hat noch einmal besonders deutlich
gemacht, wie dringend ein konsequentes Handeln nétig ist. Die SPD wird
auf allen politischen Ebenen fiir den Klimaschutz eintreten.

Dabei kommt den Landesliegenschaften eine Vorbildfunktion zu. Denn
hier kann das Land direkt Einfluss nehmen. Zu den Landesliegenschaften
gehoren unter anderem die Hochschulen. Da sich Schulgebaude in der
Regel in der Zustindigkeit der jeweiligen Kommune befinden, ist eine
Aufnahme ins EWKG hier nicht der richtige Weg. Dennoch finden wir
es richtig und wichtig, dass sich auch die Schulen in unserem Land auf
den Weg zur Klimaneutralitit machen. Sie haben gute Voraussetzungen,
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um diese bald zu erreichen. Das Land hat natiirlich die Méglichkeit tiber
Forderprogramme diese Entwicklung zu férdern und zu beschleunigen.
Dartiber hinaus konne Projekte, wie Solarthermie oder Stromeinspa-
rungswettbewerbe den Schulalltag bereichern und praktisches Wissen
im Bereich der Energiewende und des Klimaschutzes vermitteln.

Biindnis 9o/DIE GRUNEN im Schleswig-Holsteinischen Landtag:
Das novellierte Energiewende- und Klimaschutzgesetz wurde gerade
im November 2021 vom Landtag verabschiedet und tritt zum 01.01.2022
in Kraft. Das Ergebnis ist eine erhebliche Verbesserung gegentiber dem
EWKG von 2017, aber ein Jamaika-Kompromiss und spiegelt nicht 1zu1
Griine Vorstellungen wider. Eine neuerliche Anpassung des EWKG in
der kommenden Legislaturperiode wird sicherlich Gegenstand von Koali-
tionsverhandlungen sein. Dafiir nehmen wir die Anregung gerne auf. Die
jetzige Anderung beinhaltet bereits die Verpflichtung, fiir Landesliegen-
schaften eine CO5-neutrale Energie- und Wirmeversorgung bis 2040 zu
schaffen. Aus dem Impuls-Programm (Landesmittel), aus EU- und aus
Bundesmitteln wird die energetische Sanierung auch von Bildungsein-
richtungen bereits jetzt gefordert. Mit dem Haushalt fiir 2022 hat der
Landtag auf Antrag der Griinen 400000 Euro zur Férderung der energe-
tischen Sanierung des Umwelthauses in Neustadt beschlossen. Die Krite-
rien des Landes fiir die Forderung aus dem EFR E-Fonds (Regionalfonds
der EU) fiir Einrichtungen der Bildung fiir nachhaltige Entwicklung ist
zurzeit nicht méglich. Wir setzen uns dafiir ein, dass dies gedndert wird.

FDP-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Den Ansatz
jungen Menschen durch eine klimaneutrale Bildungseinrichtung ein gu-
tes Beispiel aufzuzeigen, unterstiitzen wir. Die Umsetzbarkeit und vor
allem die Bezahlbarkeit eines solchen Vorhabens sind jedoch zu bertick-
sichtigen. Innerhalb der nichsten dreizehn Jahre Gebaude zu komplett kli-
maneutralen Bildungseinrichtungen umzugestalten ist ein ambitioniertes
Ziel. Sollte sich gerade dort die Reduktion von Emissionen als einfach
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gestaltbar entwickeln, so ist eine Forderung dieses Vorhabens zu begrii-
L3en. Aber eine Selektion von einem einzelnen Bereich, in der die Ent-
wicklung bis 2035 klimaneutral werden soll, ist neben den hohen Kosten
auch schwer zu rechtfertigen.

Fir uns als FDP-Fraktion ist es wichtig, den Klimawandel effizient und
gerecht zu gestalten. Hierbei ist es fiir uns wichtig, keine stark fokussier-
ten Forderungen auf bestimmte Bereiche zu gewdhren. CO,-Emissionen
sollten in den Bereichen eingespart werden, wo es am effizientesten mog-
lich ist.

SSW im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Mit der jiingst verab-
schiedeten Novellierung des Energiewende- und Klimaschutzgesetzes
des Landes Schleswig-Holstein wurden in weiten Teilen die Ziele zur
nachhaltigen Strom- und Wirmeversorgung neu definiert und verschirft,
insbesondere um die Ziele der Klimaneutralitit und der CO,-Reduktion
zu erfiillen. Die Ziele sind damit nicht nur eine reine Selbstverpflichtung
des Landes, sie sind auch auf kommunaler Ebene anzuwenden und um-
zusetzen. Da sich die meisten Bildungseinrichtungen, wie bspw. Schulen,
in kommunaler Trigerschaft befinden, sehen wir die Kommunen in erster
Linie in der Pflicht, ihre Bildungseinrichtungen entsprechend mit klima-
neutraler Strom- und Wirmeversorgung auszustatten. Entsprechende
Forderprogramme des Landes sollten die Kommunen dabei unterstiitzen.

Ministerium fiir Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt, Natur
und Digitalisierung: Neben 6ffentlichen Bildungseinrichtungen, wie
Hochschulen, Schulen oder Kindergirten, die meist vom Land oder den
Kommunen getragen werden, gibt es auch viele nicht-6ffentliche Bil-
dungseinrichtungen, die sich in freier Trigerschaft (z. B. Kirchen, Vereine
oder Interessenverbinde) befinden. Grundsitzlich wire zunichst auch die
Frage zu kliren, was mit ,, klimaneutral“ gemeint ist. Soll eine Veranstal-
tung ,.klimaneutral“ durchgefithrt werden, soll das Gebaude der Einrich-
tung ,.klimaneutral“ betrieben werden, sollen alle Mitarbeitenden und
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Teilnehmenden von Veranstaltungen , klimaneutral“ anreisen oder sind
alle drei Punkte zu erfiillen? Grundsitzlich engagieren sich bereits sehr
viele Bildungseinrichtungen fiir den Klimaschutz und bieten z.B. ,kli-
maneutrale® Veranstaltungen an. Bildungseinrichtungen, die vom Land
getragen oder durch das Land mitfinanziert werden, kénnten im Rahmen
der Trigerschaft/Finanzierung dazu angehalten werden, Klimaschutz-
mafdnahmen umzusetzen. Diese Forderung ist aufgrund der Heterogeni-
tat der Bildungseinrichtungen nicht realistisch umsetzbar.

Landesgruppe Schleswig-Holstein in der CDU-Bundestagsfraktion:
Die Wirmeversorgung unserer Gebdude mit erneuerbaren Energien ist
ein Hebel mit grofSer Wirkung fiir den Umbau unseres Energiesystems.
Rund die Hilfte der Energie wird heute fiir Warme verbraucht. Wir wol-
len die Nutzung von Photovoltaik, Solarthermie und Erdwarme voran-
treiben, um auch mit der Wirmeversorgung unserem Ziel, bis 2045 kli-
maneutral zu werden, ein Stiick niher zu kommen. Mit der Evaluierung
des Energiewende- und Klimaschutzgesetzes und weiteren Mafdnahmen
zur Férderung von Instrumenten fiir die Wirmewende haben wir einen
grof3en Schritt gemacht und wollen noch weiter vorankommen. Wir wol-
len die Wirmewende in Schleswig-Holstein als Generationenaufgabe
meistern. Dabei wollen wir die Biirgerinnen und Biirger mitnehmen und
den Umstieg auf eine Wirmeversorgung auf Basis Erneuerbarer Energien
gemeinsam meistern. Eine Reform des Energiewende- und Klimaschutz-
gesetzes Schleswig-Holstein fillt in den Zustandigkeitsbereich der Lan-
desregierung.

Landesgruppe Schleswig-Holstein in der SPD-Bundestagsfraktion:
Zu den Beschliissen JiL 34/AK 2 NEU 2 und JiL 34/35 NEU nehme ich
im Zusammenhang Stellung:

Klimaneutralitit und Transformation stellen Aufgaben dar, die ganzheit-
licher Losungen bediirfen. Der Gebiudesektor ist ein wichtiger Teil davon
und gleichzeitig ein Bereich, in dem der Staat als Vorbild fungieren kann.
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Hier streben wir beispielsweise die Nutzung aller geeigneten Dachflichen

fiir die Solarenergie an. Auch in Bereichen wie der flichendeckenden kom-
munalen Wirmeplanung und der Windenergie setzen wir uns fir einen

massiven Ausbau ein. In enger Zusammenarbeit mit den Lindern wollen

wir fiir die Umsetzung unserer Klimaziele die bestmdogliche Unterstiit-
zung durch den Bund gewihrleisten. Die Transformation hin zur Klima-
neutralitit erfordert immense Investitionen. Wir miissen daher darauf
achten, die Kommunen vor allem in strukturschwicheren Regionen da-
mit nicht finanziell zu tiberfordern.

Schon jetzt existieren zahlreiche Forderprogramme und Bezuschus-
sungen durch Bund und Linder fiir den Ausbau der Energieversorgung

durch erneuerbare Energien und klimaschonendes Bauen, auch speziell

fiir kommunale Gebiude und Bildungseinrichtungen. Dariiber hinaus

unterstiitzen wir bereits im Rahmen der Richtlinie zur Férderung von

Klimaschutzprojekten im kommunalen Umfeld (sog. ,,Kommunalricht-
linie“) die Kommunen bei der Reduzierung von Treibhausemmissionen.
Viele Kommunen haben auf dem Gebiet auch schon viel erreicht und

bringen uns so unserem gemeinsamen Ziel der Klimaneutralitat Stiick
fir Stiick naher.

Wichtig ist in diesem Zusammenhang, dass es auch Vorgaben der Euro-
péischen Kommission gibt: Von 2035 an gilt fiir alle Altbauten, dass bei

Renovierungen bestimmte energetische Mindeststandards umgesetzt
werden miissen. Welche Mindeststandards vorgeschrieben werden, diir-
fen die Mitgliedsstaaten selbst entscheiden. Neubauten miissen ab 2030
emissionsfrei sein, fiir 6ffentliche Gebiude gilt das schon ab 2027. Der
gesamte Gebdudesektor in ganz Europa soll bis 2050 klimaneutral wer-
den. Die SPD-Bundestagsfraktion wird sich dafiir einsetzen, dieses Ziel

in Deutschland ambitioniert und soweit es moglich ist auch schon frither

zu erreichen. (Bengt Bergt, MdB)

Landesgruppe Schleswig-Holstein in der Biindnis 9go/DIE GRU-
NEN-Bundestagsfraktion: Auf dem Weg zur Klimaneutralitit muss

238

34. Veranstaltung ,,Jugend im Landtag”



die Infrastruktur, und dazu gehort auch die Bildungsinfrastruktur, um-
gestaltet werden. Die Griine Landesgruppe begriifst die Férderung des
Bundesministeriums fiir Wirtschaft und Klimaschutz mit dem 7. Ener-
gieforschungsprogramm z. B. das Pilot-Projekt ,,Schools 4 Future®, indem
untersucht wird, wie Schulen und Bildungseinrichtungen klimaneutral
gestaltet werden konnen. Dafiir ist es nicht blof3 wichtig, diese baulich
umzugestalten, sondern auch auf die Energieversorgung der Gebiude so-
wie auf klimafreundliche Lehr- und Lebensmittel und Verhaltensweisen
zuachten. Wir Griine setzen uns deshalb fiir eine engere Zusammenarbeit
aus Bund, Lindern und Kommunen ein, um diese Verinderung zu ermog-

lichen.
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JiL 34/ Dringlichkeitsantrag 4
Aktuelle und zukiinftige Situation in Kindertagesstdtten
(Antrag siehe S.16-17)

Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung werden
aufgefordert, auf Landes- und Bundesebene Gesetzesentwiirfe vorzule-
gen, die sich mit den folgenden Punkten befassen, um die teils prekire
Situation in den Kindertagesstitten zu beheben und dieser zukiinftig
vorzubeugen:
* Schaffung von zusitzlichen Plitzen in Fachschulen fiir Erzieher*-
innen und Sozialpidagog*innen durch finanzielle Férderung
» Kampagnen zur Forderung des Ansehens des Berufs und zur Gewin-
nung neuer Nachwuchskrifte
* Moglichkeit zur Schaffung mehrerer Fachschulen von 6ffentlichen
Tragern in einem Landkreis
* Vereinfachung des Ausschreibungsprozesses fiir Stellen in kommu-
nalen Kindertagesstatten
* Ausschreibungen von Stellen in kommunalen Kindertagesstitten
grundsitzlich ohne Befristung
* Regelungen zu einer fairen Bezahlung aller Fachkrifte und Auszu-

bildenden

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Die Kinder-
betreuungist ein auflerordentlich wichtiges Thema. Deshalb setzt sich die
CDU sehr dafiir ein, dass die Situation in den Kindertagesstitten stetig
verbessert wird. Um dem Fachkriftebedarf der Kitas zu entsprechen, ist
die Praxisorientierte Ausbildung (PiA) fir Kita-Erzieherinnen und Er-
zieher ausgebaut worden. Des Weiteren steigt das Land ab dem Kita-Jahr
2022/23 in die Finanzierung der PiA-Ausbildungskosten ein. Das bedeutet,
dass das Land 25 % der Ausbildungsvergiitung im 1. Lehrjahr iitbernimmt
und den Kita-Trigern auflerdem eine Anleitungsstunde pro PiA-Kraftund
Woche finanziert. Dadurch wird daftir gesorgt, dass die vorhandenen Mit-
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arbeiterinnen und Mitarbeiter mit der Betreuung der PiA-Krifte nicht zu-
sitzlich zu sehr belastet werden. Zudem wird die Erzieherausbildung auch
im 2. Ausbildungsjahr aus den SQKM (Standardqualititskostenmodell)-
Mitteln mitfinanziert. Die Jamaika Koalition hat sich auf3erdem dafiir stark
gemacht, dass wir mehr Schulstandorte fiir die PiA-Ausbildung haben. Im
Jahr 2019 waren es nur 6 Standorte und mittlerweile gibt es erfreulicher-

weise bereits 11 Schulstandorte in Schleswig-Holstein.

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Die SPD-
Landtagsfraktion unterstiitzt den Beschluss von Jugend im Landtag. Wir
haben seit einigen Jahren auf die Ausbildungssituation im Bereich der Er-
zieher*innen aufmerksam gemacht. Die Jamaika-Koalition hat es versiumt,
mit der Kita-Reform auch eine Ausbildungsreform anzustof3en. Unser
Antrag ,,Erzieherische und sozialpadagogische Ausbildungen attraktiver
gestalten und Ausbildungsvergiitung einfithren“ (Drucksache 19,/1856)
lag tiber 2 Jahre im Bildungsausschuss und wurde letztendlich abgelehnt.
Es gab keine Diskussion zur Zukunft der Ausbildungsberufe. In Schles-
wig-Holstein gibt es eine prekire Fachkriftesituation in den Kitas und
die Landesregierung bleibt untitig. In den letzten Monaten mussten Be-
treuungszeiten eingeschrankt oder sogar ganze Kita- Gruppen geschlossen
bleiben, da es an Fachkriften fehlt. Es ist daher dringend notwendig, die
Ausbildungen im erzieherischen und sozialpidagogischen erzieherischen
Bereich attraktiver zu gestalten. Ziel muss dabei sein, dass keine Ausbil-
dung mehr unbezahltist. Daher wollen wir eine Ausbildungsvergiitung
fiir die angehenden Erzieherinnen und Erzieher und sozialpadagogischen
Assistenten einfiihren. Zudem sind Veranderungen in den Ausbildungen
zum/zur Erzieher/in und zum/zur SPA notwendig. Wir begriifSen daher
sehr, dass der Koalitionsvertrag auf Bundesebene Folgendes beinhaltet:
,,Gemeinsam mit den Lindern und allen relevanten Akteuren entwickeln
wir eine Gesamtstrategie, um den Fachkriftebedarf fir Erziehungsberufe
zu sichern und streben einen bundeseinheitlichen Rahmen fiir die Aus-
bildung an. Sie soll vergiitet und generell schulgeldfrei sein.“ In Schles-
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wig-Holstein setzen wir uns als SPD fiir ausreichend Ausbildungsplitze
ein. Die finanzielle Férderung der praxisintegrierten Ausbildung durch
das Land war Inhalt unseres Antrages im November 2021 (Drucksache
19/3382). Die Arbeit mit Kindern ist eine wundervolle Tatigkeit und wir

setzen uns fiir gute Rahmenbedingungen in diesem Berufsfeld ein.

Biindnis 9o/DIE GRUNEN im Schleswig-Holsteinischen Landtag:
Der Fachkriftemangel in den Kitas ist in der Tat ein echtes Problem und
wir arbeiten bereits daran, die Ausbildungs- und Arbeitsbedingungen
von Erzieher*innen zu verbessern. Wir unterstiitzen deshalb als Land ab
August 2022 die praxisintegrierte Ausbildung (PiA) fiir Erzieher*innen
finanziell, bei der die Auszubildenden ein Ausbildungsentgelt erhalten.
Auflerdem wollen wir den Kitas Unterstiitzung bei der Ausbildung durch
Anleiter *innenstunden geben.

FDP-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Mit der Ki-
ta-Reform 2020 der Jamaika-Koalition wurde erstmals im Land Schles-
wig-Holstein ein Kita-Gesetz geschaffen, welches die Finanzstrukturen

unserer Einrichtungen einheitlich und verstandlich regelt und zudem die

Arbeitsbelastungen unserer vielen fleifligen Beschiftigten (Erzieherinnen

und Erzieher sowie PIA-Krifte) im Land begrenzt. Das KitaG-SH stellt

insoweit ein Qualititsgesetz dar, welches durch vielfiltige Art und Weise

Regelungen wie bspw. die Einfithrung einer maximalen Gruppengrof3e auf
20 Kinder, einen 2,0 Fachkraft-Kind-Schliisse, Vor- und Nachbereitungs-
zeiten fiir Angestellte, Leitungsfreistellungen usw. gesetzlich festschreibt,
wodurch die Arbeit fiir das hier titige Personal insgesamt aufgewertet wird.
Der Beruf des Erziehers wird dadurch langfristig attraktiver, wodurch sich

mehr Menschen fiir diesen interessieren werden. Schon heute ist erkenn-
bar, dass mehr und mehr Menschen in den Erzieherberuf einsteigen. Von

2020 auf 2021 ist ein Personalaufwuchs von 5 Prozent erfolgt.

Flankierend zur Kita-Reform investiert das Land auch aktiv in die Aus-
bildung von PIA-Personal. Hierzu wird das PIA-Personal im zweiten und
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dritten Ausbildungsjahr bereits im SQKM (Finanzierungssystem Kita)
anerkannt und damit auch finanziert. Zudem wird das Land zeitnah eine
Forderrichtlinie erarbeiten, durch welche PIA-Auszubildende auch im
ersten Jahr ihrer Ausbildung zu Y4 iiber das Land mitfinanziert werden.
Diese Férderung wird zudem durch eine weitergehende Forderung der
ausbildenden Einrichtungen im Sinne einer Finanzierung zusitzlicher
Anleiterstunden flankiert werden. Wir Freie Demokraten werden den
weiteren qualitativen wie quantitativen Ausbau unserer Kitas im Land
aktiv fordern, denn nur durch diesen ist unser Ziel der Vereinbarkeit von
Familie und Beruf real umsetzbar.

SSW im Schleswig-Holsteinischen Landtag: In diesem Antrag der
Jugend im Landtag finden sich viele relevante Punkte und legitime For-
derungen. Auch der recht alarmierende Grundtenor findet unsere Unter-
stiitzung. Denn auch wenn wir die aktuelle Situation in den Kinderta-
gesstitten in Schleswig-Holstein nicht pauschal fiir prekir halten, ist es

die Frage der Personalgewinnung und die Frage der Wertschitzung die-
ser wichtigen Arbeit allemal. Fiir uns ist klar, dass wir die Wertschitzung

fur diesen Beruf nicht zuletzt durch eine héhere Vergiitung verbessern

miissen. Und nicht nur uns, sondern vor allem auch den Kitaeltern ist die

Qualitat der frithkindlichen Bildung enorm wichtig. Hierfiir brauchen wir
nicht nur motivierte und besser bezahlte Fachkrifte in Krippen und Kitas,
sondern auch einen besseren Betreuungsschliissel und damit deutlich

mehr Erzieher*innen und Sozialpidagog*innen. Den Ansatz, personelle

Verstirkung tiber die Ausbildung an weiteren Fachschulen zu schaffen,
halten wir vor diesem Hintergrund fiir sinnvoll. Auch die Forderungen

bzgl. der Ausschreibungsverfahren und -modalititen erscheinen uns auf
den ersten Blick plausibel. Sofern dem keine personalrechtlichen Griinde

entgegenstehen, tragen wir auch diese Vorschlige gerne mit.

Ministerium fiir Soziales, Gesundheit, Jugend, Familie und Senioren:
In den zuriickliegenden Jahren ist es mit einem erheblichen Engagement
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aller Beteiligten gelungen, den Anteil an Fachkriften in den Kitas um
57 % erheblich zu steigern. Hierbei spielt auch der immense Aufwuchs
der Schiilerzahlen in Schleswig-Holstein eine Rolle.

Die Landesregierung hat mit dem neuen Kindertagesférderungsgesetz
(KiTaG) durch verbesserte Rahmenbedingungen die Attraktivitit dieses
wichtigen Arbeitsfeldes deutlich erhéht: Die maximale Gruppengrof3e in
den Regelgruppen wurde auf 20 — und nur in Ausnahmen 22 Kinder - be-
grenzt, die Vor- und Nachbereitungszeiten in der pidagogischen Arbeit
sind nun verbindlich festgeschrieben und Einrichtungsleitungen sind an-
teilig vom Gruppendienst freigestellt. Auch wurde der Betreuungsschliis-
sel verbessert. Zudem sorgen das verbindlich vorgesehene Qualititsma-
nagementverfahren als auch die Inanspruchnahme einer pidagogischen
Fachberatung fiir Handlungssicherheit. Diese Qualitatssteigerungen fith-
ren zu einer insgesamt hoheren Arbeitszufriedenheit und werden dazu
beitragen, Fachkrifte in den Einrichtungen zu halten.

Das wichtige Thema der Fachkriftegewinnung kann nur in gemeinsamer
Verantwortung von Landesregierung, Kommunen und Trigern von Kita
Einrichtungen bearbeitet werden. Deshalb hat das Ministerium fiir Sozia-
les, Gesundheit, Jugend, Familie und Senioren eine gemeinsame Arbeits-
gruppe der fiir die Kitalandschaft einschligigen Protagonistinnen Prota-
gonisten eingerichtet. Hier werden Mafsnahmen zur Unterstiitzung der
Kommunen und freier Triger bei der Fachkriftesicherung gemeinsam dis-
kutiert und Strategien erarbeitet. Zentral ist derzeit die Umsetzung eines
Landesférderprogramms, mit denen die Triger bei der praxisintegrierten
Ausbildung finanziell unterstiitzt sowie ein Quereinstieg in dieses wich-
tige Berufsfeld vereinfacht wird. Durch diese Mafdnahmen sollen weitere
Menschen gewonnen werden, die unter herkdémmlichen Bedingungen
eine Erzieherausbildung nicht erwogen hitten.

Die Zustandigkeit fiir die wichtigen Themen ,,Stellenausschreibung und
-besetzung” sowie ,,Vergiitung“ liegen in der Zustindigkeit der Kommu-
nen, so dass das Land hierzu keine Mafdnahmen treffen kann.

Im Rahmen der Kitareform hat die Landesregierung die Personalquali-
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fikationsverordnung so angepasst, dass es moglich ist, Schiilerinnen und
Schiiler im zweiten und dritten Jahr der praxisintegrierten Ausbildung
(PiA) in Zeiten ihrer Anwesenheit durch eine Anrechnung auf den Stel-
lenschliissel im SQKM finanziell mit Landesmitteln zu unterlegen. Das
Land wird sich ab 2022 auch bei der Finanzierung des ersten Schuljahres
engagieren und hier rund 1/3 der Ausbildungsvergiitung (analog zum
T VASD besonderer Teil der Pflege®) iibernehmen. Dieses Vorhaben wird
derzeit in der AG Fachkrifte in der frithkindlichen Bildung und Betreu-
ung, in der auch Vertreterinnen und Vertreter der LAG, der Kommunalen
Landesverbinde der RD Nord und weitere sitzen, besprochen.

Zur Gewinnung neuer Erzieherinnen und Erzieher soll sozialpadagogi-
schen Assistentinnen und Assistenten (SPAs) eine verkiirzte, vergiitete
Weiterqualifizierung zum/zur Erzieher/in ermdglicht werden, so ist es
bereits in der Neufassung der Fachschulverordnung (FSVO) geregelt.
Auflange Sicht soll es keine unbezahlten Ausbildungen zum/zur Erzie-
her/in mehr geben. Bereits jetzt erhalten 9o % eine Forderung nach Auf-
stiegsfortbildungsforderungs-gesetz, der restliche Teil wird unter ande-
rem durch Baf6G, PiA-Verglitung und AZ AV gefordert.

Im Rahmen der Schulentwicklungsplanung der Berufsbildenden Schulen
wird auch die Errichtung weiterer Fachschulen fiir Sozialpadagogik ge-
prift und ggf. an den Bedarf angepasst werden.

Ministerium fiir Soziales, Gesundheit, Jugend, Familie und Senioren:
Zustindigkeit MW VAT T bzw. MSGJES.

Landesgruppe Schleswig-Holstein in der CDU-Bundestagsfraktion:
Beste Kitapolitik ist eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe, die nur mital-
len Beteiligten gemeinsam zum Erfolg fithren kann. Es ist wichtig, dass
sich alle Eltern die Kindertagesbetreuung leisten kénnen und sie landes-
weit das Angebot vorfinden, dass ihrer individuellen Lebens- und Er-
werbsplanung entspricht. Der qualitative Ausbau der Kinderbetreuung
bleibtist der CDU-Landesgruppe ein wichtiges Anliegen und unterstiitzt
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die entsprechenden Bemithungen der CDU-gefiihrten Landesregierung.
Das Kita-Reformgesetz, das im Januar 2021 in Kraft getreten ist, und den

bisherigen Fachkraft-Kind-Schlissel von bislang 1,5 pidagogischen Fach-
kraften auf 2 pidagogische Fachkrifte anhebe, ist ein wichtiger Schritt vor-
wirts. Mit diesem Gesetz hat die CDU-gefithrte Landesregierung erstmals

in Schleswig-Holstein gesetzliche Standards in diesem Berufsfeld gesetzt.
Neuistauch derim Gesetz geregelte Anspruch auf Qualititsmanagement

und die pidagogische Fachberatung.

Trotzdem gibt es weiterhin einen Fachkriftemangel. Hier hilft die neue,
gesetzlich mogliche Flexibilitit in der Personalausstattung vorerst weiter.
Es sei durchaus moglich, den Personalschliissel zeitlich auf 7 /2 Wochen

zu begrenzen, um 15 % pro Gruppe zu unterschreiten, ebenso wie es mog-
lich sei, bei dauerhaften Personalengpissen auf Antrag eine temporire

Ausnahmebewilligung fiir den bis zum letzten Jahr giiltigen Personal-
schliissel von 1,5 Fachkriften zu beantragen. Dies gelte bis 2025. Weitere

Maflnahmen zur Verbesserung der Personalsituation miissen gepriift und

umgesetzt werden.

Landesgruppe Schleswig-Holstein in der SPD-Bundestagsfraktion:

Im Grundsatz befirworte ich diese Forderung von Jugend im Landtag. Be-
gleitend zum Gute-KiTa-Gesetz haben wir mit dem Bundesprogramm

Fachkrifteoffensive fiir Erzieher*innen gemeinsam mit den Lindern

einen Impuls fiir ein attraktives Ausbildungsmodell gesetzt. Durch die

dreijihrige Férderung kénnen sich Interessierte auch in Schleswig-Hol-
stein vergiitet und schulgeldfrei ausbilden lassen. Wir miissen die Fach-
krifte aber nicht nur wihrend der Ausbildung, sondern auch danach an-
gemessen bezahlen. Der Bund istjedoch eigentlich nicht originir fiir den

Bereich der Kitas zustindig — ob Beitragsfreiheit, Betreuungsqualitit oder
Kitaplatzausbau, bei all diesen Punkten kommt es entscheidend auf die

Linder und Kommunen an. Dort muss auch im Einzelnen entschieden

werden, mit welchen konkreten Mafdnahmen die Gesamtsituation lang-
fristig verbessert werden kann. (S6nke Rix, MdB)
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Landesgruppe Schleswig-Holstein in der Biindnis 9o/DIE GRU-
NEN-Bundestagsfraktion: Die Griine Bundestagsfraktion hat sich
zum Ziel gesetzt, die frihkindliche Bildung in dieser Legislaturperiode
zu starken. Dazu soll insbesondere die Situation in den Kindertages-
stitten gemeinsam mit den Lindern weiterentwickelt werden. Im neuen
Koalitionsvertrag haben wir deshalb vereinbart, dass wir das Gute-Kita-
Gesetz auf der Grundlage der Ergebnisse des Monitorings und der Evalua-
tion fortsetzen und bis Ende der Legislaturperiode gemeinsam mit den
Lindernin ein Qualititsentwicklungsgesetz mit bundesweiten Standards
uberfiithren. Dabei fokussieren wir uns auf Verbesserung der Betreuungs-
relation, Sprachférderung und ein bedarfsgerechtes Ganztagsangebot.
Zum weiteren Ausbau von Kita-Plitzen soll ein Investitionsprogramm
aufgelegt werden. Die Kindertagespflege wollen wir als Angebot der Kin-
dertagesbetreuung weiterentwickeln und férdern und das Programm
,»Sprach-Kitas® weiterentwickeln und verstetigen.

Die im Beschluss geforderten Verinderungen der Ausbildungssituation
fiir Erzieher*innen sind insbesondere auch durch die Linder und Kommu-
nen zu regeln. Ziel des im Koalitionsvertrag festgeschriebenen Qualitats-
entwicklungsgesetzesist es, auch die Ausbildungskapazititen zu erh6hen
und durch die Verbesserung der Betreuungsrelation den Beruf attraktiver
zu gestalten.

Mit einer wirkungsvollen Fachkrifteoffensive wollen wir fiir faire Ausbil-
dungsvergiitungen, Weiterentwicklungsmoglichkeiten und gute Arbeits-
bedingungen sorgen, dabei darf die Ausbildung zum Erzieherinnenberuf
nicht am Schulgeld scheitern. Um den Mangel an pidagogischen Fach-
und Lehrkriften mit gut qualifiziertem Personal nachhaltig bewiltigen
zu konnen, wollen wir die Qualititsoffensive Lehrerbildung weiterentwi-
ckeln, bestehende Weiterbildungs- und Qualifizierungsangebote stirken
und gemeinsame Qualitdtsstandards sichern. Fiir die wichtige Arbeit, die
Erzieher*innen, Lehrkrifte und andere Pidagog*innen im Bildungssys-
tem und in der Jugendhilfe leisten, brauchen sie einen guten Lohn und
gute Arbeitsbedingungen.
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Arbeitskreis 3
,Inneres — Recht - Energie - Wirtschaft — Digitalisierung’

<

JiL34/ AK 3 NEU 2
Anpassung des Lehrplans durch neue Nutzungsmoglichkeiten
der Digitalisierung

Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung werden

aufgefordert, die neuen Nutzungsmoglichkeiten der Digitalisierung,
nimlich den schnellen und einfachen Informationsaustausch in den Schu-
len zu nutzen, um in Fichern wie Wirtschaft+Politik (WiPo), Geographie

und Geschichte aktuellere Daten nutzen zu kénnen und aktuelle Themen

zu behandeln.

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Die CDU-
Landtagsfraktion unterstiitzt es, die Moglichkeiten der Digitalisierung
zu nutzen. Gerade mit den zusitzlichen Lehrerstellen (s.u.) wollen wir
die Fachanforderungen anpassen und auf den aktuellen Stand unserer di-
gitalen Welt bringen. Die CDU-Fraktion ist davon iiberzeugt, dass sich
die Digitalisierung aber selbstverstindlich in allen Fichern wiederfinden
sollte. Dabei aber mit Pilotfichern, wie zum Beispiel WiPo, Geschichte,
Geographie und natiirlich dem Schulfach Informatik, das wir neu und
verbindlich an Schulen einfithren wollen, ist eine iiberlegenswerte Idee.
Gerade in diesen Fichern (mit Ausnahme von Geschichte vielleicht) gibt
es tiglich neue Erkenntnisse und Daten. Daher ist sind die hier vorge-
schlagenen Ideen sehr gute Ansitze, die wir in unsere Beratungen mit dem
Bildungsministerium aufnehmen werden. Deswegen setzen wir uns in
unserem Landtagswahlprogramm auch fiir eine erweiterte Experimen-
tierklauseln fir Schulen fiir neue digital unterstiitzte Unterrichtskon-
zepte ein. Digitalisierung verandert die Welt! Als CDU-Fraktion war es
uns in der laufenden Legislaturperiode ein ganz besonderes Anliegen, die
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Herausforderung der Digitalisierung fiir unsere Schulen anzupacken. Das
gilt fiir die Zeit wahrend Corona, aber genauso fiir die Zeit nach Corona.
Insbesondere seit Beginn der Pandemie ist Digitalisierung an Schulen ein
noch groferes Thema. Daher haben wir seit Mirz 2020 die Digitalisierung
an unseren Schulen in gewaltigen Schritten vorangetrieben. Prozesse, die
sonst Jahre gebraucht hitten, haben wir in Monaten angestof3en. Mit Bun-
des- und Landesmitteln investieren wir insgesamt 240 Millionen Euro.
Davon entfallen auf den DigitalPakt Schule 170 Millionen Euro fiir die di-
gitale Infrastruktur in unseren Klassenzimmern. Dabei handelt es sich in
erster Linie um bauliche Mafsnahmen: Zum Beispiel muss Technik in die
Schulgebiude verbaut werden, Netzwerk-Zuginge fiir WLAN missen in
den Klassenriumen sichergestellt werden und Prisentationstechnick fiir
den digitalen Unterricht in den Klassenrdumen angeschafft werden. Wir
haben dafiir gesorgt, dass jeder bediirftigen Schiilerin und jedem bediirfti-
gen Schiiler ein Leih-Laptop oder ein Tablet fiir den schulischen Gebrauch
zur Verfugung steht. Jedes Kind, dessen Eltern auf Grundsicherung oder
Sozialhilfe angewiesen sind, kann sich jetzt ein Gerdt in der Schule aus-
leihen. Damit haben wir sichergestellt, dass in Schleswig-Holstein alle
Schiilerinnen und Schiiler einen Zugang zum Lernen mit digitalen Me-
dien haben und mitihren eigenen Geriten oder Leih-Geriten an digitalen
Unterrichtsformaten teilnehmen kénnen. Das ist ein grof3er Beitrag fiir
Chancengerechtigkeit in der Schule und ein toller Erfolg. Mit dem Bund-
Linder-Sofortausstattungsprogramm konnten wir 35.000 digitale Leih-
gerite fir bediirftige Kinder und Jugendliche in Schleswig-Holstein be-
schaffen. Erworben wurden die digitalen Endgerate durch die Schultriger.
Hierfiir standen ihnen im Rahmen des Sofortausstattungsprogramm rund
19 Mio. Euro zur Verfiigung. Im Laufe der Zeit zeigte sich allerdings, dass
es noch weitere Bedarfe nach Endgeriten gibt. Deswegen haben wir ein
weiteres Forderprogramm, das ,,Landesprogramm Digitale Schule SH —
Leihgerite fiir bedtirftige Schiilerinnen und Schiiler” mit zusitzlichen 14
Millionen Euro ins Leben gerufen. Mit dem Landesprogramm konnten
jetzt mindestens 30.000 weitere Gerite angeschafft werden.
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Wir haben uns als CDU-Landtagsfraktion dafiir eingesetzt, das sehr leis-
tungsfihige und erprobte Lernmanagementsystem ,,itslearning® zu be-
schaffen. Das war ein weiterer Schritt, um digitales Lernen und Lehren

in allen Schulen und fiir alle Schiilerinnen zum Standard zu machen. Die

Corona-Pandemie hat gezeigt, dass die Digitalisierung des Unterrichts

und Lernens unabdingbar ist. Digitaler Distanzunterricht soll den Pri-
senzunterricht zwar nicht ersetzen, die Moglichkeiten und Chancen der
Digitalisierung wollen wir jedoch als innovative Erginzung und zur Wei-
terentwicklung des Unterrichts in einer immer stirker digitalisierten Welt

nutzen. Zudem haben wir die Schulverwaltungssoftware School-SH ein-
gefiihrt und sorgen so zukiinftig fiir einen effektiveren Ablauf schulischer
Verwaltungsprozesse, wie zum Beispiel die Aufnahme in die Schule, der
Schulwechsel und die Zeugniserstellung. Diese sollen dann nach landes-
weit einheitlichen Standards durchgefiithrt werden und die Arbeit von

mehr als 28.000 Lehrkriften unterstiitzen. Zurzeit wird School-SH lan-
desweit an den Grund- und Gemeinschaftsschulen eingefiihrt. Bis Ende

2023 sollen dann alle Schulen mit der neuen Software arbeiten kénnen.
Das Lernen wird zwar zunehmend digitaler, doch geht es in erster Linie

um die Menschen in unseren Schulen. Technische Entwicklung braucht
auch entsprechende pidagogische Aus- und Fortbildung sowie Entlas-
tungsstunden an den Schulen, damit digitale Konzepte ausgebaut und

umgesetzt werden kénnen.

Um die Schulen bei der padagogischen Umsetzung von Digitalisierungs-
projekten gezielt zu unterstiitzen, haben wir das Programm ,,Zukunft
Schule im digitalen Zeitalter” eingefithrt und 250 zusitzliche Lehrerstel-
len geschaffen. Diese Stellen stehen zur Verfiigung, um in unseren Schu-
len Weiterbildung und in der Administration zusitzliche Ressourcen fiir
das Gelingen der Digitalisierung in der Bildung zu schaffen:

Hierfiir werden den Schulen 120 Stellen zugewiesen, welche sie fiir die

Entwicklung und Implementierung von Medienkonzepten, fiir die Unter-
stiitzung des Kollegiums bei der Nutzung der digitalen Medien sowie fiir
die Verbindung von Schule und Schulportal-SH und dem Lernmanage-
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mentsystem nutzen kénnen. Dem Institut fiir Qualititsentwicklung an
Schulen Schleswig-Holstein (IQSH) werden 9o Stellen zugeordnet, um
den Aufbau landesweiter digitaler Angebote an Schulen zu koordinieren
sowie fachbezogene Unterrichts- und LehrkriftebildungsmafSnahmen zu
organisieren. Zudem sind 40 der 250 Stellen fiir die Weiterbildungsof-
fensive Informatik und die Lehrkriftegewinnung fiir das Fach Informatik
vorgesehen.

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Der Umgang
mit den neuen Medien ist selbstverstindlicher Bestandteil der Arbeit in
(fast) allen Schulfichern, allerdings noch nicht in jeder Stunde in jeder
Schule. Es ist eine padagogische Kernaufgabe aller Lehrer*innen, ihren
Schiiler*innen die Nutzung der digitalen Medien im Unterricht und au-
Rerhalb des Unterrichtes nahezubringen. Zu unserem Verstandnis von
modernem Unterricht gehort es auch, dass nicht vom Zufall abhingen
darf, ob die Moglichkeiten der Digitalisierung im Unterricht genutzt wer-
den. Dazu werden wir die Fortbildung der Lehrkrifte ausbauen, die schul-
gesetzlichen und untergesetzlichen Regelungen anpassen und Defizite bei
der Versorgung der Schiiler*innen und der Lehrkrifte bei der Versorgung
mit Endgeriten schnellstmdglich beheben.

Biindnis 9o/DIE GRUNEN im Schleswig-Holsteinischen Landtag:
Die Behandlung von aktuellen Themen in Fichern wie ,,Wirtschaft/Poli-
tik* stellt fiir uns — unabhingig von der Digitalisierung — eine Selbstver-

standlichkeit dar und ist auch von den Fachanforderungen vorgesehen.

FDP-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Die FDP-
Landtagsfraktion setzt sich dafiir ein, die Digitalisierung auch an den
Schulen voranzubringen. Das war uns stets ein wichtiges Anliegen, wel-
ches wir seit unserem Eintritt in die Landesregierung mit Nachdruck ver-
folgen. Die Digitalisierung im Bildungsbereich bietet viele wertvolle Mog-
lichkeiten, um den Lehrbetrieb lehrreicher und attraktiver zu gestalten.
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Dazu gehort auch die Verwendung von aktuellen Statistiken und Daten,
aber auch der schnelle Informations- und Materialaustausch. Spatestens
seit der Corona-Pandemie sind die Defizite deutlich geworden. Vom Bund
fordern wir die Aufstockung weiterer Digitalpaktmittel, sodass die Schu-
len bestmoglich ausgestattet werden konnen. Weiter setzen wir uns daftir
ein, die vom Bund zur Verfiigung gestellten Mittel des Digitalpakts mithil-
fe eines schnellen und einfachen Verfahrens vor Ortankommen zu lassen.
Gleichzeitig muss bedacht werden, nicht nur in Technik zu investieren,
sondern auch in Fortbildungen, Lernsoftware und IT-Administratoren.
Das Land hat bereits viele Fortbildungsangebote geschaffen, an denen wir
jetzt weiter ankntpfen mussen.

SSW im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Die Sicherung der Qua-
litat in unserem Bildungssystem hat fiir den SSW hochste Prioritit. Die
Forderkonzepte an den Schulen werden fortlaufend weiterentwickelt und
an neue Anforderungen angepasst, damit unsere Schiiler*innengeneratio-
nen moglichst optimal auf ihren weiteren Lebensweg vorbereitet werden
konnen. Dazu zdhlt auch die Einbindung moderner Medien im Rahmen
der fortschreitenden Digitalisierung an den Schulen, wodurch der Schul-
unterricht konstruktiv erganzt werden kann. Digitale Bildung bedeutet
neben dem Erwerb technischer Fertigkeiten auch die Kompetenz, digitale
Medien und Technologien kompetent und reflektiert nutzen zu kénnen.
Die im vorliegenden Antrag vorgebrachte Forderung kénnen wir daher
unterstiitzen. Selbstverstindlich sollen simtliche Ficher stets auf dem
aktuellsten Stand unterrichtet werden — auch, indem man auf aktuellste
Daten zuriickgreift und aktuelle Themen des Tagesgeschehens aufgreift
und im Klassenverbund miteinander diskutiert. Durch das Internet sind
Informationen und Inhalte in einer noch nie dagewesenen Fiille und Ak-
tualitit zuginglich und abrufbar. Entsprechend sind Medienkompetenz,
der reflektierte Umgang mit Informationen sowie der Aufbau eines um-
fassenden personlichen Allgemeinwissens, das auch tagesaktuelle Ge-
schehnisse direkt aufnimmt und einordnet, entscheidende Fertigkeiten,
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die es bereits in der Schule zu férdern gilt. Auf diese Weise werden unsere

jungen Leute ermutigt und befihigt, sich aktivin den Unterricht sowie in

die Gesellschaft einzubringen und die Zukunft zu gestalten — sowohl fur
ihre eigene Person als auch fiir sie als Mitglied der kiinftigen Verantwor-
tung tragenden Generation.

Ministerium fiir Soziales, Gesundheit, Jugend, Familie und Senioren:

Eine Anpassung der Fachanforderungen bezogen auf die Nutzungsmog-
lichkeiten der Digitalisierung ist mit der Umsetzung der KMK-Strategie

,Lernen in der digitalen Welt* durch die Inkraftsetzung des Erginzungs-
bands zu den Fachanforderungen aller Ficher mit dem Titel ,,Erganzung

zu den Fachanforderungen ,,Medienkompetenz — Lernen mit digitalen

Medien® 2018 erfolgt (Erginzung_zu_den_Fachanforderungen_ Medien-
kompetenz_-_Lernen_mit_digitalen_Medien.pdf (lernnetz.de)).

Zu diesem Ergidnzungsband gibt es wie zu allen Fichern einen Leitfaden

(Leitfaden digitale Medien im FU.pdf (lernnetz.de)). Dieser enthilt prakti-
sche Hinweise zur Umsetzung in Schule und Unterricht. Die auf die Fach-
anforderungen bezogenen Leitfiden der Ficher enthalten auch zum Teil

Unterrichtsbeispiele, in denen die Medienkompetenzen integriert sind.
Diese sind im Fachportal.SH eingestellt (Fachanforderungen — IQSH

Fachportal (lernnetz.de)).

Des Weiteren hat das Land Schleswig-Holstein zur Vorbereitung der Schii-
lerinnen und Schiiler auf das Leben in einer digitalisierten Welt das Landes-
programm ,, Zukunft Schule im digitalen Zeitalter” aufgelegt. Dazu gehort

unter anderem, dass seit Beginn des Schuljahres 2021/22 den Schulen re-
gionale Medienfachberaterinnen und -fachberater in allen Fragen der Digi-
talisierung zur Seite stehen. Dariiber hinaus wird das IQSH gemeinsam mit

Schulen und Hochschulen neue digital gestiitzte Lehr- und Lernszenarien

entwickeln und erproben. Damit werden den Lehrkriften zusitzliche an

Schule angepasste, wissenschaftlich fundierte Lernsettings fiir den Unter-
richt zur Verfigung gestellt werden. Eine Anpassung von Gesetzen oder

Verordnungen erscheint vor diesem Hintergrund zurzeit nicht notwendig.
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https://fachportal.lernnetz.de/files/Fachanforderungen%20und%20Leitf%C3%A4den/Sek.%20I_II/Fachanforderungen/Erg%C3%A4nzung_zu_den_Fachanforderungen__Medienkompetenz_-_Lernen_mit_digitalen_Medien.pdf
https://fachportal.lernnetz.de/files/Fachanforderungen%20und%20Leitf%C3%A4den/Sek.%20I_II/Fachanforderungen/Erg%C3%A4nzung_zu_den_Fachanforderungen__Medienkompetenz_-_Lernen_mit_digitalen_Medien.pdf
http://lernnetz.de
http://Leitfaden digitale Medien im FU.pdf
http://lernnetz.de
https://fachportal.lernnetz.de/sh/fachanforderungen.html
https://fachportal.lernnetz.de/sh/fachanforderungen.html
http://lernnetz.de

Die Méglichkeiten digitaler Werkzeuge zur Verwendung aktueller Daten
werden von Lehrkriften nach deren professionellem Ermessen (fachdi-
daktisch, fachinhaltlich, motivatorisch etc.) schon seit lingerer Zeit ger-
ne genutzt. Zusitzlich bringen Schiilerinnen und Schiiler in Fach- und
Schulkonferenzen im Dialog mit den entsprechenden (Fach-)Lehrkriften
ihre Anregungen und Wiinsche ein.

Landesgruppe Schleswig-Holstein in der CDU-Bundestagsfraktion:

Die CDU-Landesgruppe begriifdt Planungen der CDU Schleswig-Hol-
stein im Bereich der Schulpolitik eine Kultur der Digitalitit zu schaffen, in

der moderne und digitale Unterrichtsentwicklungen und -gestaltungen

selbstverstiandlich sind und Schiilerinnen und Schiiler die entsprechende

Medienkompetenz aufweisen. Dafiir sollen alle Schiilerinnen und Schiiler,
Lehrkrafte und Eltern Zugriff auf ein Lernmanagementsystem haben, mit

dem sie zielgerichtet arbeiten konnen. Schiilerinnen und Schiiler sollen

in der Lage sein, ein digitales ,,Klassenzimmer PLUS" von zu Hause aus

nutzen zu kénnen. Lehrkrifte sowie Schiilerinnen und Schiiler erhalten

tber die Cloud ,,Schulportal SH* einen einheitlichen Zugang zu weite-
ren Diensten wie Online Office, Dateiablage, Messenger-Dienst und E-
Mail. Au3erdem werden alle Schulen mit der Schulverwaltungssoftware

SCHOOL SH ausgestattet, das zum Beispiel Akten von Schiilerinnen und

Schiiler digitalisiert und die Erstellung eines Stundenplans deutlich ver-
einfacht. Die digitale Leistungsmessung bei digitaler Lernsoftware wollen

wir weiterentwickeln und in den Schulalltag sukzessive integrieren.

Landesgruppe Schleswig-Holstein in der SPD-Bundestagsfraktion:
Die Digitalisierung birgt besonders auch fiir die geisteswissenschaftlichen
Schulficher Chancen, die sich nicht nur in einem gestarkten Aktualitits-
bezug der im Unterricht erorterten Inhalte realisieren kénnen, sondern
auch Raum fiir multimediale Lernkonzepte ermdglichen. Der im Ko-
alitionsvertrag beschlossene Digitalpakt Schule setzt genau an diesen
Schnittstellen an. Der Bund wird Linder und Kommunen bei der zligigen
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Umsetzung der Digitalisierung im Bildungswesen durch die Entbiirokra-
tisierung des Mittelabrufs unterstiitzen und vor Ort Service-, Beratungs-
und Vernetzungsangebote etablieren. Vor allem beim Austausch veralteter
Technik und der Umsetzung digital gestiitzten Unterrichts werden ge-
meinsam mit den Lindern beschleunigte Anstrengungen unternommen.
Daher unterstiitzen wir die Einfihrung gemeinsamer Plattformen fiir
Open Educational Resources und intelligenter Lehr- und Lernsoftware.
(Tim Klussendorf, MdB)

Landesgruppe Schleswig-Holstein in der Biindnis go/DIE GRU-
NEN-Bundestagsfraktion: Die Forderungen des Antrags zielen haupt-
sichlich auf die Landesebene ab, die Antwort der Griinen Landesgruppe

im Bundestag bezieht sich demnach auf die politischen Gestaltungsmog-
lichkeiten der Bundesebene. Im neuen Koalitionsvertrag sprechen wir
uns dafiir aus, die 6ffentlichen Bildungsausgaben deutlich zu steigern.
Mit dem Digitalpakt Schule schaffen wir die Voraussetzungen fiir eine

nachhaltige und digitale Bildungspolitik, indem Schulen mit zeitgema-
Ber Technik ausgestattet und mit ausreichend Bandbreite versorgt werden.
Ebenfalls richten wir mit den Lindern eine Koordinierungsstelle fiir Lehr-
kraftefortbildung ein, um die Lehrer*innen beispielweise fortlaufend im

Umgang mit digitalen Medien zu schulen. Die Griine Gruppe schlief3t sich

den Forderungen des Antrags an.

Mitglied des Europiischen Parlaments, Niclas Herbst: Der Ausbau
der digitalen Infrastruktur ist Teil der Connecting Europe Facility (CEF).
Dazu zihlt unter anderem auch der grenziiberschreitende, zuverlassige
Ausbau von 5G-Infrastrukturen und Cloud-Vernetzungen in Europa. Sie
er6ffnen den Schulen neue digitale Nutzungsmoglichkeiten.
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JiL34/27 NEU NEU
Junge Menschen in die Bundesversammlung entsenden

(Antrag siehe S.57)

Der Schleswig-Holsteinische Landtag wird aufgefordert, mind. vier
wahlberechtigte Personen unter 30 Jahren und zusitzlich mindestens
vier wahlberechtigte Personn unter 20 Jahren als Wahlleute der Bundes-
versammlung zur Wahl des*der deutschen Bundesprasident*in zu no-
minieren.

Sollte das Prasidium von Jugend im Landtag volljihrige Personen enthal-
ten, sollten diese in die Bundesversammlung entsendet werden. So kann

ein Beispiel fiir andere Linder gegeben werden.

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Junge Men-
schen fordern zu Recht mehr Mitsprache und Beteilung bei wichtigen
Entscheidungen. Der Beschluss von ,,Jugend im Landtag* kam so kurzfris-
tig, dass die Auswahl bereits abgeschlossen war. Die CDU-Landtagsfrak-
tion nimmt den Vorschlag fiir eine kommende Auswahl von Wahlfrauen
und Wahlminnern als wichtigen Hinweis und Anregung auf.

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Die Bundes-
versammlung bietet die Chance, Menschen in ganz unterschiedlichen Le-
benssituationen direkt in eine der wichtigen politischen Entscheidungen
einzubinden. Als SPD-Landtagsfraktion haben wir darum mit unserem
Wabhlvorschlag bewusst ein Zeichen setzen wollen, in dem wir zum Bei-
spiel mit Lynn Boysen eine 20-jihrige angehende Pflegefachkraft, oder mit
Felix Eicke als Schlagzeuger der Leoniden einen jungen Vertreter aus dem
Kulturbereich benannt haben.

Biindnis 9go/DIE GRUNEN im Schleswig-Holsteinischen Landtag:
Die Benennung der wahlberechtigten Personen fiir die Bundesversamm-
lung findet in einem komplizierten Verfahren statt. Jede der Fraktionen
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im Schleswig-Holsteinischen Landtag kann nur eine bestimmte Zahl von

Personen vorschlagen. Fir die Griine Landtagsfraktion waren dies vier
Plitze, die bei der gemeinsamen Wahlim Dezemberplenum des Landtages

berticksichtigt werden konnten. Darunter befanden sich eine Person aus

der Jugendfeuerwehr im Alter unter 20 Jahre und mit der Landtagsvize-
prasidentin und Griinen Abgeordneten Aminata Touré eine Person unter
30 Jahre. Wir finden es gut, wenn mehr Frauen, mehr diverse Menschen

aus der LGBTIQ+-Community, mehr junge Menschen oder Menschen

mit Migrationshintergrund oder Menschen mit Behinderung entsendet

werden. Wir Grine fithlen uns dem verpflichtet. Fiir die anderen Frak-
tionen miissten iiber das Gesetz zur Wahl des/der Bundesprisident™in

Vorgaben gemacht werden. Das ist ein Bundesgesetz.

FDP-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Wie viele Ver-
treter die einzelnen Linder in die Bundesversammlung entsenden diirfen,
errechnetsich anhand ihrer Bevélkerungszahlen. Fiir Schleswig-Holstein

sind derzeit 27 Mitglieder zu entsenden. Die Nominierung von Menschen,
die in die Bundesversammlung entsendet werden, erfolgt durch die Frak-
tionen und nach dem jeweiligen Krafteverhiltnis aufgrund diverser ganz

individueller Merkmale und Interessen. Dabei haben wir natiirlich auch

im Blick, dass die Interessen junger Menschen vertreten und gewahrt

werden.

Fiir uns Freie Demokraten steht vor allem fest, dass es keine starre Quote

anhand von Alter, Geschlecht oder Ahnlichem geben darf, damit stets das

Individualinteresse im Mittelpunkt steht.

SSW im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Das Ansinnen, junge
Menschen stirker in politische Entscheidungen mit einzubeziehen, kén-
nen wir nachvollziehen und auch unterstiitzen. Unser Ansatzpunkt ist
jedoch ein anderer. Seit drei Jahrzehnten machen wir uns fiir das Wahl-
alter ab 16 stark. Schleswig-Holstein hat dies bei Landtags- und Kommu-
nalwahlen bereits umgesetzt und ist damit eines der wenigen Lander der
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Bundesrepublik, in denen junge Menschen unter 18 ein Wahlrecht inne-
haben. Gleiches wiirden wir uns auch fiir kommende Bundestagswahlen
winschen. Fiir dieses Ziel werden wir uns auch weiterhin einsetzen. Darti-
ber hinaus haben wir kiirzlich einen Antrag zur Einfithrung eines Jugend-
Checks fiir Gesetze und Verordnungen gestellt. Diese beiden Mafsnahmen
wiirden, unserer Meinung nach, eine deutlich umfassendere Tragweite
haben als das im Antrag genannte Beispiel. Das Absenken des Wahlalters
sowie die Einfithrung eines Jugend- Checks konnten fiir eine deutlich stér-
kere Beteiligung von jungen Menschen am politischen Geschehen sorgen.

Landesgruppe Schleswig-Holstein in der CDU-Bundestagsfraktion:
Die Bundesversammlung setzt sich aus den gewihlten Mitgliedern des
Deutschen Bundestages und der gleichen Anzahl von Mitgliedern, die von
den Volksvertretungen der Linder gewihlt werden. Wir verweisen an die

Zustandigkeit des schleswig-holsteinischen Landtages.

Landesgruppe Schleswig-Holstein in der SPD-Bundestagsfraktion:

Noch nie waren so viele junge Menschen in einem Bundestag vertreten.
Das drangende Thema der Generationengerechtigkeit konnte somit ein

grofleres politisches Gewicht entfalten. Junge Menschen kénnten dazu

beitragen, dass neue Ideen diskutiert und nicht ausgetretene Wege ge-
wihlt werden. 49 Jusos haben es nun tatsichlich ins Parlament geschafft,
was einen Aufbruch fiir einen neuen Politikstil bedeuten kénnte. Die

Forderung von ,,Jugend im Landtag®, mehr junge Menschen als Wahl-
leute in die Bundesversammlung zur Wahl des Bundesprisidenten 2022

zu schicken, wiirde den Tonen des Koalitionsvertrags gut zu Gesicht ste-
hen. Immerhin plant die Ampel auch die Herabsetzung des Wahlalters

bei Europa- und Bundestagswahlen auf 16 Jahre. Genauer zu bestimmen

wire allerdings, welches die Auswahlkriterien fiir die jungen an Politik
interessierten Menschen sein sollten. (Dr. Kristian Klinck, MdB)
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Landesgruppe Schleswig-Holstein in der Biindnis 9o/DIE GRU-
NEN-Bundestagsfraktion: Da die Entsendung der Delegierten fir die
Bundesversammlung den im Landtag vertretenden Fraktionen obliegt,
kann die Griine Landesgruppe diesen Antrag nicht unterstiitzen, da er
inhaltlich nicht wirken kann. Zusitzlich ist anzumerken, dass die Wahl-
leute fiir die Wahl des Bundesprisidenten am 13. Februar 2022 bereits ge-
wihlt wurden. Wir schlagen vor, den Antrag von Jugend im Parlament
in einen Appell umzuwandeln, um die Parteien aufzufordern, zukinftig
auch junge Menschen bei der Wahl fiir die Bundesversammlung zu be-
ricksichtigen. Die Griine Landesgruppe begriifdt, dass die Griine Land-
tagsfraktion fiir die nichste Wahl des Bundesprisidenten die Hilfte ihrer
Plitze an Personen unter 30 vergeben hat.
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JiL34 /AK3NEU 1
Férderung und Schutz von Kommunen, die erneuerbare

Energien ausbauen

Der Schleswig-Holsteinische Landtag wird aufgefordert, Kommunen
beim Ausbau von erneuerbaren Energien zu férdern und diese gleich-
zeitig vor dem Aufkaufen von Energiekonzernen zu schiitzen, sodass die

Kommunen ihren erzeugten Strom selbst nutzen konnen.

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Wir unter-
stiitzen die Forderung, dass die Kommunen weiter bei dem Ausbau von

Erneuerbarer Energie in Form von Gewinnung und Nutzung unterstiitzt

werden konnen. Eine Art ,,Stromprotektionismus® gestaltet sich bei ei-
nem Triger wie elektrischer Energie als schwierig, wenn 6ffentliche Netze

genutzt werden sollen. Kommunen kénnen jedoch tiber ihre Versorger,
wie z.B. die Stadtwerke ihr erzeugtes Energievolumen eigenstindig ver-
markten. Ein Aufkaufen von Konzernen ist zumeist begriindet in dem

Handel der Energie im Bereich von Stromborsen oder durch vertragliche

Zusicherung. Meist sind die Kommunen oder auch Stadtwerke interessiert
Thren Strom zu verkaufen, wenn Sie diesen selbst nicht nutzen konnen

oder es gerade Uberschuss gibt. Inwieweit es dafiir Schutzbediirftigkeit
fiir den Ausbau gibt, werden wir jedoch priifen.

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Die Unter-
stiitzung und der Riickhalt der Kommunen sowie der Biirger*innen vor

Ortist fiir die Energiewende essenziell. Diese Unterstiitzung setzt voraus,
dass Mafinahmen, die zur Energiewende beitragen, einerseits moglich

sind und sie andererseits einen erkennbaren Nutzen fiir die Kommunen

und die Biirger*innen haben und somit auch gewollt sind.

Damit der Ausbau Erneuerbarer Energien moglich ist, miissen Kommu-
nen umfassend geférdert werden. Hierfiir setzt sich die SPD im Landtag

bereits seit einiger Zeit ein: Unsere Forderung, die Mittel fiir kommunale
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Energiewendeprojekte deutlich zu erhéhen, wurde wiederholt von der in
dieser Sache uneinigen Landesregierung abgelehnt. AufSerdem miissen
die Kommunen von den bestehenden oder neu errichteten Anlagen an-
gemessen profitieren konnen, was auch bedeutet, dass entsprechende An-
lagen nicht zum wirtschaftlichen Nachteil der Kommunen von Energie-
konzernen aufgekauft werden. Um die die Akzeptanz der Biirger*innen
selbst zu starken, setzt sich die SPD -gefithrte Bundesregierung zudem fur
eine Stirkung der Biirger*innen-Energie ein. AufSerdem strebt sie einen
sehr hohen Anteil Erneuerbarer Energien an und hat sich zum Ziel gesetzt,
bis 2030 50 Prozent der Wirme klimaneutral zu erzeugen. Die SPD er-
kennt die Schliisselrolle der Kommunen und Biirger*innen vor Ort und
setzt sich fiir eine bestmdgliche Unterstiitzung in der Energiewende ein.
Die SPD-Landtagsfraktion unterstiitzt daher auch den JiL-Beschluss.

Biindnis 9o/DIE GRUNEN im Schleswig-Holsteinischen Landtag:
Den Kommunen kommt bei der Energiewende und dem Klimaschutz
eine zentrale Rolle zu. Unterstiitzt werden sie dabei durch die Energie-
und Klimaschutzinitiative (EKI) des Landes. Im Auftrag des Landes berit
die Investitionsbank die Kommunen sowohl zu allgemeinen Fragen als
auch durch gezielte Forderberatung und Antragsbegleitung.

Siehe www.ib-sh.de/produkt/energie-und-klimaschutzinitiative-eki.
Birgerwindparks und Solaranlagen in der Hand von Biirger *innen bzw.
Kommunen unterstiitzen wir. Im Rahmen der Regionalplanung hat das
Land Eignungsflichen fir Windkraft ausgewiesen. Fiir Solarfreiflichen-
anlagen ist dies nicht vorgesehen. Hier sind Eckpunkte durch einen Erlass
vorgegeben, im Rahmen ihrer Planungshoheit konnen Kommunen dann
selbst tiber die Standorte entscheiden. Zur Ausgestaltung von Solarfrei-
flichenanlagen sollte es auflerdem einen Leitfaden fiir Kommunen geben.

Dafiir setzen wir uns ein.

FDP-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Die Forde-
rung des Ausbaus der erneuerbaren Energien auf kommunaler Ebene ist
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in unserem Sinne. Um die Klimaziele zu erreichen sind diese unabdingbar.
Eine Einschrankung der Energiekonzerne lehnen wir allerdings ab. Durch

einen fairen Wettbewerb konnen sich positive Effekte wie die Steigerung

der Effizienz ergeben. Ein solch starker Eingriff in den Energiemarkt kénn-
tezudem dazu fithren, dass regionale Energiepreise stark schwanken und

sich die Adressierung von energiebezogenen Mafdnahmen schwierig ge-
stalten konnte.

Den Anreiz lokal produzierte Energie zu beziehen sollte durch andere

Mafinahmen erzielt werden. So kénnen giinstige Preise von Photovoltaik

dafiir sorgen, dass mehr Menschen bereit sind eigene Energie zu produzie-
ren und zu nutzen. Ziel muss die Vollendung des europdischen Energie-
binnenmarktes sein und keine Regionalisierung.

SSW im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Angesichts des Klima-
wandels und der beschlossenen Klimaziele miissen wir uns von den fos-
silen Energietrigern verabschieden und den Energiesektor auf nachhaltig
produzierten Strom umstellen. Umso mehr gilt dies vor dem Hinter-
grund, dass der Energiehunger auch in Zukunft weiter steigen wird. Mit
Energieeinsparung und Verbesserung der Energieeffizienz allein wird die
Energiewende nicht gelingen. Daher muss auch ein wesentlicher Teil der
Energieversorgung neu und nachhaltig angepackt werden. Daher unter-
stiitzen wir das Energiewende- und Klimaschutzgesetz des Landes dahin-
gehend, dass gréfsere Kommunen dazu verpflichtet werden, Kilte- und
Wirmepline zu erstellen, um beispielsweise den Einwohnerinnen und
Einwohnern die Umstellung auf Wirme aus Erneuerbaren Energien zu
ermoglichen. Wir setzen uns dafiir ein, dass Kommunen stirker davon
profitieren, wenn auf ihrem Gemeindegebiet Windparks oder PV-Parks
stehen. Dartiber hinaus sprechen wir uns fiir eine Gewinnbeteiligung der
Biirger*innen an alternativen Energieformen wie Biirger*innenwind-
parks aus. Wir wollen die Akzeptanz fiir regenerative Energiegewinnung
durch Beteiligung stirken. Wir wollen, dass Verbraucher*innen bei der
Abnahme von regionalem und nachhaltigem Strom einen Preisvorteil ha-
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ben. Statt fossiler Heizsysteme miissen Wiarmepumpen sowie die Nut-
zung von griiner Nah- und Fernwarme Vorrang haben. Dies muss vor Ort
in den Kommunen umgesetzt werden und bei dieser Umstellung werden
wir als SSW die Kommunen unterstiitzen.

Ministerium fiir Inneres, lindliche Riume, Integration und Gleich-
stellung: Das Referat IV 30 Kommunale Finanzen und Wirtschaft, Kom-
munaler Finanzausgleich, Sparkassenwesen ist grundsitzlich nicht fiir die

Forderung von Kommunen zustindig. Gleichwohl ist es den schleswig-
holsteinischen Kommunen seit dem Gesetz zur Stirkung der Kommunal-
wirtschaft vom 21. Juni 2016 (GVOBI. Schl-H. S.528) durch den neu ein-
gefiihrten §101 a GO sehr erleichtert worden, energiewirtschaftlich titig

zu werden. Absatz 2 Satz 1 unterstellt ausdriicklich, dass eine Betitigung

im Bereich der erneuerbaren Energien zur Erzeugung oder Gewinnung

von Energien zuldssig ist; es wird ein 6ffentlicher Zweck beigemessen, der
fir die (energie-)wirtschaftliche Betdtigung von Kommunen zwingend

notwendig ist.

Eine Anderung dieser gesetzlichen Grundlage ist weder in Arbeit noch

geplant.

Der (Teil-) Verkauf von kommunalen Energieunternehmen o.3. liegt im

eigenen Ermessen der jeweiligen Kommune und kann durch die Gemein-
devertretung entweder beschlossen oder abgelehnt werden. Allerdings

ist hier kein Fall bekannt, bei dem eine Kommune zusammen mit einem

privatwirtschaftlichen Unternehmen ein Energieerzeugungsunterneh-
men unterhilt, erneuerbare Energien gewinnt, und diese erzeugte Energie

dann nicht fiir den Eigenbedarf verwendet. Eine vollstindige Verduf3e-
rung der kommunalen Stadtwerke an Dritte (Energiekonzerne) ist bisher
weder geschehen, noch ein realistisches Szenario; Stadtwerke besitzen fir

die jeweilige Kommune einen zu hohen Stellenwert.

Ministerium fiir Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt,Naturund
Digitalisierung: Das novellierte Energiewende- und Klimaschutzgesetz
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istam 17.12.2021 in Kraft getreten. Dort werden bestimmte Kommunen
in §7 zur Aufstellung kommunaler Wirme- und Kilteplane verpflichtet.
Dies betrifft etwa 60 % der Einwohner Schleswig-Holsteins.

Eine Aufgabe bei der Erstellung kommunaler Wirme- und Kiltepline ist
die Ermittlung vorhandener lokaler Nutzungspotentiale Erneuerbarer
Energien zur Wirmeversorgung. Dies kdnnen Biomasse, Umweltwirme
und Solarthermie, die Nutzung von Abwirme aus Gewerbe oder Abwas-
ser sowie Kraft-Wirme-Kopplung sein. Zudem sollten Potentiale zum
Ausbau der Erneuerbaren Energien im Strombereich, im Besonderen Pho-
tovoltaik und Wind (zur Bereitstellung von Wirme), ermittelt werden.
Somit sind Kommunen aufgefordert, aktiv Potentiale zur Nutzung Er-
neuerbarer Energien zu ermitteln und diese auch zu realisieren, wenn dies
wirtschaftlich méglich ist.

Die Kosten fiir die Erstellung der kommunalen Wirme- und Kiltepline
werden im Rahmen der Konnexitit vom Land getragen.

Zudem kénnen Kommunen fiir Klimaschutz und den Ausbau von erneu-
erbaren Energien auf Informations- und Beratungsangebote von Bund (u. a.
Service- und Kompetenzzentrum: Kommunaler Klimaschutz — SK:KK)

und Land (Energie- und Klimaschutzinitiative — EKI) zurtickgreifen.

Landesgruppe Schleswig-Holstein in der CDU-Bundestagsfraktion:
Die CDU-Landesgruppe setzt sich fiir die Umsetzung der Energiewende
ein und steht auch zu bereits getroffenen energiepolitischen Grundsatz-
entscheidungen, wie etwa zum Ausstieg aus der Kernenergie und der
Kohleverstromung. Der Umbau unserer Stromversorgung muss sich fir
alle lohnen: Dazu zihlen auch Kommunen, Unternehmen, Genossen-
schaften und Erzeuger- Gemeinschaften. Diese sollen beim Umbau ihrer
Energiesysteme zusammenwirken. Entscheidend fiir den Industriestand-
ort Deutschlands ist, dass giinstiger Windstrom aus dem Norden in die
grof3en Industriezentren in der Mitte und im Siiden Deutschlands ge-
langt. Ein beschleunigter Erneuerbaren-Ausbau erfordert deshalb auch,
dass der Netzausbau auf der Hochspannungsebene nochmals verstarkt
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und beschleunigt wird. Dies braucht aber auch den Netzausbau vor Ort
in den Stidten und Kommunen. PV- und Windenergieanlagen gehen hier

ans Netz.

Landesgruppe Schleswig-Holstein in der SPD-Bundestagsfraktion:
Wir haben uns fiir die aktuelle Legislaturperiode vorgenommen, den
Ausbau erneuerbarer Energien auf kommunaler Ebene erheblich voran-
zutreiben. Durch Férderprogramme, Biirokratieabbau, die Schaffung von
Rechtssicherheit und beschleunigten Genehmigungsverfahren wollen
wir die Kommunen beim dezentralen Ausbau von Erneuerbaren Ener-
gien (EE) unterstiitzen und dafiir sorgen, dass insbesondere geforderter,
griin erzeugter Strom auch in der Erzeugerregion genutzt werden kann.
Auch sollen die Kommunen von Windenergieanlagen und grof3eren Frei-
flichen-Solaranlagen auf ihrem Gebiet starker profitieren. Weiter setzen
wir uns fiir eine flichendeckende kommunale Warmeplanung und den
Ausbau der benétigten Wirmenetze ein. Hier streben wir bis 2030 einen
Anteil von 50 % EE bei der Wirmeerzeugung an.

Nichtzuletzt planen wir die Stirkung der Biirger-Energie und die Verbes-
serung fiir deren Rahmenbedingungen, um die dezentrale, 6kologische
und konzernunabhingige Energiegewinnung weiter zu férdern. (Bengt
Bergt, MdB)

Landesgruppe Schleswig-Holstein in der Biindnis 9o/DIE GRU-
NEN-Bundestagsfraktion: Die Griine Landesgruppe unterstiitzt den
Beschluss, Kommunen gezielt beim Ausbau erneuerbarer Energien zu
unterstiitzen. Viel zu oft fehlt es Kommunen an Informationen tiber die
Verfahren und Anforderungen von Wind- und PV-Projekten, sodass be-
stehende Potentiale nicht erkannt werden. Das Land konnte beispielswei-
se Experten oder Task Forces anstellen, die Kommunen kostenfrei oder
zumindest sehr kostengiinstig bei der Identifizierung und Realisierung
von Projekten helfen. Dariiber hinaus k6nnen Kommunen auch beraten
werden zu den Méglichkeiten, Anforderungen an Projekte, beispielsweise
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Qualititssiegel (u.a. BNE Best Practice PV-Freilandanlagen, ThEGA Sie-
gel ,Faire Windenergie Thiiringen®), zu stellen. Grundsitzlich ausschlie-
3en von der Projektakquise kann und sollte man grof3ere Konzerne nicht,
aber man kann sicherstellen, dass die Projekte wertvoll fiir die Region sind.

Mitglied des Europiischen Parlaments, Niclas Herbst: Die EU hat
zahlreiche Forderprogramme aufgelegt und vergibt Finanzhilfen fiir Pro-
jekte und Mafdnahmen in den Bereichen Energieeffizienz, erneuerbare

Energien und nachhaltige Energieversorgung.
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JiL 34/30 NEU
Europdische Grundrechtecharta erweitern
(Antrag siehe S.61-62)

Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung werden
aufgefordert, mit geeigneten Mitteln
1. im Rahmen der Beratungen zur Konferenz zur Zukunft Europas, fol-
gendes mit aufzugeben
2. und beim Bund auf einen Grundrechtekonvent zur Erweiterung der
Charta der Grundrechte der Europdischen Union hinzuwirken. Der
Grundrechtekonvent soll nach erfolgter Biirgerbeteiligung tiber die
Erweiterung der Grundrechtecharta um die von der Stiftung ,,Jeder
Mensch e.V.” vorgeschlagenen folgenden 6 europdischen Grund-
rechte debattieren und entscheiden:

Artikel 1 — Umuwelt: Jeder Mensch hat das Recht, in einer gesunden und
geschiitzten Umwelt zu leben.

Artikel 2 — Digitale Selbstbestimmung: Jeder Mensch hat das Recht auf di-
gitale Selbstbestimmung. Die Ausforschung oder Manipulation von Men-
schen ist verboten.

Artikel 3 — Kiinstliche Intelligenz: Jeder Mensch hat das Recht, dass ihn be-
lastende Algorithmen transparent, tiberpriifbar und fair sind. Wesentliche
Entscheidungen muss ein Mensch treffen.

Artikel 4 — Wahrheit: Jeder Mensch hat das Recht, dass Auflerungen von
Amtstrigern der Wahrheit entsprechen.

Artikel 5 Globalisierung: Jeder Mensch hat das Recht, dass ihm nur solche
Waren und Dienstleistungen angeboten werden, die unter Wahrung der
universellen Menschenrechte hergestellt und erbracht werden.
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Artikel 6 — Grundrechtsklage: Jeder Mensch kann wegen systematischer
Verletzungen dieser Charta Grundrechtsklage vor den Européischen Ge-
richten erheben.

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Die CDU-
Landtagsfraktion hat gemeinsam mit anderen Fraktionen den Vorschlag

aufgegriffen und dabei die neuen Punkte ,,Grundrecht auf eine gesunde

und geschiitzte Umwelt” sowie das ,,Grundrecht auf digitale Selbstbe-
stimmung jedes Menschen® als Vorschlag fiir eine neue EU-Grundrechts-
chartaim Rahmen der Auswertung der Anhorung des Europaausschusses

zur ,,Konferenz fiir die Zukunft Europas® einstimmig zusitzlich aufge-
nommen. Der Landtag hat diesen Beschluss gebilligt und er wird nun zur

weiteren Behandlung an die EU weitergegeben.

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Die EU-
Grundrechtcharta ist ein sehr wesentliches Fundament fiir die Wertege-
meinschaft Europdische Union. Sie ist 2009 zusammen mit dem Vertrag

von Lissabon in Kraft getreten, zu einer Zeit, in der wesentliche Themen,
die unsere Gesellschaft heute bewegen, noch nicht in dem Maf3e auf der
Agenda standen. Deshalb sollte sie auch Bestandteil der Reformen zur
Weiterentwicklung der EU sein, die mit der Konferenz zur Zukunft Euro-
pasin Gang gesetzt wurde, und um wesentliche Punkte wie z. B. Umwelt
und Digitalisierung erginzt werden.

AufInitiative der SPD -Landtagsfraktion hat der Schleswig-Holsteinische

Landtag die Landesregierung bereits im August 2020 aufgefordert, sich

dafiir einzusetzen, dass die Konferenz zur Zukunft Europas eingesetzt

wird und die Burger*innen in Schleswig-Holstein in geeigneter Weise

an dem Prozess der Konferenz beteiligt werden. Der Europaausschuss des

Landtages hat im Herbst 2021 eine umfangreiche Anhorung aller relevan-
ten Akteure in Schleswig-Holstein durchgefiithrt und wird Ende Januar

2022 eine gemeinsame Entschliefung zur Konferenz zur Zukunft Europas

einbringen. Die SPD-Landtagsfraktion hat dazu einen Vorschlag in den
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Ausschuss eingebracht (Umdruck 19/6891). Eine Erweiterung der EU-
Grundrechtecharta um die genannten Bereiche war nicht Gegenstand der
Anhorung. Die SPD-Landtagsfraktion hat dieses wichtige Anliegen des

Jugendparlaments aber gern aufgegriffen und erfolgreich in die gemein-
same EntschliefSung des Landtages zur Konferenz zur Zukunft Europas

hineinverhandelt, die auf der Grundlage des Antrages der SPD-Fraktion

entstanden ist (Umdruck 19/3553).

Biindnis 9o/DIE GRUNEN im Schleswig-Holsteinischen Landtag:
Politisch ist das ein ganz dickes Brett, da damit Primarrecht geindert wer-
den miisste, also eine Zustimmung aller Staaten erforderlich ist. Trotzdem
finden wir die Idee gut. Wenn wir auch nicht jede Formulierung des Vor-
schlags so unterschreiben wiirden, finden wir die Diskussion dazu richtig.
Europa ist nicht nur ein Wirtschaftsraum, sondern auch ein Raum des

Rechtsstaats und der Biirger *innenrechte. Dafiir kimpfen wir Griine.

FDP-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Wir Freie De-
mokraten stimmen mit den Antragsstellern darin tiberein, den Grund-
rechtsschutz in der EU zu stirken. Eine Ausweitung des Anwendungsbe-
reichs der EU-Grundrechtecharta ist unserer Meinung nach dafiir notwen-
dig. Dieses soll insbesondere dazu dienen ein einheitliches Mindestmaf3

an Grundrechtsschutz auf allen Ebenen der europdischen Staatlichkeit

sicherzustellen und trigt so zur effektiven Gestaltung der Grundrechte

bei. Die Charta soll unserer Meinung nach das erste Kapitel der zukiinfti-
gen europdischen Verfassung sein und als unmittelbar geltendes Rechtalle

staatliche Gewalt in Europa binden. So erreichen wir den Grundrechte-
schutz auch fiir nationale Sachverhalte in allen Mitgliedstaaten.

Die Grundrechtecharta der EU definiertin klarer und tibersichtlicher Form

die Rechte und Freiheiten der Menschen, die in der Europdischen Union

leben. Bei einigen Forderungen der Antragssteller handelt es sich um For-
derungen, welche aufgrund ihrer Art und Ausrichtung verstirkt den Cha-
rakter von Gesetzen und nicht von Grundrechten haben und daher nichtin
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die EU-Grundrechtecharta aufgenommen werden sollten. Des Weiteren
ist die Umsetzbarkeit bzw. Kontrolle in Teilen nicht méglich.

SSW im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Die enge und vertrau-
ensvolle Zusammenarbeit mit unseren Partnern und Freunden in Europa

istdem SSW seit jeher eine Herzensangelegenheit. Fiir uns ist klar, dass

wir eine burgernahe Europdische Union brauchen, die handlungsfihig

ist und mit der sich die Blirgerinnen und Biirger gern identifizieren. Die

EU in ihrer jetzigen Form ist noch nicht perfekt, doch sie ist ein einzig-
artiges und unverzichtbares Projekt, welches den Menschen auf diesem

Kontinent Frieden und Wohlstand gebracht hat und welches es fortlau-
fend konstruktiv weiterzuentwickeln und zu optimieren gilt. Dazu zdhlt
selbstredend auch, dass die Charta der Grundrechte der Europiischen

Union prominent in den Fokus geriickt und fortlaufend auf Anpassungs-
notwendigkeiten bzw. -potenziale tiberpriift wird. Der vorliegende An-
trag listet entsprechende Erganzungsvorschlige auf, die der SSW positiv
zur Kenntnis nimmt. Im Rahmen der Beratungen zur Konferenz zur Zu-
kunft Europas sollten diese wohlwollend und in Hinblick auf ihre Um-
setzbarkeit realistisch diskutiert werden.

Ministerium fiir Justiz, Europa und Verbraucherschutz: Die Landes-
regierung unterstiitzt den weiteren Integrationsprozess der EU und setzt

sich fiir eine demokratischere Union ein. Die am 9. Mai 2021 er6ffnete

Konferenz zur Zukunft Europas, in deren Rahmen in EU-weiten Dialog-
veranstaltungen die kiinftigen politischen Priorititen der EU sowie ins-
titutionelle Fragen diskutiert werden, wird daher begriif3t.

Der Bereich Rechte und Werte stellt ein zentrales Themenfeld der Kon-
ferenz dar. Zu den Vorschligen, die zu diesem Bereich bereits eingebracht
wurden, gehort auch die Initiative der Stiftung Jeder Mensch e. V. zur
Erweiterung der Charta der Grundrechte der EU (futureu.europa.eu/
processes/ValuesRights/f/11/meetings/42605).
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Nach den bisherigen Planungen soll die Konferenz zur Zukunft Euro-
pas im ersten Halbjahr 2022 enden. Derzeit ist nicht absehbar, ob die 0. g.
Initiative in den Schlussfolgerungen der Konferenz aufgegriffen und in

einem entsprechenden Vorschlag zur Reform der Charta der Grundrech-
te minden wird. Zum gegenwirtigen Zeitpunkt ist jedoch der fiir eine

grundlegende Anderung des EU-Primirrechts erforderliche Konsens der
Mitgliedstaaten nicht ersichtlich.

Landesgruppe Schleswig-Holstein in der CDU-Bundestagsfraktion:

Seit 2009 ist die Charta der Grundrechte in der Europdischen Union recht-
lich verbindlich fiir die Arbeit der EU-Institutionen. Dies ist ein wichtiger
Schritt fiir das Europa der Werte. In der Rechtspraxis muss die Charta der
Grundrechte aber noch stirker mit Leben erfiillt werden. Mit unserem Be-
kenntnis zu Toleranz trigt die Européische Union zu einem friedlicheren

Miteinander der Regionen und Religionen der Welt bei. Ein starkes und

selbstbewusstes Europa ist unsere Alternative zu den auf Unterdriickung,
Fanatismus und Hass setzenden Regimen in anderen Teilen der Welt. Die

CDU steht besonders mit ihren Bundeskanzlern Konrad Adenauer, Hel-
mut Kohl und Angela Merkel konsequent fiir dieses geeinte Europa, durch

das die Deutschen in Einigkeit und Recht und Freiheit leben kénnen. Die

CDU-Landesgruppe ist offen fiir Gespriche zur Stirkung der EU-Grund-
rechtecharta.

Landesgruppe Schleswig-Holstein in der SPD-Bundestagsfraktion:
Unsere SPD-Fachfachfrau fiir Europa Katarina Barley (SPD), Vizeprisi-
dentin des Europaischen Parlaments, unterstiitzt die Initiative des Autors
Ferdinand von Schirach und der StiftungJEDER MENSCH e. V., die EU-
Grundrechtecharta zu erweitern. Mit der Charta der Grundrechte hat die
Europdische Union erstmals einen rechtlich verbindlichen Katalog von
Biirgerfreiheiten, Grundrechten und die wirtschaftlichen und sozia-

len Rechte der europdischen Biirger*innen formuliert. Dabei sind auch
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Schutzbereiche geregelt, die das Grundgesetz nicht ausdriicklich erwdhnt,
wie den Schutz personenbezogener Daten, das Recht auf Bildung, die
Rechte von Kindern und ilteren Menschen, das Recht auf eine gute Ver-
waltung oder die Gewihrleistungen im Arbeitsrecht. Die Charta stirkt die
Europiische Union als Grundrechts- und Wertegemeinschaft. Insofern
begrif3t Katarina Barley eine Erweiterung der Grundrechtscharta: ,,Es ist
nicht etwas grundsitzlich Neues, aber es bringt diese Grundrechte up to
date®, sagte sie dem Bayrischen Rundfunk. In den Entstehungsjahren der
Charta zihlten Themen wie Umwelt oder die digitale Selbstbestimmung
nicht zu den dringendsten Themen, die in der heutigen Zeit aber einen
ganz anderen Stellenwert haben. Auflerdem sieht der Koalitionsvertrag
der neuen Regierung aus SPD, Biindnis 9go/Die Griinen und FDP konkret
auf S.131 vor: ,,Die Konferenz zur Zukunft Europas nutzen wir fiir Refor-
men. Erforderliche Vertragsinderungen unterstiitzen wir. Die Konferenz
sollte in einen verfassungsgebenden Konvent miinden und zur Weiter-
entwicklung zu einem féderalen europdischen Bundesstaat fiithren, der
dezentral auch nach den Grundsitzen der Subsidiaritit und Verhiltnis-
maifligkeit organisiert ist und die Grundrechtecharta zur Grundlage hat.*
(Bettina Hagedorn, MdB)

Landesgruppe Schleswig-Holstein in der Biindnis 9o/DIE GRU-
NEN-Bundestagsfraktion: Die EU ist eine Gemeinschaft der Werte

und des Rechts. Wir finden es notwendig und richtig, dass man die euro-
pdischen Grundrechte genauso einklagen kann wie die im Grundgesetz.
Wir Griine wollen die EU-Grundrechtecharta langfristig gegeniiber den

Nationalstaaten einklagbar machen, um so alle EU-Biirger *innen in ihren

Rechten zu stirken. Die Vorschlige des Vereins ,,Jeder Mensch eV* wur-
den bereits auf der europiischen Petitionsplattform ,,WeMoveEurope® als

Petition eingereicht. Die Vorschlige kénnten vom Verein selbst bei der
Konferenz zur Zukunft Europas eingebracht und diskutiert werden.

Wir Griine haben teilweise tibereinstimmende Positionen, wie beispiels-
weise dem Rechtauf Leben in einer guten, geschiitzten Umwelt, bei dem

272

34. Veranstaltung ,,Jugend im Landtag”



Rechtauf informationelle Selbstbestimmung setzen wir uns aber fiir ein
grundsitzliches Verbot der kommerziellen Nutzung von privaten Daten
ein und gehen damit einen Schritt weiter. Generell fordern wir digitale
Grundrechte.

Mitglied des Europdischen Parlaments, Niclas Herbst: Die EU muss

in der Lage sein, auf die grof3en Herausforderungen der Gegenwart wie

Klimawandel, Migrationskrise oder Digitalisierung geschlossen eine Ant-
wort zu geben. In den verbleibenden Jahren dieser Legislatur miissen wir
die Weichen fiir die Zukunft Europas stellen, um unsere Werte der in-
dividuellen Freiheit, Rechtsstaatlichkeit und Demokratie zu verteidigen.
Zehn Jahre nach Abschluss des Vertrags von Lissabon brauchen wir eine

tiefgreifende Reform dieser Vertrige. Dies muss das oberste Ziel der Kon-
ferenz iiber die Zukunft Europas sein. Von der Konferenz muss ein Impuls

fur einen Aufbruch ausgehen, um mit Weitsicht und Entschlossenheit

ein neues Kapitel in der Geschichte des vereinten Europas aufzuschlagen.
Ziele sollten sein:

1. die Sicherstellung von Handlungsfihigkeit und demokratischer Legiti-
mation, 2. den Aufbau einer Sicherheitsunion, 3. fiir ein Europa, das welt-
weit Maf3stdbe setzt, 4. fiir einen Wissenskontinent und Innovationsfiih-
rerschaft sowie 5. die Sicherstellung unseres Wohlstandes fiir kommende

Generationen.

Mitglied des Europdischen Parlaments, Svenja Hahn: Der Vorschlag

fiir die Erweiterung der Européischen Grundrechtecharta ist ein interes-
santer Vorschlag, der tatsichlich teilweise in konkreten Gesetzesvorschli-
gen debattiert wird, wie zum Beispiel der KI-Verordnung (2021/0106).
Dabei stehen diskriminierende Algorithmen und menschliche Kontrolle

im Mittelpunkt. Somit ist Ihr Vorschlag zur Zeit sehr aktuell!

Mitglied des Europidischen Parlaments, Rasmus Andresen: Bei der
Europiischen Grundrechtecharta handelt es sich um eine klare Definition
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der Rechte und Freiheiten der in Europa lebenden Menschen. Diese dient

als Orientierung fiir ein harmonisches und friedliches Zusammenleben

in unserer groflen und starken Wertegemeinschaft.

Dementsprechend begriife ich es um so mehr, wenn junge Menschen sich

dafiir einsetzen, dass auf Europdischer Ebene deren Vorstellungen vor-
gestellt und begriif3t werden.

Ich stimme dem ersten Artikel des Antrages JiL 34/30 zu. Bereits das Ge-
richtsurteil vom 29. April 2021 hat gezeigt, dass jede*r Mensch ein Recht

auf eine gesunde und geschiitzte Umwelt und fiir die zukiinftigen Gene-
rationen mitgedacht werden muss.

Beziiglich des zweiten Artikels empfinde ich die digitale Selbstbestim-
mung als ein hohes Gut in einer globalen und digitalisierten Welt und

Gemeinschaft. Die vergangene Zeit und die immer hiufigen Berichterstat-
tungen beziiglich der Verwendung von gezielten Algorithmen zur Aus-
forschung und Manipulation von Menschen ist ein Signal fiir eine starke

und konsequente Datenschutzverordnung. Deswegen begriif3e ich Etab-
lierung von Datenschutzbeauftragen, welche als Ansprechspartner*innen

wie beispielsweise bei uns in Schleswig-Holstein dienen kénnen.

In diesem Zuge begriifle ich die Offenlegung dieser Algorithmen im drit-
ten Artikel, damitjede*r Nutzer*in eigenstindig entscheiden kann, ob sie

diese Seite in Anspruch nimmt.

Das Recht auf Wahrheit, welches im vierten Artikel gefordert wird, emp-
finde als schwierig in der Umsetzung. Eine absolute Wahrheit existiert
nicht, diese steht oft in starker Abhingigkeit zu subjektiven Perspektiven.
Deswegen wiirde ich mich iiber eine konsequente Informationspflicht

freuen, bei der alle Informationen vor bspw. Vertragsabschluss oder wich-
tigen Entscheidungen offengelegt werden.

Den fiinften Artikel verstehe ich als Aufforderung eines umfangreichen

Lieferkettengesetzes. Fiir einen nachhaltigen Lebensstil sind transparen-
te Informationen beziiglich der Herstellungsprozesse der verschiedenen

Waren und Dienstleistungen unablissig, damit sowohl von politischer als

auch von gesellschaftlicher Seite mit ausreichend Druck auf die Verlet-
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zung von Menschenrechten auf3erhalb der Européischen Union reagiert
werden kann.

In Betrachtung des sechsten Artikels zur Wahrung der anderen Artikel in
der Europidischen Grundrechtecharta handelt es sich demnach um rele-
vantes und notwendiges Instrument, welcher zu Einhaltung aller Artikel
verwendet werden sollte.

Es handelt sich hierbei um Anderungen, welche eine intensive gesell-
schaftliche Debatte voraussetzen. Ich wiirde mich freuen, wenn ich diese

begleiten diirfte.
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JiL 34/35 NEU
Verpflichtung fiir Oko-Energie in ffentlichen Gebdiuden
(Antrag siehe S.69)

Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung werden
aufgefordert, eine aus 100 % erneuerbaren Energien erzeugte Energiever-
sorgung (Strom und Wirme) in 6ffentlichen Gebiuden, wie z. B. Schulen,

zu gewahrleisten.

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Als regie-
rungstragende Fraktion sind wir stets bestrebt auch die Arbeit der Landes-
regierung konstruktiv zu begleiten und dazu beizutragen, dass Parlament
und Regierung sowie die landeseigenen Betriebe und Liegenschaften eine
Vorbildfunktion einnehmen. So haben wir z.B. die LKWs des LBV.SH
mit Abbiegeassistenten ausgestattet oder Teile der Flotten mit alternati-
ven Antrieben ausgestattet. Ebenso verhilt es sich bei der Energie und
der Versorgung der 6ffentlichen Gebiude in Landesbesitz, bei denen wir
gerne wann immer moglich auf regional erzeugte und erneuerbare Ener-
gieversorgung setzen, wann immer es moglich ist. Zum derzeitigen Ver-
sorgungszeitpunkt halten wir eine Pflicht jedoch nicht fiir zielfithrend.
Gerne werden wir auch dabei unterstiitzen mit den Kommunen und
Landesbetrieben Ihre Anstrengungen fiir klimaneutrale Energie weiter
zu intensivieren, jedoch durch Férderung und Ausbau und nicht durch

eine Verpflichtung, bei aktueller noch Mangelsituation.

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Das Energie-
wende- und Klimaschutzgesetz (EWKG), das die Kiistenkoalition 2017
zur Verankerung der Klimaschutzziele erlassen hat, bildet die wesentli-
che Grundlage, um Schleswig-Holsteins Beitrag an der Erreichung des
1,5 Grad Ziels zu leisten. Diese Ziele wurden im November 2021 in Form
einer Novellierung des EWKG verstirkt. Schleswig-Holstein hat sich

damit verpflichtet, bis 2045 klimaneutral zu sein. Um mit gutem Beispiel

276

34. Veranstaltung ,,Jugend im Landtag”



voran zu gehen, kommt den Landesliegenschaften eine besondere Rolle
zu. Dabei geht es um vielfiltige Gebiude, wie zahlreiche Biirogebdude,
Hochschulen, Polizeistationen oder auch Justizvollzugsanstalten. Dabei
sollen einerseits vollumfinglich erneuerbare Energien fiir Strom und
Wirme genutzt werden. Das bedeutet zum Beispiel den Bau von Pho-
tovoltaikanlagen auf den Dachern. Es geht dartiber hinaus aber auch um
die Umstellung des landeseigenen Fuhrparks auf Elektroantriebe — damit
missen in den nichsten Jahren alle Fahrzeuge, die fiir das Land im Einsatz
sind, gegen Elektroautos ausgetauscht werden.

Die SPD-Fraktion unterstiitzt den JiL-Antrag und arbeitet bereits intensiv
an dieser Herausforderung. Wir stehen zu den Zielen der Energiewende
und wollen einen Ausstieg aus fossilen Energien so schnell wie moglich
erreichen. Mit der Abschaltung des AKW Brokdorf zum Ende des Jahres
2021 haben wir die Atomenergie bereits hinter uns gelassen. Nun geht es
darum, auch Kohle, Ol und Gas durch Strom aus regenerativen Energien
zu ersetzen. Wir leisten unseren Beitrag. Dazu gehort neben dem weiteren
deutlichen Ausbau der Erneuerbaren Energien, dass wir die Landesliegen-
schaften moglichst schnell und spitestens bis 2045 klimaneutral machen
werden. Die SPD-Schleswig-Holstein will dies sogar bis 2040 schaffen.
Denn der IPCC Bericht hat zuletzt sehr deutlich gemacht, dass an einem
schnellen und konsequenten Handeln kein Weg vorbeifiihrt, wenn wir
den menschengemachten Klimawandel wirksam eindimmen wollen.
Wir sehen allerdings auch, dass es ebenso um weitere Energieeffizienz und
Energieeinsparungen gehen muss. Unser tigliches Leben ist vom Strom
abhingig — fillt dieser mal aus, geht fast nichts mehr. Die vielen techni-
schen Innovationen vom Elektroauto bis zu Smart home devices machen
uns das Leben einfacher, doch alle diese Gerite wollen mit Strom versorgt
werden.

Schulgebiude sind in der Regel in der Verantwortung der jeweiligen Kom-
mune und damit nicht Teil der Landesliegenschaften. Die SPD setzt sich
auf allen Ebenen fiir das Erreichen der Klimaschutzziele ein, also auch
auf kommunaler Ebene. Wir begriifSen grundsitzlich, dass auch sie so
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schnell wie méglich klimaneutral werden. Zudem konnen beispielsweise
PV-Anlagen auf dem Dach Teil des Unterrichts werden und so zu mehr
Wissen im Bereich der Erneuerbaren Energien beitragen.

Biindnis 9o/DIE GRUNEN im Schleswig-Holsteinischen Landtag:
Fiir Landesliegenschaften gilt mit dem neuen EWKG eine Verpflichtung
zur CO,-neutralen Energie- und Wirmeversorgung bis 2040 (s.0.). Wei-
terhin ist vorgesehen, Landesliegenschaften bei Sanierungen und Neu-
bauten kiinftig grundsitzlich mit Photovoltaikanlagen auszustatten. Die
grofSeren Kommunen werden mit dem neuen EWKG zur Warmeplanung
verpflichtet. Auf3erdem gibt es eine Reihe von Beratungsangeboten und
Fordermoglichkeiten fiir Kommunen. Es wird eine Nutzungspflicht von
erneuerbaren Energien in der Wirmeversorgung des Gebaudebestandes
eingefiihrt, auch fiir private Gebaude. Ab Juli 2022 muss beim Austausch
einer Heizungsanlage in Gebduden, die dlter als 2009 sind, mindestens 15
Prozent desjihrlichen Energiebedarfs durch erneuerbare Energien gedeckt
werden. Eine Ausweitung der Verpflichtung fiir kommunale Liegenschaf-
ten, u.a. Schulen, etwa 100 Prozent bis zu einem bestimmten Zeitpunkt,
konnte Gegenstand einer neuerlichen Novelle des EWKG in der kom-

menden Legislaturperiode sein (s.0.).

FDP-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Die Oko-
Energie an offentlichen Gebiuden zu fordern begrifSen wir. Eine Ver-
pflichtung ist jedoch schwer umzusetzen, da Okostrom ja auch andere

Anteile enthalten kann und man nie ganz sicher sein kann, dass wirklich

100 % Okostrom ankommt. Der Antrag ist in jedem Fall eine Priifung der

Durchfiithrbarkeit wert, da sich dadurch eine staatliche Vorbildfunktion

erkennen lief3e. Bei einer solchen Entscheidung sollten zunichst die Ver-
sorgungssicherheit und die Bezahlbarkeit im Vordergrund stehen.

SSW im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Wir als SSW unter-
stiitzen die Selbstverpflichtung des Landes, die Wirme- und Stromver-
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sorgung in den Landesliegenschaften komplett aus erneuerbaren Energie-
trigern zu decken und Neubauten grundsitzlich mit Photovoltaik aus-
zustatten. Ebenso unterstiitzen wir, dass die Fahrzeugflotte des Landes,
mit Ausnahme bestimmter Sonderfahrzeuge, bis 2030 emissionsfrei
umgewandelt wird. Das Land muss hier eine Vorreiterrolle und Vorbild-
funktion einnehmen - gerade auch um zu zeigen, dass es geht. Klar ist aber
auch, bei den 6ffentlichen Gebiuden darfnicht Schluss sein. Auch fiir den
privaten Sektor missen weitere Anreize in Richtung einer nachhaltigen
und CO,-freien Warme- und Stromversorgung geschaffen werden.

Ministerium fiir Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt, Natur

und Digitalisierung: Diese Forderung wurde durch das Inkrafttreten des

novellierten Energiewende- und Klimaschutzgesetzes bereits umgesetzt.
In §4 ,,Klimaschutzziele, Umsetzung und Monitoring fiir die Landesver-
waltung Schleswig-Holstein“ wurde festgelegt, dass die Strom- und

Wirmeversorgung von Landesliegenschaften bis zum Jahr 2040 CO,-frei

erfolgen soll. Des Weiteren wird gemif$ der ,,Strategie zum Erreichen der

Klimaschutzziele der Landesverwaltung in Schleswig-Holstein seit 2019

fiir alle Landesliegenschaften Okostrom beschafft.

Zu berticksichtigen ist, dass die Vorgaben nicht fiir Schulen gelten, da die-
se in der Regel von den Kommunen getragen werden. Das Land unter-
stlitzt die Schultriger jedoch bei der Umstellung auf eine klimaneutrale

Strom- und Wirmeversorgung durch Férderprogramme. So wird z.B.
im Schulbauprogramm IMPULS 2030 Il auch der Bau von Windenergie-
und Photovoltaikanlagen geférdert, wenn die gewonnene Energie fiir den

Eigenverbrauch genutzt wird.

Landesgruppe Schleswig-Holstein in der CDU-Bundestagsfraktion:
Um die Pariser Klimaziele zu erreichen und bis 2045 ein klimaneutrales
Industrieland zu werden, braucht Deutschland so schnell wie moglich
100 Prozent Erneuerbare Energie. Wir brauchen Strom, um Industrie und
Wirtschaft verldsslich zu versorgen. Gebraucht wird Strom im Verkehr fiir
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Elektromobilitit und in Gebiuden fiir Warmepumpen. In der Wirtschaft
und in Privathaushalten wird — trotz Innovationen und Effizienzgewin-
nen — deutlich mehr Strom benotigt als heute. Dieser Strom muss nach-
haltig, regenerativ und aus Erneuerbaren sein — und dieser Strom soll fiir
Verbraucher und Unternehmen giinstiger werden als der Strom heute. Die
Klimaneutralitit des Gebiudesektors ist eine besondere Herausforderung
der Energiewende. Ohne erhebliche Férdermittel im Wohnungsbestand
wird diese nicht zu bewiltigen sein. Deshalb muss hier auch ein Schwer-
punkt der Férderung auf Sanierungen und Umriistungen gelegt werden.
Wir werden auch den Ausbau und die Dekarbonisierung der Fernwirme-

netze substanziell finanziell unterstiitzen.

Landesgruppe Schleswig-Holstein in der SPD-Bundestagsfraktion:
Zu den Beschliissen JiL 34/AK 2 NEU 2 und JiL 34/35 NEU nehme ich
im Zusammenhang Stellung:

Klimaneutralitit und Transformation stellen Aufgaben dar, die ganzheit-
licher Losungen bediirfen. Der Gebaudesektor ist ein wichtiger Teil davon
und gleichzeitig ein Bereich, in dem der Staat als Vorbild fungieren kann.
Hier streben wir beispielsweise die Nutzung aller geeigneten Dachflichen
fiir die Solarenergie an. Auch in Bereichen wie der flichendeckenden kom-
munalen Wirmeplanung und der Windenergie setzen wir uns fiir einen
massiven Ausbau ein. In enger Zusammenarbeit mit den Lindern wollen
wir fir die Umsetzung unserer Klimaziele die bestmogliche Unterstiit-
zung durch den Bund gewihrleisten. Die Transformation hin zur Klima-
neutralitit erfordert immense Investitionen. Wir miissen daher darauf
achten, die Kommunen vor allem in strukturschwicheren Regionen da-
mit nicht finanziell zu iiberfordern.

Schon jetzt existieren zahlreiche Forderprogramme und Bezuschus-
sungen durch Bund und Lander fiir den Ausbau der Energieversorgung
durch erneuerbare Energien und klimaschonendes Bauen, auch speziell
fir kommunale Gebiude und Bildungseinrichtungen. Dartiber hinaus

unterstiitzen wir bereits im Rahmen der Richtlinie zur Férderung von
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Klimaschutzprojekten im kommunalen Umfeld (sog. ,,Kommunalricht-
linie“) die Kommunen bei der Reduzierung von Treibhausemmissionen.
Viele Kommunen haben auf dem Gebiet auch schon viel erreicht und

bringen uns so unserem gemeinsamen Ziel der Klimaneutralitat Stiick
fiir Stiick naher.

Wichtig ist in diesem Zusammenhang, dass es auch Vorgaben der Euro-
paischen Kommission gibt: Von 2035 an gilt fiir alle Altbauten, dass bei

Renovierungen bestimmte energetische Mindeststandards umgesetzt
werden miissen. Welche Mindeststandards vorgeschrieben werden, diir-
fen die Mitgliedsstaaten selbst entscheiden. Neubauten miissen ab 2030
emissionsfrei sein, fiir 6ffentliche Gebaude gilt das schon ab 2027. Der
gesamte Gebiudesektor in ganz Europa soll bis 2050 klimaneutral wer-
den. Die SPD-Bundestagsfraktion wird sich dafiir einsetzen, dieses Ziel

in Deutschland ambitioniert und soweit es méglich ist auch schon frither
zu erreichen. (Bengt Bergt, MdB)

Landesgruppe Schleswig-Holstein in der Biindnis 9o/DIE GRU-
NEN-Bundestagsfraktion: Was fiir den Bund gilt, gilt auch fiir die Lan-
der: Sie haben nicht nur eine besondere Verantwortung sondern auch die
Moglichkeit, innovative Konzepte der Energieversorgung fiir die Breite
der Gesellschaft erlebbar zu machen. Wer bereits erlebt hat, wie gut eine
Wirmepumpe das Landratsamt oder Schulhaus heizen und kithlen kann,
wird sich den Umbau der eigenen Heizungsanlage besser vorstellen kon-
nen. Dabei sollte der Schwerpunkt auf tatsichlichen Anderungen der In-
frastruktur und Energiequellen liegen und der bilanzielle Ausgleich tiber
Grinstromzertifikate eher sparsam eingesetzt werden. Insbesondere in
Zusammenarbeit mit kommunalen Stadtwerken kénnen spannende, sek-
tortibergreifende Projekte der Energieversorgung umgesetzt werden.
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JiL34 /AK3NEUS5
Kostenloser OPNV fiir junge Menschen

Die Landesregierung und der Schleswig-Holsteinische Landtag werden
aufgefordert, kostenlose Regionalbahn- und Bus-Tickets fiir Schiiler*-
innen, Jugendliche unter 18, Auszubildende und Studierende bereitzu-
stellen.

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Wir unter-
stiitzen als Fraktion den Ausbau einer starken Infrastruktur fiir den Ver-
kehr. Wir denken die Verkehrstriger als ,,Mobilitit“ und wollen daher
genau dieses Konzept von iibergreifender Mobilitit auch im OPNV um-
setzen. Ein starkes Angebot ist hierbei unseres Erachtens, sowie den Er-
gebnissen zahlreicher Forschungen und Studien nach, der effektivste Weg

die Nutzung von OPNV dauerhaft zu stirken. Ein attraktives Angebot
lisst sich jedoch nichtallein aus Steuermitteln finanzieren, sondern bedarf
auch einer Finanzierungsiule aus Ticketerlosen. Dabei werden wir wei-
terhin junge Menschen in Ausbildung unterstiitzen, wie wir es mit dem

Semesterticket oder dem Jobticket fiir Azubis bereits getan haben. Eine

generelle Kostenbefreiung fiir den OPNV einer sozialen Gruppe lehnen

wir jedoch derzeit ab.

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag: s. Stellung-
nahmenzu JiL 34/10 NEU und JiL 34/12 NEU NEU.

Biindnis 9go/DIE GRUNEN im Schleswig-Holsteinischen Landtag:
Wegen des Sachzusammenhangs werden die Fragen 34/10-12 und AK 3
NEU 5 gemeinsam beantwortet.

FDP-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Die FDP-
Landtagsfraktion setzt sich fur eine gleichsame Steigerung der Nachfrage,
Attraktivitit und Qualitit des Nahverkehrs ein. Davon sollen alle Biirge-
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rinnen und Biirger im Land profitieren. Dies kann unter anderem durch
moderne Fahrzeuge, zusitzliche Strecken und hiufigere Frequenzen
sowie tarifliche Vergiinstigungen erreicht werden. Fiir alle Malnahmen
sind allerdings hohe Investitionen notwendig. Aufgrund der begrenzt
verfiigbaren Finanzmittel und der Tatsache, dass der Nahverkehr bereits

zu grof3en Teilen aus Steuergeldern finanziert wird, lassen sich jedoch

nichtalle moéglichen Mafdnahmen parallel umsetzen. Die FDP-Fraktion

setzt sich daher dafiir ein, dass mit jedem investierten Euro der grof3t-
mogliche Nutzen erzielt wird und so viele Biirgerinnen und Biirger wie

moglich davon profitieren konnen. Einen kostenlosen Nahverkehr sehen

wir daher kritisch. Denn die Gelder, die fiir die Verglinstigung von Tarifen

aufgewendet werden miissten, wiirden z. B. beim Ausbau von Infrastruk-
tur, Qualitit und Frequenzen fehlen. Ein attraktives Nahverkehrsangebot
iberzeugt zudem in der Regel mehr Menschen als der Ticketpreis. Nichts-
destotrotz setzen wir uns selbstverstindlich auch fiir attraktive Tarife ein.
Neben dem von uns eingefiithrten landesweiten Semesterticket, das im

Bundesvergleich eines der attraktivsten Studierendentickets ist, haben

wir zum Beispiel auch ein neues attraktives Jobticket auf den Weg ge-
bracht, von dem Auszubildende und Freiwilligendienstleistende in be-
sonderem Maf3e profitieren.

SSW im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Siehe Antwort JiL
34/12 NEUNEU.

Ministerium fiir Wirtschaft, Verkehr, Arbeit, Technologie und
Tourismus: Die Finanzierung des OPNV stiitzt sich auf zwei Siulen.
Zum einen sind dies die Fahrgeldeinnahmen, die noch nicht einmal 50 %
der tatsichlichen Kosten abdecken, zum anderen 6ffentliche Gelder des
Bundes, des Landes und der Kreise und kreisfreien Stidte. Ein Wegfall des
Einnahmeposten ,,Fahrgelder” hitte zur Folge, dass das OPNV-Angebot
eingeschrinkt werden miisste, da eine Kompensation aus weiteren 6f-
fentlichen Geldern derzeit unrealistisch ist. Fiir Schiilerinnen und Schii-
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ler, Freiwilligendienstleistende, Auszubildende und Studierende gibt es
bereits giinstige Zeitkarten, mit denen die Nutzung des OPNV attraktiv
ist. Es wire weder sachlich angebracht, noch anderen Bevélkerungsgrup-
pen vermittelbar, warum dieser Nutzergruppe die Nutzung des OPNV

kostenlos zur Verfiigung gestellt werden sollte.

Landesgruppe Schleswig-Holstein in der CDU-Bundestagsfraktion:
Verweis auf die Stellungnahme zu JiL/12 NEU NEU

Landesgruppe Schleswig-Holstein in der SPD-Bundestagsfraktion:
Der OPNV ist deutlich klima- und umweltfreundlicher als der PK W-Ver-
kehr. Daher ist es ein sozialdemokratisches Kernanliegen, ihn zu stirken.
Den Fahrpreis gezielt fiir die Menschen zu senken, die sich bisher die re-
gelmiflige Nutzung der 6ffentlichen Verkehrsmittel nicht leisten konnen,
ist eine begriifSenswerte Mafsnahme. Auch Modelle wie das 365-Euro-
Ticket oder Modellprojekte fiir einen ticketfreien Nahverkehr unterstiitzt
die SPD auf Bundesebene. Um die Fahrgastzahlen sowie die Attraktivitit
des OPN Vs zu steigern, ist der Fahrpreis allerdings nur eine von mehreren
Stellschrauben. (Mathias Stein, MdB)

Landesgruppe Schleswig-Holstein in der Biindnis 9o/DIE GRU-
NEN-Bundestagsfraktion: Gemeinsam mit SPD und FDP wollen wir
Linder und Kommunen in die Lage versetzen, Attraktivitit und Kapazi-
titen des OPNV zu verbessern. Dazu wollen wir einen Ausbau- und Mo-
dernisierungspaket schlief3en, bei dem sich Bund, Linder und Kommunen
unter anderem tber die Finanzierung bis 2030 einschliefSlich der Eigen-
anteile der Linder und Kommunen und die Aufteilung der Bundesmittel
verstindigen. Aus Sicht der Griinen Bundestagsfraktion muss es vorran-
gig darum gehen, ein attraktives und zuverlissiges OPN V-Angebot in der
Qualitit einer flichendeckenden Mobilititsgarantie zu entwickeln, um
soziale Teilhabe zu gewihrleisten und eine klimafreundliche Mobilititsal-
ternative zu schaffen. Kostenloser OPNV fiir Schiiler*innen, Jugendliche
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unter 18, Auszubildende, Studierende und auch (Oko)-Sozialdienstleis-
tende hat ein hohes Potential, die Attraktivitit des OPNV zu erhohen.
Die Aufgabe, die dafiir nétige Finanzierung sicherzustellen, liegt bei den
Lindern und Kommunen.

Anhand des Kreises Dithmarschen in Schleswig-Holstein ist zu sehen,
dass eine teilweise Umsetzung moglich ist. Dort wurde beschlossen,
dass alle Schiiler*innen aller Jahrginge und alle Auszubildenden, die die
Berufsschule in Dithmarschen besuchen fiir das gesamte Kreisgebiet ein

kostenfreies Busticket fiir 365 Tage im Jahr erhalten.
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JiL 34/29
Schaffung von Beteiligungsgremien auf Kreis-,
Landes- und Bundesebene
(Antrag siehe S.60)

Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung werden
aufgefordert, zur besseren Berticksichtigung der Interessen von Kindern
und Jugendlichen auf Kreis-, Landes- und Bundesebene Beteiligungs-
gremien nach dem Vorbild kommunaler Kinder- und Jugendbeirite zu
schaffen, bzw. sich auf Bundesebene dafiir einzusetzen. Diese Gremien
sind durch eine entsprechende Gesetzgebung zu legitimieren.

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Das Wohl von

Kindern und Jugendlichen muss im Mittelpunkt stehen. Das ist uns als

CDU-Landtagsfraktion sehr wichtig. Sie diirfen mit ihren Angsten und

Sorgen nicht allein gelassen werden. Daher begriifdt die CDU-Landtags-
fraktion die Schaffung von Beteiligungsgremien fiir Kinder und Jugend-
liche. Derzeit wird noch der Entwurfzur Anderung im Jugendférderungs-
gesetz und im Kinderschutzgesetz beraten. Damit soll das Landesrecht an

die bundesrechtlichen Anderungen angepasst werden. Wir sehen aber den

notwendigen Bedarf, dass Kinder und Jugendliche in Gremien mitreden

und mitentscheiden sollen. Ebenfalls gibt es bereits auf verschiedenen Ebe-
nen Beteiligung, wie zum Beispiel ,,Jugend im Landtag®. Es ist schlieSlich

wichtig, dass sich junge Menschen austauschen und ihre Erfahrungen mit-
einander teilen kénnen. Insbesondere sollte Kindern und Jugendlichen aus

stationdren Einrichtungen oder Pflegefamilien spezielle Aufmerksamkeit

zuteilwerden. Es gibt zum Beispiel das Modellprojekt ,,Vertrauenshilfe
vom Kinderschutzbund Schleswig-Holstein, welches die Sichtbarkeit der

Kinder und Jugendlichen stirkt und auf ihre Belange aufmerksam macht.
Wir setzen uns dafiir ein, dass entsprechende Anderungen im Landesrecht

ibernommen werden. Auflerdem wollen wir uns dafiir stark machen auf
Landesebene eine direkte Kinder- und Jugendvertretung einzurichten.
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SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Eine starke

Zukunft braucht miindige und engagierte Kinder und Jugendliche. Parti-
zipation und Teilhabe sind Grundbedingungen, um Kindern und Jugend-
lichen die Moglichkeit zu bieten, starke und miindige Personlichkeiten zu

entwickeln. Fiir uns Sozialdemokraten ist die Stairkung der Kinder- und

Jugendlichen in ihren Rechten ein elementares Anliegen. Auch dem Aus-
bau der Partizipation kommt dabei erhebliche Bedeutung zu. Wir haben

uns daher fiir eine institutionalisierte Interessenvertretung fiir Kinder

und Jugendlichen, die in stationdren Einrichtungen und in Pflegefami-
lien leben, im Landtag eingesetzt. Diese Interessenvertretung wird nun

gesetzlich im Jugendférderungsgesetz verankert. Die Corona-Pandemie

hat uns gezeigt, dass wir Kinder- und Jugendliche zur Erarbeitung von

Mafdnahmen und Gesetzen stirker einbeziehen miissen. Daher war es

uns wichtig, sie als Expert*innen in eigener Sache im Rahmen von An-
horungen zu horen und zu beteiligen. Diese Partizipation haben wir bei

der aktuellen Landesregierung vermisst. Es muss diskutiert werden, wie

Kinder und Jugendliche formalisiert auf Landesebene einbezogen werden

kénnen. Denn viele Gesetzesvorhaben auf Landesebene betreffen Kinder
und Jugendliche. Wir wollen die strukturelle Beteiligung von Kindern

und Jugendlichen stirken. Die SPD setzt sich deshalb dafiir ein, dass die

Beteiligungsrechte von Kindern und Jugendlichen in der Landesverfas-
sung verankert werden.

Die SPD-Landtagsfraktion begriifSt zudem, dass es bereits in vielen Kom-
munen in Schleswig-Holstein Kinder- und Jugendbeirite sowie weitere

Beteiligungsmoglichkeiten speziell fiir die jiingere Generation gibt. Der-
zeit gibt es in Schleswig-Holstein etwa 60 Kinder- und Jugendgremien.
Vielerorts sind entsprechende Gremien in der Griindung oder eine Griin-
dung wird vorbereitet. Uber § 47f der Gemeindeordnung Schleswig-Hol-
stein ist sichergestellt, dass die Gemeinde Kinder und Jugendliche ange-
messen beteiligen muss, sofern die Vorhaben deren Interessen beriithren.
Wie die Interessen berticksichtigt und Kinder und Jugendliche beteiligt
wurden, muss die Gemeinde in geeigneter Weise darlegen.
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AufBundesebene ist im Koalitionsvertrag ein Nationaler Aktionsplan fiir
Kinder- und Jugendbeteiligung beschrieben. Das unterstiitzen wir sehr.
Es gibt zudem bereits einige Beispiele fiir Beteiligungsgremien. So hat
das Bundesministerium fiir wirtschaftliche Zusammenarbeit einen Ju-
gendbeirat gegriindet, in dem 16 Jugendliche zwischen 14 und 22 Jahren

Mitglied sind. Auch die Digitalstaatsministerin der vergangenen Regie-
rung grindete unter Einbeziehung der Bundesschiilerkonferenz und des

Bundeselternrates einen Jugendbeirat zum Austausch zwischen Jugend

und Politik sowie als Anlaufstelle fiir Projektideen. Zusammenfassend

begrif3t die SPD den Beschluss von Jugend im Landtag, dass sich auf die-
ser Grundlage fiir die Grindung weiterer Beteiligungsgremien eingesetzt
wird. ODb eine gesetzliche Legitimierung erfolgen muss und wenn ja, wie

diese niher auszugestalten ist, wird in die Planung und Beratung weiterer

Beteiligungsgremien Einzug finden.

Biindnis 9o/DIE GRUNEN im Schleswig-Holsteinischen Landtag:
Mit dem Paragraphen 47f der Gemeindeordnung hat Schleswig-Holstein
seit vielen Jahren eine verbindliche Beteiligungsregelung und war damit
bundesweit beispielgebend. In vielen Gemeinden werden diese Rege-
lungen kreativ und erfolgreich umgesetzt. In vielen anderen, trotz anhal-
tender Bemiithungen und Unterstiitzung der Landesebene, jedoch nicht.
Aus Griiner Sicht besteht ein Umsetzungsdefizit, das wahrscheinlich nur
durch einen Sanktionsmechanismus abgebaut werden kann. Ein Beteili-
gungsgremium auf Landes- und Bundesebene wiirde vermutlich vor den
gleichen Herausforderungen stehen. Daher wiirden wir eher befirworten,
das Stimmurecht fiir junge Menschen auszuweiten und mehr junge Men-

schen fiir die Parlamente und Regierungsiamter aufzustellen.

FDP-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Die Einbezie-
hung der Interessen von Kinder- und Jugendlichen in politische Sachver-
halte ist ein Ziel, welches wir Freie Demokraten teilen. Gerade die Corona-
virus-Pandemie hat aufgezeigt, wie weitreichend politische Beschliisse auf
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bestimmte Personengruppen einwirken konnen. Kinder- und Jugendliche

haben unter den leider weiterhin notwendigen Schutzmafnahmen vielfach
leiden miissen. Ein Nachholbedarf im schulischen- wie allg. auch sozialen
Erfahrungs- und Wissensschatz ist leider schon heute vielfach erkennbar.
Gleichwohl ist zu beachten, dass Politik handlungsfihig sein muss. Ein Be-
teiligungsprozess von Kinder- und Jugendlichen darf dieser Handlungsfi-
higkeit nicht im Wege stehen. Mithin ist das Antragsbegehren zwar zu un-
terstiitzen, die genaue Ausgestaltung jedoch noch kritisch zu diskutieren.

SSW im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Siehe 34/27 NEU NEU.

Ministerium fiir Soziales, Gesundheit, Jugend, Familie und Senioren:
Sowohl auf Landes- als auch auf Bundesebene existieren Beteiligungsgre-
mien von Kindern und Jugendlichen. Die Landesregierung wird dariiber
hinaus die Forderung nach Beteiligungsgremien auf Landesebene nach
dem Vorbild von kommunalen Kinder- und Jugendbeiriten zum Anlass
nehmen, die Frage mit den Landesservicestellen Kinder- und Jugend-
beteiligung zu diskutieren, um die Erfahrungen anderen Bundeslinder,
in denen diese Art von Beteiligungsgremien existieren, in die Entschei-
dungsfindung mit einflief3en zu lassen.

Landesgruppe Schleswig-Holstein in der CDU-Bundestagsfraktion:
Auf Bundesebene ist im Jahr 2020 durch das damals CD U -gefiithrte Bun-
desministerium fiir wirtschaftliche Zusammenarbeit (BMZ) erstmals
einen Jugendbeirat gegriindet worden. Mit diesem Gremium, fiir das sich
junge Menschen zwischen 14 und 22 Jahren bewerben kénnen, soll noch
starker auf die Stimme von Kindern und Jugendlichen gehort werden.
Die Schirmherrschaft fiir den zukiinftigen Jugendbeirat hat die damali-
ge Parlamentarische Staatssekretirin beim BMZ Dr. Maria Flachsbarth
ibernommen. Ziel des Jugendbeirates ist es, als Sprachrohr die deutsche
Entwicklungspolitik kind- und jugendgerechter zu gestalten. Kinder und
Jugendliche sollen wesentliche bundespolitische Diskussionen durch re-
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gelmiflige Veranstaltungen kontinuierlich begleiten. Mit an Bord sind
demnach die Bundesschiilerkonferenz und der Bundeselternrat. Die
CDU-Landesgruppe unterstiitzt entsprechende Bemtihungen, der jungen
Generation mehr Mitsprachemoglichkeiten zu eréffnen.

Landesgruppe Schleswig-Holstein in der SPD-Bundestagsfraktion:
Die Interessen von Kindern und Jugendlichen ist uns ein wichtiges An-
liegen. So wurde im Rahmen der Koalitionsverhandlungen festgelegt,
dass wir Kinderrechte ausdriicklich im Grundgesetz verankern werden,
wobei wir uns an den Vorgaben der UN-Kinderrechtskonvention orien-
tieren wollen. Das Ziel ist, den Anliegen und Interessen von Kindern und
Jugendlichen mehr Gewicht zu geben, und junge Menschen an Entschei-
dungen, die sie betreffen, zu beteiligen. Mit einem Nationalen Aktions-
plan fir Kinder- und Jugendbeteiligung werden wir die Jugendstrategie
der Bundesregierung weiterentwickeln, Qualititsstandards fur wirksame
Beteiligung besser bekannt machen, selbstbestimmte Kinder- und Jugend-
parlamente und Beteiligungsnetzwerke stirken. (Dr. Ralf Stegner, MdB)

Landesgruppe Schleswig-Holstein in der Biindnis 9go/DIE GRU-
NEN-Bundestagsfraktion: Fiir uns als Griine Bundestagsfraktion ist
klar: Die Rechte und das Wohl von Kindern und Jugendlichen miissen
bei staatlichen Entscheidungen ein gréf3eres Gewicht bekommen und
maf3geblich berticksichtigt werden. Im Koalitionsvertrag ist folgendes
verankert: Die Koalition wird mit einem Nationalen Aktionsplan fiir
Kinder- & Jugendbeteiligung die Jugendstrategie der Bundesregierung
weiterentwickeln, Qualititsstandards fiir wirksame Beteiligung besser
bekannt machen sowie selbstbestimmte Kinder- und Jugendparlamente
und Beteiligungsnetzwerke starken. Insgesamt will die Koalition die Zi-
vilgesellschaft sehr viel stirker an Gesetzgebungsprozessen beteiligen als
dies heute der Fall ist. Denn dies nehmen die Koalitionire nicht als Ein-
mischung in die reprasentative Demokratie wahr, sondern vielmehr als
Chance, Transparenz und Mitbestimmung zu stirken, die es zu nutzen gilt.
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JiL34 / AK3NEU4NEU
Politische Anreize setzen und mehr politische Bildungsarbeit
an Schulen leisten

Politische Bildung ist ein Thema das jeden betrifft. Doch wenn Jugend-
liche nicht ihre Stimme erheben und gemeinsam fiir ihre Ziele eintreten

koénnen, werden sie nicht ernst genommen. Um politisches Interesse zu

wecken, werden die Landesregierung und der Schleswig-Holsteinische

Landtag dazu aufgefordert, mehr und komplexere politische Anreize an

Bildungsstitten schaffen. Dabei soll das Thema nicht nur oberflichlich

betrachtet werden (z.B. iber politische Systeme aufkliren), sondern ge-
zielt ein Fachtag pro Halbjahr durchgefithrt werden, der tiber ganz reale

politische Arbeit aufklirt und auch auf kommunaler Ebene Jugendliche

motiviert, sich politisch einzusetzen.

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Politische
Bildung in der Schule ist fiir uns als CDU-Landtagsfraktion von grofder
Bedeutung. Ohne iiberzeugte Demokraten kann unsere Demokratie nicht
funktionieren. Politische Bildung und Demokratieerziehung fangen im
Elternhaus uns in der Schule an. Das Ziel der Bildung in unseren Schulen
ins grundsitzlich, alle Schiilerinnen und Schiiler in die Lage zu versetzen,
sich in unserer Gesellschaft zu orientieren und politische, gesellschaft-
liche und wirtschaftliche Fragen und Probleme kompetent zu beurteilen.
Gerade aktuelle Bedrohungen unsere Demokratie durch Reichsbiirger,
Verschworungstheoretiker, Salafisten oder Rechtsextreme heben die Be-
deutung der politischen Bildung nochmals hervor. Aber auch eine immer
noch niedrige Wahlbeteiligung von jungen Menschen ist fiir uns Anlass,
uns noch mehr fiir politische Bildung einzusetzen. Deswegen haben wir
2019 zum Jahr der politischen Bildung in den Schulen gemacht. So wur-
den im ganzen Land Dialogveranstaltungen zwischen Schiilerinnen und
Schiilern und Landtagsabgeordneten organisiert, vor der Europawahl
fanden die Juniorwahlen statt, die Fachanforderungen fir WiPo wurden
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erweitert. Und wir haben verstirkt auf moderne demokratische Veran-
staltungsformen, wie zum Beispiel Barcamps oder digitale Beteiligungs-
formen bei Wahlen gesetzt.

In den Fachanforderungen fiir WiPo, die erst seit 2017 in Kraft sind, sind

Ziele und Anforderungen aus unserer Sicht aber ausreichend geregelt.
Warum nur ein Fach einen Fachtag pro Halbjahr bekommen sollte und

andere nicht, erscheint fragwiirdig. Wir haben uns allerdings als CDU fiir

die nichsten Legislaturperiode fiir die politische Bildung einiges vorge-
nommen: Wir wollen die politische Bildung im Schulunterricht weiter

ausbauen und daftir die Anzahl von verpflichtenden WiPo-Stunden in der

Sekundarstufe I von vier auf fiinf Stunden erhohen, wir wollen den Lan-
desbeauftragten als auch die Trager fiir politische Bildung und politische

Stiftungen und Bildungseinrichtungen sowie den Verband politischer Ju-
gend weiter stirken und wir wollen, dass demokratische Parteien 6ffent-
liche Riumlichkeiten, so wie andere Institutionen auch, nutzen konnen.
Daher begriifSen wir die Forderungen ausdriicklich und laden herzlich ein,
mit uns in einen Dialog zu treten.

Abseits von der Landespolitik ist es fiir die CDU-Landtagsfraktion auch

wichtig, dass Kinder und Jugendliche in unseren Kommunen eine starke

Stimme haben. Deshalb sind auch unsere kommunalen Vertreter jeder-
zeit ansprechbar und unterstiitzen zum Beispiel Kinder- und Jugendbei-
rite. Wir rufen junge Menschen ausdriicklich dazu auf, bei kommunalen

Wahlen in ihrer Gemeinde zu kandidieren.

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Schulen sind
kein politikfreier Raum und diirfen es auch nicht sein. Es gilt ein Neut-
ralititsgebot, das aber seine Grenzen darin finden muss, dass Positionen,
die zum Beispiel Rassismus oder andere Formen der gruppenbezogenen
Menschenfeindlichkeit vertreten, nicht toleriert werden. In einer Zeit, in
der Rassismus und Migrantenfeindlichkeit bis hinein in die Parlamente
vorgetragen wird, ist die politische Bildung auf allen Ebenen wichtiger
denn je. Dazu leistet unter anderem der Landesbeauftragte fiir Politische
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Bildung in Zusammenarbeit mit den Schulen und anderen Bildungsein-
richtungen eine hervorragende Arbeit.

Als Abgeordnete besuchen wir regelmif3ig Schulen und fithren Gespriche
mit Schiiler*innen, Lehrer*innen und anderen an der Schule Titigen.
Zugleich haben wir die Arbeit der Schiiler*innenvertretungen in unserer
Regierungsverantwortung deutlich gestarkt.

Ebenso bestehen wir darauf, dass das Fach Wirtschaft und Politik bezie-
hungsweise seine Inhalte an allen Schularten und in allen Altersgruppen
in angemessener Form prdsentist.

In Schleswig-Holstein dirften jungen Menschen ab 16 nicht nur ihre
Kommunalparlamente, sondern auch ihren Landtag mitwahlen. Wir
hoffen, dass die Wahlbeteiligung in dieser Altersgruppe kiinftig wichst.

Biindnis 9o/DIE GRUNEN im Schleswig-Holsteinischen Landtag:
Politische Bildung ist — iiberhaupt keine Frage — immens wichtig. Sie
hatin den letzten Jahren aber auch eine deutliche Aufwertung erfahren:
Moderner WiPo-Unterricht ist langst keine ,,Institutionenkunde® mehr.
Die Fachanforderungen geben unter anderem vor, auch die (kommuna-
len) Beteiligungsmoglichkeiten aufzuzeigen. Dartiber hinaus gibt es gute
aulderschulische Angebote, wie z.B. vom Landesbeauftragten fiir politi-

sche Bildung.

FDP-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Politische Bil-
dung ist eine Querschnittsaufgabe und umfasst neben einer allgemeinen
Aufklirung tiber politische Prozesse auch den wichtigen Unterpunkt der
Demokratie-Bildung. Dabei ist die Befassung mit diesen Themen nicht
auf politischen Unterricht alleine beschrinkt, sondern schlief3t zum Bei-
spiel den Geschichtsunterricht mit ein; hier konnen politische Ereignisse
besprochen und Erfahrungen unterschiedlicher politischer Systeme und
deren Auswirkungen diskutiert werden. Schleswig-Holstein nimmt laut
Untersuchungen im Ranking der politischen Bildung seit Jahren vordere
Positionen ein. Unter anderem hat das ,,Jahr der politischen Bildung® 2019
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und die haufig stattfinden DialoP-Veranstaltungen dazu beigetragen, Poli-
tik in die Schulen zu tragen und dort direkt erlebbar zu machen. Auch iiber
die ,,Juniorwahl KIDS* werden die Schiiler bereits frithzeitig an demo-
kratische Prozesse und Teilhabe herangefiihrt.

SSW im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Aus der Opposition
heraus haben wir in der zuriickliegenden Legislatur immer wieder ver-
sucht, die politische Bildung an den Schulen zu stirken. Zuletzt wurde
das in unserem gemeinsamen Antrag mit der SPD deutlich, in dem wir
die politische Bildung in der Schule in der Form des Faches Wirtschaft/
Politik ausbauen wollten. Daher haben wir uns dafiir eingesetzt, den
WiPo-Unterricht in den Kontingentstundentafeln der Sekundarstufe I
an Gymnasien und Gemeinschaftsschulen mit einem verpflichtenden
Mindestkontingent von sechs Jahreswochenstunden auszustatten. Wir
wollten sicherstellen, dass an allen weiterfithrenden Schulen im Land der
Unterrichtim Fach Wirtschaft/Politik auf einem guten und verlasslichen
Niveau verpflichtend stattfindet. Leider ist die Regierung unserer Forde-
rung nicht nachgekommen, aber wir verfolgen dieses Ziel weiter.

Ministerium fiir Soziales, Gesundheit, Jugend, Familie und Senioren:
Politische Bildung ist als schulische Aufgabe ausdriicklich eine ficher-,
schulart- und jahrgangsiibergreifende Querschnittsaufgabe, die neben
dem Fachunterricht auch von der Ausgestaltung und Wahrnehmung der
Mitwirkungsmoglichkeiten fiir Schiilerinnen und Schiiler im Schullalltag
lebt. Dies wurde bereits im Jahr 2019 in der Stellungnahme JiL33/NEU 2
»WiPo-Unterricht verpflichtend ab Klasse 7 betont.

Bereits heute gibt es vielfiltige politische Anreize an unseren Bildungs-
statten, um das Interesse der Schiilerinnen und Schiiler fiir Politik zu
wecken und um zur aktiven Teilhabe sowohl an kommunalen als auch
iberregionalen politischen Prozessen zu motivieren. Verankert ist die
Schaffung politischer Anreize einerseits an unterschiedlichen Stellen der
Fachanforderungen, andererseits werden durch verschiedenste Projekt-
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angebote zur politischen Partizipation diese Moglichkeiten noch erginzt.
Ein Beispiel hierfiir ist das tiberregionale Projekt ,,Die Politiksprecher®,
die zu bestimmten Themen an die Schulen kommen und debattieren,
oder das Gemeinschaftsprojekt des Justiz- und Bildungsministeriums in
Schleswig-Holstein ,,Recht.Staat.Bildung.”, wo Schiilerinnen und Schii-
ler mit Richterinnen und Richtern, Staatsanwalten und Staatsanwaltin-
nen direkt ins Gespriach kommen und dariiber diskutieren, was unseren
Rechtsstaat ausmacht. Dartiiber hinaus gibt es viele Kooperationen mit
den ortlichen Unternehmen und Institutionen, um Schiilerinnen und
Schiilern den ,,Blick iiber den Tellerrand“ zu ermdglichen und fiir ge-
sellschaftliche Themen zu sensibilisieren. Hieraus ergeben sich nicht nur
breit gestreute, sondern auch komplexe Umsetzungsmoglichkeiten zur
Schaffung politischer Anreize.

Am Anfang der Fachanforderungen wird die Partizipation unter dem
Aspekt ,,Auseinandersetzung mit Kernproblemen des gesellschaftlichen
Lebens® betont; das ,,Recht aller Menschen zur verantwortungsvollen
Mitgestaltung ihrer sozio-kulturellen, politischen und wirtschaftlichen
Lebensverhiltnisse® ist eines von vier zu fokussierenden Themenberei-
chen (vgl. Fachanforderungen Wirtschaft/Politik, S.9).

Diese Kernprobleme werden kontrovers, auf verschiedenen Ebenen und
aus unterschiedlichen Perspektiven heraus behandelt, um Schiilerinnen
und Schiiler zu einer differenzierten Urteilsbildung und dessen Reflexion
zu befihigen und die Bereitschaft und Fihigkeit im 6ffentlichen Leben
aktiv mitzuwirken zu fordern (vgl. Fachanforderungen Wirtschaft/Poli-
tik, S.12).

Der erste fiir den Unterricht der Sekundarstufe I festgelegte Themen-
bereich lautet ,,Politik betrifft uns®“ und umfasst neben ,,Wahlen® unter
anderem ,,Politische Kommunikations- und Partizipationsmdoglichkei-
ten®. Als grundlegende Inhalte werden die ,,Gestaltung und Mitwirkung
in der Schule® sowie ,,Aufgaben und Strukturen der Kommunalpolitik*
benannt. Im weiteren Verlauf wird die ,,Beteiligungsbereitschaft als Vo-
raussetzung einer funktionsfihigen Demokratie” benannt (vgl. Fach-
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anforderungen Wirtschaft/Politik S.21). Da die Fachanforderungen

curricular aufgebaut sind, finden sich diese Themen in erweiterter und

vertiefender Form nochmals im E-Jahrgang und in der Q-Phase wieder,
um den Blick auch auf nationale und internationale Beteiligungsméglich-
keiten zu richten (vgl. Fachanforderungen Wirtschaft/Politik S.33). Da

die Fachanforderungen Mdglichkeiten zur thematischen Ausgestaltung

und Schwerpunktsetzung er6ffnen, sind viele Ankniipfungspunkte fiir

projektartiges Arbeiten oder die Verkniipfung von Unterrichtsinhalten

mit der Teilnahme an politischen Wettbewerben sowie das Hinzuziehen

von auflerschulischen Experten, Politikern etc. méglich und erwiinscht.
Gerade zum Thema Wahlen werden hiufig selbst Wahlen simuliert oder

Kommunalpolitiker zu einer Podiumsdiskussion eingeladen. Auch in

diesem Jahr werden viele Schulen in Schleswig-Holstein wieder an der
»Juniorwahl®, die anldsslich der Landtagswahl am 8. Mai 2022 durchge-
fihrt wird, teilnehmen. Bisher sind bereits 99 Schulen angemeldet, die

jeweils eine eigene Wahl simulieren und auswerten — es folgt auch eine

Gesamtauswertung aller teilnehmenden Schulen. Die Juniorwahl findet
seit 1999 statt und lauft unter der Schirmherrschaft des Landesbeauftrag-
ten fir politische Bildung. Auch der Wettbewerb ,,Jugend debattiert®, der
seit zwanzig Jahren durchgefiihrt wird, dient als Training im Unterricht
an weiterfithrenden Schulen aller Art zur sprachlichen und politischen

Bildung und trdgt zur Meinungs- und Personlichkeitsbildung bei. Des

Weiteren gibt es verschiedenste Wettbewerbe zum Thema Demokra-
tiebildung und Partizipation, wie zum Beispiel den Bundeswettbewerb

,Demokratisch handeln®. Auch das 2019 geschaffene Schiilerforschungs-
labor ,,Demokratiewerk® an der CAU zu Kiel und eine neue Professur an

der Europauniversitit Flensburg sind weitere Mafnahmen zum Thema.
Somit sind bereits ausreichende Méglichkeiten und Anreize fiir die Auf-
klirung realer Politikphdnomene und die Motivation zur Teilhabe von Ju-
gendlichen geschaffen. Das MBW K setzt auf Angebote, die Schulen frei-
willig nutzen kénnen. Nicht freiwillig hingegen sind die im Schulgesetz

verankerten Mitwirkungsrechte, deren Wahrnehmung und Vermittlung
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ebenfalls zur politischen Bildung beitragen. Uber diese Rechte klirt das
MBWK auf. Im Rahmen dieser Mitwirkungsrechte kénnen Schiilerinnen
und Schiiler vor Ort iiber die schulischen Gremien u.a. auch Fachtage zu
wichtigen Themen anstof3en. Der damit verbundene Prozess wire bereits
ein wesentlicher Aspekt von politischer Bildung und in der Wirkung
nachhaltiger als eine Verpflichtung auf ein Thema.

Politische Bildung ist elementarer Bestandteil der Kulturellen Bildung.
Die Auseinandersetzung mit Prozessen der Teilhabe und Demokratiekul-
tur ist unabdingbar. Um eine nachhaltige und zeitgemif3e Verstetigung
politischer Bildung in der Kinder-, Jugend- und Erwachsenenbildung zu
gewihrleisten, istim Landeshaushalt die institutionelle Férderung partei-
naher Bildungsstitten verankert. Dartiber hinaus wurden 2021 zwei Titel
fiir infrastrukturelle Verbesserungen (Sanierung, Ausstattung) sowie fiir
Programmarbeit und weitere nicht-investive Mafsnahmen eingerichtet,
die zusammengenommen ein Gesamtvolumen von 2 Mio. € aufweisen.
Antragsberechtigt sind parteinahe Bildungsstatten, die damit infrastruk-
turell und inhaltlich zukunftsfihig bleiben sollen. AufSerdem sind im
Haushalt 2022 insgesamt 400,0 T€ fiir kommunalpolitische Bildungsein-
richtungen vorgesehen, die fiir Projekt- und Programmarbeit eingesetzt
werden kénnen.

Die konkrete inhaltliche Ausgestaltung der politischen Bildungsarbeit
obliegt den Bildungsstitten selbst; das Land nimmt als Zuwendungs-
geber prinzipiell keinen Einfluss darauf. Ein Fachtag wire daher bei den
Bildungsstitten selbst anzuregen.

Landesgruppe Schleswig-Holstein in der CDU-Bundestagsfraktion:

Die CDU-Landesgruppe unterstiitzt den Beschluss fiir eine bessere, praxi-
snahe politische Bildung, verweist jedoch an dieser Stelle an die originire

Zustindigkeit der Landesregierung. Im Deutschen Bundestag empfangen

die Abgeordneten der Landesgruppe regelmif3ig Schulklassen und disku-
tieren tber aktuelle politische Fragen und erldutern ihre Arbeit im Parla-
ment und besuchen Schulen, um dort iber ihre Arbeit zu informieren.
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Landesgruppe Schleswig-Holstein in der SPD-Bundestagsfraktion:
Jugendliche diirfen in Schleswig-Holstein bereits mit 16 Jahren wihlen.
Da kommt der politischen Bildung in der Schule eine besondere Aufgabe
zu, die Schiilerinnen und Schiiler fiir politische Entscheidungen umfing-
lich vorzubereiten. Ich begriifde diese Forderung, die auf Landesebene ent-
schieden werden muss. (Dr. Ralf Stegner, MdB)

Landesgruppe Schleswig-Holstein in der Biindnis 9go/DIE GRU-
NEN-Bundestagsfraktion: Wir als Griine Bundestagsfraktion betrach-
ten politische Bildungsarbeit als zentrale Querschnittsaufgabe in Kitas,
Schulen und Jugendhilfe. Wir wollen die politische Bildung und die De-
mokratiebildung deshalb entlang der gesamten Bildungskette stirken, die

Projektmittel der Bundeszentrale fiir politische Bildung erh6hen und sie

in ihrer Unabhingigkeit stirken.

Ein gutes Beispiel, wie mehr politische Bildung und ein Verstindnis fiir
demokratische Prozesse in Bildungseinrichtungen verankert werden
kann, zeigt das Konzept ,,Die Kinderstube der Demokratie®, welches
sich an Kindertagesstitten richtet. Das Konzept tibertrigt demokratische
Strukturen auf Einrichtungen und beinhaltet umfassende Fortbildungen
fiir Fachkrifte, sodass Kinder im Alltag Politik und Beteiligung erlernen.
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JiL34 /AK3NEU 3
Dezentrale Erzeugung von Wasserstoff durch tiberschiissigen Strom
aus den erneuerbaren Energien

Der Schleswig-Holsteinische Landtag wird aufgefordert, aus dem tiber-
schiissigen Strom, der aus den erneuerbaren Energien erzeugt wird, de-
zentral Wasserstoff zu erzeugen, welcher in der Landwirtschaft, Industrie

und Mobilitit nutzbar gemacht wird.

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Als CDU-
Landtagsfraktion ist die Nutzung von ,,Abschaltstrom® bzw. der bisher
leider nicht nutzbaren Energie aus der Produktion von Erneuerbaren Ener-
giequellen eines unserer wichtigsten Anliegen. Schleswig-Holstein ist das
Land der Energiewende, jedoch auch der Energiekosten. Bisher sind die
Bemithungen fiir die dezentrale Installation und Betrieb von Elektroly-
seuren zur Produktion von Wasserstoff noch kostenintensiv und zumeist
kaum marktfihig, es sei denn in der Chemie oder Industrieproduktion.
Weiter setzen wir uns fiir eine Anpassung des EEG ein, um hier fiir die
dezentrale Produktion und Speicherung von Energie die Erzeugung von
Wasserstoff als auch anderen Power 2X-Technologien zu ermdoglichen.
Bereits zahlreiche Projekte im Bereich der Westkiiste sind hier wegwei-
send. Diesen Weg werden wir weiter beschreiten und die Produktion von

synthetischen Kraftstoffen in Schleswig-Holstein voranbringen.

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Wirme, Ver-
kehr oder Industrie — jeder dieser Bereiche muss sich auf den Weg zur
Klimaneutralitit machen. Dabei sind die Antworten auf die Frage, wie
das gelingen kann, durchaus verschieden. Im Bereich der Wirme kann
Solarthermie ein Teil der Antwort sein. Unsere Mobilititist zumindestim
Individualverkehr mit E-Mobilitit gut bedient. Im Bereich der Industrie
sieht es da schon anders aus. Hier wird Wasserstoff kiinftig eine grof2e

Rolle spielen. Dabei muss klar sein, dass es sich um griinen Wasserstoff
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handelt —also den aus Erneuerbaren Energien. Denn nur diese Ressource

ist klimafreundlich und nachhaltig.

Damit kann griiner Wasserstoff bei der Vollendung der Energiewende eine

zentrale Rolle spielen. So lange wir im Bereich der Windenergie Abrie-
gelungen haben, weil die Speicherung oder die Weiterleitung der Energie

nicht gelingt, ist eine regionale Wasserstoffproduktion ein gutes Mittel. In

Schleswig-Holstein gibt es insbesondere an der Westkiiste viele gute Bei-
spiele fiir eine regionale Wasserstoffwirtschaft. Wir haben das Reallabor
Westkiiste 100 in Dithmarschen. In Heide gibt es Kavernen zur Speiche-
rung von Wasserstoff. Wir haben an der Raffinerie Heide mit dem Projekt
Kerosin 100 ein Vorzeigeprojekt. Dazu kommen die Industrieanlagen im

Industriegebiet Brunsbiittel, die erhebliche Erfahrung im Umgang mit
Wasserstoff haben.

Wenn wir allein auf Strom setzten, kommen wir nicht ans Ziel. Molekula-
re Speicher von regionalem Griin-Strom bieten bedarfsorientierte Losun-
gen fiir alle Sektoren, dafiir steht der griine Elektrolyse-Wasserstoff. Eine

funktionierende und 6konomisch belastbare Wasserstoff-Wirtschaft ist
noch fern, jedoch kénnen wir die nétigen Rahmenbedingungen schaffen,
dass sich das dndert.

Der Netzausbau schreitet weiter voran, die Netze werden immer besser
und es wird immer weniger Strom abgeregelt. Daher wird die regionale

Wasserstoffproduktion erst einmal nicht zunehmen. Denn die Energie

wird iiberall gebraucht. Noch sind wir bundesweit auf dem Weg, Strom

aus Kohle, Ol und Gas durch Erneuerbare Energien zu ersetzen. Daher
haben wir grof3e Bedarfe und brauchen einen weiteren Ausbau.

Die dezentrale Wasserstoffproduktion aus tiberschiissigem Strom wird
daher wohl vor allem ein Ubergangsphinomen sein und mittelfristig in
eine breit aufgestellte Wasserstoffwirtschaft tibergehen.

Biindnis 9go/DIE GRUNEN im Schleswig-Holsteinischen Landtag:
Der Landtag Schleswig-Holstein hat sich mehrfach dafiir eingesetzt, dass
die entsprechenden vom Bund zu verantwortenden Regulierungen so ge-
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andert werden, dass Strom, der sonst abgeschaltet werden wiirde, einer
Verwendung zugefiihrt werden kann. Dies sollte sich nichtausschliefSlich
auf Wasserstoff beschranken, sondern auch die Warme-/Kilteerzeugung
einbeziehen. Wir setzen uns dafiir ein, dass der Ausbau der erneuerbaren
Energien massiv beschleunigt wird, um die Produktion von ,,Griinem
Wasserstoff™ fiir den Einsatz nicht direkt elektrifizierbarer Verwendun-

gen verstirkt zu erméglichen.

FDP-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Als liberale
Fraktion stehen wir klar hinter Forschung und Entwicklung von Speiche-
rungskapazititen von erneuerbaren Energien. Hierfiir mussen allerdings
erstmal die Kapazititen geschaffen sowie ein geeignetes Speicherungsme-
dium gefunden werden. Eine starke Unterstiitzung und Forderung solcher

Forschungen befiirworten wir.

SSW im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Die Produktion von

Strom aus erneuerbaren Energien ist in Schleswig-Holstein eine wirt-
schaftliche Erfolgsgeschichte, gerade im Bereich der Windenergie. Aber
wir stehen auch in der Situation, dass wir Uberschiisse generieren, die

zum Teil nicht abtransportiert werden. Um diesen Strom nicht komplett

verfallen zu lassen, sind wir der Auffassung, dass gerade dort dieser iiber-
schiissige Strom genutzt werden muss, um die Energie anders verfiigbar
und speicherfihig zu machen. Die Umwandlung von ,,griinem*® Strom in
»grinen® Wasserstoff ist ein solcher Weg, den wir politisch voll mittragen.
Klar ist aber auch, dass im Bereich der Wasserstofftechnologie weiterhin

viel geforscht werden muss, um die Produktion von Wasserstoff zu ver-
bessern bzw. sie effizienter zu machen. Hier unterstiitzen wir als SSW die

entsprechenden Projekte sowie Férderprogramme.

Ministerium fiir Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt, Natur
und Digitalisierung: Mit der Wasserstoffstrategie. SH unterstiitzt die
Landesregierung durch verschiedene Mafsnahmen und insgesamt 30 Mil-
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lionen Euro Férdermittel den Markthochlauf fiir griinen Wasserstoff. In

diesem Rahmen werden verschiedene Projekte zur dezentralen Erzeu-
gung von Wasserstoff aus erneuerbaren Energien gefordert. Die Nutzung

von andernfalls abgeregelten EE-Strom ist aus Sicht der Landesregierung

grundsitzlich sinnvoll und gewiinscht. Allerdings zeigen Studien, wie

beispielsweise das vom MELUND in Auftrag gegebene Gutachten ,,H2-
Erzeugung und -Mirkte, dass sich auf EINSM AN-Strom basierte Projek-
te keine Wirtschaftlichkeit fiir einen Elektrolyseurbetrieb ergibt. Hinzu

kommt, dass nach aktuellem Entwurf eines delegierten Rechtsaktes im

Rahmen der europdischen Erneuerbaren Energien Richtlinie nicht zulis-
sigist, diesen zur Erzeugung von griinen Wasserstoff zu nutzen, da er die

derzeit diskutierten Kriterien fiir griinen Wasserstoff nicht erfiillt. Die

Landesregierung hat sich iiber den Bund dafiir eingesetzt, dass dies ent-
sprechend gedndert wird. Eine Entscheidung der EU-Kommission steht
noch aus.

Landesgruppe Schleswig-Holstein in der CDU-Bundestagsfraktion:
Die CDU-Landesgruppe Schleswig-Holstein unterstiitzt entsprechende
Bemithungen die Herstellung von griinem Wasserstoff weiterzuentwi-
ckeln. Der Griine Wasserstoff gehort zu jenen Zukunftstechnologien, auf
die die Unionsfraktion setzt, wenn es um die Eindimmung des Klima-
wandels geht. Griiner Wasserstoff ist neben der modernen Windkraft
und der Photovoltaik die dritte Sdule der globalen Energiewende. Mit sei-
ner Hilfe lisst sich Deutschland nicht nur klimaneutral machen und als
Technologiestandort stirken. Vielmehr ermdglicht es Griiner Wasserstoff,
dass grofde Mengen erneuerbarer elektrischer Energie an den weltweit
geeignetsten Standorten produziert werden. Sie konnen dann als reiner
Wasserstoff oder als Wasserstoffderivat — beispielsweise als synthetisches
Methan oder Methanol - per Schiff zu den globalen Verbrauchsschwer-
punkten transportiert werden. Der Ursprung aus den Erneuerbaren, die
Speicher- und Transportfihigkeit sowie die Kompatibilitit mit bisherigen
fossilen Energietrigern machen Griinen Wasserstoff zu dem Schliisselele-
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ment der Dekarbonisierung - in Bereichen, in denen eine Elektrifizierung

nicht sinnvoll oder méglich ist. Aktuell befinden wir uns in der Phase,
in der wir den Markthochlauf von Griinem Wasserstoff starten. Bis 2030
muss dieser kontinuierlich gestirkt und international ausgebaut werden.
Denn noch ist die Erzeugung von Griinem Wasserstoff teuer. Fir die Um-
stellung vieler industrieller Produktionsprozesse auf wasserstoffbasierte

Anlagen sind hohe Investitionen nétig.

Landesgruppe Schleswig-Holstein in der SPD-Bundestagsfraktion:
Ein Ausbau der Erneuerbaren Energien, wie er im Koalitionsvertrag der
Ampel-Koalition angestrebt wird, bedeutet, dass die Politik aufgerufen ist,
Mittel und Wege zu schaffen, dezentrale Nutzung Erneuerbarer Energien
unter Einbindung von Speicheroptionen zu ermdglichen. Die Abregelung
von Windstrom soll mit dem Koalitionsvertrag beendet werden. Wenn
Netzengpisse die Verwendung von Erneuerbaren Strom verhindern, soll-
te der Strom vor Ort genutzt werden, etwa fiir den Verkehrssektor oder
die Wiarme- und Kilteerzeugung. Speichertechnologien sowie die Um-
wandlung von regenerativ gewonnener Elektrizitit in Wasserstoff sind
technologische Optionen, die uns bereits heute zur Verfiigung stehen.
Anstelle der klimapolitisch und wirtschaftlich unsinnigen Abregelung
von Erneuerbaren Energien und einer hiermit einhergehenden faktischen
Vorrangstellung fiir fossilen und atomaren Strom, miissen netzentlasten-
de Speichertechnologien und die Sektorkopplung vorangebracht werden.
Ziel der Koalitionsparteien ist die Gewihrleistung der wirtschaftlichen
Nutzung von Wasserstoff fiir die Sektorkopplung sowie die Fortschrei-
bung der Wasserstoffstrategie bis 2022 und ein Markthochlauf von Was-
serstoff. Prioritit hat dabei vor allem die einheimische Erzeugung auf Basis
Erneuerbarer Energien. Fiir einen schnellen Markthochlauf wird auf eine
technologieoffene Ausgestaltung der Wasserstoffregulatorik gesetzt.

Auflerdem bedarf es einer umfassenden und unmittelbaren Reform der
Finanzierungsarchitektur des Energiesystems. Anreize fiir die sektor-
ibergreifende Nutzung von Erneuerbaren Energien und dezentrale Er-
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zeugungsmodelle miissen in der kommenden Legislaturperiode gestarkt
werden. (Dr. Nina Scheer, MdB)

Mitglied des Europdischen Parlaments, Niclas Herbst: Investitionen
in erneuerbaren und CO,-armen Wasserstoff werden ein Wachstumsmo-
tor sein, der vor dem Hintergrund der Erholung von der COVID-19-Krise
von entscheidender Bedeutung sein wird. Im Aufbauplan der Kommissi-
on wird hervorgehoben, dass zur Férderung von nachhaltigem Wachstum
und von Arbeitsplitzen Investitionen in umweltfreundliche Schliissel-
technologien und Wertschopfungsketten mobilisiert werden miissen.

Landesgruppe Schleswig-Holstein in der Biindnis 9go/DIE GRU-
NEN-Bundestagsfraktion: ,,Nutzen statt Abschalten® — diese Forde-
rung unterstiitzen wir Griine seit Langem. Statt Windrider aus Mangel

an ausreichender Stromtransportkapazitit abzuregeln, soll der Strom ge-
nutzt werden. Doch nicht iiberall, wo es aktuell zu Abschaltungen kommt,
kann auch wirtschaftlich sinnvoll Wasserstoff erzeugt werden. Sind die

erzeugten Mengen Wasserstoff zu gering, weil zu selten oder zu wenig

sogenannter iberschiissiger Strom produziert wird, dann lohnt es sich

nicht, die teure Infrastruktur zur Erzeugung und Verteilung des Wasser-
stoffs zu bauen. Stattdessen muss die jeweilige Situation vor Ort spezi-
fisch bewertet werden um zu entscheiden, ob der Strom in Wirme- oder
Stromspeicher, E-Autos, energieintensive Prozesse der Industrie oder

eben Elektrolyseure fliefen soll. Zentral fir die Wirtschaftlichkeit all die-
ser Optionen istallerdings die zligige Reform der Strompreisbestandteile

(Entgelte, Umlagen, Steuern) auf Bundesebene.
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JiL 34/28 NEUNEU
Anderung und Konkretisierung des § 47f der Gemeindeordnung
(Antrag siehe S.58-59)

Der Schleswig-Holsteinische Landtag wird aufgefordert, §47f der Ge-
meindeordnung insofern zu dndern, dass

1. er die in Absatz 1 des derzeit giiltigen Paragraphen aufgefiithrte Be-
teiligung, insbesondere unterschiedliche Formate, konkretisiert,

2. definiert wird, welche Konsequenzen aus dem Nicht-Einhalten der
Beteiligung hervorgehen,

3. festgelegt wird, dass Kinder- und Jugendvertretungen ausschliefSlich
von Kindern und Jugendlichen in der Gemeinde gewahlt und nicht
auf andere Weise, z.B. durch Aufstellen der Mitglieder durch den
Gemeinderat, zusammengefithrt werden,

4. starker fir Kinder- und Jugendvertretungen sowie jegliche andere

Beteiligungsformate geworben wird.

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Der CDU-
Landtagsfraktion ist eine breite Beteiligung gesellschaftlich relevanter
Gruppen an der kommunalpolitischen Meinungsbildung wichtig. Gemaf3
§120 (Kommunalaufsicht) Gemeindeordnung fiir Schleswig-Holstein iibt
das Land die Aufsicht dariiber aus, dass die Gemeinden die Selbstverwal-
tungsaufgaben rechtmiflig erfiillen. Die Kommunalaufsichtsbeh6rden
sollen die Gemeinden vor allem beraten und unterstiitzen. Die Entschei-
dung dartiber, wie die Gemeinde die Interessen von Kindern und Jugend-
lichen berticksichtigt und die Beteiligung nach §47 f Absatz 1 Gemeinde-
ordnung fiir Schleswig-Holstein durchgefiihrt hat, obliegt der einzelnen
Gemeinde und ist Teil der durch Artikel 28 Absatz 2 des Grundgesetzes
gewihrleisteten Selbstverwaltungsgarantie der Kommunen. Wir wollen
aber dafiir sorgen, dass die Mitwirkungs- und Gestaltungsmaglichkeiten
von Kindern und Jugendlichen auf kommunaler Ebene gestirkt werden.
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Dabei wollen wir untersuchen und priifen, ob landesweit einheitlichere
Standards fiir die Beteiligung von Jugendlichen erarbeitet werden kénnen.

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Der SPD ist
es wichtig, dass Kinder und Jugendliche vielfiltig am Diskurs beteiligt

werden, insbesondere dann, wenn entsprechende Vorhaben ihre Inter-
essen bertihren. Deshalb hat sich die SPD-Landtagsfraktion dafir einge-
setzt, dass §47f Gemeindeordnung Schleswig-Holstein geschaffen und

nachgeschirft wurde. Die Gemeinde muss Kinder und Jugendliche an-
gemessen beteiligen und in geeigneter Weise darlegen, wie die Interessen

berticksichtigt wurden und wie die Beteiligung erfolgt ist. Grundsitzlich

begriif3t die SPD-Landtagsfraktion daher auch Vorschlige zur weiteren

Nachschirfung des §47f. GO SH. Allerdings sind die Vorschlige von Ju-
gend im Landtag differenziert zu betrachten:

Eine Konkretisierung verschiedener Formate kann einerseits mehr Ver-
bindlichkeit schaffen, aber andererseits Formate ausschlief3en, die bei

Betrachtung des jeweiligen Einzelfalls durchaus sinnvoll gewesen wiren.
Hier darf eine mogliche Anpassung nicht dazu fithren, dass der Spiel-
raum der Beteiligungsméglichkeiten zum Nachteil aller eingeschrinkt

wird. Die Definition von Konsequenzen, die sich aus der Nichteinhal-
tung durch die Gemeinde ergeben, nimmt die SPD-Landtagsfraktion als

Vorschlag in die weiteren Diskussionen auf. Hinsichtlich der Forderung,
dass Kinder- und Jugendvertretungen ausschliefflich von Kindern und

Jugendlichen in der Gemeinde gewihlt werden, ist erneut eine differen-
zierte Betrachtung gefordert: Einerseits ist eine Wahl unmittelbar durch

Kinder und Jugendliche ein wirksames Instrument, um sicherzustellen,
dass die gewdhlte Vertretung auch dem Willen der Kinder und Jugend-
lichen entspricht. Andererseits ist eine Wahl mit nicht unerheblichem

Aufwand verbunden, sowohl zeittechnisch als auch finanziell. Dies

konnte unter Umstinden zu einer weiteren Hiirde in der Verbesserung

der Beteiligung von Kindern und Jugendlichen werden und wire damit

ggf. kontraproduktiv. Auch hier wire es sicherlich sinnvoll, Alternativen
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unter bestimmten Umstinden weiterhin zu erméglichen. Eine starkere

Werbung fiir Kinder- und Jugendvertretungen begriif3t die SPD-Land-
tagsfraktion ausdriicklich. Einerseits ist es wichtig, Interessierte auf die

Moglichkeiten der Beteiligung aufmerksam zu machen. Andererseits ist

Werbung fiir Kinder- und Jugendvertretungen gleichzeitig ein Zeichen

der Anerkennung und Wertschitzung des bisher geleisteten und das bis-
her Geleistete gleichzeitig die beste Werbung fiir entsprechende Formate.
Ob eine gesetzliche Verankerung in § 47f GO SH hierfiir erforderlich und

sinnvoll ist, gilt es zu er6rtern. Auf dieser Grundlage nimmt die SPD-
Landtagsfraktion die Vorschlige von Jugend im Landtag dankend in wei-
tere Beratungen und Ausarbeitungen auf.

Biindnis 9o/DIE GRUNEN im Schleswig-Holsteinischen Landtag:

Diese Anregung von Jugend im Landtag nehmen wir sehr gerne auf. Wir
werden die vorgeschlagenen Anderungen von Griiner Seite priifen und

ggfs. einen entsprechenden Vorstof8 fiir eine Novellierung des Paragra-
phen 47f Gemeindeordnung in den Landtag einbringen.

Zu Punkt 3: Einige Kinder- und Jugendbeirite werden nach einem Modell

gewihlt, in dem die Schulen im Ort einen Teil der Delegierten fiir den

Kinder- und Jugendbeirat benennen. Das konnen auch Schiiler*innen aus

dem Nachbarort sein. Aber fiir uns ist klar, dass die Mitglieder, die sich

aus der Kommune zu Wahl stellen, dies in einem von der Gemeindever-

tretung unabhingigen Wahlverfahren machen miissen.

FDP-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Die Einbe-
ziehung der Interessen von Kinder- und Jugendlichen in politische Sach-
verhalte ist ein Ziel, welches wir Freie Demokraten teilen. Insoweit wird
auf die Beantwortung zu JiL 34,/29 verwiesen. Erginzend hierzu ist fest-
zustellen, dass § 47 f der Gemeindeordnung Schleswig-Holstein abstrakt
generell ,,Planungen und Vorhaben, die die Interessen von Kindern und
Jugendlichen berithren® aufgreift und damit von einer Aufzihlung von
Beispielen, wie im Antrag gefordert, verzichtet werden kann. Zudem be-
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schreibt §47 f der GO-SH eine gesetzliche Pflicht, welcher die Gemein-
den nachkommen miissen. Die Notwendigkeit einer strafandrohenden
Konkretisierung dieser Pflicht bei Nichtbeachtung bedarf es damit nicht.

SSW im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Zunichst kénnen wir als

SSW im Landtag feststellen, dass die gesetzliche Regelung klar formuliert

ist. Eine angemessene Beteiligung ist mindestens eine Beteiligung. Das

heifdt ebenso, dass ohne Beteiligung die gesetzlichen Vorgaben nicht er-
fillt werden. Diese konnen daher eingeklagt werden. Eine wesentliche

Problematik, wie im Antrag geschildert, ist nicht per se dem Gesetzeslaut

geschuldet, sondern vielmehr der allgemeinen Informationspolitik. Die

allgemeinen Kenntnisse tiber den Paragrafen sowie seine Sinnhaftigkeit

sind immer noch nicht bekannt genug in Schleswig-Holsteins Gemein-
den. Hierzu fehlen Positiv-Beispiele aus den Kommunen sowie grund-
sitzliche Unterstiitzung zur Umsetzung der Mafsnahme. Es ist Aufgabe

der Landesregierung, gemeinsam mit den Kommunen stérker zu sensibi-
lisieren, um das Gesetz zielfiihrend umsetzen zu konnen.

Ministerium fiir Inneres, landliche Riume, Integration und Gleich-
stellung: § 47 f der Gemeindeordnung verpflichtet die Gemeinden, geeig-
nete Kinder- und jugendspezifische Beteiligungsverfahren zu entwickeln,
raumtihnen aber hierbei eine grof3e Gestaltungsfreiheit ein (vgl. amtliche

Begriindung LT-Drs. 13/2806). Diese Gestaltungfreiheit hat sich in den

vergangenen Jahren bewihrt und lisst eine auf die konkrete Struktur und

Bediirfnisse der Gemeinde angepasste Umsetzung zu. Gerade hierin liegt

die Stiarke der Vorschrift, die den Gemeinden, von den kleinen Gemein-
den im Land bis zu den kreisfreien Stiadten, Raum fiir projektbezogene

Beteiligungsformen oder auch Beteiligung durch Kinder- und Jugendpar-
lamente oder -beirite bietet.

Das Ministerium fiir Soziales, Gesundheit, Jugend, Familie und Senioren

flankiert und unterstiitzt hierbei mit vielfiltigen Maf3nahmen, z.B. der

gemeinsamen landesweiten Wahlen der Kinder- und Jugendvertretun-
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gen ,,LaWa_SH*, Beratungsangebot an Kommunen zur Umsetzung von

Kinder- und Jugendbeteiligung, Férderung von Beteiligungsprojekten

und Bekanntmachung dieser Moglichkeit, ,,PartizipAction!“ —jahrliches

Austausch- und Fortbildungswochenende fiir neue Kinder- und Jugend-
vertretungs-Mitglieder, Qualifizierungsangebote fiir Verwaltung, Poltitik

und Fachkrifte.

Der Vorschlag, dass Kinder- und Jugendvertretungen von Kindern- und

Jugendlichen selbst gewihlt werden, ist zu begriif3en. Dies diirfte auch

die Regel sein. Allerdings erscheint es nicht erforderlich, dieses Verfah-
ren gesetzlich vorzugeben mit der Folge, das andere Moglichkeiten nicht

zuldssig wiren. Es kann nicht ausgeschlossen werden, dass in einigen Ge-
meinden ein anderes Verfahren zweckmafRiger erscheint.

Unterbleibt eine Beteiligung im Sinne des § 47f Gemeindeordnung, liegt

ein Verstof3 gegen gesetzliche Verfahrensbestimmungen vor. Dies bedarf
keiner Konkretisierung im Gesetz. Beteiligungsdefizite machen zwar
Planungen und andere Vorhaben der Gemeinde nicht unwirksam, stellen

aber gleichwohl einen Rechtsverstof3 dar.

Landesgruppe Schleswig-Holstein in der SPD-Bundestagsfraktion:
Die Teilnahme von Kindern und Jugendlichen an demokratischen Pro-
zessen darf nicht nur symbolischen Charakter aufweisen. Dass junge
Biirger:innen sich direkt und wirkungsvoll fiir ihre Anliegen einsetzen
konnen, starkt unsere pluralistische Gesellschaft und garantiert die Zu-
kunftsfihigkeit unseres Staates. Der im Koalitionsvertrag festgelegte na-
tionale Aktionsplan fiir die Kinder- und Jugendbeteiligung wird genau
hier ansetzen und die Jugendstrategie der Bundesregierung konsequent
in Richtung verbesserter Teilhabechancen weiterentwickeln. Dazu zihlen
auch obligatorische Qualitatsstandards fiir die wirksame Beteiligung von
Kindern- und Jugendlichen, die tiber die selbstbestimmten Kinder- und
Jugendparlamente hinausweisen. In einer bundesweiten Kampagne wer-
den Kinder iiber ihre Rechte und Beschwerdemoglichkeiten umfinglich
informiert. (Tim Kliissendorf, MdB)
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Landesgruppe Schleswig-Holstein in der Biindnis 9o/DIE GRU-
NEN-Bundestagsfraktion: Die Griine Landesgruppe schlief3t sich hier

der Stellungnahme der Griinen Landtagsfraktion an.
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JiL34/32 NEU
Frauen in IT Berufen
(Antrag siehe S.65)

In Deutschland liegt der Anteil von Frauen in der I'T Branche bei etwa 17
Prozent. Das hat besondere Auswirkungen auf das Internet und digitale
Hard- und Software und wie diese fiir nicht-ménnliche Personen gestal-
tetsind. Jedoch kann erst mit einer gendergerechten Technikentwicklung
und Gestaltung, bei der die Perspektive von FINTA Personen relevantist,
Technik gendergerecht sein (patriarchale Strukturen, die durch I Metho-
dology entstehen auflésen). Seit der Einfihrung des Personal Computers
liegt der Anteil an FINTA-Personen im [ T-Sektor bedeutend unter dem
der Ménner, trotz vieler Kampagnen, junge Madchen dazu zu bewegen, in
MINT Berufen titig zu werden. Deshalb braucht es mehr als Férderungs-
programme in Schulen, FINTA Personen fiir MIN T Ficher zu begeistern.
Damit FINTA-Personen eine echte Perspektive im IT-Sektor aufgezeigt
wird, werden der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregie-
rung zur Umsetzung folgender Punkte aufgefordert:
¢ Es soll Seminare/Ubungen an Universititen und Fachhochschulen
in Schleswig-Holstein bei Studiengingen aus dem MIN T-Bereich
im 1. Semester fiir FINTA-Personen geben,
* mehr Hybrid-Studienginge im I T-Bereich etabliert werden,
* geschlechtergerechte, teilhabeorientierte Technikgestaltung in For-
schung und Lehre etabliert werden,
* staatliche Unternehmen und Behoérden sollen ein Vorreiter fiir ein
FINTA-Personen-freundliches Arbeitsumfeld in der IT-Branche sein,
¢ essollen Unterstiitzungsangebote fiir Griinder*innen im I T-Sektor
aufgebaut, etabliert und erweitert werden, sowie bestehende Forder-
programme evaluiert und geschlechtergerecht angepasst werden,
* MINT-begeisterte Schiiler*innen sollen in Schulen mehr Férderung
erfahren,
o alle Lehrkrifte in MIN T-Fichern Schulungen zu Feminismus/Sexis-
mus erhalten.
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¢ sich auf kommunaler und auf Bundesebene fiir die gerechte Gleich-
stellung zwischen den verschiedenen Geschlechtsidentititen ein-
gesetzt werden, vor allem bei der Berufs-/Studien-/Ausbildungs-
Benennung. Dies soll durch gendergerechte Benennung an Schulen

etc. erreicht werden.

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Die CDU-
Landtagsfraktion befiirwortet es, Frauen und diverse Personen im Bereich
IT zu férdern. Deshalb setzen wir uns dafiir ein, dass das Fach Informatik
Pflichtfach in den Sekundarstufe I an allen Schulen des Landes wird. Hier
konnten FINTA-Personen frith mit Informatik, Medien und IT in Kontakt
kommen. Das sehen wir ausdriicklich auch als Férderung der MIN T-Fa-
cher. Ein Landeskonzept fiir MIN T-Férderung wurde in der laufenden
Legislaturperiode auf den Weg gebracht.

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Die SPD-
Landtagsfraktion unterstiitzt den Beschluss von Jugend im Landtag. Heute
sind IT-Berufe in hohem Mafe von Minnern dominiert, und an der Spitze
von Tech-Unternehmen in Deutschland sind Frauen noch seltener ver-
treten als im Durchschnitt der Unternehmen. Wir wollen, dass Miadchen
und junge Frauen friith erfahren, dass Technik und Unternehmensgriin-
dung etwas fiir sie sein kann und setzen uns weiterhin fiir die Férderung
von Frauen und Midchen im naturwissenschaftlichen und technischen
Bereich (MINT) ein. Dazu bedarf es verschiedener Mafsnahmen. Jugend
im Landtag hat viele gute Vorschlige gemacht, die wir diskutieren wollen.

Biindnis 9o/DIE GRUNEN im Schleswig-Holsteinischen Landtag:
FINTA-Personen sind in nahezu allen Erwerbsbereichen kaum reprisen-
tiert. Die IT Branche gehort dazu und ist immer noch stark minnlich ge-
pragt. Bisherige Bemithungen haben nur mif3ige Veranderungen gebracht.
Uns Griinen ist es ein grof3es Anliegen, das zu dndern, tradierte, patriar-
chale Strukturen zu durchbrechen und gerechte Abliufe zu schaffen, die
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esallen Menschen erlauben, gleichberechtigt teilzuhaben. Die von Jugend
im Landtag vorgeschlagenen Ansitze und Mafdnahmen finden wir span-
nend. Wir werden diese Vorschlage und Ideen in der Fraktion diskutieren
und priifen, wie wir daraus eine parlamentarische Initiative entwickeln
konnen.

FDP-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Wir Freie De-
mokraten setzen uns fiir die Férderung von Frauen im Mint-Bereich ein.
Wie der Antrag richtig widergibt, besteht hier ein Nachholbedarf, wel-
cher durch zielgerichtete politische und gesellschaftliche Mafgnahmen
kompensiert werden muss. Wir Freie Demokraten haben uns in der lau-
fenden 19. Legislaturperiode erfolgreich dafiir eingesetzt, dass das Schul-
fach Informatik ab dem Schuljahr 2022/23 als Plichtfach eingefithrt wird.
Zusammen mit den Hochschulen und der Allianz fiir Lehrkriftebildung
wollen wir zudem zusitzliche Mint-Lehrer ausbilden, wodurch eine quali-
tativ hochwertige Ausbildung sichergestellt werden wird. Zudem wird an
den Hochschulen das Vorsemester eingefithrt werden, mit dem vor allem
die Vorbehalte und Abbruchquoten in den Mint-Studiengingen abgebaut
werden sollen.

SSW im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Wir stimmen mit der
Problemanalyse der Antragssteller*innen tiberein und bedanken uns fiir
die wirklich wertvollen und ausfithrlichen Hinweise und Losungsvor-
schlige. Einige von ihnen lieSen sich sicher noch auf andere Fachbereiche
ibertragen. Wir werden sie in der kommenden Legislatur aufgreifen, um
Stereotype abzubauen und deutlich mehr weiblich sozialisierte und ge-

lesene Menschen fiir MIN T-Ficher und Berufe zu gewinnen.

Ministerium fiir Inneres, lindliche Riume, Integration und Gleich-
stellung: Fiir die landesweite Strategie fiir das Land Schleswig-Holstein
zur Gleichstellung von Frauen und Minnern haben alle Ressorts die
gleichstellungspolitischen Aktivititen gemeldet. Das MW VATT hat
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das ,,Projekt FitB- Frauen in technische Berufe* gemeldet: Hintergrund

ist, dass der Frauenanteil an sozialversicherungspflichtig Beschiftigten in

MINT-Berufen in 2020 bundesweit nur bei 16 Prozent (2021 18 Prozent)

lag. In der Ausbildung lag der Frauenanteil in den MINT-Berufen 2020
in SH mit 12,6 Prozent etwas iiber dem bundesweiten Durchschnitt von

11,4 Prozent. Die Angebote der Hochschulen, wie z. B. Schiilerlabore Girls*
Day, MINT-Midchen-Tag, bieten Schiilerinnen in der Ubergangsphase in

die weitere Ausbildung bereits gute Moglichkeiten, sich tiber MIN T-Be-
rufe zu informieren. 2018 traten das MBW K und das MW VATT fiir das

Land SH dem nationalen Pakt ,Komm mach MINT“ bei. Auch die TH

Litbeck ist mittlerweile Partnerin.

Das MW VATT hatangekiindigt, mit der Beauftragten fiir Chancengleich-
heit und den MIN T-Botschafterinnen der Regionaldirektion Nord wei-
tere Ideen zur Férderung der Ausbildungsaufnahme von Madchen und

Frauen in MINT-Berufen zu entwickeln. Denkbar wiren eine digitale

MINT-Messe mit Unternehmen fiir Schiilerinnen, eine Role-Model-Pla-
kataktion, digitale, videounterstiitzte Unternehmensbesuche und Inter-
views, in denen Schiilerinnen Role-Models in Betrieben befragen. Im

nichsten Schritt werden die Ideen vom Wirtschaftsministerium mit der
AG ,,Ausbildung” der Fachkrifte-Initiative beraten.

Landesgruppe Schleswig-Holstein in der CDU-Bundestagsfraktion:
Frauen sind heute so gut ausgebildet wie nie zuvor. In vielen Berufen sind
ebenso viele Frauen wie Minner beschiftigt. In einigen Bereichen sind
sie sogar iberreprisentiert. Leider spiegelt sich dies nicht tiberall in den
Fihrungspositionen wider. Gerade in den gut bezahlten MINT-Berufen
(Mathematik, Informatik, Naturwissenschaften und Technik) sind Frauen
stark unterreprisentiert. Deshalb wollen wir mehr Frauen fiir diese Berufe
gewinnen und unterstiitzen entsprechende Bemithungen.

Landesgruppe Schleswig-Holstein in der SPD-Bundestagsfraktion:
Der vorliegende Beschluss greift zentrale bildungspolitische Ziele der
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SPD auf und formuliert wichtige Forderungen nach einer stirkeren und
gezielten Férderung von Frauen und Midchen in naturwissenschaftlich-
technischen Bereichen. In der Ausgestaltung des MINT Aktionsplans
konnen voraussichtlich wesentliche Aspekte des Beschlusses Bertick-
sichtigung finden. Dazu bedarf es auch einer Stirkung und Erneuerung
der padagogischen und didaktischen Ansitze in Schule und Universitit.
Bereits in den vergangenen Legislaturen hat die SPD maf3geblich auf die
Verwirklichung echter Geschlechtergerechtigkeit in den Naturwissen-
schaften hingewirkt und beispielsweise den MIN T-Pakt entscheidend
mitgetragen. Die Forderung von Frauen und Midchen in traditionell
mainnlich dominierten Feldern von Wirtschaft und Forschung, insbe-
sondere im MINT Bereich, ist ein wesentlicher strategischer Pfeiler in der
Adressierung des Fachkriftemangels und erschlief3t enorme Begabungs-
potentiale. Das Fundament hierfiir muss bereits in der frithkindlichen Bil-
dung und dem Aufbrechen tradierter Geschlechterrollen gelegt werden.
(Tim Kluassendorf, MdB)

Landesgruppe Schleswig-Holstein in der Biindnis go/DIE GRU-
NEN-Bundestagsfraktion: Fiir uns als Griine Bundestagsfraktion ist

klar: Die Gleichstellung der Geschlechter stellt die Grundlage einer gleich-
berechtigten Gesellschaft dar. Wir werden die Gleichstellung weiter vor-
antreiben. Der Koalitionsvertrag enthilt zahlreiche Mafdnahmen, die auf
eine schnellstmogliche Verwirklichung von Gleichstellung abzielen. Das

Thema Geschlechtergerechtigkeit soll zu einem zentralen Zukunftsfeld

in der Wissenschafts- und Forschungspolitik werden. Geschlechterge-
rechtigkeit und Vielfalt sollen kiinftig in allen Férderprogrammen und

Institutionen verankert und durchgesetzt werden. Der Gender Data Gap

wird geschlossen. In der Startup-Politik wird der bessere Zugang zu Wag-
niskapital fiir Griinderinnen sichergestellt. In Investment-Komitees von

staatlichen Fonds und Beteiligungsgesellschaften soll die Beteiligung von

Frauen deutlich gestirkt werden. AufSerdem unterstiitzt die Koalition den

sog. MINT-Aktionsplan insbesondere fiir Madchen.
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JiL 34/33 NEU
Diskriminierende Algorithmik
(Antrag siehe S.66-67)

Einige Seifenspender reagieren nicht auf dunklere Hauttypen und Frauen
werden bei Kreditvergaben aufgrund von vorherigen Berechnungen durch
Algorithmen unbeabsichtigt benachteiligt. Diskriminierende Algorith-
men bestimmen in einer zunehmend digitalen Welt immer mehr unsere
Chancen. Insbesondere durch die Verwendung von Datensitzen, die Daten
beinhalten, die verschiedene Bevélkerungsgruppen diskriminieren, da sie
aus Daten bestehen, die Diskriminierungen aus der Vergangenheit auto-
matisch mit beinhalten, bestimmt eine von Diskriminierung gepragte Ver-
gangenheit unsere Zukunft. Dabei werden nicht nur Frauen benachteiligt,
auch Rassismus und Klassismus manifestieren sich in vielen Datensitzen.
Jenseits der verwendeten Trainingsdaten kénnen auch andere technisch-
methodische Entscheidungen, z. B. beziiglich der Zielvariablen oder Labels
zu diskriminierenden Modellen und dadurch ungerechten Entscheidungen
fithren. Zuletzt konnen sich auch erst im Einsatz von Systemen Probleme
ergeben, z. B. wenn algorithmische Systeme unter veranderten gesellschaft-
lichen Rahmenbedingungen oder in nicht vorhergesehenen Einsatzkontex-
ten genutzt werden. Um die Zukunft diskriminierungsfreier zu gestalten,
werden der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung so-
wie der Deutsche Bundestag zur Umsetzung folgender Punkte aufgefordert:
* Festlegen von Kriterien zur Regulierung algorithmischer Systemen,
die unter anderem folgendes enthalten:
¢ Die den algorithmischen Systemen zu Grunde liegenden Ent-
scheidungsmuster diirfen keine systematischen Verzerrungen
aufweisen, die zu diskriminierenden und ungerechten Ent-
scheidungen fithren.
e Auch bei Algorithmen, die Testdaten aus der Interaktion mit
User*innen einbeziehen, muss die Diversitat der User*innen
gegeben sein (negativ Beispiel Twitter Bot Tay Tweets).
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* Genderneutrale Suchalgorithmik von Suchmaschinen.

* Empfehlungsalgorithmen sozialer Medien sollen weniger ge-
schlechtsverzerrend und diskriminierend sein.

¢ Insbesondere bei affecting computing muss auch auf eine Redu-
zierung der Diskriminierung geachtet werden.

e Kontrollstellen, die sich ein Bild des algorithmischen Systems sowohl
im Rahmen seiner Entwicklungals auch im Zuge seines produktiven
Einsatzes tiber eventuell auftretende ungewollte Diskriminierungs-
Effekte machen. Durch Verfahren wie Risikofolgenabschitzung und
Output-Analysen.

* Geschlechtergerechte diskriminierungsfreie Technikgestaltung in
die Digitalstrategie der Bundesregierung aufnehmen und bei Vergabe
offentlicher I'T-Projekte berticksichtigen.

* Einsatzverbot hochriskanter und stark diskriminierender Technologien.

¢ Gleichstellungsorientierte Perspektive in Technikfolgenabschitzung
integrieren.

* Anlegen eines feministischen Datensatzes.

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Die Thematik
von Algorithmen, statistischer Erfassung und probabilistischer Konklu-
sion ist seit einiger Zeit ein bekanntes Thema, nicht nur wenn es um die
Erkennung von Hautfarben oder sexueller Orientierung bei Suchmustern
geht. Das wohl bekannteste und prominenteste Beispiel als ,,Rational-
Profiling” wurde bereits kontrovers diskutiert. Ebenso wird dies bei der
noch viel weitreichenderen Thematik der Algorithmik sein. Gerade wenn
es um Riickschliisse geht, die Kiinstliche Intelligenz daraus ziehen kann,
wird es besonders herausfordernd. Ebenso gilt es zu kldren, wo eine ratio-
nale und probabilistische Betrachtung stattfindet und einen begriindeten
Nutzen darstellt und wo eine unbewusste oder bewusste Diskriminierung
stattfindet. Ein triviales Beispiel ist der h6here Versicherungswert bzw.
die Primie bei einem schwarzen Auto, im Gegensatz zu einem Roten oder
eben eine hohere Risikopauschale bei einer anderen Postleitzahl in rdium-
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lich nahen Bereichen. Die angesprochenen Kriterien kénnen hierbei ein
Weg sein, doch wird eine umfassende Betrachtung nétig sein. Derzeit ha-
ben wir als Fraktion keine abschlief3ende Positionierung zu dieser Thema-
tik, erkennen jedoch die beschriebenen Punkte als Anlass eines Prozesses.
Gerne nehmen wir daher die detaillierte Beschreibung auf und werden

eine Meinungsbildung hierzu einleiten.

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Wir setzen

uns schon seit lingerem dafiir ein, dass ethische Fragen beim Einsatz di-
gitaler Technologien und insbesondere bei der Nutzung von Kinstlicher

Intelligenz frithzeitig und unter Einbeziehung der Betroffenen diskutiert

werden. Die Technologie bietet viele Vorteile fiir Biirger*innen, Unter-
nehmen, die Gesellschaft insgesamt, sofern sie auf den Menschen ausge-
richtet, ethisch und nachhaltigist und die Grundrechte und -werte achtet.
D.h., dass sie u.a. transparent, iberpriifbar, diskriminierungsfrei ist und

die Autonomie menschlicher Entscheidungen erhilt.

Wenn der Einsatz von Algorithmen, zum Beispiel bei der Personalrekru-
tierung, tiber das Leben oder die Chancen von Menschen mitentscheidet,
durfen sie niemals diskriminieren. Die SPD will deshalb verantwortungs-
volle Kinstliche Intelligenzen (KI) und Algorithmen, die vorurteilsfrei

programmiert sind und auf diskriminierungsfreien Datenlagen basieren.
Dies soll regelmif3ig gepriift und zertifiziert werden.

Wir begriifSen in dem Zusammenhang das die Ampel-Koalition auf Bun-
desebene folgendes im Koalitionsvertrag vereinbart hat: ,,(...) Mit euro-
paischen Partnerlindern férdern wir die Zusammenarbeit starker europai-
scher Forschungsstandorte, insbesondere bei KI, und ermoglichen insti-
tutionelle Freirdiume. Im Sinne eines lernenden, technologieférdernden

Staates setzen wir digitale Innovationen in der Verwaltung ein, schaffen

notwendige Rechtsgrundlagen und Transparenz. Wir unterstiitzen den

europdischen AT Act. Wir setzen auf einen mehrstufigen risikobasierten

Ansatz, wahren digitale Biirgerrechte, insbesondere die Diskriminie-

rungsfreiheit, definieren Haftungsregeln (...)*
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Biindnis 9o/DIE GRUNEN im Schleswig-Holsteinischen Landtag:

In Algorithmen verankerte Diskriminierungen sind in unserer zuneh-
mend digitalisierten Gesellschaft ein grof3es Problem. Wir sind uns des

Problems bewusst und setzen uns im Rahmen unserer parlamentari-
schen Arbeit stets dafiir ein, dem entgegenzuwirken. So haben wir in

dieser Wahlperiode das Thema beispielsweise in unserem Antrag zu KI

(LT-Drs.19/1198) verankert und erwirkt, dass die von der Staatskanzlei

federfithrend erarbeitete Landesstrategie ,,Handlungsfelder Kiinstliche

Intelligenz® Vielfalt und Nichtdiskriminierung ausdriicklich in ihren

Leitprinzipien verankert hat.

Das derzeitim parlamentarischen Verfahren befindliche Digitalisierungs-
gesetz (Drs.19,/3267) wird Nicht-Diskriminierung und deren Uberprii-
fung von der Eingabe der Trainingsdaten bis zur fertigen Anwendung bei

allen einschligigen Technologien, die kiinftig von Land eingesetzt werden,
verbindlich vorschreiben.

Wir setzen uns im Rahmen unserer landespolitischen Moglichkeiten auch

auf Bundesebene in diesem Sinne ein und werden das auch zukiinftig tun.

FDP-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Die Digitali-
sierung ist ein Megatrend, welchem wir uns nicht verschliefRen kénnen
und wollen. Digitalisierung ist fiir uns jedoch kein Selbstzweck. Sie dient
immer dem Menschen. Kiinstliche Intelligenz ist hierbei die Schliissel-
technologie dieses Jahrhunderts. Wir wollen diese Trends konstruktiv be-
gleiten, fordern und zum Wohle aller Menschen nutzen. Weltweit ringen
Nationen um die Vorherrschaft im Bereich der kiinstlichen Intelligenz,
Deutschland dagegen kimpft lediglich darum, nicht den Anschluss zu
verlieren. Wir sollten bei diesen Trends nicht nur die Risiken, sondern
auch die Potentiale betrachten.

In Schleswig-Holstein wollen wir mit dem Digitalisierungsgesetz den
Einsatz von kiinstlicher Intelligenz in der Offentlichen Verwaltung er-
moglichen. Bei dem Einsatz von kiinstlicher Intelligenz in der 6ffentli-
chen Verwaltung geht es uns nicht darum Geld zu sparen, sondern darum
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unsere Verwaltung noch besser zu machen. Die Menschen in Schleswig-
Holstein sind im Handel, im Umgang mit Medien und bei Banken digi-
tale Prozesse auf hochstem Niveau gewohnt. Warum soll das nicht auch

endlich beim Staat funktionieren? Bei diesem Gesetz kénnen Menschen

den Entscheidungen der K1 stets widersprechen und ein Mitarbeiter der
Verwaltung iiberpriift die Entscheidung in diesem Fall erneut.

In Trainingsdaten enthaltene Vorurteile oder Stereotypisierungen sollen

durch den Einsatz neuer Technologie nicht verstetigt werden. Sie kénn-
ten, wie die Antragsteller richtig festgestellt haben, sich auf die geliefer-
ten Ergebnisse auswirken und in verfassungsmifsig garantierte Rechte

eingreifen, z.B. durch Diskriminierungen unterschiedlichster Art. Es ist

demnach ausschlaggebend, welche Daten zu Trainingszwecken heran-
gezogen werden. An dieser Stelle wird deutlich, dass offene Daten auch

hierbei eine entscheidende Rolle spielen, um Transparenz herzustellen.
Wenn diese Art der Technologie in der Verwaltung eingesetzt wird, muss

ein verbindlicher Handlungsrahmen geschaffen werden, der die Risiken

minimiert, ohne zu restriktiv zu sein. Folgende Grundprinzipien werden

durch den Gesetzesentwurf rechtlich operationalisiert: Vorrang mensch-
lichen Handelns und menschlicher Aufsicht, technische Robustheit und

Sicherheit, die Beachtung von Privatsphire und Datenqualititsmanage-
ment, Transparenz, Vielfalt, Nichtdiskriminierung und Fairness sowie

die Beachtung des gesellschaftlichen und 6kologischen Wohlergehens

und die Rechenschaftspflicht. Eine 6ffentliche Stelle tiberpriift und stellt

sicher, dass die bei der Entwicklung, dem Training und dem Einsatz der

datengetriebenen Informationstechnologie zugrunde gelegten Daten

nicht-diskriminierend, integer, objektiv und valide sind.

SSW im Schleswig-Holsteinischen Landtag: Um die Welt diskrimi-
nierungsfreier zu gestalten, miissen wir uns mit Diskriminierungsformen
im digitalen Raum auseinandersetzen. Diskriminierungen finden nicht nur
analog statt und machen nicht vor dem Internet halt. Versteckte Macht-
verhiltnisse und strukturelle Diskriminierung in Algorithmik sind fiir
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Nutzer*innen nahezu unsichtbar und dadurch besonders wirksam. Ob es

Anzeigen auf dem Wohnungsmarkt sind, die nur bestimmten Personen-
gruppen angezeigt werden, Sexismus oder Ageism auf Onlineplattformen

fiir Arbeitssuchende oder Mehrfachdiskriminierungen bei Onlinekredit-
vergaben; es gibt zahlreiche Beispiele von Ungleichbehandlungen durch

Kiinstliche Intelligenz. Bei aller Sympathie fiir das Anliegen des Antrags,
fallt es uns schwer, politische Handlungsméglichkeiten auf Landesebene

ausfindig zu machen. Wir wiirden uns daher sehr tiber einen weiteren Aus-
tausch der Antragssteller*innen freuen. Wir werden diese Aspekte bei der
Evaluierung und Umsetzung der KI-Strategie des Landes berticksichtigen

und dafiir sorgen, dass es eine inhaltliche Auseinandersetzung mit diesen

Fragen im Digitalisierungsausschuss des Landes geben wird.

Ministerium fiir Inneres, lindliche Riume, Integration und Gleich-
stellung: Das MILIG foérdert mitdem MELUND das Projekt Geschlechter-
neutrale KIim Rahmen des Digitalisierungsprogrammes 2021/2022:

Die Entwicklung von Qualititsstandards bei der Programmierung oder
auch dem Einspeisen von Daten fithrt dazu, dass eine geschlechtsspezi-
fische Diskriminierung von Minnern und Frauen bereits im Vorfeld ver-
hindert oder zumindest verringert wird. Hierzu wurde eine Studie be-
auftragt, die zunichst den bereits existierenden Rahmen zur Regulierung
von Kl herausarbeitet, die auch auf Fragen der Diskriminierung eingehen.
Die Studie sichtet zunichst bereits bestehende Leitlinien- und Prinzipi-
envorschlige und arbeitet jene heraus, welche einen Schwerpunkt auf der
Anti-Diskriminierung von Mann und Frau haben oder bereits konkretere
Uberlegungen zur Vermeidung von Diskriminierungen allgemein anstel-
len. Im Anschluss sollen sie an den Vorgaben des deutschen Rechtssys-
tems gemessen werden. Auf dieser Grundlage und unter Rickgriff auf
vorhandene Studien sollen die Teile der Richtlinien itbernommen bzw.
weiter- oder neuentwickelt werden, die geeignet sind, bei der Entwick-
lung und Nutzung von Kl konkrete Handreichungen zu bieten, wie Ge-
schlechtsdiskriminierungen im Vorfeld vermieden werden.
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Ministerium fiir Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt, Natur

und Digitalisierung: Die Landesregierung hat sich in Art.12 des Entwur-
fes eines Gesetzes zur Forderung der Digitalisierung und Bereitstellung

von offenen Daten und zur Erméglichung des Einsatzes von datengetrie-
ben Informationstechnologien in der Verwaltung (Digitalisierungsgesetz,
LT-Drs. 19/3267) mit den im Beschluss aufgeworfenen Fragen der Diskri-
minierung beim Einsatz von Algorithmen auseinandergesetzt und schligt

eine Regulierung des Einsatzes von Algorithmen in der Landesverwaltung

u.a. zur Vermeidung von Diskriminierung vor. So untersagt Art.12 § 2 des

Gesetzentwurfs bestimmte Einsatzszenarien. Danach soll der Einsatz von

Algorithmen bei der Ausiibung unmittelbaren Zwangs gegen das Leben

und die korperliche Unversehrtheit natiirlicher Personen im Verwaltungs-
vollzug, bei der Verarbeitung personenbezogener Daten zum Zweck der

Beurteilungen der Personlichkeit, der Arbeitsleistung, der physischen und

psychischen Belastbarkeit, der kognitiven oder emotionalen Fihigkeiten

von Menschen, der Erstellung von Prognosen tber die Straffilligkeit ein-
zelner Personen oder Personengruppen, zur massenweisen Identifikation

von Personen bei Versammlungen oder Veranstaltungen anhand von bio-
metrischen Merkmalen und beim Erlass eines Verwaltungsakts, bei dem

ein Ermessen oder ein Beurteilungsspielraum besteht, untersagt werden.
Weiterhin sieht Art.12 § 9 zur Vermeidung von Diskriminierung u.a. vor,
dass je hoher der Grad der Automation ist, desto umfangreichere Maf3-
nahmen zur Gewihrleistung der Beherrschbarkeit der datengetriebenen

Informationstechnologien zu ergreifen sind. Neben den genannten Rege-
lungsvorschligen enthilt der Gesetzesvorschlag weitere technische und

organisatorische Regelungen, die sicherstellen sollen, dass der Einsatz von

Algorithmen in der Landesverwaltung den verfassungsrechtlichen Vorga-
ben, insbesondere der Vermeidung von Diskriminierung, entspricht.

Die Landesregierung bringt sich zudem im Rahmen Threr Méglichkeiten

in die Regulierung des Einsatzes von Algorithmen auf Bundes- und euro-
péischer Ebene fiir die Vermeidung von diskriminierender Wirkung von

Algorithmen ein.
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Landesgruppe Schleswig-Holstein in der SPD-Bundestagsfraktion:
Algorithmen organisieren lingst grof3e Teile des 6ffentlichen Lebens und
bestimmen unsichtbar die Ablaufe unseres Alltags. Als unabdingbarer
Bestandteil automatisierter digitaler Prozesse geben sie Handlungswege

vor und begegnen uns nicht nur am Fahrkartenautomaten, sondern auch
in der Auswahl der uns gezeigten Inhalte im Internet und auf Social Me-
dia. Damit iiben sie mehr und mehr Macht aus, die jederzeit Objekt de-
mokratischer Kontrolle sein muss. Die Uberpriifbarkeit algorithmischer
Systeme ist daher ein wichtiger Aspekt der digitalpolitischen Agenda der
neuen Bundesregierung unter Fithrung der SPD. Starke Nutzerrechte,
klare Meldeverfahren und konsequente Verfahren gegen Falschinforma-
tion zdhlen zum Kern dieser Politik, die darauf zielt, die Zivilgesellschaft
starker in digitalpolitische Vorhaben einzubeziehen und vor allem in

Punkto Diversitit zu unterstiitzen. Die bisherigen Rechtsrahmen sollen

auf Grundlage der europdischen Vorgaben umfassend iiberarbeitet und

modernisiert werden. Dazu zahlt auch eine Gesetzesinitiative, die de-
zidiert dem Kampf gegen digitale Gewalt gewidmet ist und Betroffene

wirksam unterstiitzt. Friedvolles Zusammenleben in einer vielfiltigen

Gesellschaft auch in digitalen Riumen ganzheitlich umzusetzen ist seit

jeher Pramisse sozialdemokratischer Politik, die Unterschiede achtet und

abweichende Interessen konstruktiv verhandelt. Deswegen setzt sich die

Fraktion der SPD im Bundestag dafiir ein, die Funktionsweise von Al-
gorithmen, ihre Datengrundlagen und Protokolle, 6ffentlicher Kontrolle

zu unterziehen und transparent zu machen. Uber die Wirkung und die

Risiken algorithmischer Systeme muss in geeigneter und verstandlicher

Weise informiert werden. Auch auf europdischer Ebene muss, beispiels-
weise tiber den Digital-Service-Act, eine Kontrolle der relevanten Para-
meter der Entscheidungsalgorithmen, die zum Anbieten von Inhalten auf
Plattformen sozialer Netzwerke verwendet werden, moglich sein. (Tim

Klissendorf, MdB)
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Landesgruppe Schleswig-Holstein in der Biindnis 9o/DIE GRU-
NEN-Bundestagsfraktion: Durch das verstirkte Aufkommen von

automatisierten, auf Algorithmen beruhenden Entscheidungssystemen,
darauf machen wir als Griine Bundestagsfraktion seit langem deutlich,
geraten die informationelle Selbstbestimmung des Einzelnen und miih-
sam erkampfte gesellschaftliche Solidarsysteme unter erheblichen Druck.
Als Griine wollen wir eine gute Regulierung, die den Grundrechtsschutz

der Menschen sicherstellt und Diskriminierungen verhindert. Der Ko-
alitionsvertrag adressiert das Thema prominent. In ihm bekennen sich

SPD, Griine und FDP dazu, jeglicher Diskriminierung entgegenzuwirken.
Insbesondere unterstiitzt die Koalition ausdriicklich den EU-Vorstof3 zur

Regulierung der Nutzung Kiinstlicher Intelligenz durch den sog. ,, Artifi-
cial Intelligence Act”. Die neue Regierung setzt auf einen mehrstufigen,
risikobasierten Ansatz, wahrt digitale Biirgerrechte — insbesondere die

Diskriminierungsfreiheit —, definiert Haftungsregeln und vermeidet zu-
gleich innovationshemmende ex-ante-Regulierung. Hierfiir haben wir

uns als Griine stark gemacht.

324

34. Veranstaltung ,,Jugend im Landtag”



Stellungnahmen

325



Tobias von der Heide im Gesprach mit den Jugendlichen




. | % |
] = Mia Marten | 3 P8l Juiina Sechopp
7 Mikias Bindear § # Gk

-I

Abstimmung tiber die Antrige



Der Prisident des
Schleswig-Holsteinischen Landtages
Diisternbrooker Weg 70, 24105 Kiel

Referat fiir Offentlichkeitsarbeit
E-Mail: registratur@landtag.ltsh.de
sh-landtag.de

Gestaltung: amatik Designagentur, Kiel
Fotos: Lea Sophie Meyer
Druck: Schmidt & Klaunig, Kiel

Weitere Fotos und Dokumente unter
sh-landtag.de/service/jugend-im-landtag


mailto:registratur%40landtag.ltsh.de?subject=
https://www.landtag.ltsh.de/
http://sh-landtag.de/service/jugend-im-landtag

	Titel
	Schmutztitel
	Inhaltsverzeichnis
	Geschäftsordnung
	Programm
	Präsidium „Jugend im Landtag“ 2021
	Presseteam 2021
	Teilnehmende Abgeordnete
	Grußwort
	Anträge
	Dringlichkeitsanträge
	Arbeitskreis 1 
„Gesundheit – Arbeit – Rente – Wohnen – Umwelt – ÖPNV“
	Arbeitskreis 2 
„Schule – Ausbildung“
	Arbeitskreis 3
„Inneres – Recht – Energie – Wirtschaft – Digitalisierung“

	Beschlüsse
	Arbeitskreis 1 
„Gesundheit – Arbeit – Rente – Wohnen – Umwelt – ÖPNV“
	Arbeitskreis 2 
„Schule – Ausbildung“
	Arbeitskreis 3 
„Inneres – Recht – Energie – Wirtschaft – Digitalisierung“

	Stellungnahmen
	Arbeitskreise 1 
Gesundheit – Arbeit – Rente – Wohnen – Umwelt – ÖPNV
	Arbeitskreis 2 
„Schule – Ausbildung“
	Arbeitskreis 3 
„Inneres – Recht – Energie – Wirtschaft – Digitalisierung“

	Impressum

